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Deutschland ist ein vielfaltiges Land. Seine Vielfalt ist Teil der Erfolgsgeschichte der Bundesrepublik. Aber es sind
zunehmend Disparititen - also ungleiche Lebensverhéltnisse - zu beobachten zwischen und innerhalb von Regionen und
ihren Entwicklungen; nicht nur zwischen Ost und West, sondern auch zwischen Nord und Std. Betroffen sind tiberhitzte
Ballungsgebiete ebenso wie urbane Gegenden oder lindliche Rdume. Es besteht die Gefahr, dass sich die erkannten
Ungleichgewichte verfestigen oder zunehmen.

Um dem entgegenzuwirken, hat die Bundesregierung die Kommission ,Gleichwertige Lebensverhiltnisse” eingesetzt. Thre sechs
Arbeitsgruppen haben sich intensiv mit Ursachen der Ungleichheit und méglichen Gegenmafinahmen auseinandergesetzt und
dazu zahlreiche Vorschldge vorgelegt, um ldndliche wie stadtische Regionen nachhaltig attraktiv, wirtschaftlich vital, lebenswert
und demografiefest zu gestalten. Wir, die drei vorsitzfiihrenden Minister und Ministerinnen der Kommission, haben daraus die
nachstehenden Schlussfolgerungen gezogen. Unsere hier vorgestellten Empfehlungen sind breit gefichert und reichen von der
Etablierung eines gesamtdeutschen Fordersystems fir strukturschwache Regionen iiber die Verbesserung der Verkehrs- und
Digitalinfrastruktur, den Ausbau von Kindertagesstatten (Kitas), der Dezentralisierung der 6ffentlichen Verwaltung bis zu einem
Bundesprogramm Barrierefreiheit.

Die Umsetzung der Mafinahmen wird eine Querschnittsaufgabe sein, die Bund, Linder und Kommunen gleichermafien betrifft.
In dieser Legislaturperiode und weit dariiber hinaus gilt es, die Weichen fir die Schaffung gleichwertiger Lebensverhaltnisse zu
stellen. Gemeinsam kénnen wir Deutschland nachhaltig zukunftsfest machen.
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I. Auftrag und Arbeit der Kommission
»,Gleichwertige Lebensverhiltnisse“

Auftrag und Ziel

Gleichwertige Lebensverhéltnisse bedeuten gute Entwick-
lungschancen und faire Teilhabemoglichkeiten fiir alle in
Deutschland lebenden Menschen, unabhingig vom Wohnort.
Hier besteht erheblicher Handlungsbedarf. Deshalb hat die
Bundesregierung, wie im Koalitionsvertrag der 19. Legislatur-
periode vorgesehen, die Kommission ,,Gleichwertige Lebens-
verhaltnisse” eingesetzt. Auftrag der Kommission war es, eine
gerechte Verteilung von Ressourcen und Moglichkeiten fiir alle
in Deutschland lebenden Menschen zu untersuchen und Vor-
schldge zu entwickeln, um diese Gleichwertigkeit zu erreichen.
Mit den Vorschlédgen sollen in der 19. Legislaturperiode und
dariiber hinaus effektive und sichtbare Schritte hin zu einer
Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse gegangen werden.
Dies soll auch dazu beitragen, die mannigfaltigen Folgen durch
den Wegzug aus vielen Regionen und den Zuzug in andere
Regionen abzumildern.

Zusammensetzung und Arbeitsstrukturen

Die Kommission tagte unter Vorsitz des Bundesministers des
Innern, fiir Bau und Heimat. Die Co-Vorsitze ibernahmen die
Bundesministerin fiir Erndhrung und Landwirtschaft sowie die
Bundesministerin fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend.
Vertreten waren dartiber hinaus

+ die Gbrigen Bundesressorts einschlieflich der Beauftragten
der Bundesregierung fir Kultur und Medien, des Beauf-
tragten der Bundesregierung fiir die neuen Lander, der
Beauftragten fiir Migration, Fliichtlinge und Integration,

» die 16 Lander,

+ die drei kommunalen Spitzenverbinde (Deutscher Land-
kreistag, Deutscher Stidtetag, Deutscher Stadte- und
Gemeindebund).

Gemif dem Einsetzungsbeschluss des Bundeskabinetts vom
18.Juli 2018 hat sich die Kommission in sechs Facharbeitsgrup-
pen (FAG) mit folgenden Themenkomplexen befasst:

«  FAG 1: ,Kommunale Altschulden“
(Vorsitz: Bundesministerium der Finanzen, Co-Vorsitze:
Saarland, Rheinland-Pfalz und Deutscher Stidtetag),

«  FAG 2: ,Wirtschaft und Innovation®
(Vorsitz: Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie,
Co-Vorsitze: Bayern und Mecklenburg-Vorpommern),

- FAG 3:,,Raumordnung und Statistik”
(Vorsitz: Bundesministerium des Innern, fiir Bau und
Heimat, Co-Vorsitze: Bundesministerium fiir Erndhrung
und Landwirtschaft und Brandenburg),

«  FAG 4: ,Technische Infrastruktur®
(Vorsitz: Bundesministerium fiir Verkehr und digitale
Infrastruktur, Co-Vorsitze: Nordrhein-Westfalen und
Deutscher Landkreistag),

«  FAG 5:,Soziale Daseinsvorsorge und Arbeit“
(Vorsitz: Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales,
Co-Vorsitze: Bundesministerium fiir Gesundheit und
Schleswig-Holstein),

« FAG 6: ,Teilhabe und Zusammenhalt der Gesellschaft”
(Vorsitz: Bundesministerium fir Familie, Senioren, Frauen
und Jugend, Co-Vorsitze: Hamburg und Deutscher Stadte-
und Gemeindebund).

Die Facharbeitsgruppen waren aufgefordert, sich auf Schwer-
punkte zu fokussieren.



Gemeinsames Verstindnis von gleichwertigen
Lebensverhiltnissen

Unsere Stiadte und Regionen machen mit ihren Unterschieden
die Vielfalt unseres Landes aus. Je nach Lebensphase und
-perspektive bietet jeder Ort den Biirgerinnen und Biirgern
verschiedene Moglichkeiten, ihr Leben zu gestalten und
individuelle Interessen zu verwirklichen. Dazu gehéren auch
gute Arbeits- und Erwerbsmoglichkeiten. Den Menschen
sollen keine Nachteile daraus entstehen, in einer bestimmten
Region ihren Lebensmittelpunkt zu haben. Alle Kommunen,
also Landkreise, Stadte und Gemeinden, sollen deshalb in die
Lage versetzt werden, attraktiv, lebenswert und wirtschaftlich
erfolgreich zu sein, ihre Starken weiterzuentwickeln und

eine erreichbare Grundversorgung und Daseinsvorsorge
sicherzustellen.

Um die Lebensverhaltnisse in einem Ort, einer Stadt oder
Region zu erfassen, ist ein breites Spektrum an relevanten
Faktoren zu berticksichtigen. Dazu zdhlen etwa der demo-
grafische Wandel, die wirtschaftliche Entwicklung, der
regionale Arbeitsmarkt, Siedlungs- und Infrastrukturen,
landschaftliche und nattirliche Gegebenheiten, Einkaufs-,
Bildungs-, Kultur-, Sport- und Freizeitmoglichkeiten sowie
zivilgesellschaftliche Strukturen. Bei der Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhiltnisse handelt es sich fachlich um eine
Querschnittsaufgabe aller Ressorts und Ebenen.

Die Lebensverhiltnisse in den Regionen werden von Menschen
individuell unterschiedlich eingeschitzt. Ob Menschen an
ihrem Wohnort bleiben oder an einen anderen Ort ziehen,

hat mit personlichen Praferenzen, beruflichen Perspekti-

ven, familidren oder anderen privaten Griinden zu tun. Die
Zuwanderung aus der EU und von Fachkréften aus Drittstaaten
zeigt, dass die Lebensverhiltnisse in Deutschland im inter-
nationalen Vergleich attraktiv sind.

Die Infrastrukturen und die Daseinsvorsorge sollen den
Menschen tiberall in Deutschland gute Lebensperspektiven
und Chancen auf echte Teilhabe er6ffnen. Dieser Anspruch
gilt fir Frauen wie Ménner, fiir Kinder und Jugendliche, fiir
junge Familien, fir Menschen im erwerbsfihigen Alter ebenso
wie flr dltere Menschen und Menschen mit Behinderung.
Deshalb liegt ein besonderes Augenmerk auf der regionalen
und der kommunalen Ebene. Wihrend viele Faktoren, die
Lebensverhiltnisse beeinflussen, individuell gegeneinander
abgewogen werden kénnen (giinstiger oder teurer Wohn-
raum, naher oder weit entfernter Arbeitsplatz, Kultur- oder
Naturnihe), miissen bestimmte Infrastrukturen und Angebote
in einem Mindestmaf verfiigbar und erreichbar sein (Grund-
versorgung). Dabei gilt es, die traditionelle Stirke Deutschlands
mit seiner dezentralen Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur
auch in Zeiten des Wandels zu erhalten.

Es ist ein zentrales politisches Ziel, die Gleichwertigkeit

der Lebensverhiltnisse in allen Regionen Deutschlands zu
schaffen. Deshalb sollen die Ressourcen der 6ffentlichen Hand
vorrangig so eingesetzt werden, dass in allen Regionen gleich-
wertige Angebote und Entwicklungschancen geboten werden
konnen. Im Ergebnis soll der gesellschaftliche Zusammenhalt
in unserem Land gesichert werden.
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I1. Situationsbeschreibung -
Gleichwertige Lebensverhiltnisse
nicht gegeben

Wenn wir auf Deutschland blicken, sehen wir Stiadte, Gemein-

den und Kreise, die in vielen Bereichen sehr unterschiedliche
Lebensverhiltnisse zeigen. Zum einen finden junge Familien
mit mehreren Kindern in vielen Stidten nur schwer eine
grofiere und dennoch bezahlbare Wohnung, zum anderen
konnen pflegebedirftige Menschen in Gebieten mit hohen

Wohnungsleerstinden ihr Eigenheim kaum noch zu angemes-
senen Preisen verkaufen. In Ballungsriumen mit Zuzug wichst

der Bedarf an Schulen und Kitas, in Regionen und Orten mit
sinkender Kinderzahl werden Schulen geschlossen und die

Schulwege immer weiter. Wihrend in prosperierenden Stidten
die Arztdichte hoch und das Krankenhaus nicht weit ist, sind in
schwierigen Vierteln die Wartezeiten auf Termine oft ein Prob-
lem. In lindlichen Regionen finden Arzte oft keine Nachfolger
und Krankenhiuser werden geschlossen, sodass auch hier die
Versorgung schwerer erreichbar wird. Ehe die Disparititen im
Einzelnen betrachtet werden sollen, werden zunichst zentrale
Faktoren dargestellt, die ganz wesentlich zu den Entwicklungen
und Disparititen beitragen.

Bevolkerungsentwicklung 2016-2017 +0,3% +2,6 % -2,8%
Bevolkerungsentwicklung 2008-2017 +0,9 % +13,6 % -123%
Anteil dlterer Menschen (iiber 65 Jahre) 21,8% 16,7 % 27,8%
Anteil Kinder und Jugendliche 16,4 % 19,7 % 13,0%
Angebotsmieten 7,27 €/m? 5,19 €/m? 10,3 €/m?
Leerstandsquote (Wohnungen) 48 % 2,0% 9,0%
Verfiigbares Einkommen je Einwohner/-in 21.717 € 25253 € 18.589 €
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner/-in 35.573 € 59.538 € 22.295 €
Arbeitslosenquote 4,7 % 1,8% 8,4 %
Entwicklung Arbeitsvolumen 2000 zu 2016 (pro Jahr) +0,9 % +15,5% -14,5 %
Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschiftigten in 10,5 % 229% 31%
wissensintensiven Branchen

Leitungsgebundene Breitbandversorgung der privaten 76,7 % 95,8 % 53,5%
Haushalte (50 MBit/s)

Breitbandverfiigbarkeit mit LTE in der Fldche einer 90,0 % 100,0 % 59,3 %
Gemeinde

Erreichbarkeit Lebensmittelladen 4,1 km 1,3 km 8,2km
Erreichbarkeit Hausarzt/-arztin 3,7km 1,2 km 7,5 km
Erreichbarkeit Kinderarzt/-arztin 10,1 km 3,3km 19,3 km
Erreichbarkeit Krankenhaus (Regelversorgung) 18,2 km 7,2 km 32,4 km
Erreichbarkeit Grundschule 3,3km 1,2km 6,6 km
Schulabginger/-innen ohne Hauptschulabschluss 8,8 % 51% 14,3 %
Personen in SGB II-Bedarfsgemeinschaften 6,7 % 2,5% 12,5%
Betreuungsquote unter 3-Jahrige in der 334 % 54,7 % 20,6 %
Kindertagesbetreuung

Personalschliissel in Kindertagestitten (Anzahl Kinder pro 8,6 Kinder 6,7 Kinder 11,3 Kinder
Betreuungskraft)

Steuerkraft je Einwohner/-in 1.042 € 2.248 € 443 €
Kommunale Kassenkredite je Einwohner/-in 604 € 0€ 2443 €




1. Zentrale Faktoren des wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Wandels in Deutschland

Demografischer Wandel

Deutschland erlebt wie viele westliche Industrienationen
einen demografischen Wandel. Zwar ist die Einwohnerzahl
Deutschlands ungeachtet eines Geburtendefizits aufgrund
von Wanderungsgewinnen gestiegen, dennoch wird in vie-
len Regionen vor allem die Bevolkerung im erwerbsfihigen
Alter voraussichtlich deutlich zuriickgehen. Die Zuwande-
rung aus der EU oder Drittstaaten gleicht diesen Riickgang
nur teilweise aus. Regionen kdnnen vom demografischen
Wandel sehr unterschiedlich betroffen sein. In einigen, viel-
fach strukturschwachen und landlichen Regionen sind
Alterung und Bevolkerungsriickginge stark ausgepragt. Vor
allem junge Menschen in der Lebensphase von Ausbildung
oder Studium, Arbeitssuche und Familiengrindung wandern
ab. In der Folge stehen diese Regionen vor groflen Heraus-
forderungen. Diese sind insbesondere fehlende Arbeitskrifte,
Gebiude- und Wohnungsleerstinde und verdanderte Bedarfe
bei Infrastrukturen, Daseinsvorsorge sowie deren Erreichbar-
keit. Demgegeniiber weisen viele Stidte und Metropolrdume
mit ihrem Umland sowie einige ldndliche Rdume anhaltende
Bevolkerungszuwéchse auf. Dies tragt dort zu Wohnraum-
mangel, iberlasteten Verkehrssystemen oder Engpéssen bei
Betreuungs- und Bildungsangeboten bei.

Globalisierung

Die Liberalisierung des Welthandels und neue Technologien
haben eine zunehmende Globalisierung von Wirtschaft und
Kultur erméglicht, die die Lebens- und Arbeitsbedingungen
sowie Konsum-, Kommunikations- und Reisemdglichkeiten
deutlich verdndert hat. Die EU hat einen grofien Binnenmarkt
mit freiem Waren- und Kapitalverkehr sowie Personen- und
Dienstleistungsfreiziigigkeit geschaffen. Als eine der fithrenden
Exportnationen profitiert Deutschland insgesamt, wenn auch
regional unterschiedlich, von diesen Entwicklungen. Deutsch-
lands Wettbewerbsfiahigkeit auf den Weltmairkten griindet sich
dabei weniger auf niedrigen Produktionskosten als vielmehr
auf Technologie und Qualitit. Eine wichtige Rolle spielen auch
gute Infrastrukturen, gut ausgebildete Fachkrifte und gesell-
schaftliche Stabilitat. Die Wirtschafts- und Finanzkrise der
Jahre 2008/09 hat zum einen die Risiken im globalen Finanz-
wirtschaftssystem gezeigt, zum anderen auch die relative
Resilienz, das heifit Robustheit oder Anpassungsfihigkeit, der
mittelstdndisch und dezentral strukturierten deutschen Wirt-
schaft. Dazu haben entsprechende fiskal- und geldpolitische
Maf!nahmen beigetragen.

Digitalisierung

Die Anwendungsmoglichkeiten moderner Informations-
und Kommunikationstechnologien bieten Biirgerinnen
und Biirgern, Unternehmen und Verwaltungen den Zugang
zu Mirkten und Innovationen. Dadurch kénnen Entfer-
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nungen iberwunden und die Lebensqualitit und Teilhabe am
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben
unabhingiger vom Wohn- oder Arbeitsort werden. Voraus-
setzungen dafiir sind eine moderne digitale Infrastruktur in
der Flache, angepasste institutionelle Regelungen sowie eine
Befdhigung der Menschen, um die Vorteile der Digitalisie-
rung nutzen zu kénnen. Die Digitalisierung bietet Potenzial

fiir neue Geschiftsfelder und damit auch Chancen auf neue
Arbeitsplatze, Markte und Technologien, um das Leben und die
Arbeit der Menschen zu verbessern. Sie begiinstigt aber auch
den Abbau von Arbeitspldtzen mit standardisierbaren Tatig-
keiten. Deutschland ist fithrend bei der Automatisierung und
der Vernetzung von Menschen und Maschinen im Bereich

der industriellen Produktion und geht die Nutzung Kiinst-
licher Intelligenz mit groflem Engagement an. Viele Ideen und
Produkte entstehen in sogenannten Start-ups; diese benétigen
gute Rahmenbedingungen, um einer Griindergeneration von
Menschen mit Mut und Kreativitit die Gelegenheit zu geben,
neue Arbeitsplitze zu schaffen, neue Losungen fiir die Mobilitat
und andere Alltagsfragen zu finden sowie internationale Netz-
werke zu griinden. Auch in vielen anderen Lebensbereichen,
von der Bildung tiber die medizinische Betreuung bis zum
ehrenamtlichen Engagement, bewirkt die Digitalisierung
einen beschleunigenden soziokulturellen Wandel und bietet
neue Chancen. Die Menschen und Regionen miissen aber auch
unterstitzt werden, damit die steigenden Anforderungen der
Informations- und Wissensgesellschaft nicht zu neuen Dispari-
taten oder Benachteiligungen fiihren.

Gesellschaftliche Verinderungen

Die gesellschaftliche Entwicklung ist gekennzeichnet durch
immer starkere Individualisierung, grofere soziale Unter-
schiede, eine zunehmende Vielfalt an Lebensstilen und Formen
des Zusammenlebens. Kleinere Familien mit nicht mehr am
Ort lebender Verwandtschaft, eine hohe Qualifikation und
Erwerbstatigkeit von Frauen und Mannern, Multilokalitat und
lebenslanges Lernen verdndern Alltag und Arbeitsleben der
Einzelnen und der Familien. Sie beeinflussen aber auch das
Freizeitverhalten, das zivilgesellschaftliche Engagement und
den Zusammenhalt am Wohnort.

Nachwirkungen der deutschen Teilung

Die unterschiedlichen Wirtschafts- und Gesellschaftssysteme
im geteilten Deutschland und die Umbriiche der Wende-

zeit wirken auch heute noch nach. Uber den Solidarpakt,

den Fonds Deutsche Einheit, den Landerfinanzausgleich, die
Sozialversicherungen und Foérderprogramme wurde der Trans-
formationsprozess in Ostdeutschland entscheidend gestaltet
und finanziert. Gleichzeitig profitierten die wirtschaftsstarken
Regionen Westdeutschlands von neuen Absatzméarkten und
der Zuwanderung junger qualifizierter Arbeitskréfte. Trotzdem
bleibt weiterhin - ungeachtet moderner Infrastrukturen und
deutlich gesunkener Arbeitslosigkeit - ein wirtschaftlicher
Rickstand, unter anderem bedingt durch die dort kleinteiligere
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Wirtschaftsstruktur und fehlende Zentralen der Groflunter-
nehmen. Auch in der alten Bundesrepublik konnten Unter-
schiede zwischen den Regionen nur in einem jahrzehntelang
dauernden Prozess angeglichen werden. 30 Jahre nach dem
Fall der Mauer ist vieles erreicht, gleichwohl sind in einigen
Bereichen die Folgen der Teilung und Wendezeit noch erkenn-
bar, in anderen nicht mehr. Heute gilt es deshalb, die Gleich-
wertigkeit der Lebensverhdltnisse nicht mehr getrennt nach
Ost und West, sondern mit Blick auf bestehende Problemlagen
und aktuelle Entwicklungen anzugehen.

2. Raumliche Strukturen und Wohnraum

Die historisch gewachsene, dezentrale Siedlungs- und Wirt-
schaftsstruktur ist eine der sozio6konomischen Starken
Deutschlands. Stddte und landliche Raume sind vielschich-
tige und facettenreiche Lebensraume, die sich hinsichtlich
ihrer Kultur- und Naturlandschaften, Geschichte sowie der
Entwicklung von Bevolkerung, Wirtschaft und Kultur unter-
scheiden. Zu grofle raumliche Disparititen stellen jedoch den
gesellschaftlichen Zusammenhalt in Deutschland in Frage. Die
Zusammenlegung zu grof3en Einheiten schwicht die Identi-
fikation mit der Heimatgemeinde oder dem Heimatkreis, ver-
ringert die Erreichbarkeit von Verwaltungen und Kommunal-
politik und 16st oft Akzeptanzprobleme aus.

Lindliche Raume weisen mit (Klein-)Stidten und Gemeinden
sehr unterschiedliche Potenziale und Herausforderungen

auf. Einerseits gibt es prosperierende lindliche Regionen mit
dynamischen Unternehmen, qualifizierten Arbeitsplatzen
und bezahlbarem Wohnraum und hoher Lebensqualitit.
Andererseits gibt es solche mit gravierenden 6konomischen
und sozialen Defiziten wie fehlenden Arbeitsplatzen sowie
Leerstand und Funktionsverlusten der Ortskerne. Dazwischen
gibt es eine grofle Spannweite an Regionen mit differenzierten
Stiarken und Schwichen. Eine diinne Besiedlungsdichte und
grofiere Entfernungen zu den Zentren bringen besondere
Herausforderungen fiir flichendeckende Versorgungs- und
Mobilitdtsangebote mit sich.

Ballungsgebiete und Grof3stidte profitieren vielfach von
offentlichen Einrichtungen und grofleren Unternehmen.

In vielen Stiddten ziehen Menschen zu oder sie pendeln zur
Arbeit hinein. Aber auch die Situation in Ballungsgebieten und
Stddten ist auflerordentlich differenziert. Es gibt attraktive
Stidte und Stadtteile mit Zuzug, Arbeitspldtzen und breiten
kulturellen Angeboten, aber auch solche, die aufgrund wirt-
schaftlicher Umbriiche Arbeitspldtze und Bevolkerung verloren
haben, deren Bausubstanz und Infrastruktur deutliche Spuren
des Strukturwandels zeigen.

Die Wohnraumversorgung in Deutschland ist regional unter-
schiedlich und fithrt zu groflen Differenzen bei Mieten und
Baulandpreisen. Kommunen mit angespanntem Wohnungs-

markt und hohem Bedarf am Bau neuer und bezahlbarer Woh-
nungen (re-) aktivieren Flichen, insbesondere Brachflichen
im Innenbereich mit guter OPNV-Anbindung. Fiir Planungs-
prozesse und Bauvorhaben fehlen dabei vielfach ausreichende
personelle und finanzielle Ressourcen. Oft geht dies nicht so
schnell vonstatten, wie es angesichts des Wohnraummangels
wiinschenswert wire. Demgegeniiber verliert Wohneigentum
in Gebieten mit hohem Leerstand drastisch an Wert.

Anderungen der Einzelhandelsstruktur und Konsumgewohn-
heiten, die Aussiedlung von Gewerbebetrieben und die Konzen-
tration offentlicher Einrichtungen haben den Ortskernen

viele Angebote und Funktionen genommen und mindern die
Attraktivitat der betroffenen Orte und Regionen. Bundesweit
kann gut ein Viertel der Bevolkerung, vor allem in den diinn
besiedelten landlichen Regionen, einen Lebensmittelmarkt
nicht fullaufig erreichen. Zudem liegen Wohn- und Arbeitsort
immer hiufiger in unterschiedlichen Gemeinden mit der Folge,
dass Pendlerzahlen und -entfernungen steigen.

Bund und Lander unterstiitzen die Stadt- und Ortsentwick-
lung in vielfaltiger Weise, insbesondere iber die Stddtebau-
forderung und Dorfentwicklung. Demgegentiiber brechen tiber
Modellprojekte aufgebaute Strukturen und Prozesse oft nach
deren Beendigung weg, wenn eigenstindige Folgeprozesse und
-mafinahmen nicht implementiert werden.

3. Soziale Daseinsvorsorge

Angebote der sozialen Daseinsvorsorge und Teilhabemog-
lichkeiten der Menschen vor Ort entscheiden tber die Lebens-
qualitdt und sind fir Kommunen wichtige Standortfaktoren.
Eine hohe Bedeutung haben beispielsweise Arztpraxen,
Krankenhduser und Pflegeeinrichtungen, Kindergirten,
Schulen, Bibliotheken, Kultureinrichtungen, Dorfgemein-
schaftshauser, Sport- und Spielplitze sowie Einkaufs-
moglichkeiten. Dabei besteht ein Bedarf nach differenzierten
Angeboten fiir alle Lebensphasen. Das Vorhandensein und die
Qualitit von Angeboten sind fiir die Lebensverhéltnisse der
Menschen, fiir ihre Entscheidungen zum Bleiben, fir Zu- oder
Wegzug sowie fiir Standortentscheidungen von Unternehmen
relevant. In abgelegenen Regionen und solchen mit Bevolke-
rungsriickgang erleben die Menschen einen spiirbaren Riick-
bau offentlicher Infrastrukturen und von Nahversorgungsan-
geboten mit negativen Auswirkungen auf die Attraktivitét des
Umfelds.

Kindertagesstitten und Kindertagespflege sind eine wesent-
liche Grundlage fir die Entwicklungs- und Teilhabechancen
ftr alle Kinder. In den Landern und zwischen den Kommunen
unterscheiden sich die Angebote jedoch zum Teil erheblich;
Unterschiede bestehen etwa bei den Offnungszeiten, dem
Personalschliissel oder der Hohe der Elternbeitrage. Ange-
sichts der hohen Bedeutung der Kindertagesbetreuung



sowohl fir die frithkindliche Bildung als auch fiir die bessere
Vereinbarkeit von Familie und Beruf lauft diese starke regionale
Heterogenitit dem Ziel gleichwertiger Lebenschancen fiir
Kinder und Eltern zuwider. Dabei ist zu berticksichtigen, dass
die Kinderbetreuung ein wesentlicher Kostenfaktor in vielen
Kommunen ist.

Auch in der Grundschulzeit werden durch gute Bildung,
Betreuung und Erziehung wichtige Grundlagen fiir eine her-
kunftsunabhingige Entwicklung gelegt. Rund zwei Drittel der
Grundschulen verfiigen {iber Ganztagsangebote. Trotz der
steigenden Zahlen hat jedoch fast jedes finfte Kind kein oder
nur ein unzureichendes Betreuungsangebot.

Allein in Kitas ist die Zahl des pidagogischen Personals in den
letzten zehn Jahren massiv gestiegen. Da die Nachfrage immer
weiter steigt, fehlen bis 2025 trotzdem rund 190.000 Erzieherin-
nen und Erzieher fiir Kita- und Grundschulkinder. Hier besteht
ein besonderer Bedarf an Fachkraften.

Besonders auf kommunaler Ebene, dort wo Biirgerinnen

und Biirger die Angebote nutzen, werden Bildung, Weiter-
bildung und Betreuungsangebote zunehmend relevante
Standortfaktoren. Dies gilt fiir wohnortnahe Schulen auch

in lindlichen Raumen, fiir attraktive Ausbildungsplitze und
den Zugang zu Hochschul- und Weiterbildung. Kommunen,
die ein aktives Standortmarketing betreiben, verweisen
heutzutage auch auf die Besonderheiten der kommunalen
Bildungslandschaft wie beispielsweise die digitale Ausstattung
der Schulen, ortsanséssige Fachhochschulen und Universitaten.
Zugiange zu vielfaltigen und passgenauen Angeboten des
lebensbegleitenden Lernens sind heute wichtiger denn je.

Jugendliche und junge Erwachsene haben aufgrund

des demografischen Wandels eine Schlisselrolle fiir die
Zukunftsperspektiven gerade ldndlicher Regionen. Die
meisten Jugendlichen und jungen Erwachsenen méchten
gern in ihrer Heimat bleiben. Fir Ausbildung und Studium
wihlen sie jedoch oft groflere Stidte mit entsprechenden
Bildungsangeboten. Nach der Ausbildung kénnen sich viele
vorstellen, in die Heimat zurtickzukehren. Sie machen diese
Entscheidung jedoch abhingig von der Verfiigbarkeit von
attraktiven Arbeitspldtzen, Wohnraum, Infrastrukturen und
Angeboten im Ort. Dies sind wesentliche Bedingungen, um
insbesondere jungen Familien die Moglichkeit zu geben, aus
den Ballungsrdumen aufs Land zu ziehen.

Die Integration ist in stidtischen und lindlichen Riumen
gleichermafen wichtig fiir das Zusammenleben. Wichtige
Orte sind neben dem Arbeitsplatz Kitas, Schulen und Vereine.
Deren Bestand konnte in manchen lindlichen Rdumen

durch den zusitzlichen Bedarf gefliichteter und zugezogener
Menschen gesichert werden. Vor allem in den Ballungsrdumen
nahm der Bedarf an Kitas und Schulen erheblich zu. Bei der
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Gestaltung der Integration brauchen die lindlichen Raume
ganz andere Unterstlitzung als Ballungsraume.

Die grofien Potenziale dlterer Menschen fir die Gesellschaft
kommen noch nicht ausreichend zur Entfaltung. Dies gilt
sowohl fiir die Einbindung alterer Menschen zum Beispiel
im Rahmen des biirgerschaftlichen Engagements als auch fir
die Weitergabe von Erfahrungswissen. Fiir dltere Menschen
und Menschen mit Behinderung sind die Themen Mobilitit,
Wohnen und Gesundheit von grofier Bedeutung. Gerade

fiir sie ist Barrierefreiheit auch in strukturschwachen
Regionen ein wichtiger Faktor, um ihnen in allen Regionen
ein selbstbestimmtes Leben in der Mitte der Gesellschaft zu
ermoglichen.

In den nichsten Jahren werden viele Arztinnen und Arzte in
den Ruhestand gehen. Gleichzeitig zeichnen sich Schwierig-
keiten ab, drztlichen Nachwuchs zu gewinnen. Zudem steigt
mit der wachsenden Zahl hochbetagter Menschen der
Unterstiitzungsbedarf. Gerade diese Entwicklungen stellen

die Gesundheits- und Pflegeversorgung vor grofle Heraus-
forderungen. Es gilt, eine wohnortnahe und qualitativ hoch-
wertige ambulante und stationire medizinische Versorgung
sowie gut ausgebaute und verlassliche Pflegestrukturen
nachhaltig zu gewihrleisten, um tiberall eine gleichbleibende
Lebensqualitit zu sichern und zu erhalten. Zielgerichtete Hilfe
im Vorfeld und Umfeld der Pflege kann den Pflegebedarf ver-
meiden, hinauszogern oder verringern. Dabei sind die Anteile
von stationdrer, ambulanter und familidrer Pflege in den Regio-
nen sehr unterschiedlich ausgeprégt. Bei der Versorgung mit
Haus- und Fachirztinnen und -drzten, Pflege- und Rettungs-
diensten sowie Apotheken steht in diinn besiedelten landlichen
Riumen die Erreichbarkeit im Vordergrund.

4. Wirtschaft und Innovation

Gleichwertige Lebensverhiltnisse und Wirtschaftskraft in

den Regionen stehen in einem engen Zusammenhang: Eine
florierende regionale Wirtschaft bietet den Menschen gute
Einkommensmaoglichkeiten und attraktive Arbeitsplétze. Die
mit hoher Wirtschaftskraft einhergehenden Steuereinnahmen
verschaffen den Kommunen die nétige Handlungsfahigkeit fiir
Investitionen in die Infrastruktur und 6ffentliche Angebote fir
die Biirgerinnen und Biirger.

Die gesamtwirtschaftliche Lage und die regionalpolitischen
Mafnahmen haben insgesamt dazu beigetragen, dass sich
wirtschaftlich weniger leistungsfahige Regionen in den letzten
Jahren positiv entwickelt haben. Gleichwohl bestehen zwischen
den Regionen Deutschlands weiterhin erhebliche 6kono-
mische Disparitdten, zum Beispiel bei Wachstum, Produkti-
vitdt und Arbeitslosigkeit und bei den Einkommen. Struktur-
schwache Gebiete gibt es tiberall in Deutschland, in Ost- und
Westdeutschland und in ldndlichen und urbanen Regionen.
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Vor diesem Hintergrund muss auch das Auslaufen des Solidar-
pakts II Ende 2019 betrachtet werden.

Auch mit Blick auf den Arbeitsmarkt zeigen sich erhebliche
Disparititen. Durch die positive gesamtwirtschaftliche Lage

in Deutschland und das Wachstum in den letzten zehn Jahren
ist die Arbeitslosenquote auf rund 5 % zuriickgegangen und
die Zahl der Beschiftigten ist auf rund 45 Millionen gestiegen.
Dieser Riickgang der Arbeitslosigkeit und ansteigender Fach-
kraftemangel lassen sich in nahezu allen Regionen beobachten.
Die Konzentration wirtschaftlicher Aktivititen auf die attrak-
tiven Grof3stidte und deren Umland hat jedoch zulasten vieler
peripherer lindlicher Rdume zugenommen, insbesondere in
Ostdeutschland. In strukturschwachen und vom demogra-
fischen Wandel stiarker betroffenen Regionen zeigt sich trotz
sinkender Arbeitslosigkeit eine gleichzeitig sinkende Erwerbs-
titigenzahl mit Auswirkungen auf die Entwicklungschancen
dieser Regionen. Grofiraumig betrachtet besteht nach wie vor
neben einem deutlichen Ost-West-Gefille ein zunehmendes
Nord-Siid-Gefille bei der Arbeitslosigkeit.

Auch die Relevanz sogenannter weicher Standortfaktoren
etwa in den Bereichen der frithkindlichen und schulischen
Bildung, der Vereinbarkeit von Familie und Beruf oder des
kulturellen Angebots, stellen neue Herausforderungen fiir
strukturschwache Regionen dar. Hier trifft man eher finanziell
unterdurchschnittlich ausgestattete Kommunen, die im Stand-
ortwettbewerb und auch bei der Daseinsvorsorge grofere
Schwierigkeiten haben. Haufig zeigt sich, dass Wirtschaftsfor-
derung und soziale Ortsentwicklung nur gemeinsam wirken.

5. Digitale Infrastrukturen und Mobilitit

Die Vorteile digitaler Infrastrukturen liegen auf der Hand:

Sie haben das Potenzial, Standortnachteile und grofe Entfer-
nungen auszugleichen. Unabdingbare Voraussetzung hierfiir
sind leistungsfiahige und flichendeckende Breitbandinfra-
strukturen sowie damit korrespondierende Mobilfunknetze.
Auch Wirtschaftsunternehmen aller Gréf3enordnungen sind
ohne entsprechende digitale Anbindung schon jetzt hidufig
nicht mehr arbeits-, konkurrenz- und entwicklungsfihig. Ohne
Digitalisierung fehlen heute viele Perspektiven fiir das Leben
und Wirtschaften vor Ort. Und ohne die erforderlichen tech-
nischen Infrastrukturen gibt es keine Digitalisierung. Digitale
Netze gehoren heute ebenso zur Daseinsvorsorge wie Energie-
und Wasserversorgung und sind letztendlich auch - wie es der
Bundespréasident formulierte - ,,Dableibe-Vorsorge* in land-
lichen Regionen. Der Ausbau der digitalen Infrastrukturen
kann insbesondere in lindlichen Raumen dazu beitragen, den
Zentralisierungsbewegungen in Richtung der Ballungsraume,
die hdufig mit hohen Kosten sowie Belastungen fiir Infra-
strukturen, Gesellschaft und Umwelt einhergehen, entgegen-
zuwirken und eine Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse in
ganz Deutschland zu erreichen.

Trotz erheblicher Forderanstrengungen von Bund, Landern
und Kommunen beim Ausbau leistungsfihiger Breitband-
festnetze sind viele Regionen, insbesondere in den land-
lichen Rdumen, von den gesteckten Zielen noch weit entfernt.
Lange Genehmigungsverfahren und fehlende Kapazitaten bei
den Bauunternehmen sind wesentliche Grinde dafiir, dass
Deutschland Schwierigkeiten hat, das Tempo hier zu erhéhen.

Auch beim Mobilfunk ist die Versorgungslage nicht zufrieden-
stellend. Selbst im &lteren Standard GSM (v. a. fiir die Sprach-
telefonie), aber erst recht beim 4G-Netz bestehen derzeit noch
erhebliche flichenbezogene Versorgungsliicken. Auf dem
Mobilfunkgipfel 2018 wurde vereinbart, bis Ende 2021 eine
Abdeckung von 99 % aller Haushalte in jedem Bundesland zu
erreichen. Die neuen Versorgungsauflagen aus der aktuellen
Frequenzversteigerung (5G) werden das mobile Internet noch
weiter in den landlichen Raum tragen. Diese Versorgungs-
auflagen beziehen sich bisher auf Haushalte und Verkehrswege
und nicht auf die Flache.

Trotz Digitalisierung sind fir alltdglich zu erledigende Wege,
direkte Kontakte der Menschen untereinander und die Teilhabe
am gesellschaftlichen Leben ausreichende Mobilititsangebote
unverzichtbar. Nur so konnen wichtige Einrichtungen wie
Arztpraxen und Krankenhiuser, Kitas und Schulen, soziale,
sportliche und kulturelle Angebote und sonstige Angebote der
Nahversorgung sowie Orte des politischen Austauschs erreicht
werden. Zeitgemifle Mobilititsangebote und der OPNV gehé-
ren zur Grundversorgung in Stadt und Land. Sie sind Voraus-
setzung, um wichtige Einrichtungen auch ohne PKW erreichen
zu konnen. Darauf sind insbesondere Kinder und Jugendliche,
Seniorinnen und Senioren, einkommensschwache Menschen
sowie Menschen mit Behinderung angewiesen. Insbesondere in
landlichen Rdumen besteht ein Bedarf nach planbaren, gut ver-
netzten und getakteten Mobilititsangeboten. Lindliche Rdume
werden als Wohn-, Lebens- und Arbeitsort nur gewahlt bzw.
beibehalten, wenn sie gut angebunden und erreichbar sind.

Kommunen in schwieriger Haushaltslage haben héufig beim
OPNV, der in vielen Bundeslindern als freiwillige Aufgabe
definiert ist, gespart und den Takt ausgediinnt oder sogar ganze
Linien eingestellt. Bund, Linder und Kommunen tragen jeweils
auf ihrer Ebene die Verantwortung fir die Sicherung und Ver-
besserung eines zeitgemafien und bedarfsgerechten Mobilitéts-
angebots in Stadt und Land. Dies gilt umso mehr, wenn ab dem
Jahr 2020 die den Landern bisher zweckgebunden zugewie-
senen ,Entflechtungsmittel” fiir den OPNV von jihrlich rund
1,3 Mrd. Euro durch einen erhéhten Umsatzsteueranteil ohne
Zweckbindung ersetzt werden.

6. Engagement und Zusammenhalt

Engagement, Ehrenamt und Demokratieférderung sind
fur den gesellschaftlichen Zusammenhalt, die nachhaltige



Starkung der Demokratie und damit fiir die Schaffung gleich-
wertiger Lebensverhaltnisse in allen Teilen des Landes von
entscheidender Bedeutung. In Deutschland engagieren sich
uber 30 Millionen Menschen in der Freien Wohlfahrtspflege,
im Katastrophenschutz und in der Freiwilligen Feuerwehr,

in Vereinen und Verbanden, Kirchen und Religionsgemein-
schaften, Stiftungen, Gemeinniitzigen Gesellschaften,
Genossenschaften, Netzwerken und Initiativen. Es sind oft
diese zivilgesellschaftlichen Akteure und die Verantwortungs-
trager in der Kommunalpolitik, die auf gesellschaftliche
Herausforderungen in besonderer Weise aufmerksam machen
und wirksame Losungen zur Bewiltigung dieser Heraus-
forderungen entwickeln. Auch engagieren sich viele in der
Nachbarschaft oder im privaten Umfeld. Zudem haben sich
in den letzten Jahren neue Formen des Ehrenamts und biir-
gerschaftlichen Engagements in jungen, sozialen, digitalen
oder migrantisch geprigten Organisationen gebildet, die die
bisherige Engagementlandschaft durch innovative Ansétze
weiter vitalisieren.

Gerade in den ldndlichen Rdumen haben Ehrenamt und
biirgerschaftliches Engagement eine lange Tradition und tragen
wesentlich zur Sicherung der Daseinsvorsorge, zum Erhalt des
Miteinanders und zur Lebensqualitit bei. Hier spielen Kirchen,
Freiwillige Feuerwehren, Landfrauen und Landjugend sowie
Sport- und Kulturvereine eine wichtige Rolle. Insbesondere in
diinn besiedelten und vom demografischen Wandel betroffe-
nen Regionen wird es jedoch zunehmend schwieriger, Nach-
wuchs zu gewinnen, und vielen Vereinen droht Uberalterung.
Vor allem fiir kleine Initiativen ist es zudem oft schwer, Unter-
stlitzung zu bekommen, zum Beispiel bei rechtlichen Frage-
stellungen oder bei der Einwerbung von Férdermaffnahmen.
Die rechtlichen Rahmenbedingungen stellen oft Hiirden fiir
Ehrenamt und biirgerschaftliches Engagement dar.

Kulturelle Vielfalt ist ein besonderes Kennzeichen Deutsch-
lands. Vereine, Kunst und Kultur bereichern das Leben im Ort,
haben identitétsstiftende Wirkung und leisten einen Beitrag
zum gesellschaftlichen Zusammenhalt und zur Teilhabe.
Kulturangebote und Mitwirkungsmoglichkeiten gewinnen bei
der individuellen Wohnortwahl an Bedeutung. In lindlichen
Riumen steht auch die kulturelle Infrastruktur vielerorts vor
Umstrukturierungsprozessen. Dabei ist der Erhalt des kultu-
rellen Lebens in der Fliche jedoch von grofier Bedeutung. Dort
geht es meist darum, vorhandene Angebote zu erhalten und
bedarfsgerecht mit attraktiven und inklusiven Angeboten fiir
verschiedene Zielgruppen anzupassen.

Angriffe auf Demokratie, Freiheit und Rechtsstaatlichkeit
stellen den Staat und die Gesellschaft in ihrer Gesamtheit

vor Herausforderungen. Skepsis gegeniiber demokratischen
Prozessen und Institutionen bis hin zu offener Feindseligkeit
und Ablehnung einer freiheitlichen, friedlichen Gesellschafts-
ordnung sind keine blofRen Randerscheinungen. Radikali-
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sierungstendenzen und die Verhartung politischer Fronten
bedrohen den Zusammenhalt der Gesellschaft und fordern
Staat und Zivilgesellschaft heraus.

Eine aktive Zivilgesellschaft, das Engagement von Biirgerinnen
und Biirgern und ein gemeinsames Wirken von Staat und Zivil-
gesellschaft sind daher elementare Bestandteile einer effektiven
Bekdmpfung von Extremismus und der Stairkung demokrati-
scher Grundwerte. Sie brauchen insbesondere auf der Ebene der
Lokal- und Kommunalpolitik verlédssliche Rahmenbedingungen
und eine starkere Anerkennung.

Bund, Lander und Kommunen verfolgen in der Gestaltung der
Engagement- und Demokratiepolitik einen dialogorientierten
Ansatz und beteiligen die Akteure der Zivilgesellschaft an

der Entwicklung und Umsetzung von engagement- und
demokratiepolitischen Vorhaben. In den letzten Jahrzehnten
wurden im Bereich der politischen Bildung Angebote, Struk-
turen und Verfahren weiterentwickelt, die demokratisches
Denken und Handeln stirken, eine demokratische politische
Kultur auf Grundlage der wertegebundenen Verfassung weiter-
hin férdern und zusitzliche Bildungsprozesse und Formen des
Engagements anregen.

Engagement heifit, unser demokratisches Gemeinwesen aktiv
mitzugestalten. Zur Starkung der gleichwertigen Lebens-
verhiltnisse gehort deshalb auch, vor Ort die Rahmenbedingun-
gen fiir die lokale Demokratie zu stirken und das Vertrauen

in die demokratisch verfassten staatlichen und kommunalen
Institutionen zu fordern. Beteiligungsmoglichkeiten kénnen
einen Beitrag leisten, politisches Engagement auf kommunaler
und lokaler Ebene zu férdern. Auch viele zivilgesellschaftliche
Strukturen sind durch demokratische Entscheidungsprozesse

gepragt.
7. Finanzsituation der Kommunen

Mit Blick auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhaltnisse sind
insbesondere die finanziellen Méglichkeiten der Kommunen,
Infrastrukturen, Daseinsvorsorge und freiwillige Leistungen
fiir ihre Biirgerinnen und Burger erhalten bzw. anpassen zu
konnen, von zentraler Bedeutung. Die Gemeinden haben
nach dem Grundgesetz die Aufgabe, sich um die sogenannten
~Angelegenheiten der ortlichen Gemeinschaft” in eigener Ver-
antwortung zu kimmern. Mit dem Recht der kommunalen
Selbstverwaltung ist auch die Pflicht der finanziellen Eigen-
verantwortung verbunden. Insgesamt werden den Landern ab
2020 aufgrund der Féderalismusreform 2017 zusitzliche Ein-
nahmen von fast 10 Mrd. Euro zur Verfiigung stehen, die von
den Landern in Teilen auch fiir eine Stairkung der Kommunal-
finanzen eingesetzt werden kénnen.

Riumliche Disparititen bei den Einnahmen bestehen
insbesondere bei den stark wirtschaftsbezogenen Gewerbe-
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und Gemeinschaftssteuern. Lindliche Gemeinden sowie
strukturschwache Stiddte weisen im Mittel eine unterdurch-
schnittliche Steuerkraft auf. Auf der Ausgabenseite haben
insbesondere stark unterschiedliche Belastungen durch Sozial-
ausgaben, die die Kommunen nur zum Teil beeinflussen kén-
nen, einen starken Einfluss auf die Finanzlage. Finanzschwache
Kommunen haben Schwierigkeiten, die Lebensbedingungen
aktiv zu gestalten und die Planungs- und Kofinanzierungs-
kapazititen flr die Nutzung von Fordermitteln aufzubringen.
Dadurch verringern sich auch die Moglichkeiten, mittel- bis
langfristig hohere Steuereinnahmen zu erlangen. Sofern dies
nicht durch Zuweisungen der Lander, Finanzhilfen des Bundes
und den Kommunalen Finanzausgleich ausgeglichen wird,
kann es zu einer Verfestigung oder weiteren Zunahme von
Disparititen zwischen den Kommunen kommen.

Diese Disparititen manifestieren sich nicht zuletzt in einer
starken Divergenz kommunaler Altschulden und Kassen-
kreditbestande. Fiir die ungleiche Hohe der kommunalen Alt-
schuldenstdnde ist nicht primér der Bund verantwortlich. Die
hieraus resultierenden Belastungen wiederum erschweren den
betroffenen Kommunen die Wahrnehmung ihrer Aufgaben.

Die Altschulden kommunaler Wohnungsbauunternehmen
und Wohnungsbaugenossenschaften betreffen ausschlief3-
lich ostdeutsche Flachenlander. Auf diese Problematik zielte
die Umsetzung der Altschuldenhilferegelungen bis zum Jahr
2013 sowie das Stadtebauférderungsprogramm Stadtumbau
Ost ab. Zudem fiihrte der starke Bevolkerungsriickgang seit
der Wiedervereinigung zu hohen Wohnungsleerstinden -
zuletzt vor allem in kleinen Orten. Durch diese Entwicklung
verharrten auch die Mieteinnahmen auf einem geringen
Niveau. Dennoch mussten Investitionen getétigt werden, wie
zum Beispiel fiir die energetische Sanierung von Gebduden.
Gemeinsam mit den schon vorhandenen Altschulden fithrte
diese Entwicklung zu einer finanziellen Schieflage dieser
Wohnungsbauunternehmen.



III. Handlungsempfehlungen -
Gleichwertige Lebensverhiltnisse
schaffen

Gute Entwicklungschancen und faire Teilhabemoglichkeiten
fir alle in Deutschland lebenden Menschen - unabhingig von
ihrem Wohnort - hingen ab von Arbeitsmdglichkeiten, Infra-
strukturen und Daseinsvorsorge in den Regionen und Orten.
Das zivilgesellschaftliche, oft ehrenamtliche, Engagement
bietet den Menschen Moglichkeiten sich einzubringen und
trigt viele Angebote, die das Lebensumfeld in den Orten attrak-
tiv machen. Insgesamt werden so der Zusammenhalt in unserer
Gesellschaft und unsere Demokratie gestarkt. Die Situations-
beschreibung ergibt ein komplexes Bild der Lebensverhéltnisse
in Deutschland, das sich nicht an der Himmelsrichtung oder
an einem Stadt-Land-Gegensatz orientiert, aber die Ungleich-
gewichte deutlich macht.

Zur Umsetzung der ihr im Einsetzungsbeschluss vom 18. Juli
2018 gestellten Aufgaben haben die Facharbeitsgruppen der
Kommission Handlungsempfehlungen vorgelegt, um effek-
tive und sichtbare Schritte hin zu einer Gleichwertigkeit der
Lebensverhiltnisse zu erreichen. Auf ihnen basieren die in
diesen Schlussfolgerungen ausgesprochenen Empfehlungen.
Sie sollen moglichst ziel- und bedarfsgerecht sein und als
politische Leitlinien in wichtigen Politikfeldern auch fiir die
néchste Dekade verstanden werden. Dabei wird der Rahmen
der nach Haushalts- und Finanzplanung zur Verfiigung stehen-
den Mittel berticksichtigt. Fir die Schaffung gleichwertiger
Lebensverhiltnisse tragen alle staatlichen Akteure gemein-
schaftlich Verantwortung. Auf die weiteren Empfehlungen der
Facharbeitsgruppen wird verwiesen.

1. Aktive Strukturpolitik

Deutschland braucht eine aktive Strukturpolitik, damit
Disparititen zwischen einzelnen Regionen abgebaut werden
und auch die strukturschwachen Regionen im ganzen Land
eine gute Entwicklung nehmen kénnen. Die Menschen in
Deutschland sollen unabhingig von ihrem Wohnort gleiche
Chancen und gute Arbeits- und Lebensperspektiven haben.

Der Beitrag zur Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse wird
kinftig als Leitplanke Bertiicksichtigung finden

+ ineiner konsequenten Forderpolitik fiir strukturschwache
Regionen iiberall in Deutschland,

+ ineiner aktiven, bedarfsgerechten Arbeitsmarktpolitik und

+ ineiner zielgerichteten Standortpolitik fiir Verwaltung,
Forschung und Wirtschaft.

Erste Bausteine zum Erreichen dieses Ziels werden bereits in
dieser Legislaturperiode umgesetzt und nun unmittelbar in
Angriff genommen.
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Mit einem neuen gesamtdeutschen Férdersystem
strukturschwache Regionen gezielt fordern

Nach der deutschen Einheit war die regionale Strukturpolitik
insbesondere auf das Zusammenwachsen von Ost und West
ausgerichtet. Durch das Auslaufen des Solidarpakts II zum Ende
des Jahres 2019, der den Grofiteil der investiven Mafinahmen
des Bundes in den ostdeutschen Lindern zusammenfasste,
besteht Handlungsdruck. Gleichzeitig stehen auch struktur-
schwache Regionen in Westdeutschland vor wirtschaftlichen
Herausforderungen. Diesen beiden Entwicklungen folgend
haben sich die Koalitionspartner im Koalitionsvertrag fiir die
19. Legislaturperiode auf die Schaffung eines neuen gesamt-
deutschen Fordersystems fiir strukturschwache Regionen noch
im Jahr 2019 verstiandigt. Vor diesem Hintergrund empfehlen
wir:

+ Die Unterstiitzung soll sich an alle strukturschwachen Regi-
onen - landliche wie stiddtische - in allen Bundesldndern
richten. Sie ergénzt bestehende Mafinahmen des Bundes
wie beispielsweise den Bund-Linder-Finanzausgleich. Kern
des Fordersystems ist das Fordergebiet der Gemeinschafts-
aufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur”
(GRW). Bei den der GRW zugrunde liegenden Indikatoren
soll eine demografische Komponente in das Indikator-
system mit einer splirbar hoheren Gewichtung eingebaut
werden. So konnen die zukinftigen wirtschaftlichen Ent-
wicklungs- und Erwerbspotenziale in der Region und die
Bedeutung des demografischen Wandels einschliefilich
der Wanderungsbewegungen fir die Strukturpolitik ange-
messen berticksichtigt werden.

+ Neben unternehmensnahen Mafnahmen der klassischen
Wirtschaftsforderung sollen zusitzlich Programme aus
den Bereichen Forschung und Innovation, Fachkrafte-
versorgung, Breitbandausbau und Digitalisierung sowie
soziale und technische Infrastruktur in das Férdersystem
einbezogen werden. Dies soll die Attraktivitit der Regionen
erhohen. Bei der Ausgestaltung von Forderkonditionen
konnen die Einzelprogramme autonom alternative Ansitze
verwenden. Sie konnen wie bisher auch auferhalb der
wirtschaftlich strukturschwachen Regionen zum Einsatz
gebracht werden.

+ Inder Vergangenheit noch auf Ostdeutschland beschrinkte
Programme sollen iberpriift und auf alle struktur-
schwachen Regionen ausgeweitet werden. Zudem wird
eine starkere Innovationsorientierung und Koordinierung
der Programme empfohlen. Geeignete Forderprogramme
sollen Forderpriferenzen zugunsten strukturschwacher
Regionen erhalten, bleiben aber fachlich und finanziell
autonom.

+ Mit einem neuen Wettbewerbsverfahren sollen erginzende
Erkenntnisse fiir die Unterstiitzung strukturschwacher
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Regionen gewonnen werden. Die Finanzierung soll zunéchst
durch nicht abgerufene und nicht gebundene GRW-Bun-
desmittel erfolgen, die Giberjahrig gebiindelt und fiir Pro-
jekte in strukturschwachen Regionen eingesetzt werden.

Die Erkenntnisse aus erfolgreichen Modellvorhaben sollen,
soweit moglich, in die Regelforderinstrumente tiberfiihrt oder
fiir die praktische Anwendung durch Lander, Kommunen und
andere Akteure genutzt werden.

Entwicklung lindlicher Riume stirken

Die gezielte Starkung insbesondere strukturschwacher
landlicher Raume kann zur Erhaltung und Steigerung ihrer
Attraktivitat beitragen und ihre Entwicklungsdynamik
beférdern. Wir empfehlen:

- Inléndlichen Rdumen sollen integrierte, flexible und
multifunktionale Lésungen dort besonders unterstiitzt
werden, wo aufgrund diinner Besiedlung, Randlage, demo-
grafischen Wandels, schwacher Versorgungsstrukturen und
Erreichbarkeitsproblemen sektorale Mafinahmen allein oft
nicht tragfahig sind. So sollen neue Handlungsspielraume
eroffnet werden, um vorhandene Mittel bedarfsgerecht
und verlisslich einzusetzen. Dazu gibt es Uberlegungen in
mehreren Facharbeitsgruppen.

- Die Maf!nahmen der lindlichen Entwicklung in der
Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur
und des Kiistenschutzes® (GAK) sollen auf die besonde-
ren Herausforderungen in den lindlichen Rdumen (z. B.
Leerstand, Verodung und Funktionsverlust der Dorfkerne
und fehlende Angebote fir die Dorfgemeinschaften, Weg-
brechen von Mobilitiat und Versorgung oder Defizite bei der
digitalen Infrastruktur und ihren kiinftigen Anwendungs-
formen) fokussiert werden und zu gleichwertigen Lebens-
verhiltnissen in den landlichen Regionen beitragen.

+ Im Zentrum stehen Investitionen in eine erreichbare
Grundversorgung sowie in attraktive und lebendige Orts-
kerne (auf Basis der ,,Integrierten Konzepte“) in 1and-
lichen Rdumen, die mit besonderen Herausforderungen
zu kdmpfen haben, das heifit auferhalb der Suburbani-
sierungsrdume (sogenannte ,Speckgiirtel”). Die Bundes-
regierung soll gemeinsam mit den Landern eine rdumliche
Abgrenzung unter Einbeziehung von Strukturschwiche-
Indikatoren vornehmen.

»  Die rechtliche Umsetzung ist zu besprechen.

Regionale Arbeitsmirkte aktiv gestalten

Gleichwertige Chancen auf dem Arbeitsmarkt sind nur dann
gewihrleistet, wenn es vor Ort bedarfsgerechte Ausbildungs-
und Qualifizierungsmaoglichkeiten gibt. Regionen miissen
fiir Unternehmen ebenso wie fiir Schulabgiangerinnen und

-abginger sowie Beschiftigte und ihre Familien attraktiv sein,
um einerseits Abwanderung, andererseits Betriebsschlieffungen
vorzubeugen und somit Wettbewerbsfahigkeit zu sichern. Wir
empfehlen daher:

+ Verbiinde aus Wirtschaft, Sozialpartnern, Bildungsinsti-
tutionen, Agenturen fiir Arbeit und Jobcentern sowie Land
und Kommunen sollen in strukturschwachen Regionen
bedarfsorientiert und abgestimmt die regionale Arbeits-
markt- und Ausbildungssituation verbessern,

+ dass der Bund im Rahmen der Nationalen Weiterbildungs-
strategie die geltende Regelung zur Verklirzung der
Umschulungsdauer tberpriift, um den Zugang Langzeit-
arbeitsloser und Geringqualifizierter zum Arbeitsmarkt zu
fordern,

+ im Ubergang zwischen Schule und Berufsausbildung sollen
die vielféltigen Fordermoglichkeiten besser aufeinander
abgestimmt, effektiver umgesetzt und die Griindung
weiterer tiberbetrieblicher Berufsbildungsstitten gepriift
werden.

Dezentralisierung férdern

Fiir die Teilhabe am Arbeitsleben in allen Regionen sind
Dezentralisierungsmafinahmen erforderlich, insbesondere im
Hinblick auf die Schaffung von Arbeitsplitzen sowie den Aufbau
von neuen Hochschul- und Forschungsstandorten, um Regio-
nen nachhaltige Wachstumsimpulse zu geben. Wir empfehlen:

+ Bund und Lander sollten die Neuansiedlung und Ausgriin-
dung von Behdrden und Ressortforschungseinrichtungen
bevorzugt in strukturschwachen bzw. vom Strukturwandel
betroffenen Regionen vornehmen - und dort vorrangig in
Klein- und Mittelstadten. Die Lebensqualitit wird als Folge
der wirtschaftlichen Entwicklung gestarkt. Die Lander
sollten die Potenziale der Hochschul- und Wissenschafts-
politik fiir den strukturellen Wandel verstarkt ausschopfen.
Angestrebt werden sollten Cluster von (Fach-)Hochschulen,
Behorden, Universititen, aufleruniversitiaren Forschungs-
einrichtungen und Unternehmen, sodass Ausbildung und
praktische Anwendung nah beieinander liegen.

« Auch Unternehmen sollten sich dezentral im ldndlichen
Raum ansiedeln, was durch aktive Strukturpolitik unter-
stlitzt werden kann.

+ Mit runden Tischen ,,Unternehmensgespriche Gleich-
wertigkeit” sollen Beitrige der 6ffentlichen Hand und der
Unternehmen fiir die regionale Strukturpolitik auf Kreis-
ebene gebiindelt werden. Zudem kann mit den bisherigen
und weiteren lokalen Biindnissen fiir Familie die Vereinbar-
keitssituation fiir Beschiftigte unter Beteiligungen von
Unternehmen und Kommunen fortentwickelt werden.



2. Digitalisierung und Mobilitit

Deutschland braucht tiberall moderne Infrastrukturen, damit
die digitale Anbindung und die Mobilitét fiir Menschen

und Unternehmen in allen Regionen gewéhrleistet sind.

Der Ausbau der digitalen Infrastrukturen und zeitgemafie
Mobilitidtsangebote stellen Grundvoraussetzungen dar, um die
landlichen Raume attraktiv und lebenswert zu erhalten.

Der Beitrag zur Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse wird
kinftig als Leitplanke Bertiicksichtigung finden

- ineinem intensivierten Ausbau der Glasfasernetze,

« ineiner flichendeckenden Bereitstellung leistungsfahiger
Mobilfunknetze und

- in einer verzahnten Mobilitatspolitik fiir Stadt und Land.

Erste Bausteine zum Erreichen dieses Ziels werden bereits in
dieser Legislaturperiode umgesetzt und nun unmittelbar in
Angriff genommen.

Digitalisierung schnell und flichendeckend erreichen
Schnelle Breitbandverbindungen sind fiir Unternehmen

und 6ffentliche Einrichtungen existenziell und ein wichtiger
Standort- und Wettbewerbsfaktor. Die Bereitstellung der Breit-
band- und Mobilfunkinfrastruktur ist mithin Voraussetzung
fir politische, soziale und wirtschaftliche Teilhabe in allen
Lebensbereichen. Die besondere wirtschaftliche Bedeutung
teilt die Breitband- und Mobilfunkversorgung mit anderen
Infrastrukturen und Dienstleistungen.

Die besondere Herausforderung fiir Bund, Lainder und
Kommunen beim Breitbandausbau wie auch beim Aufbau der
Mobilfunknetze liegt darin, an allen Orten unseres Landes die
flichendeckende Verfiigbarkeit von Telekommunikations-
dienstleistungen zu erreichen. Den Staat trifft eine besondere
(Gewihrleistungs-)Verantwortung, wenn er die Bereitstellung
grundsatzlich privater Titigkeit tiberldsst. Staatliche Maf3-
nahmen miissen dort in Betracht gezogen werden, wo der
marktwirtschaftliche Ausbau diese Versorgung in einem
angemessenen zeitlichen, qualitativen und finanziellen
Rahmen nicht leistet.

Wir empfehlen, die Investitionen in den Ausbau digitaler
Infrastruktur in der Fliche voranzutreiben und finanziell
abzusichern, damit fehlende Infrastruktur nicht ldnger ein
Engpass bei der Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft
bleibt, und dazu rechtliche und verwaltungstechnische Hiirden
fiir den Ausbau abzubauen und insbesondere fiir schwierige
Versorgungssituationen neue Wege zu ermoglichen.

Wir empfehlen, die Idee einer Infrastrukturgesellschaft zur
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Bereitstellung von Mobilfunktechnologie zu priifen, um den
Aufbau und den Betrieb solcher Infrastrukturen in all jenen
Gebieten zu gewédhrleisten, in denen sich private Anbieter
nachweislich nicht in der Lage sehen, dies auf wirtschaftliche
Art und Weise selbst zu tun.

Zudem sollten wesentliche Behérdenleistungen online ange-
boten und barrierefrei gestaltet werden. Dartiber hinaus

wird den Lindern empfohlen, insbesondere in den struktur-
schwachen oder diinn besiedelten Regionen die Erstellung und
Umsetzung von Entwicklungskonzepten zur Nutzung digitaler
Angebote auch finanziell zu férdern (,smart regions®).

Fiir den Breitbandausbau empfehlen wir vor dem Hintergrund
der bereits laufenden Prozesse dem Bund und den Landern

+ die aktuelle Forderpraxis fiir den flichendeckenden Ausbau
der Glasfasernetze fortzufiihren,

+ einlangfristiges, iber 2025 hinausreichendes Infrastruktur-
ziel zu verfolgen, namlich eine flichendeckende Versorgung
mit FTTB/FTTH (Glasfaser bis ans Gebaude bzw. bis ins
Haus), mit dem Anspruch, bereits in naher Zukunft einen
substantiellen Versorgungsgrad zu erreichen. Dies bedeutet
einen prioritiren und zeitnahen Ausbau insbesondere in
den bislang deutlich unterversorgten lindlichen Raumen,

+  beim Ausbau den Anschluss von Mobilfunkstandorten an
das Glasfasernetz (insbesondere im Bereich 5G) sicher-
zustellen,

+ die Bereitstellung ausreichender Mittel des Bundes
und der Lander im Rahmen eigenstidndiger Breitband-
forderprogramme, die ausschliefilich Projekte in unter-
versorgten Gebieten (sog. ,weifde” und ,graue” Flecken)
fordern,

+ Beschleunigung und Standardisierung der fiir den Glas-
faserausbau relevanten Genehmigungsverfahren sowie
Optimierung der Beratungsleistungen der Kommunen.

Mobile Sprachtelefonie und Datennutzung gehéren zum
Alltag der Menschen. Smarte Technologien gewinnen rasant
an Bedeutung. Daher empfehlen wir, beim Ausbau stabiler
und leistungsfihiger Mobilfunknetze der flichenbezogenen
Versorgung Vorrang vor einmaligen Einnahmen aus der
Frequenzvergabe zu geben. Weitere Empfehlungen sind

+ zur Verbesserung der Mobilfunkversorgung in landlichen
Ridumen noch im Jahr 2019 weitere ambitionierte Ausbau-
ziele zu vereinbaren,

+ die Vereinbarung mit den Telekommunikationsunter-
nehmen zur Nutzung der bereits zugeteilten niedrigen



20

Frequenzbereiche (unterhalb 1 GHz) fir den 5G-Rollout,

« den Wettbewerb im Mobilfunkbereich aktiv zu beleben,
indem die Moglichkeiten des neuen europiischen Tele-
kommunikationsrechts im Telekommunikationsgesetz voll
umgesetzt werden (z. B. Mitnutzung von Infrastrukturen,
lokales Roaming),

+ rechtzeitig vor der Einleitung neuer Frequenzvergaben
im Sinne der flichendeckenden Haushalts- und Gebiets-
versorgung auch neuartige Vergabeverfahren zu priifen,
z. B. eine Versteigerung zu ,negativen Preisen” bei verbind-
lichen Versorgungspflichten,

- die Kontrolle der Versorgungsauflagen in der Flache zu
verbessern und durch wirksame Sanktionsinstrumente
abzusichern.

Mobilitit in Stadt und Land sichern

Bund, Linder und Kommunen rdumen einer zeitgemaflen,
flexiblen Mobilitdt und der Erreichbarkeit von lokalen Ein-
richtungen der Daseinsvorsorge in allen Regionen und fiir alle
Bevolkerungsgruppen eine hohe Prioritit ein. Mobilitidt und
Erreichbarkeit sind unverzichtbare, grundlegende Voraus-
setzungen fiir direkte menschliche Kontakte, gesellschaftliche
Teilhabe, Beschiftigung und wirtschaftlichen Wohlstand. Es
geht dabei um die Mobilitit in Stidten, die Stadt-Umland-
Verbindungen und die Mobilitdt in den landlichen, insbeson-
dere den diinn besiedelten Rdumen.

Ein zuverlissiges Grundnetz mit gut geplanten Anschluss-
moglichkeiten ist die Basis flr die Sicherung der Erreichbarkeit.
Daher empfehlen wir,

» die Umsetzung des ,Deutschland-Taktes“ durch Bund
und Lander mit Festlegung verbindlicher, konkreter
Etappenziele und

- dass Bund, Linder und Kommunen Lésungen entwickeln,
um den Nahverkehr auf der Strafle mit dem ,Deutschland-
Takt“ zu verzahnen.

Fiir den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur empfehlen wir,

«  Verbindungen zwischen Wachstumszentren und ihrem
auch diinner besiedelten Umland sowie in und zwischen
dinner besiedelten Regionen zu verstirken und Moglich-
keiten bei Bund, Lindern und Kommunen zu schaffen, die
eine Realisierung von Mafdnahmen aus strukturpolitischen
Griinden gewéhrleisten,

+ den Lindern, insbesondere das Schienennetz des OPNV
im Umfeld der Ballungszentren ziigig und vorausschau-
end zu erweitern, um Uberlastungen entgegenzuwirken

sowie zur besseren Anbindung in der Fliche bedarfs-
gerecht auch stillgelegte Bahnlinien zu reaktivieren,

« ein Mobilititsmanagement in den Kommunen
aufzubauen, zu fordern und den Austausch zu
unterstiitzen.

Fir die Herstellung und Sicherung gleichwertiger Lebensver-
haltnisse spielt ein flichendeckend verfiigbares, leistungsfihi-
ges, erschwingliches und nutzerorientiertes Mobilitiatsangebot
eine wichtige Rolle. Durch verschiedene Mafnahmen kénnen
die Anbindung der ldndlichen Rdume und die regionalen Ver-
bindungen in der Flache gestarkt und optimiert werden. Dort,
wo die Nachfrage geringer ist, sollen flexible und bedarfsge-
rechte Losungen angeboten werden. Wir empfehlen,

+  eine auskdmmliche Finanzierung des OPNV sicherzustellen
und den erhdhten Umsatzsteueranteil der Lander, den sie
fiir die wegfallenden Entflechtungsmittel erhalten werden,
verlésslich fiir die Verbesserung der Mobilitét, insbesondere
in landlichen Rdumen einzusetzen,

+ die Einfihrung von Mindesterreichbarkeiten fiir zentrale
Einrichtungen der Daseinsvorsorge auf Ebene der Lander
zu priifen,

« das Personenbeforderungsgesetz so zu reformieren, dass
flexiblere Mobilititsangebote in der Fliache (z.B. On-
demand-Verkehre, experimentelle Angebote) leichter und
dauerhaft genehmigungsfihig werden, sofern diese die
Linienverkehre ergdnzen und stdrken,

+ dass Linder und Kommunen im Sinne eines regionalen
Mobilitaitsmanagements aktiv kooperieren, um Verbin-
dungen und Anschliisse mit den angrenzenden Nachbarn
zu optimieren,

- standardisierte Echtzeit-Daten auch der Verkehrsunter-
nehmen zugédnglich zu machen und in ein gemeinsames,
offenes System zu tiberfiihren,

+ zusitzliche Expressverbindungen fiir den Berufsverkehr,
wo moglich eine Taktverdichtung sowie Querverbindungen
zur besseren Vernetzung im Umland und in peripheren
Raumen.

3. Starke und lebenswerte Kommunen

Deutschland braucht starke lebenswerte Kommunen, damit
die kommunale Selbstverwaltung und die Demokratie fiir

die Menschen erlebbar und die notwendigen Einrichtungen
fur das tégliche Leben in ihrem Wohnort vorhanden bleiben.
Lebensqualitit vor Ort und wirkungsvolle kommunale Selbst-
verwaltung gehen Hand in Hand.



Der Beitrag zur Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse wird
kinftig als Leitplanke Bertiicksichtigung finden

+ ineiner nachhaltigen kommunalen Finanzpolitik,

+ ineiner konsequenten Bau- und Wohnungspolitik fiir
bezahlbaren Wohnraum,

+ ineiner flexibleren Nutzung der Moglichkeiten der
Raumordnung und

- ineiner bedarfsorientiert und partizipativ ausgerichteten
Sozialraumplanung.

Erste Bausteine zum Erreichen dieses Ziels werden bereits in
dieser Legislaturperiode umgesetzt und nun unmittelbar in
Angriff genommen.

Eine faire Losung fiir kommunale Altschulden

und fiir die Verschuldung der kommunaler
Wohnungswirtschaft

Fiir die Gleichwertigkeit der Lebensverhéltnisse sind auch
die finanziellen Moéglichkeiten der Kommunen, fiir ihre
Biirgerinnen und Biirger Infrastrukturen, Daseinsvorsorge
und freiwillige Leistungen gewahrleisten zu kénnen, von
zentraler Bedeutung. Grundsétzlich sind die Lander fiir eine
aufgabenadiquate Finanzausstattung ihrer Kommunen ver-
antwortlich. Es ist daher gut, dass sie ab 2020 aufgrund der
Neuordnung der bundesstaatlichen Finanzbeziehungen 2017
zusitzliche Einnahmen von fast 10 Mrd. Euro pro Jahr zur
Verfligung haben werden, die auch fiir eine Stirkung der
Kommunalfinanzen eingesetzt werden konnen.

Gleichwohl werden Disparititen zwischen den Kommunen
bei Einnahmen und Ausgaben bleiben, die die Kommunen
nur zum Teil selbst beeinflussen kénnen - so weisen ldndliche
Gemeinden sowie strukturschwache Stadte im Mittel eine
unterdurchschnittliche Steuerkraft auf. Auf der Ausgabenseite
haben insbesondere die stark unterschiedlichen Belastungen
durch Sozialausgaben, die die Kommunen nur zum Teil beein-
flussen konnen, starken Einfluss auf die Finanzlage.

Diese Disparitidten manifestieren sich dort besonders deutlich,
wo hohe kommunale Kassenkreditbestinde bestehen. Hinzu
kommt, dass in den ostdeutschen Liandern (ohne Berlin)
einige Regionen von hohen Wohnungsleerstinden betroffen
sind. Zusatzlich sind dort die Wohnungsunternehmen
oftmals mit Altschulden aus DDR-Zeiten belastet. In der
Folge sinken Liquiditit und Beleihungsspielraume in den
Wohnungsunternehmen. Zukunftsfihige Investitionen in
Bestand und Wohnumfeld bleiben aus. Eine nachhaltige
Losung muss die Stairkung der wirtschaftlichen Handlungs-
fahigkeit kommunaler Wohnungsunternehmen und
Wohnungsgenossenschaften (kommunale Wohnungs-
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wirtschaft) in den Blick nehmen, die wichtige Akteure in der
Stadt- und Regionalentwicklung sind.

Beide Probleme konzentrieren sich im Wesentlichen

auf wenige Lander. Trotz zahlreicher Mafinahmen und
Anstrengungen der betroffenen Linder werden diese
Kommunen absehbar nicht hinreichend in der Lage sein,
ihre finanzielle Situation dauerhaft verbessern zu kénnen.
Grundsatzlich sind die Lander fiir die Finanzausstattung der
Kommunen verantwortlich.

Der Bund kann einen Beitrag leisten, wenn es einen nationalen
politischen Konsens gibt, den betroffenen Kommunen ein-
malig gezielt zu helfen. Ein solcher Konsens setzte voraus, dass
sichergestellt wird, dass eine neue Verschuldung tiber Kassen-
kredite nicht mehr stattfindet. Dazu wére ein breiter politischer
Konsens in den gesetzgebenden Korperschaften und zwischen
den Landern nétig, an einer nachhaltigen Losung solidarisch
mitzuwirken, so dass der Bund gezielt dort bei Zins- und
Tilgungslasten helfen kann, wo andere Hilfe alleine nicht aus-
reichend ist. Zugleich missen die Ursachen der hohen Kassen-
kreditbestinde angegangen werden. Die Bundesregierung wird
zeitnah Gespriache mit dem Deutschen Bundestag, den Lindern
sowie den betroffenen Kommunen und den Kommunalen
Spitzenverbdnden aufnehmen um auszuloten, ob eine solche
nationale Losung moglich ist.

Wohnraum erhalten und schaffen

Mit der schrittweisen Umsetzung der Beschliisse des Wohn-
gipfels vom 21. September 2018 wird das Ziel, bezahlbaren
Wohnraum zu erhalten und zu schaffen, konsequent umge-
setzt. Fiir die Wohnraumoffensive mit 1,5 Millionen neuen
Wohnungen haben sich Bund, Linder und Kommunen im
September 2018 darauf verstindigt, investive Impulse fiir den
Wohnungsbau zu setzen, die Bezahlbarkeit des Wohnens zu
sichern, Baukosten zu senken und die Fachkriftesicherung
voranzutreiben. Allein fiir den sozialen Wohnungsbau, das
Baukindergeld, das Wohngeld und die stadtebauliche Forde-
rung stellt die Bundesregierung in dieser Legislaturperiode
13 Milliarden Euro zur Verfiigung. Uber eine Grundgesetz-
dnderung im Frihjahr 2019 wurde dem Bund die dauerhafte
Beteiligung an der Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus
ermoglicht. Dafir stellt er ab 2020 weitere Mittel zur Ver-
fligung.

Wir empfehlen dartber hinaus:

« Die Stddtebauférderung des Bundes und der Lander ist fir
eine nachhaltige und zukunftsfihige Entwicklung unserer
Stiddte und Gemeinden fortzufithren. Die Forderung von
qualititsvollen und sicheren 6ffentlichen Griin- und Frei-
flachen, sozialen Infrastrukturen, der Erhalt lebendiger
Ortsmitten und die Starkung benachteiligter Stadtteile
ist Voraussetzung fiir ein gutes und gleichwertiges
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Zusammenleben in Stadt und Land. Mit der aktuellen
Weiterentwicklung der Stddtebaufdrderung soll diese

in Zukunft noch schlagkriftiger und passgenauer
werden und Gemeinden in strukturschwachen Regionen
starker in den Blick nehmen. Die Stidtebauférderung
wird in geeigneten Bereichen flankiert durch effektive
Mafdnahmen der sozialen Wohnraumférderung, um damit
sozialvertriagliches Wohnen in Deutschland besser zu
ermoglichen. Daher soll der Bund sich an der Schaffung
sozialen Wohnraums beteiligen und die Bundesmittel
fiir den sozialen Wohnungsbau tiber das Jahr 2021 hinaus
fortschreiben.

Die Expertenkommission ,,Nachhaltige Baulandmobilisierung
und Bodenpolitik“ hat Themen wie Flachenaktivierung,
Flichenmanagement, Baulandkataster und Anpassungen des
Bauplanungsrechts bearbeitet.

Moglichkeiten der Raumordnung stirker nutzen

Der Bund sollte die Raumordnung mit einem eigenstindigen
Forderinstrument unterlegen, um gezielt Impulse in Regionen
mit besonderem Handlungsbedarf geben zu kénnen. Die ein-
zelnen Fordertatbestidnde sollten anhand der ,,Leitbilder und
Handlungsstrategien der Raumentwicklung in Deutschland”
definiert werden. Dazu empfehlen wir:

« der Bund sollte die von den Landern als Versorgungs-
zentren festgelegten sogenannten Zentralen Orte stirken,

+ die Lander sollten die Instrumente der Raumordnung
besser nutzen und Planungsprozesse beschleunigen; dabei
sollte die Raumordnung Regionalentwicklungskonzepte,
die unter Beteiligung der Biirgerinnen und Biirgern
entwickelt wurden, stirker einbeziehen,

» den Landern und Kommunen, die bestehenden rechtlichen
Moglichkeiten (z. B. Festlegung von Sanierungsgebieten)
oder die Instrumente (z. B. Dorfentwicklung, Stadtebau-
forderung) starker zu nutzen, um die Ortskerne zu beleben
und Investitionen in innerértliche Bauprojekte fiir Inves-
toren und Eigentiimer attraktiver zu machen und Wert-
verluste zu vermeiden.

Integrierte Sozialraumplanung durchfiihren,
integrierende Beratung stirken, demografischen
Wandel mitdenken

Integrierte Sozialraumplanung ist ein Instrument, um

auf kommunaler Ebene die Leistungen der 6ffentlichen
Daseinsvorsorge zielgerichteter anzubieten und alle Aspekte
der kommunalen Politik bedarfsorientiert zu integrieren.
Dabei ist der demografische Wandel, der Disparitdten
verstirken kann, in die Bedarfsplanung und partizipative
Strategieentwicklung von Regionen und Orten einzubeziehen.
Damit sollen moglichst allen Bevolkerungsgruppen ein

selbstindiges und selbstbestimmtes Leben im vertrauten
Dorf oder Stadtviertel und eine Integration in die 6rtliche
Gemeinschaft ermoglicht werden. Dies gelingt besonders
nachhaltig, wenn die Menschen ihr Lebensumfeld in vielen
Lebensbereichen (z. B. Wohnen, Bildung, Gesundheit,
Mobilitat) aktiv mitgestalten konnen. Als Eckpunkte fiir eine
Integrierte Sozialraumplanung empfehlen wir:

+ Angebote und Unterstiitzungsformate der Verwaltung
verschiedener Lebensbereiche und Rechtskreise
sollen fiir die Biirgerinnen und Biirger tibergreifend
zusammengefithrt und den 6rtlichen Gegebenheiten
angepasst werden,

+ integrierte bzw. integrierende Beratungs- und Service-
stellen (z.B. zu Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf,
Mobilitat und Barrierefreiheit, Jugend-, Familien- und
Seniorenarbeit) stirken,

« fir diesen Prozess Qualifizierungsangebote sowohl fiir die
Verwaltung als auch fiir die Zivilgesellschaft anzubieten
und Erfahrungen zu biindeln,

+ die Datenbasis fiir kleine raumliche Einheiten (z. B. ver-
bandsangehorige Gemeinden, Stadtviertel, Ortsteile, Dorfer)
zu verbessern und ein indikatorbasiertes Monitoring auf
kleinrdumiger Ebene zu ermoglichen,

+ dierechtlichen Grundlagen fiir die Bedarfsermittlung im
Vorfeld der Sozialraumplanung zu priifen.

Kiimmererstrukturen einfiihren, ausbauen und
vernetzen

Kimmerer, Lotsen oder Quartiersmanager sind Personen,

die auf der lokalen und regionalen Ebene Informations-,
Beratungs-, Koordinierungs- und sonstige Unterstiitzungs-
funktionen wahrnehmen. Kimmererstrukturen sollten
moglichst in allen Regionen und Orten/Quartieren mit
besonderem Unterstiitzungsbedarf eingefiihrt bzw. bedarfs-
gerecht ausgeweitet und miteinander verkniipft werden. Dazu
empfehlen wir:

« Die Lander sollten regionale Qualifizierungs- und
Vernetzungsmafinahmen anbieten.

+ Die Kommunen sollten die Beteiligung der Kimmerer
in die Integrierte Sozialraumplanung und die lokale
Vernetzung sicherstellen.

« Der Bund sollte diese Prozesse im Rahmen seiner
Zustandigkeiten begleiten und ggf. durch Bundes-
freiwilligendienstleistende (Bufdis) unterstiitzen.



4. Soziale Daseinsvorsorge

Deutschland braucht gute und erreichbare Angebote der
Daseinsvorsorge, damit alle Menschen tiberall gute Lebens-
und Entwicklungsperspektiven haben. Verlassliche Bildungs-,
Betreuungs-, Kultur- oder Freizeitangebote sind von hochster
Relevanz fir die Entscheidung: Gehen - oder bleiben?

Der Beitrag zur Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse wird
kinftig als Leitplanke Bertiicksichtigung finden

» inder innovativen Weiterentwicklung der Gesundheits-
und Pflegeversorgung,

» im Ausbau und in der Verbesserung der Bildungs- und
Betreuungsstrukturen in allen Lebensphasen,

« inder aktiven Férderung von Jugendlichen und jungen
Erwachsenen und

+ ineiner Kulturpolitik, die Stadt und Land gemeinsam
denkt.

Erste Bausteine zum Erreichen dieses Ziels werden bereits in
dieser Legislaturperiode umgesetzt und nun unmittelbar in
Angriff genommen.

Gute medizinische und pflegerische Versorgung
sicherstellen

Gerade bei der Gesundheitsversorgung in ldndlichen und
strukturschwachen Gebieten wird es darauf ankommen, diese
stirker iiber Sektorengrenzen hinweg zu organisieren und
dabei regionale Aspekte wie Erreichbarkeit, digitale Vernetzung
oder die Stairkung ehrenamtlicher Angebote in einem Gesamt-
zusammenhang zu betrachten. Hier ist eine enge Verzahnung
der Akteure erforderlich. Wir empfehlen:

+  Der mit dem Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG)
im ambulanten arztlichen Bereich eingeschlagene Weg
einer flexiblen Bedarfsplanung, Angebotssteuerung und
Anreizschaffung soll konsequent weiterverfolgt werden, um
in allen Sektoren der Gesundheits- und Notfallversorgung
auch zukiinftig eine flichendeckende und wohnortnahe
Versorgung sicherzustellen.

+ Flexible und innovative Instrumente wie der Einsatz tele-
medizinischer Anwendungen, die Delegation von &rztlichen
Leistungen an medizinisches Fachpersonal oder mobile
Versorgungsangebote (wie die ,rollende Praxis“) sollten
ausgebaut und mit dem notwendigen rechtlichen und
finanziellen Rahmen ausgestattet werden, um Grenzen
sowohl zwischen Versorgungssektoren als auch raumliche
Entfernungen zu iberwinden.
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+ Auflerdem sollten Angebote im Bereich der Pravention
oder ehrenamtlichen Unterstitzung wie Fahrdienste oder
Sportangebote gestarkt werden.

+  Zur Starkung der Gesundheitsversorgung vor Ort sollen
spezielle Erfahrungen in lindlichen Rdumen (z. B. der
Sozialversicherung far Landwirtschaft, Forsten und
Gartenbau) starker genutzt werden.

« Inden fir die Bediirfnisse einer alternden Bevolkerung
besonders wichtigen Bereichen der Krankenhaus-
versorgung und Pflege miissen weiterhin - gerade in
strukturschwachen Rdumen - verstirkte Anstrengungen
unternommen werden, um Bedarfsgerechtigkeit,
Finanzierbarkeit und einem steigenden Fachkraftebedarf
Rechnung zu tragen.

+  Kommunen sollten mehr aktive Mitgestaltungsmoglich-
keiten bei der Ausrichtung der pflegerischen Versorgungs-
angebote vor Ort im Rahmen der Versorgungsvertrage
erhalten.

Flichendeckende Versorgung durch Abbau der
Sektorengrenzen

Auch durch einen Abbau der historisch gewachsenen starren
Trennung zwischen ambulanter drztlicher Versorgung und
Krankenhausversorgung kann ein Beitrag zu einer guten
Gesundheitsversorgung tiberall in Deutschland, auch in
landlichen und strukturschwachen Regionen gewéhrleistet
werden. Die im Koalitionsvertrag vorgesehene Bund-Lander-
Arbeitsgruppe zur sektoreniibergreifenden Versorgung

hat hierzu erste Vorschliage vorgelegt, die Basis fiir weitere
Gesetzgebung sind.

Friihkindliche Bildung und Betreuungsangebote
verbessern

Zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhiltnisse miissen
Angebote im frithkindlichen Bereich, in der Grundschule, in
der Jugendarbeit sowie in der Jugend- und Schulsozialarbeit
bedarfsgerecht ausgebaut und qualitativ weiterentwickelt
werden. Bund, Linder und Kommunen stehen hier in der
Pflicht. Wir empfehlen:

« dem Bund, seine Verantwortung auch fiir die Weiterent-
wicklung der Qualitat und zur Teilhabe in der Kindertages-
betreuung iber 2022 hinaus wahrzunehmen,

« abdem Jahr 2025 einen individuellen Rechtsanspruch auf
ein Ganztagsangebot im Grundschulalter einzufiihren
(SGB VIII) und hierfar die Rahmenbedingungen zwischen
Bund und Landern auszuhandeln. Dabei soll der Bund
sicherstellen, dass insbesondere der laufenden Kosten-
belastung der Kommunen Rechnung getragen wird,
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+ den Landern, die Bemiithungen hinsichtlich der Einfithrung
eines Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung im Grund-
schulalter zu unterstiitzen sowie Ganztagsangebote betei-
ligungsorientiert qualitativ weiterzuentwickeln,

+ den Kommunen, gemeinsam mit Kindern, Eltern, Trigern
und padagogisch Tatigen Konzepte zur Steigerung der
Qualitat ganztagiger Bildungs- und Betreuungsangebote zu
entwickeln.

- Fir eine gute Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur fir
Kinder und Jugendliche und weitere Angebote fiir junge
Menschen miissen die notwendigen Fachkréfte gewonnen
und durch attraktive Arbeitsbedingungen gehalten werden.
Die Linder tragen entsprechend ihrem im Mai 2018 auf der
Jugend- und Familienministerkonferenz formulierten Ziel
dafiir Sorge, die schulgeldfreie und vergiitete praxisinte-
grierte Erzieherinnen- und Erzieherausbildung auszu-
weiten und tarifvertraglich zu regeln.

Zuginge zu Bildung und Weiterbildung verbessern
Bildungs- und Weiterbildungsangebote sind in Zeiten des
lebensbegleitenden Lernens wichtig fir die individuelle Teil-
habe und die Fachkréftesicherung. Daher empfehlen wir:

« Die dualen Ausbildungsmoglichkeiten und der Zugang zu
Hochschulbildung in strukturschwachen Regionen sollten
gezielt verbessert werden.

« Der hohe Anteil von Schulabgingern ohne Abschluss und
von funktionalen Analphabeten soll durch Férdermafinah-
men von Bund und Landern, aber auch bereits am Lernort
Schule verringert werden.

Jugendliche und junge Erwachsene stirken

Angebote der Jugendarbeit als soziale Infrastruktur missen
auch in strukturschwachen landlichen und stadtischen
Ridumen ausreichend abgesichert sein. Jugendliche sollen sich
frihzeitig orientieren koénnen, welche Moglichkeiten ihnen
vor Ort auf dem Ausbildungsmarkt zur Verfiigung stehen, und
damit der Ubergang von der Schule in die Ausbildung und in
den Beruf verbessert werden. Hier bedarf es eines besonderen
Engagements von Unternehmen, um berufliche Perspektiven
insbesondere in strukturschwachen und landlichen Orten
aufzuzeigen. Ausbildungschancen fir sozial und individuell
benachteiligte Jugendliche sind zu stirken. Dabei sollten auch
junge Migrantinnen und Migranten einbezogen werden. Dazu
empfehlen wir

« Angebote der Jugendarbeit in strukturschwachen Gebieten
abzusichern,

+ die Unterstiitzung von Familien (wie etwa durch das Starke-
Familien-Gesetz) mit niedrigen Einkommen weiter zu

begleiten und perspektivisch die Zusammenfiihrung der
bestehenden Leistungen anzustreben, mit der Kinderarmut
wirksamer bekdmpft, die soziale und kulturelle Teilhabe
von Kindern und Jugendlichen verbessert und Biirokratie
abgebaut werden kann,

+ den Landern den Ausbau bzw. Erhalt dezentraler Schulstand-
orte, die Abstimmung der Mobilititsangebote auf die
Schulzeiten und Online-Lernangebote einzufiihren bzw.
auszubauen.

Barrierefreiheit verwirklichen

Um Barrierefreiheit im ganzen Bundesgebiet zu verbessern,
sind zusatzliche Mafinahmen erforderlich. Wir empfehlen
hierzu Folgendes:

+ Aufbau eines Unterstiitzungssystems (z. B. Online-
Plattform) fir Linder und Kommunen bei der
Bundesfachstelle Barrierefreiheit,

+ Schaffung eines Bundesprogramms fir mehr
Barrierefreiheit, begleitet von einer Kampagne zur
Bewusstseinsstarkung.

Kultur fiir alle in urbanen und lindlichen Riumen
stirken

Kultureinrichtungen sollen hinsichtlich konkreter kultureller
Angebote sowie als Institutionen geférdert werden, die 6ffent-
lichen Raum fiir Begegnung bieten, Kontinuitit darstellen
und daher im besten Sinne zur Daseinsvorsorge gehoren.
Insbesondere in lindlichen Rdumen ist die Sicherung einer
kontinuierlichen und verlésslichen Kulturférderung erfor-
derlich. Unsere Handlungsempfehlungen sind:

« Forderung von oértlichen Bildungs- und Kulturinfra-
strukturen als kulturelle und soziale Orte, einschliefRlich
der Bibliotheken und Museen in lindlichen Rdumen,

+ Unterstltzung der Vereinsarbeit, Koordinierung und
Vernetzung der Aktivititen und Akteure.

5. Engagement und Zusammenhalt

Deutschland braucht ein starkes zivilgesellschaftliches Engage-
ment, damit sich die Menschen in die Gesellschaft einbringen
konnen und der gesellschaftliche Zusammenhalt gestarkt wird.
Engagement und Ehrenamt tragen entscheidend dazu bei,
Losungen auf aktuelle Herausforderungen zu finden und die
Lebensqualitit vor Ort zu steigern.

Der Beitrag zur Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse wird
kinftig als Leitplanke Berticksichtigung finden

+ ineiner entschiedenen Férderung der Engagement-



infrastruktur,
+ ineiner Stirkung der Anerkennungskultur und

- ineiner innovativen Gesellschaftspolitik fiir mehr Aus-
tausch und Begegnung.

Erste Bausteine zum Erreichen dieses Ziels werden bereits in
dieser Legislaturperiode umgesetzt und nun unmittelbar in
Angriff genommen.

Engagement, Ehrenamt und Demokratieférderung
Menschen, die sich ehrenamtlich engagieren, sollten sich auf
eine stabile, dauerhafte Engagementinfrastruktur und auf
Anerkennung und Férderung verlassen konnen. Sie brauchen
rechtliche Rahmenbedingungen, die ihre spezifischen Bedarfe
ausreichend anerkennen und bertiicksichtigen. Notwendig
sind aufferdem wohnortnahe bzw. mobile hauptamtliche
Anlaufstellen fiir Beratung, Vernetzung und Qualifizierung.
Engagementangebote, Angebote der politischen Bildung und
die Unterstiitzung der Arbeit fiir Demokratie und Vielfalt sollen
flir alle Biirgerinnen und Birger zuginglich sein. Digitale
Angebote konnen die Infrastrukturangebote vor Ort ergénzen.
Wir empfehlen:

+ mit der Deutschen Stiftung fiir Engagement und Ehren-
amt ein Instrument zu schaffen, das ehrenamtlich
Tatige durch Serviceangebote fiir die Organisation von
biirgerschaftlichem Engagement und Ehrenamt und bei der
Digitalisierung unterstiitzt,

+ mit einem gemeinsamen Bundesprogramm den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt innovativ zu fordern,

+ entsprechend der Empfehlung der Sachverstindigen-
kommission fiir den Zweiten Engagementbericht die
verfassungsrechtlichen Grundlagen und Moglichkeiten
einer Finanzierung der Infrastrukturférderung von
Engagement zu analysieren,

+ den Auf- und Ausbau wohnortnaher hauptamtlicher
Begleitstrukturen sowie digitale Angebote zur Erleich-
terung des burgerschaftlichen Engagements und des
Ehrenamtes,

- ankniipfend an bestehende Instrumente der lindlichen
Entwicklung weitergehende Moglichkeiten der Férderung
von Mafinahmen zur Stiarkung des blirgerschaftlichen
Engagements und des Ehrenamtes zu priifen,

- zudem sollte durch jugendgerechte Beteiligungsformate die
gesellschaftspolitische Teilhabe junger Menschen spiirbar
verbessert werden,
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+ Engagement, Ehrenamt und Demokratieférderung durch
abgestimmte Strategien und gemeinsame Mafinahmen von
Bund, Lindern und Kommunen unter Ber{icksichtigung
foderaler Zustindigkeiten zu verfolgen und dazu eine
gemeinsame Vereinbarung abzuschliefien,

« die Verbesserung von rechtlichen und finanziellen
Rahmenbedingungen im Bereich der Engagement-,
Ehrenamts- und Demokratieférderung insbesondere in
strukturschwachen Regionen, um das Engagement von
Menschen sowie dessen Anerkennung weiter zu stirken,

+ die Vereinfachung des Zuwendungs- und Gemeinniitzig-
keitsrechts fiir zivilgesellschaftliches Engagement und
Ehrenamt.

Begegnung und Austausch von Jung und Alt férdern
Generationentibergreifendes Wohnen und verlissliche Orte der
Begegnung und des Austausches foérdern den gesellschaftlichen
Zusammenbhalt. Von uns wird empfohlen:

+ die Beratung, Begleitung und Unterstiitzung neuer Wohn-
und Versorgungsformen,

« die Forderung von Gemeinschaftsraumen und -flichen, die
ein Miteinander der Bewohnerinnen und Bewohner sowie
multifunktionale Nutzungen ermoglichen, nachbarschaftli-
che Kontakte unterstiitzen (z. B. Nachbarschafts- und Dorf-
cafés, Kultureinrichtungen, Rdume fiir Veranstaltungen
und Vereine etc.) und die Angebote der Pflege integrieren
konnen (z. B. ambulante Pflegedienste, Tagespflegeeinrich-
tungen, ambulant betreute Wohngemeinschaften).
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IV. Gleichwertige
Lebensverhiltnisse als
Querschnittsaufgabe

Die Umsetzung der vorgeschlagenen Mafinahmen ist eine
Querschnittsaufgabe, die alle staatlichen Ebenen gleicher-
mafien betrifft. Die oben ausgefiihrten Handlungsempfeh-
lungen betreffen auch Bereiche, die in die Zustandigkeit von
Landern und Kommunen fallen. Diese reichen von Maf-
nahmen zur regionalen Wirtschaftsférderung, zur Gestaltung
regionaler Arbeitsmérkte und zur Dezentralisierung von Ein-
richtungen der Lander iiber den Ausbau digitaler Infrastruktur,
Fragen des Mobilititsmanagements, die Bereitstellung von
Wohnraum, eine starkere Nutzung der Moglichkeiten der
Raumordnung bis hin zur Integrierten Sozialraumplanung,

zur Verbesserung der regionalen Gesundheitsversorgung, der
Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur fiir Kinder und Jugend-
liche und der Zugénge zu Bildung und Weiterbildung, den Auf-
bau von Kiimmererstrukturen, zur Férderung von Engagement
und Zusammenhalt und zur Verbesserung der Finanzsituation
der Kommunen.

V. Ausblick

Gleichwertige Lebensverhiltnisse in ganz Deutschland zu
schaffen ist die prioritdre Aufgabe der Politik der ndchsten
Dekade. Dazu haben wir die vorstehenden Empfehlungen vor-
gelegt. Deren Umsetzung soll in dieser Legislaturperiode erste
Veridnderungen bewirken. Auch dariiber hinaus wollen wir die
Weichen fiir die Schaffung gleichwertiger Lebensverhéltnisse
stellen. Die Ergebnisse mancher Vorschldge werden erst mittel-
fristig spurbar sein. Es geht darum, Deutschland nachhaltig
zukunftsfest zu machen.

Wegen der Breite und Komplexitit der Themen konnten

nicht alle Fragestellungen in den Arbeitsgruppen dieser
Kommission gelost werden. Im Rahmen eines Folgeprozesses
zur Kommissionsarbeit sind verschiedene Themen mit Blick
auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse ndher zu
bearbeiten. Wir wollen zukiinftig alle gesetzgeberischen Vor-
haben des Bundes daraufhin priifen, welche Wirkungen sie auf
die Wahrung und Férderung gleichwertiger Lebensverhiltnisse
in Deutschland haben (,Gleichwertigkeits-Check®).

Wir werden daftr sorgen, dass die Linder und Kommunen
auch im Folgenden inhaltlich stark eingebunden bleiben. In
einem ersten Schritt sollen diese Schlussfolgerungen ins-
besondere mit Blick auf die vorgenannten Bereiche mit den
Landern sowie den Kommunalen Spitzenverbanden gesondert
erortert werden.

Die Schaffung gleichwertiger Lebensverhaltnisse beginnt vor
Ort in den Kommunen. Daher wird insbesondere die Frage, wie
wir die Kommunen fiir die Zukunft gut aufstellen, eines der
Themen in diesem Folgeprozess sein. Die Kommunen sind das
Fundament des Staates und fiir die Biirgerinnen und Biirger
erster Ansprechpartner in allen Alltagsangelegenheiten.

Wir brauchen einen neuen politischen Konsens. Diese
Kommission hat gezeigt, dass Bund, Linder und Kommunen in
gemeinsamer Verantwortung stehen - jetzt und in Zukunft.



Anhang: FAG-Berichte

Die nachfolgenden Berichte wurden in den Facharbeitsgruppen
der Kommission ,,Gleichwertige Lebensverhiltnisse“ erarbeitet
und enthalten konkrete Vorschléige der jeweiligen Facharbeits-
gruppe. Zudem spiegeln sie den Stand der Diskussion von Vor-
schldgen und Positionen in den Facharbeitsgruppen wider. Die
Berichte der Facharbeitsgruppen zeigen ein breites Spektrum
an Vorschldgen und Ideen hinsichtlich der erérterten Themen
auf, in dem auch unterschiedliche Positionen und Blickwinkel
der Beteiligten deutlich werden.
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4 Bericht der Facharbeitsgruppe 1 ,Kommunale Altschulden®

1. Ausgangslage

Der Auftrag aus dem Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD
ftir die 19. Legislaturperiode lautet:

»Die Bundesregierung wird zusammen mit den Lindern und
den kommunalen Spitzenverbianden eine Kommission ,,Gleich-
wertige Lebensverhiltnisse einsetzen, die bis Mitte 2019 kon-
krete Vorschldge erarbeitet. Hierbei geht es um alle Aspekte der
Daseinsvorsorge genauso wie gezielte Strukturverstirkungen
in Lindern und Kommunen. Mafnahmen im Sinne der Hilfe
zur Selbsthilfe fiir Kommunen zum Beispiel mit Altschulden
und hohen Kassenkrediten ebenso wie die Altschuldenproble-
matik kommunaler Wohnungsbauunternehmen werden in die
Priifung einbezogen.”

Gemif! Einsetzungsbeschluss des Bundeskabinetts bestand die
Aufgabe der Arbeitsgruppe darin, ,die Finanzlage der Kommu-
nen mit Blick auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhaltnisse
[zu] untersuchen und unter Berlicksichtigung der finanzver-
fassungsrechtlichen Zustindigkeiten mogliche Ansitze zur
Losung der kommunalen Altschulden-/Kassenkreditpro-
blematik [zu] entwickeln®

Die Arbeitsgruppe hat dementsprechend zu beiden
Kernthemen

a) Kommunale Altschulden-/Kassenkreditproblematik
und

b) Altschuldenproblematik kommunaler Wohnungs
unternehmen

zunichst eine gesonderte Problem- und Ursachenanalyse vor-
genommen (Abschnitt 2.). Sodann wurden Ziele (Abschnitt 3.)
und Losungsansitze (Abschnitt 4.) erortert.!

Im Zuge der Ursachenanalyse der kommunalen Altschulden-/
Kassenkreditproblematik (a) wurde zudem die Finanzlage der
Kommunen mit Blick auf die Gleichwertigkeit der Lebens-
verhiltnisse untersucht.

Das Thema (b) (Altschuldenproblematik kommunaler Woh-
nungsunternehmen) wurde schwerpunktméflig vom bundes-
seitig hierfiir federfiihrend zustindigen Bundesministerium
des Innern, fiir Bau und Heimat und den ostdeutschen Landern
bearbeitet.

2. Inhaltliche Schwerpunkte

a) Kommunale Altschulden-/
Kassenkreditproblematik

Problemanalyse:

Mit Blick auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse in
Deutschland erweisen sich die ibermafigen Altschulden-
bestidnde zahlreicher kommunaler Kernhaushalte als
problematisch.

Problematisch sind insbesondere Kassenkreditbestdnde, die
entgegen ihrer Zweckbestimmung nicht zur unterjihrigen
Liquiditétssicherung, sondern zu einem wesentlichen Teil der
dauerhaften Finanzierung von Defiziten des Verwaltungshaus-
halts dienen. Anders als Investitionskrediten steht Kassen-
krediten keine Vermogensbildung gegeniiber.

Ein eigenstindiges Problem stellen Kassenkredite aufgrund
ihrer typischerweise kurzen Laufzeiten dar, denn hieraus
konnen kurzfristige Zinsanderungsrisiken und Refinanzie-
rungszwange folgen. Im Jahr 2017 hatten ungefdhr 52 Prozent
des Kassenkreditbestands eine Ursprungslaufzeit von einem
Jahr.

Kassenkredite sind auch ein Indikator fir eine Finanz- und
Strukturschwiche der betroffenen Kommunen. Insbesondere
in Verbindung mit einer regelmaflig vorliegenden Finanz- und
Strukturschwiche beintrichtigen sie die Realisierung gleich-
wertiger Lebensverhiltnisse in den betroffenen Kommunen.

Einige Folgen von Finanz- und/oder Strukturschwiche kénnen
z.B. Investitionsverzicht, hoher Investitionsstau oder tiber-
méfige Vermogens-verdufierungen sein.

Fir die Gleichwertigkeit der Lebensverhéltnisse problemati-
sche Verschuldung kann aus Sicht der Lander unterschiedliche
Formen annehmen. Sie zeige sich nicht alleine in Form der
kommunalen Gesamtverschuldung oder in Form von Kassen-
oder Liquiditétskrediten, sondern auch in zu niedrigen Investi-
tionen, hohem Instandhaltungsstau sowie Vermogensveraufle-
rungen. Auch hohe Investitionskredite konnten in bestimmten
Situationen fiir die Gleichwertigkeit der Lebensverhéltnisse
problematisch sein. Dies treffe auch auf die Stadtstaaten zu,
die ihre Verschuldung nicht tiber die Kassenkreditbestinde
abbildeten.

Aus Sicht des Bundes sind die hohen kommunalen Kassen-
kredite in einigen Regionen Deutschlands das relevante
Problem. Hingegen dirften hohe Investitionskredite solange
unproblematisch sein, wie der Zins- und Tilgungsdienst fiir
die Kommunen noch tragbar ist. Zum Problem wiirden Inves-
titionskredite, wenn die Kommunen zur Finanzierung des
Schuldendienstes Kassenkredite aufnehmen miissen. In dem
Fall miindete die Problematik ebenfalls in der Kassenkredit-
entwicklung.

Unter Einbeziehung der Wertpapierschulden zur Liquiditéts-
sicherung, die haushaltsrechtlich ebenfalls als Kassenkredite
einzustufen sind, beliefen sich die zur Liquiditétssicherung auf-
genommenen Schulden Ende 2017 auf ca. 48,5 Mrd. Euro.

Eine hohe kommunale Verschuldung iiber Kassenkredite

ist aus Sicht des Bundes von Ausnahmen abgesehen ein auf
wenige Lander und dort regional konzentriertes Phainomen.
Hohe Kassenkreditbestinde pro Einwohner korrespondierten
in weiten Teilen mit einer hohen Gesamtverschuldung und
dauerhaft niedrigen Investitionsausgaben.

Die kommunalen Kernhaushalte im Saarland, in Rhein-
land-Pfalz und Nordrhein-Westfalen weisen seit vielen Jahren

1Zu dem vorliegenden Abschlussbericht gehort eine Materialsammlung, die Berichte, Eingaben und weitere Unterlagen enthalt, die nicht in der gesamten FAG abgestimmt wurden bzw.
mitgetragen werden oder auch nur von einzelnen Mitgliedern eingebracht worden sind. Die Autorenschaft bzw. Tragerschaft einer Unterlage ist jeweils kenntlich gemacht.



in der Summe die mit Abstand hochsten Kassenkreditbestande
pro Einwohner auf. Sie lagen dort bereits vor zehn Jahren tiber
500 Euro pro Einwohner. Zum 31. Dezember 2017 lagen die
kommunalen Kassenkreditbestédnde in diesen drei Lindern
teils deutlich iiber 1.300 Euro je Einwohner. Bis zur Ubernahme
der kommunalen Kassenkreditbestinde durch die sogenannte
Hessenkasse im Sommer/Herbst 2018 wies auch Hessen sehr
hohe Kassenkreditbestiande pro Kopf aus.

Demgegeniiber lagen die Kassenkreditbestinde in
Baden-Wirttemberg, Bayern, Sachsen und Thiiringen in
den letzten zehn Jahren kontinuierlich unter 100 Euro pro
Einwohner.

Im Mittelfeld bei der kommunalen Verschuldung durch
Kassenkredite mit teils gegenldufigen Entwicklungen in
den letzten zehn Jahren liegen Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und
Schleswig-Holstein.

Kassenkredite 2017 _
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Hinweis:
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Die kommunalen Ebenen sind unterschiedlich stark betroffen.
Die kreisfreien Stadte wiesen im Jahr 2017 im bundesweiten
Durchschnitt eine Kassenkreditverschuldung von 801 Euro

pro Einwohner auf, die Landkreise einschlief}lich der kreis-
angehérigen Gemeinden und Amter (im Folgenden: Landkreis-
bereiche) hingegen nur Kassenkredite von 441 Euro pro Ein-
wohner. Innerhalb der Landkreisbereiche entfielen 22,4 Prozent
des Kassenkreditbestands auf die Landkreise und 77,6 Prozent
auf die kreisangehérigen Gemeinden und Amter.

Ungefihr 68 Prozent der kreisfreien Stadte und Landkreis-
bereiche verfiigten im Jahr 2017 tiber weniger als 500 Euro
Kassenkredite pro Einwohner. Auf der anderen Seite wiesen
knapp 19 Prozent der kreisfreien Stidte und Landkreisbereiche
Werte von tiber 1.000 Euro je Einwohner auf: 25 davon lagen
in Nordrhein-Westfalen, 25 in Rheinland-Pfalz, 11 in Hessen, 5
im Saarland, 3 in Brandenburg, 2 in Niedersachsen, 2 in Sach-
sen-Anhalt und 2 in Mecklenburg-Vorpommern.
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Die Karten berticksichtigen fiir Hessen noch nicht die Befreiung der Kommunen von Kassenkrediten, die im Jahr 2018 tiber die sogenannte

,Hessenkasse“ erfolgte.
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Die Verschuldungswerte lagen in der Spitze in Rheinland-Pfalz  Folgen dieser dufierst heterogenen Ursachen wiederum

und in Nordrhein-Westfalen bei jeweils einer Kommune tiber zeigen sich nicht alleine in Form von Kassenkrediten,

8.000 bzw. 7.000 Euro je Einwohner. sondern kénnen auch zu niedrigen Investitionen, hohem
Instandhaltungsstau, Verschuldung insgesamt oder

Ursachenanalyse: Vermogensveriuflerungen fiithren.

Die in der Arbeitsgruppe vorgenommene Ursachenanalyse

erfolgte durch Plausibilititspriiffung gingiger Thesen zu den Auf der Ausgabenseite der kommunalen Haushalte lassen sich

Erklarungsfaktoren der Entstehung von Kassenkrediten auf folgende Entwicklungen empirisch gut nachvollziehen:

der Ausgaben- und Einnahmenseite sowie Auswertung bereits Im Bereich der Sozialausgaben sind es vor allem die fiir die
vorhandener wissenschaftlicher Untersuchungen. Im Ergebnis =~ Kommunen fiskalisch bedeutsamen und in hohem Mafie

zeigte die Analyse nicht nur, dass die Ursachen vielfiltig und exogenen Kosten der Unterkunft, die dann hohe Kassenkredite
komplex sind, sondern auch, dass es empirisch sowohl bessere mit verursachen, wenn dem nicht Faktoren wie besonders hohe
als auch weniger gut abschétzbare Ursachen gibt. Damit ist (Steuer-)Einnahmen oder - tiber die Kostenbeteiligung des
deren Validitit allerdings nicht abschliefiend geklart. Bundes hinausgehende - hohe besondere Zuweisungen gegen-
uberstehen. In Kommunen, in denen die fiskalische Belastung
Die Ursachen fiir permanent hohe kommunale Kassenkredite durch die Kosten der Unterkunft mangels eines ausreichenden
reichen von strukturellen Faktoren wie tiefgreifenden Verdn- Ausgleichs von hohen Soziallasten nicht kompensiert wird,
derungen der Wirtschafts- und Sozialstruktur iiber institutio- kann dies die Entstehung von Kassenkrediten mit erkldren.
nelle und rechtliche Faktoren wie u.a. das Haushaltsrecht,dem  Hohe Kosten der Unterkunft treten vor allem in struktur-
kommunalen Finanzausgleich sowie die Gesetzgebung des schwachen Regionen mit hoher (Langzeit-)Arbeitslosigkeit auf.
Bundes und der Lander, die durch die Kommunen nicht beein-
flusst werden konnen (exogene Faktoren), bis hin zu lokalen Des Weiteren zeigte sich auf der Ausgabenseite, dass hohe
kommunalpolitisch steuerbaren Faktoren, wie u.a. das Aus- Kassenkredite oftmals mit niedrigen kommunalen Investi-
schopfen von Einnahmepotenzialen (endogene Faktoren). tionen, allerdings tiberdurchschnittlich hohen Ausgaben fiir

Kassenkredite in Euro je Einwohner Durchschnittliche monatliche Héhe von Leistungen fiir Unterkunft und Heizung

[ bis unter 250 Raumbezug: Kreise und kreisfreie Stadte in € je Einwohner
(5 250... 1000 Zeitbezug: 2015 . o .
[ 1000 .... 2000 [ bis unter 13 Raumbezug: Kreise und kreisfreie Stadte
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B 2000 und mehr des Bundes und der Lander g 13-17 Zeitbezug: 2015
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Datengrundlage: Statistik der Bundesagentur

Datenquelie: Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR. © 2018 . 20 -25 fur A!‘belt, Grundsicherung fir
Bundesamt fir Bauwesen und Raumordnung, Bonn. B 25 und mehr Arbeitsuchende nach dem SGB |1,
® GeoBasis-DE / BKG 2018. Erstellt mit QGIS 2.18. Geldleistungen fir Bedarfsgemeinschaften

Datenquelle: Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung. INKAR. © 2018 Bundesamt filr
Bauwesen und Raumordnung, Bonn.
® GeoBasis-DE / BKG 2018. Erstellt mit QGIS 2.18.

Hinweis:
Die Karten berticksichtigen fiir Hessen noch nicht die Befreiung der Kommunen von Kassenkrediten, die im Jahr 2018 tiber die sogenannte
~Hessenkasse“ erfolgte.



Mieten und Pachten einhergehen. Damit schrumpfen auch die
Moglichkeiten zur Bereitstellung von freiwilligen Leistungen.

Der grundsitzlich bestehende Zusammenhang zwischen hohen
Altschulden, hohen Zinsausgaben und dadurch ausgelostem
weiterem Anstieg der Verschuldung (Zins-Schulden-Spirale)
erklart das aktuelle Niveau der kommunalen Kassenkredite nur
zu einem relativ kleinen Teil.

Auf der Einnahmenseite der kommunalen Haushalte erweisen
sich verschiedene fiir die Kommunen exogene und endogene
Faktoren als relevant fiir die Entstehung und Verfestigung von
Kassenkrediten.

Zu den exogenen Faktoren zéhlen die Steuereinnahmen und
die Linderzuweisungen innerhalb und auflerhalb des Kommu-
nalen Finanzausgleichs. Durch regionale Strukturschwiche
bedingte niedrige Steuereinnahmen stellen eine Ursache dar,
soweit sie nicht durch die Steuerverteilung oder den Finanz-
ausgleich ausgeglichen werden. Struktur- und finanzschwache
Kommunen partizipieren zudem in geringerem Mafe von den
wirtschaftskraftbezogenen Gemeinschaftssteuern.

Bericht der Facharbeitsgruppe 1 ,Kommunale Altschulden® 7

Auch Ausfille bei den Steuereinnahmen aufgrund von
Konjunkturkrisen und Steuerreformen in den 2000er Jahren
haben tiber alle Gebietskorperschaften hinweg und gerade bei
ohnehin bereits finanzschwachen Kommunen auf Grund nied-
rigerer Pufferfahigkeit zu tiberproportionalen Defiziten und
damit zu Kassenkrediten gefiihrt.

Hohe und steigende Kassenkredite entstehen auch dann, wenn
der vertikale oder horizontale kommunale Finanzausgleich
seine Ausgleichsfunktion nicht erfiillt. Mit ursdchlich fiir einen
in dieser Hinsicht unzureichenden vertikalen Finanzausgleich
kann - unter Zugrundelegung des Gleichméafigkeitsprinzips

- auch die jeweilige finanzielle Leistungsfihigkeit des Landes
sein. Inwieweit es einen von der Leistungsfahigkeit des Landes
unabhingigen Anspruch auf eine finanzielle Mindestausstat-
tung der Kommunen gibt, ist in der verfassungsrechtlichen
Bewertung umstritten.

Kommunale Steuern

Kommunale Steuerkraft

Steuerkraft der Gemeinden in Euro je Einwohner 2016
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Zu den moglichen endogenen Erklarungsfaktoren auf der
Einnahmenseite gehoren die Hebesatzpolitik der Kommunen
bei der Grund- und Gewerbesteuer sowie die Moglichkeiten
der Einnahmenerzielung durch Gebthren. Insbesondere bei
den Hebesétzen hat sich in der Vergangenheit gezeigt, dass

in einzelnen Landern auch Kommunen mit hoher Kassen-
kreditbelastung entsprechende Spielraume zum Teil noch nicht
ausgeschopft hatten. Entsprechende empirische Ergebnisse im
Bereich der Gebiihren liegen nicht vor.

Die in der Ursachenanalyse ausgewerteten Forschungsergeb-
nisse sowie die Untersuchung tibergreifender Faktoren (vor
allem Kommunalverfassung und Kommunalaufsicht) haben
gezeigt, dass die Forschung die Ursachen kommunaler Haus-
haltsdefizite nicht abschlief3end erkliaren kann.

Aus den jiingsten Forschungsergebnissen konnen dennoch
die Faktoren herausgefiltert werden, die einen quantitativ
nachgewiesenen Einfluss auf die Haushaltslage einer
Kommune haben: hierzu gehoren die gemeindespezifisch-
exogenen Faktoren wie die Einnahmeentwicklung oder

die Hohe der Sozialausgaben, insbesondere bedingt

durch eine hohe SGB II-Quote. Auch der Einfluss der
Finanzmittelverteilung und der differenziert ausgepragten
finanziellen Leistungsfahigkeit des jeweiligen Landes auf die
Hohe der Kassenkreditentwicklung ist plausibel.

Zudem ist naheliegend, dass zwischen dem Handeln der
Kommunalaufsicht und der Hohe der Kassenkredite ein
Zusammenhang besteht. Allerdings kann auch eine strenge
Kommunalaufsicht auflerordentlich ungiinstige finanzielle
Rahmenbedingungen und deswegen entstehende Kassen-
kredite nicht kompensieren.

Neben diesen gemeindespezifisch-exogenen Faktoren haben
vereinzelt auch gemeindespezifisch-endogene Faktoren eine
Erklarungskraft, die aber nicht so stark ist, als dass sie die der
exogenen Variablen verdringen wiirde.

b) Altschuldenproblematik kommunaler
Wohnungsunternehmen

Problemanalyse:

Altschulden kommunaler Wohnungsunternehmen sind durch
Altverbindlichkeiten ostdeutscher Wohnungsunternehmen
im Zusammenhang mit der Wiedervereinigung entstanden.
Sie sind finanzielle Lasten auf ehemals staatlichem Grund in
den neuen Lindern. Gemaf Einigungsvertrag ging das zur
Wohnungsversorgung genutzte volkseigene Vermogen mit
gleichzeitiger Ubernahme der anteiligen Schuldenin das Eigen-
tum der Kommunen tiber. Mit der Wiedervereinigung wurden
die Altverbindlichkeiten in Form von Wohnungsbaukrediten
anteilig auf die ostdeutschen Wohnungsunternehmen und
Genossenschaften iibertragen.

Nach Erhebungen der ostdeutschen Lander (ohne Berlin)
betragen die aktuellen Altschulden kommunaler Wohnungs-
unternehmen noch rund 2,1 Mrd. Euro. Der grofite Anteil der
Schulden (1,3 Mrd. Euro) befindet sich bei der DKB (Deutsche
Kreditbank - ehemalige Staatsbank der DDR und Haupt-

glaubiger der DDR-Altschulden). Die Differenz in Héhe von

0,8 Mrd. Euro durfte inzwischen auf andere Banken umge-
schuldet worden sein. Wieviel von den 2,1 Mrd. Euro Alt-
schulden existenzgefahrdeten kommunalen Unternehmen

im Sinne der 2013 ausgelaufenen Hértefallregelung nach § 6a
Altschuldenhilfe-Gesetz zuzurechnen wiren, wurde bisher von
den Landern nicht ermittelt. Ebenso haben noch nicht alle Lan-
der die Altschulden von Wohnungsgenossenschaften quanti-
fiziert. Wohnungs-genossenschaften sind im Priifauftrag des
Koalitionsvertrags nicht erwahnt, miissten aber einbezogen
werden, da auch sie mit Altschulden aus DDR-Zeiten belastet
wurden und am stiddtebaulich erforderlichen Riickbau bisher
teilgenommen haben. Nach Ansicht der Lander ist davon aus-
zugehen, dass der gesamte Altschuldenbestand der Wohnungs-
genossenschaften in etwa gleicher Hohe wie bei den kommu-
nalen Wohnungsunternehmen liegt.

Aufgrund der demografischen Entwicklung und Abwande-
rungsprozessen nehmen die Wohnungsleerstiande in struk-
turschwachen Regionen deutlich zu. Beispielsweise benennt
Sachsen-Anhalt fiir 35 kommunale Unternehmen einen
Wohnungsleerstand von inzwischen 15 bis 40 Prozent, Sachsen
spricht in bestimmten Regionen von einem flichendeckenden
Leerstand von tiber 20 Prozent. In Brandenburg betriagt der
Leerstand aufierhalb des Berliner Umlands in der Spitze bis zu
25 Prozent.

Problematisch sei aus Sicht der ostdeutschen Lander die Praxis
der Banken, geplanten Riickbaumaffnahmen aufgrund der
Schuldenlast der kommunalen Wohnungsunternehmen nicht
mehr zuzustimmen. Damit komme der stidtebaulich erforder-
liche Riickbau im Zuge einer gewiinschten Schrumpfung von
aufien nach innen zum Erliegen.

Ursachenanalyse:

Alle neuen Lander (ohne Berlin) betonten, dass es beim Thema
kommunale Altschulden von Wohnungsunternehmen um
eine einigungsbedingte Folgelast gehe. Trotz Teilentlastung
von 14 Mrd. Euro nach Altschuldenhilfe-Gesetz (AHG) 1993,
die die Restaltschulden auf 77 Euro /m? Wohnfliche absenkte,
und der bis 2013 befristeten zusétzlichen Entschuldung von
1,05 Mrd. Euro durch den Bund bei Abriss seien die bis heute
nicht getilgten Altschulden fiir kommunale Unternehmen
mit hohen Wohnungsleerstinden existenzgefdhrdend. Dabei
handele es sich um kein flichendeckendes Problem, sondern
es betreffe regionale Einzelfille mit hohem und steigendem
Wohnungsleerstand. Diese ldgen in strukturell und demogra-
fisch schwachen Lagen, insbesondere in kleineren Orten. Die
Altschuldenlast verhindere stidtebaulich notwendige Abrisse,
da die Banken diese aufgrund der fehlenden Ersatzsicherhei-
ten ablehnten. Dartiber hinaus verhindere sie Investitionen

in Instandhaltung und Modernisierung, die aber notig seien,
um die Wohnungsbestdnde vermietbar zu halten. Schlechte
Wohnungsstandards verstirkten die ohnehin bestehenden
Abwanderungstendenzen. Damit wirke die Problematik
unmittelbar auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhaltnisse.



3.Ziele

a) Kommunale Altschulden-/
Kassenkreditproblematik

Die im Rahmen der Arbeitsgruppe vorgenommene Ursachen-
analyse hat gezeigt, dass die Ursachen fiir die Entstehung der
Altschulden-/Kassenkreditproblematik vielschichtig sind und
es in der Arbeitsgruppe unterschiedliche Einschitzungen zur
Gewichtung der Bedeutung der einzelnen Komponenten - wie
soziostrukturelle Faktoren, die Hohe der Sozialausgaben, die
Hohe der Altschulden, der kommunale Finanzausgleich oder
die kommunale Haushaltspolitik - sowie zur Verantwortungs-
zuordnung gibt.

Eine nachhaltige Losung der kommunalen Altschulden-
problematik? muss an den verschiedenen Ursachen ansetzen
und somit aus verschiedenen, ineinandergreifenden Elementen
bestehen. Hierbei muss jede staatliche Ebene - entsprechend
ihrer Méglichkeiten, ihrem Verursachungsbeitrag und ihrer
Zustandigkeiten im foderalen System - ihrer Verantwortung
gerecht werden.

In den vergangenen zehn Jahren haben der Bund und viele
Lander bereits erste Schritte unternommen, um finanz-
schwache Kommunen dabei zu unterstiitzen, sich aus ihrer
defizitiren Lage zu befreien. So haben die Lander mit proble-
matisch hoher kommunaler Verschuldung in den letzten
Jahren fiir ihre betroffenen Kommunen Konsolidierungs- oder
Entschuldungsprogramme aufgelegt, deren Ausmaf, Zielrich-
tung und Ausgestaltung sich jedoch zum Teil erheblich unter-
scheiden. Der Bund wiederum hat die Kommunen - vor allem
im Bereich der Sozialausgaben - erheblich entlastet, ange-
fangen bei der vollstindigen Ubernahme der Kosten fiir die
Grundsicherung im Alter im Jahr 2014 {iber die Erh6hung der
Beteiligung an den Kosten der Unterkunft bis hin zur jahrli-
chen 5 Mrd. Euro-Entlastung seit dem Jahr 2018. Zudem unter-
stiitzt der Bund zeitlich befristet finanzschwache Kommunen
iber den Kommunalinvestitionsférderungsfonds in Hohe von
insgesamt 7 Mrd. Euro. Die allermeisten betroffenen Kommu-
nen haben - zum Teil im Rahmen der Konsolidierungs- und
Entschuldungsprogramme ihrer Linder - bereits seit laingerem
wichtige Konsolidierungsmafinahmen ergriffen, indem sie ihre
Ausgaben begrenzt oder ihre Einnahmepotenziale starker aus-
geschopft haben.

Diese Schritte haben bisher aber nicht dazu gefiihrt, dass das
Problem in den betroffenen Landern nachhaltig geldst werden
konnte. Auch wurde die Wirksamkeit der von Bund, Lander
und Kommunen ergriffenen Mafnahmen teilweise abge-
schwicht, beispielsweise durch neue oder verstirkt wahrzu-
nehmende Aufgaben und Anforderungen fiir die kommunale
Ebene im Bereich der Sozialausgaben und/oder automatisch
oder diskretionir bedingte Minderungen im Einnahmebereich.
Weitere Schritte sind daher notwendig. Diese miissen dem Ziel
der Kommission Gleichwertige Lebensverhiltnisse Rechnung
tragen, fiir eine gerechte Verteilung von Ressourcen und Mog-
lichkeiten fiir alle in Deutschland lebenden Menschen unab-
hingig von ihrem Wohnort zu sorgen®

2 Hierzu zdhlen auch vergleichbare Effekte in den Stadtstaaten.
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Unabhingig von den hierfiir einzubeziehenden Ebenen ist
unbestritten, dass eine nachhaltige Losung der Altschulden-
problematik

+ Dbei der Sicherung des Zinsniveaus und des Kapitalmarkt-
zugangs unterstiitzen,

+  Mafinahmen zur Vermeidung neuer Verschuldung
beinhalten und

+ eine Tilgung mindestens eines signifikanten Anteils der
kommunalen Kassenkredite sicherstellen muss.

Diese drei Aspekte sind hierbei nicht im Sinne einer Reihen-
folge oder Zielhierarchie zu verstehen, fiir eine nachhaltige
Loésung werden sie alle zugleich benétigt.

~
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b) Altschuldenproblematik kommunaler
Wohnungsunternehmen

Die Betroffenheit in den ostdeutschen Landern ist regional
unterschiedlich stark ausgeprégt. Ziel ist es, die wirtschaftliche
Handlungsfihigkeit kommunaler Wohnungsunternehmen zu
stirken, die wichtige Akteure in der Stadt- und Regionalent-
wicklung sind.
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4.Vorschlige und
Handlungsempfehlungen an die
KomGL

a) Kommunale Altschulden-/
Kassenkreditproblematik

Zu den einzelnen Aspekten einer nachhaltigen Losung der
Altschuldenproblematik wurden in der Arbeitsgruppe ver-
schiedene Losungsansitze diskutiert. Dabei wiesen viele
Arbeitsgruppenmitglieder darauf hin, dass eine Losung auch
diejenigen Fille in den Blick nehmen muss, bei denen struktu-
relle Schwichen zwar nicht zu Kassenkrediten und fundierten
Schulden, aber z.B. zu unzureichendem Investitionsvolumen
oder hohem Instandhaltungsstau gefiihrt haben. Aus Sicht des
Bundes vorrangig ist die Losung der kommunalen Kassen-
kreditproblematik in einigen Regionen Deutschlands.

Ob bzw. inwieweit die einzelnen Losungsansétze zielfiihrend,
von der jeweils angesprochenen staatlichen Ebene fiskalisch
darstellbar und praktisch sowie (finanzverfassungs-)rechtlich
umsetzbar bzw. geboten sind, wird von den Teilnehmern der
Arbeitsgruppe unterschiedlich bewertet.

Die folgende nicht abschlieffende Auflistung moglicher
Losungsansitze zeigt, dass in der Arbeitsgruppe zahlreiche
Ansatzpunkte fiir das Altschulden-/Kassenkreditproblem
diskutiert wurden, sie bedeutet aber nicht, dass sich der
Vorsitz oder einzelne Arbeitsgruppenmitglieder jeden die-
ser Vorschldge zu Eigen machen. Aus Sicht der Lander sind
jedenfalls die im Linderpapier ,,Eckpunkte fir Handlungs-
empfehlungen” (vgl. Materialsammlung Nr. 10) genannten
Mafnahmen geeignet (Entlastung bei den Kosten der Unter-
kunft und finanzielle Unterstiitzung der Linder durch den
Bund beim Abbau kommunaler Altschulden).

Die Mafdnahmen zur Begrenzung der unmittelbaren Risiken,
zum Abbau der Altschulden und zur Vermeidung neuer Ver-
schuldung miissen so ausgestaltet sein, dass sie sich in ihren
Wirkungen nicht konterkarieren. Vielmehr sollten sie sich
sinnvoll ergidnzen. Hiervon ist in der Regel auch auszugehen.
Der Beitrag der aufgelisteten Ansitze zur Problemlosung ist
unterschiedlich grofi. So diirften z.B. Mafinahmen zur Ent-
schuldung oder zur Vermeidung neuer Verschuldung bei
entsprechendem Umfang zugleich den Kreditmarktzugang
der hoch verschuldeten Kommunen absichern. Zum Beispiel
wiirde je nach Umfang eine Erhohung der Bundesbeteiligung
an den Kosten der Unterkunft nicht nur zur Vermeidung von
Neuverschuldung, sondern in giinstigen Féllen auch zum
Abbau bestehender Schulden beitragen konnen. Andere Maf3-
nahmen wiederum - wie die Reform der Gemeindeordnung
und der Kommunalaufsicht - konnen nur flankierend sein,
sind aber ein notwendiges, wenngleich vielfach nicht hin-
reichendes Element zur Vermeidung neuer Verschuldung.

Ein Abbau von Altschulden ohne Vermeidung des Aufbaus
neuer Verschuldung wire nicht nachhaltig. Eine Vermeidung
neuer Verschuldung ohne Abbau der aufgelaufenen Alt-
schulden wire wiederum nicht ausreichend, um Haushalts-
spielrdume wieder zu erlangen und um bestehende mit einem
Zinsanstieg verbundene Risiken zu begrenzen.

Damit die Manahmen zur Losung der Altschuldenproblema-
tik ihre Wirkung entfalten konnen, ist es wichtig, dass u.a. die
Kommission Gleichwertige Lebensverhiltnisse an anderer
Stelle keine Losungsansdtze verfolgt, die zu neuen finanziellen
Belastungen der kommunalen Ebene fithren und die damit
den in der AG verfolgten Abbau der kommunalen Altschulden
konterkarieren wiirde. Dieser Anspruch richtet sich ganz allge-
mein auch an die Gesetzgebung von Bund und Lindern, die bei
ihrer Gesetzesfolgenabschatzung auch immer die finanzielle
Handlungsfiahigkeit der kommunalen Ebene im Blick haben
sollte. Zum Beispiel gibt es tiberproportionale Ausgabenstei-
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»  Kommunale Entschuldungs- .
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gerungen bei der Kinder- und Jugendhilfe und der Eingliede-
rungshilfe. Zur Vermeidung neuer Schulden ist eine nachhaltig
aufgabengerechte Finanzausstattung der Kommunen funda-
mental wichtig.

Strukturschwiche kann eine Ursache fiir die Entstehung von
hohen Altschulden in Verbindung mit geringer Investitions-
kraft sein. Vor allem die von Strukturwandel negativ betroffe-
nen Regionen in Landern, denen kein landesinterner Ausgleich
mit vom Strukturwandel positiv betroffene Regionen moglich
ist, stehen vor einer aus eigener Kraft nur schwer l6sbaren
Aufgabe: Bei riicklaufiger Steuerkraft, steigenden Sozialaus-
gaben, relativ sinkender Bevolkerungszahl und deswegen
steigenden Altlasten je Einwohner miissen sie die fiir einen
wirtschaftlichen Stabilisierungsprozess notwendigen Maf3-
nahmen zusétzlich zu ihren sonstigen Aufgaben finanzieren.

Bei der Umsetzung einzelner Losungsvorschlage miissen ggfs.
denkbare und kontraproduktive Sekundareffekte bzw. mog-
liche Mitnahmeeffekte durch flankierende Mafnahmen aus-
geglichen bzw. begrenzt werden.

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe Kommunale Altschulden sind
der Auffassung, dass Mafinahmen zur Losung der Altschulden-/
Kassenkreditproblematik dringend notwendig sind.

Allerdings wird die Frage, ob bzw. in welchem Umfang Maf-
nahmen zur Lésung der Altschuldenproblematik jeweils

vom Bund, den betroffenen Lindern oder den betroffenen
Kommunen ergriffen werden sollten, von den Mitgliedern
unterschiedlich beantwortet. Konsens besteht aber darin, dass
ein mogliches Engagement des Bundes zur Voraussetzung hat,
dass seitens der betroffenen Lander und Kommunen erheb-
liche und auf Dauer angelegte Eigenanstrengungen zur Losung
der Altschuldenproblematik zugesichert und nachweisbar
umgesetzt werden missten.

Ungeachtet der unterschiedlichen Auffassungen, sehen die
Lander, der Deutsche Stidtetag und der Deutsche Stiadte-

und Gemeindebund die nachfolgenden Mafinahmen

von Bund, Lindern und Kommunen als geeignet an, das
Altschuldenproblem einer Losung zuzufiihren. Hierbei handelt
es sich - gegliedert nach der Gebietskorperschaftsebene und
deswegen ohne eine implizierte Priorisierung - um folgende
Mafinahmen:

Mafinahmen auf kommunaler Ebene
Kassenkreditbelastete Kommunen miissen alle vertretbaren
eigenen Konsolidierungspotenziale - inklusive Hebesatz-
anpassungen - ausnutzen. Hierbei ist es ratsam, Konsolidie-
rungs- und Entschuldungspfade zu definieren, die im Fall der
Teilnahme an ldnderseitigen Konsolidierungs- und Entschul-
dungsprogrammen einzuhalten sind. Bei der Ausgestaltung
dieser Konsolidierungs- und Entschuldungspfade sind die
finanzielle Leistungsfahigkeit der Kommunen und der Umfang
von Unterstiitzungsmafinahmen so zu berticksichtigen, dass
die Zielvorgaben auch in einem schwierigeren wirtschaftlichen
Umfeld eingehalten werden konnen. Durch ggf. tiberarbeitete
Eingriffsrechte der Haushaltsaufsicht kann ergidnzend sicher-
gestellt werden, dass die Zielvorgaben umgesetzt werden.
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Mafinahmen auf Linderebene

+ Alle Linder, in denen Kommunen mit hohen Altschulden-/
Kassenkreditbestinden belastet sind, miissen geeignete
Mafinahmen zum Abbau kommunaler Altschulden ergrei-
fen. Bei Lindern, in denen die Gesamtheit der Kommunen
mit weit tiberdurchschnittlich hohen Kassenkreditbestin-
den belastet ist, sind neu einzurichtende bzw. konsequent
fortzufiihrende Altschuldenprogramme die angemessene
Mafinahme. Eine Uberpriifung und ggf. anschlieRende
Uberarbeitung der Haushaltsaufsicht kann den Erfolg der
Mafdnahmen sicherstellen.

+  Der Umfang bzw. Ausbau der Altschuldenprogramme
sollte sich am Unterstiitzungsbedarf der Kommunen
(unter Berticksichtigung etwaiger Entlastungen durch den
Bund), der Finanzausstattung und Ausgabenbelastung des
jeweiligen Landes sowie dem Volumen vom ggf. durch den
Bund erbrachten weiteren direkten und indirekten Unter-
stitzungsleistungen orientieren. Ein zentraler Bestandteil
eines Altschuldenprogrammes ist die Definition von klaren
Entschuldungszeitraumen und die Etablierung eines ent-
sprechenden Berichtswesens.

Mafinahmen auf Bundesebene

«  Durch eine Erh6hung der Bundesbeteiligung an den Kosten
der Unterkunft wiirde eine wesentliche Ursache fiir hohe
Kassenkredite verringert; der Altschuldenabbau wiirde
erleichtert. Auch wiirde zusétzlich denjenigen Kommu-
nen geholfen, bei denen strukturelle Umbriiche nicht zu
Kassenkrediten, sondern zu hohem Instandhaltungsriick-
stau, Investitionsverzicht oder iibermifiigem Vermogens-
verkauf gefithrt haben.

« Kumulative finanzielle Hilfen fiir Lander zur Unter-
stlitzung der Kommunen mit weit iberdurchschnittlich
hohen Altschulden-/Kassenkreditbestinden wiirden es den
Lindern ermoglichen, den Abbau der Altschulden ihrer
Kommunen schneller voran zu treiben als ohne Unter-
stutzung.

Die Lander, der Deutsche Stddtetag und der Deutsche Stadte-
und Gemeindebund empfehlen der Kommission Gleich-
wertige Lebensverhdltnisse die weitere Diskussion auf die
oben genannten Mafdnahmen zu fokussieren. Je nach Umfang
der MafRnahmen ist zudem zu priifen, ob kontraproduktive
Sekundaéreffekte bzw. mogliche Mitnahmeeffekte durch
flankierende Mafnahmen ausgeglichen bzw. begrenzt werden
mussen.

Der Bund hat demgegentiber eigene Eckpunkte fiir
Handlungsempfehlungen formuliert. Er empfiehlt zur Losung
der kommunalen Altschuldenproblematik vorrangig folgende
Mafinahmen zu ergreifen, um bestehende Altschulden
abzubauen und um die Entstehung neuer Altschulden zu
vermeiden:

1. Das Problem kommunaler Altschulden ist regional kon-
zentriert und daher nur in einer Minderheit der Lainder
von gravierender Bedeutung. Insbesondere aufgrund der
verfassungsrechtlichen Verantwortung der Lander fiir ihre
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Kommunen ist es Aufgabe der betroffenen Lander, adiquate
Losungen fiir ihre hochverschuldeten Kommunen anzubieten.
Die Lidnder mit entsprechendem Handlungsbedarf sollten sich
dabei an bereits existierenden, jiingst entwickelten Lander-
modellen orientieren. Essentiell ist es, die giinstige Zinslage zu
nutzen und einen signifikanten Teil der Kassenkreditschulden
von hochverschuldeten Kommunen mittelbar oder unmittel-
bar in die jeweilige Landesschuld zu ibernehmen. Die giinstige
finanzielle Situation der Lander schafft dafiir die Spielraume.

2. Die Lander sollten die Entlastung der Kommunen mit
Anreizen fiir eine Aktivierung der wirtschaftlichen Potentiale
flankieren, um so die Standortattraktivitét fir die Wirtschaft
sowie fiir Blirgerinnen und Biirger zu erh6hen und damit die
Finanzkraft zu steigern. Auch hier kénnen bereits bestehende
Modelle zur kommunalen Entschuldung gute Beispiele geben.

3. Die Kommunalaufsicht in einigen Lindern hat sich dem
Kassenkreditproblem nicht immer konsequent genug gewid-
met. Auf die Beachtung der Haushaltsdisziplin in den einzelnen
Kommunen und insbesondere die Kontrolle der Entwicklung
der Kassenkredite ist kiinftig von den Landern ein besonderes
Augenmerk zu legen. Dabei kdnnte auch gepriift werden, ob
Kommunen Kassenkredite kiinftig nur noch tiber das Land
aufnehmen sollten.

4. Der Kommunale Finanzausgleich des jeweiligen Landes
erdffnet Moglichkeiten, dem erneuten Aufbau von Kassen-
krediten entgegenzuwirken, indem besonderen finanziellen
Belastungen von Kommunen - insbesondere bei Struktur-
problemen - durch eine hohere Finanzausgleichsmasse, eine
stirkere Berticksichtigung interkommunaler Disparititen oder
zusatzliche Zuweisungen des Landes begegnet wird.

Die Vorsitzenden verweisen im Ubrigen auf die in der Material-
sammlung aufgenommenen ausfiithrlichen Beschreibungen
der in der obigen Tabelle skizzierten zehn Losungsansitze

(vgl. Materialsammlung Nr. 3).

Der Bund weist dartiber hinaus darauf hin, dass bei diesen
Losungsansitzen alle staatlichen Ebenen adressiert werden.

Aus Sicht des Deutschen Landkreistags liegt die Entstehungs-
und Beseitigungsverantwortung fiir die Altschulden-/
Kassenkreditproblematik nicht (vorrangig) auf der Bundes-
ebene, sondern ist von und in den betroffenen Landern zu
suchen. Zinshilfen fiir Kommunen bzw. Entschuldungs-
programme von Seiten des Bundes wiren mit einer oberhalb
der 2-Prozent-Marke verdnderten, nach Einwohnern verteilten
erh6éhten kommunalen Umsatzsteuerbeteiligung und auf
Lianderebene mit einer dauerhaft gewahrleisteten aufgaben-
gerechten Finanzausstattung, jedenfalls aber einer garantierten
Mindestausstattung zu verbinden. Die von den Vertretern der
Lander geforderte signifikante Erh6hung der Bundesbeteili-
gung an den Kosten der Unterkunft ist nach Auffassung des
Deutschen Landkreistags ein viel zu breit, flichendeckend
streuender Losungsansatz, der bei einem damit verbundenen
Umschlagen in Bundesauftragsverwaltung insbesondere die
von 89 Landkreisen ausgeiibte Option kommunaler Tréiger-
schaft unterhohlt. Dies wire ein zu erheblichen horizontalen

Verwerfungen in finanzieller Hinsicht zwischen den Kreisen
und kreisfreien Stadten aller Lander zu Lasten der Land-
kreise fihrender Losungsansatz, der mit dem Bund die falsche
Ebene mit riesigem Finanzmitteleinsatz in Anspruch ndhme.
Der Deutsche Landkreistag hilt die vom Bund formulierten
vier Eckpunkte fiir Handlungsempfehlungen zur Losung der
kommunalen Altschulden-/Kassenkreditproblematik ebenen-
bezogen fiir verantwortungsgerecht und nachvollziehbar.

b) Altschuldenproblematik kommunaler
Wohnungsunternehmen

Die neuen Linder haben der Kommission Gleichwertige
Lebensverhiltnisse / Arbeitsgruppe Kommunale Altschulden
Handlungsempfehlungen zur konkreten Ausgestaltung einer
Altschuldenhilfe vorgelegt, die sich in Teilen am AHG 1993 und
insbesondere der Verordnung zum AHG vom 15.12.2000 orien-
tiert (vgl. Materialsammlung Nr. 12).

Fiir die ostdeutschen Lander ist die zielgerichtete Losung

der fortbestehenden einigungsbedingten Altschulden von
Wohnungsbauunternehmen ein wichtiger Baustein fiir die
Erfillung der mit der Kommission Gleichwertige Lebens-
verhiltnisse verbundenen Erwartungen. Als einigungs-
bedingte Folgelast liegt die Zustandigkeit fiir Altschulden von
Wohnungsunternehmen beim Bund. Die neuen Linder (ochne
Berlin) schlagen daher vor, die frithere Altschuldenentlastung
fur existenzgefahrdete Wohnungsunternehmen mit mindes-
tens 15 Prozent Wohnungsleerstand durch den Bund befristet
wiederaufzunehmen. Dabei gehe es nicht um einen Gesamt-
schuldenerlass, sondern um eine unterstiitzende Hilfe unter
der Voraussetzung des Abrisses von Wohnungen und Fest-
legung von Hartefallkriterien.

Der Bund lehnt eine erneute Altschuldenhilfe ab. Es wird

auf den bisher geleisteten Bundesbeitrag zur Bewéltigung
einigungsbedingter Altschulden von Wohnungsunternehmen
hingewiesen. Die zusétzliche Altschuldenhilfe bei Abriss von
Wohnungen nach Altschuldenhilfeverordnung war bis zum
31.12.2013 befristet. Sie wurde nach gutachterlicher Feststel-
lung einer weitgehenden wirtschaftlichen Stabilisierung der
Wohnungsunternehmen beendet. Der Expertenkreis aus Ver-
tretern von Bund, Lindern und Wohnungswirtschaft trug die
Gutachtenergebnisse mit. Insofern bestand zum damaligen
Zeitpunkt Konsens dariiber, dass das Altschuldenhilfegesetz
seine Wirkung entfaltet hat und keine Fortsetzung erforderlich
schien.

Das in dem damaligen Gutachten (2013) fiir die neuen Lander
vorgeschlagene Instrument eines Investitionsbonus fiir den
»Rickbau Aufien“ und ,Investitionen Innen® das die Linder
aus den Kompensationsmitteln des Bundes zur sozialen Wohn-
raumforderung hitten finanzieren kénnen, haben die neuen
Lander nicht eingefiihrt. Die Kompensationszahlungen des
Bundes fiir die neuen Liander betrugen jahrlich 196 Mio. Euro,
wurden 2016 auf 387 Mio. Euro und ab 2017 auf 490 Mio. Euro
aufgestockt.

Als zielgenaueres und daher geeigneteres Instrument als die
Altschuldenhilfe hat der Bund die Bundesfinanzhilfen aus dem



Bund-Lander-Programm Stadtumbau zur Bewiltigung struk-
tureller Leerstdnde und stddtebaulicher Aufwertung von Stadt-
quartieren angesehen und seitdem mit hoheren Bundesmitteln
ausgestattet. Das Programm Stadtumbau erhielt 2017 eine Auf-
stockung von insgesamt 50 Mio. Euro. Die Stadtumbaumittel
flir die neuen Lander erhohten sich damit um 15 Mio. Euro auf
jahrlich 120 Mio. Euro.

Mit den Programmen der Stddtebauférderung werden auch
Aufwertungsmafinahmen gefordert. Diese werden von den
Landern und Gemeinden kofinanziert. Auch der Riickbau ist
grundsitzlich férderfahig und erfolgt im Programm Stadt-
umbau fir die neuen Bundeslander bislang ohne kommunalen
Eigenanteil. Mit Bundesfinanzhilfen der Stadtebauférderung
konnen seit 2002 kommunale Wohnungsunternehmen unter-
stlitzt werden, indem Programmmittel von den Kommunen an
Wohnungsunternehmen iibertragen werden. Voraussetzung
ist, dass die Lander die entsprechenden Kommunen in ihre
Landerprogramme aufnehmen. Der Bund setzt sich, wie im
Koalitionsvertrag vereinbart, auf Grund der hohen stddtebau-
lichen Anpassungsbedarfe auch kiinftig fiir eine Fortfiihrung
der Stadtebauférderung auf mindestens dem aktuellen Niveau
in Hoéhe von jdhrlich 790 Mio. Euro ein.

Bisher erhalten die neuen Lander nach Solidarpakt II bis Ende
2019 tberproportionale Mittel in der Stadtebauférderung.
Zudem gelten bislang ausschlieflich fiir die neuen Linder
zum Teil besondere Forderregeln (vgl. Riickbauférderung). Der
Verteilerschliissel wird derzeit fiir die Zeit nach 2019 neu ver-
handelt.

Die neuen Linder (ohne Berlin) sehen in den aktuellen Pro-
grammen der Stidtebauférderung keine geeigneten Mafinah-
men, die Altschuldenproblematik der Wohnungsunternehmen
in strukturschwachen Regionen zu losen.

Insbesondere in den strukturschwachen Regionen mit hohem
Bevolkerungsriickgang, Landflucht und tiberdurchschnittlicher
Arbeitslosigkeit haben alle Wohnungsunternehmen zuneh-
mend Probleme mit anwachsendem Leerstand und niedrigen
erzielbaren Mieten. Das Bund-Lander-Programm Stadtumbau
ist zwar ein wichtiges Programm der Stddtebauférderung im
Hinblick auf die notwendige Bewiltigung struktureller Leer-
stinde und stidtebaulichen Aufwertungen. Es ist aus Sicht der
neuen Linder (ohne Berlin) jedoch in keiner Weise geeignet,
das Altschuldenproblem der kommunalen Wohnungsgesell-
schaften und Wohnungsgenossenschaften zu l6sen. Es verblei-
ben beim Riickbau die Altschuldenlasten in den Wohnungs-
unternehmen. Zusétzlich miissen bei der Aufwertung eigene
Finanzierungsmittel von Gemeinden und Unternehmen aufge-
bracht werden. In der Folge sinken Liquiditat und Beleihungs-
spielrdume in den Wohnungsunternehmen und zukunftsfihige
Investitionen in den Wohnungsbestand und das Wohnumfeld
werden verhindert.

Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass innerhalb der Arbeits-
gruppe Kommunale Altschulden kein zwischen Bund und
neuen Liandern einvernehmlicher Losungsvorschlag zur Prob-
lematik der kommunalen Wohnungsbaualtschulden erarbeitet
werden konnte. Auf Bundesebene wird als Losungsvorschlag
auf die aktuellen Programme der Stidtebauférderung verwie-
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sen. Die neuen Linder (ohne Berlin) haben die in der Material-
sammlung unter Nr. 12 dargestellte Handlungsempfehlung an
die Kommission Gleichwertige Lebensverhéltnisse zur Proble-
matik der kommunalen Wohnungsbaualtschulden formuliert,
in der ein Neuaufleben der Altschuldenhilfe gefordert wird.
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Anhang
1. Materialsammlung 2. Protokolle

Nr.1: Problemanalyse kommunale Altschulden + 1.Sitzung am 18. Oktober 2018
(Papier Co-/Vorsitz)
+ 2.Sitzung am 8. Februar 2019
Nr.2: Ursachenanalyse kommunale Altschulden
(Papier Co-/Vorsitz) + 3.Sitzung am 11. Mérz 2019

Nr.3: Mafdnahmenblitter zu den in der AG ,Kommunale + 4.Sitzung am 12. April 2019
Altschulden” diskutierten Losungsanséitzen
(Papier Co-/Vorsitz)

Nr.4: Gemeinsame Position Stadtstaaten (8. Januar 2019) At el e aledng S Daterlen e 8, A el

12 nimmt der AG-Bericht Bezug. Die komplette
Materialsammlung sowie die Protokolle sind online
verfiigbar unter:

Nr.5: Schreiben Niedersichsisches Ministerium fiir Inneres
und Sport zur Problemanalyse (28.Januar 2019)

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/
DE/veroeffentlichungen/themen/heimat-integration/
gleichwertige-lebensverhaeltnisse/fag-materialsammlung-
und-protokolle.pdf?__blob=publicationFile&v=1

Nr.6: Schreiben Ministerium fiir Inneres, landliche Rdume
und Integration Schleswig-Holstein zu den Indikatoren
zur Bewertung der kommunalen Altschulden
(5. Februar 2019)

Nr.7: Schreiben Finanzministerium Mecklenburg-
Vorpommern zu den Wohnungsbau-Altschulden
der Kommunen (5. Februar 2019)

Nr.8: Stellungnahme Deutscher Landkreistag zur Ursachen-
analyse (18. Februar 2019)

Nr.9: Stellungnahme Bayerisches Staatsministerium der
Finanzen und fiir Heimat zum Ursachenpapier sowie
zum Protokollentwurf der Sitzung vom 8. Februar 2019
(20. Februar 2019)

Nr. 10: Lianderpapier ,.Eckpunkte fir Handlungsempfeh-
lungen* (21. Februar 2019)

Nr.11: Stellungnahme der ostdeutschen Lander zum Papier
»Ursachenanalyse“ (28.Februar 2019)

Nr. 12: Handlungsempfehlung der Linder Brandenburg,
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt
und Thiringen zur Neubelebung der Altschuldenhilfe
nach dem Altschuldenhilfegesetz (7. Marz 2019)

Nr. 13: Schreiben Deutscher Landkreistag zum Entwurf des
Abschlussberichts mit Anlagen (10. April 2019)

Nr. 14: Schreiben Deutscher Landkreistag zum Entwurf des
Abschlussberichts (12. April 2019)

Nr. 15: Forderungen des Deutschen Stadte- und Gemeinde-
bundes zu den Arbeiten der AG ,,Kommunale
Altschulden® (12. April 2019)


https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/heimat-integration/gleichwertige-lebensverhaeltnisse/fag-materialsammlung-und-protokolle.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/heimat-integration/gleichwertige-lebensverhaeltnisse/fag-materialsammlung-und-protokolle.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/heimat-integration/gleichwertige-lebensverhaeltnisse/fag-materialsammlung-und-protokolle.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/heimat-integration/gleichwertige-lebensverhaeltnisse/fag-materialsammlung-und-protokolle.pdf?__blob=publicationFile&v=1

(Nr. 3)

Mafnahmenblitter zu den

in der AG ,, Kommunale Altschulden’
diskutierten Losungsansitzen

Vorsitz (BMF) und Co-Vorsitz (Deutscher Stidtetag, Rhein-
land-Pfalz und Saarland) haben verschiedene Losungsansitze
skizziert, die sich zum Teil aus der Ursachenanalyse ergeben
bzw. die von Mitgliedern der Arbeitsgruppe sowie in der mit
Kommunalfinanzen befassten Forschung diskutiert werden.
Ob bzw. inwieweit die einzelnen Losungsansétze zielfithrend,
von der jeweils angesprochenen staatlichen Ebene fiskalisch
darstellbar und praktisch sowie (finanzverfassungs-)rechtlich
umsetzbar bzw. geboten sind, wird teilweise unterschiedlich
bewertet.

(4

Bei der nachfolgenden Darstellung der méglichen Losungs-
ansitze werden etwaige Sekundireffekte nur insoweit bei den
Vor- und Nachteilen eines Losungsvorschlags aufgelistet, als
sie bundesgesetzliche Automatismen abbilden. Etwaige Sekun-
dareffekte, die eine politische Abwagung auf Bundesebene
voraussetzen oder landesrechtlich bedingt sind, bleiben unbe-
riicksichtigt.

Die Reihenfolge, in der die Losungsansitze dargestellt werden,
stellt keine Priorisierung dar, sondern folgt der tabellarischen
Darstellung auf S. 2 des Haupttextes.

Begrenzung unmittelbarer Risiken:
Zinssicherungsprogramme Linder

Ausgangslage:

Hohe Schuldenstdande wirken sich in verschiedener Weise
negativ auf die Finanzlage der Kommunen aus. So werden hohe
Kreditzinsen fillig, was - je nach Haushaltslage - eine weitere
Kreditaufnahme notwendig machen kann. Zugleich kann mit
steigender Verschuldung der Zugang zum Kreditmarkt generell
schwieriger werden. Aufgrund bestehender Rating-Systeme der
am Markt operierenden Banken geht eine schwierige Haus-
haltslage einer Kommune mit erhdhten Aufschlagen oder
strenger Kontingentierung einher. Die Problemlage kann sich
deutlich verscharfen, sobald an den Markten weniger Liquiditat
vorhanden ist. Zusatzlich zu den gegenwirtigen - aufgrund der
Marktlage vergleichsweise geringen - Kosten der Verschuldung
unterliegen Kreditzinsen einem Risiko durch Marktpreisinde-
rungen. Ein Anstieg der Zinsen kann verschuldete Kommunen
zuklnftig in weitere Zwangslagen bringen. Inwieweit solche
Zinsanderungen aufierdem ein Risiko fiir Anschlussfinanzie-
rungen und Tilgungspline darstellen, hingt von der jeweiligen
Struktur der Schulden, den Laufzeiten und der sonstigen ver-
traglichen Gestaltung ab. Kassenkredite weisen im Allgemeinen
aufgrund ihrer durchschnittlich kiirzeren Laufzeit eine erhohte
Anfilligkeit gegeniiber den oben genannten Risiken auf.

Die verschiedenen Losungsansitze sollen langfristig niedrige
Zinsausgaben sichern. Dazu ist eine Optimierung von Zinsaus-
gaben und Zinsausgabenrisiko notwendig. Ebenso erforderlich
ist die Sicherung des Kreditmarktzugangs.
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Loésungsansitze:

1. ,Gemeinschaftsanleihe”: die Linder konnten gemeinsam
mit einigen ihrer Kommunen eine gemeinsame Anleihe bege-
ben. Hierdurch kénnten zuséitzliche Anleger erreicht werden
und ein glinstiges Zinsniveau (fiir die Kommunen) realisiert
werden. Vertragsgestaltung durch das Land, somit minimaler
Aufwand fiir Kommunen.

+ Zinsdnderungs- und Laufzeitenrisiken konnen deutlich
reduziert werden.

+ Frage der gemeinsamen oder getrennten Haftung
umstritten.

2. Linder konnten als Kreditgeber fiir ihre Kommunen
fungieren. Somit werden die Kommunen unabhingig von
Schwankungen am Kapitalmarkt. Schuldenmanagement wiirde
weniger Kapazititen verbrauchen.

+ Kreditvergabe moglicherweise nach Arm’s-Length
Grundsatz (Fremdvergleich).

« Das Land iibernimmt im Aufienverhiltnis die Haftung ftr
die Kreditrisiken. Ob es sich zu besseren Konditionen als
die Kommunen verschulden kann, ist umstritten.

3. Organisation von Jumbo-kommunal-Anleihen. Gemein-
same Anleihen verschiedener Stidte oder Landkreise (auch
aus unterschiedlichen Lindern) gibt es bereits erfolgreich am
Markt.

+  Durch grofie Volumina und Pooling der Risiken (bei
getrennter Haftung) konnen unter Umstidnden giinstige
Konditionen erreicht werden (gilt nicht zwingend fir
Kommunen mit gleichartigen Risiken). Es erscheint
allerdings fraglich, weshalb Kommunen, denen
unterschiedliche Konditionen angeboten werden,
zusammen am Kreditmarkt agieren sollten.

Begrenzung unmittelbarer Risiken:
Zinssicherungsprogramme Bund

Ausgangslage:

Hohe Schuldenstédnde wirken sich in verschiedener Weise
negativ auf die Finanzlage der Kommunen aus. So werden hohe
Kreditzinsen fillig, was - je nach Haushaltslage - eine weitere
Kreditaufnahme notwendig machen kann. Zugleich kann mit
steigender Verschuldung der Zugang zum Kreditmarkt generell
schwieriger werden. Aufgrund bestehender Rating-Systeme
der am Markt operierenden Banken geht eine schwierige
Haushaltslage einer Kommune mit erhdhten Aufschlagen

oder strenger Kontingentierung einher. Die Problemlage kann
sich deutlich verschirfen, sobald an den Markten weniger
Liquiditat vorhanden ist. Zusétzlich zu den gegenwirtigen -
aufgrund der Marktlage vergleichsweise geringen - Kosten der
Verschuldung, unterliegen Kreditzinsen einem Risiko durch
Marktpreisinderungen. Ein Anstieg der Zinsen kann verschul-
dete Kommunen zukiinftig in weitere Zwangslagen bringen.
Inwieweit solche Zinsdnderungen aufierdem ein Risiko fiir
Anschlussfinanzierungen und Tilgungspliane darstellen, hingt
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von der jeweiligen Struktur der Schulden, den Laufzeiten
und der sonstigen vertraglichen Gestaltung ab. Kassenkre-
dite weisen im Allgemeinen aufgrund ihrer durchschnittlich
kiirzeren Laufzeit eine erhohte Anfilligkeit gegeniiber den
oben genannten Risiken auf.

Die verschiedenen Losungsansitze sollen langfristig niedrige
Zinsausgaben sichern. Dazu ist eine Optimierung von Zins-
ausgaben und Zinsausgabenrisiko notwendig. Ebenso erforder-
lich ist die Sicherung des Kreditmarktzugangs.

Loésungsansitze:
1. ,Liander-Anleihe konnte der Bund eine gemeinsame
Anleihe von Bund und Kommunen begeben.

Vorteile: Hierdurch kénnten viele Anleger erreicht werden

und ein giinstiges Zinsniveau (fiir die Kommunen) realisiert
werden. Durch lange Laufzeiten wiirden Zinsanderungsrisiken
reduziert werden. Fiir die teilnehmenden Kommunen wiirden
sich teils deutliche Zinsersparnisse ergeben. Das Angebot
wiirde allen Kommunen offen stehen und wére daher keine
einseitige Bevorzugung einzelner Kommunen. Vielmehr wiirde
der Umfang der indirekten Zinsiibernahme durch den Bund
bestimmt sein von den Unterschieden bei den Konditionen, die
den einzelnen Kommunen derzeit angeboten werden.

Nachteile: Gemeinsame Kreditaufnahme widerspricht nach
Auffassung des Bundes (auch unabhingig von der Haftungs-
frage) der Zweistufigkeit des Bundesstaats und ist auch nach
Auffassung des Bundesrechnungshofs nicht zuléssig. Bei
getrennter Haftung sind - wie die 2013 begebene Bund-
Lander-Anleihe zeigt - gesamtstaatlich kaum Zinsersparnisse
zu erwarten, Kommunen profitieren mafigeblich durch die
,Ubernahme* von Zinslasten durch den Bund.

2. Vertretungsweise konnte die Kreditaufnahme der
Kommunen durch den Bund erfolgen. Im Aufienverhaltnis
haftet dann der Bund.

Vorteile: Bei solch einer Haftungsiibernahme durch den Bund
ware die Zinsentlastung fiir viele Kommunen nennenswert.
Der Zinsaufwand fir den Bund wiirde nicht nennenswert
steigen.

Nachteile: Eine Haftung des Bundes fiir Schulden der Lan-

der oder Kommunen ist verfassungsrechtlich nicht méglich
(Prinzip der Haushaltautonomie). Kontrollrechte des Bundes
als Schuldner sind aus Sicht des Bundes zwingend erforderlich,
aus Sicht der Lander aber inakzeptabel.

3. Nationale Plattform schaffen als Marktplatz fiir
Kommunalkredite und -anleihen bzw. Durchdringung privat-
wirtschaftlicher Angebote steigern, moglicherweise bestehende
Angebote der Bundesbank verbessern.

»  Durch besseren Marktzugang konnten giinstigere Konditio-
nen erreicht werden, insbesondere fiir kleine Kommunen
und Kommunalverbinde. Ob hierdurch eine nennens-
werte Wirkung auf die kommunale Verschuldungssituation
erreicht werden kann, ist umstritten.

Kommunale Entschuldungsprogramme der
Linder

Ausgangslage:

Der kommunale Anteil an der Gesamtverschuldung (nicht
nur Kassenkredite) der 6ffentlichen Kernhaushalte ist mit ca.
7,4 Prozent im Vergleich zum Anteil des Bundes (61,2 Prozent)
und dem der Lander (31,4 Prozent) gering.

Problematisch sind aber insbesondere die iberméfligen
Kassenkredite der kommunalen Kernhaushalte in einigen
Regionen Deutschlands (vor allem Hessen (bis kiirzlich),
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland). Die Kassen-
kredite unterliegen wegen zumeist kurzer Laufzeiten erheb-
lichen Zinsidnderungsrisiken und Refinanzierungszwéingen
und ihnen steht keine Vermogensbildung gegentiber. Pro-
blematisch sind Kassenkredite nur, soweit sie entgegen ihrer
Zweckbestimmung zu der Finanzierung von Defiziten des
Verwaltungshaushalts dienen. Sie sind dann nicht nur ein
eigenstdndiges Problem, sondern auch Indikator fir eine
Finanz- und Strukturschwéche der betreffenden Kommunen
sind. Umgekehrt gilt nicht, dass die Abwesenheit von (iiber-
mafigen) Kassenkrediten auch die Abwesenheit von Finanz-
und/oder Strukturschwiche bedeutet.

Obwohl die Gesamtheit der kommunalen Kernhaushalte seit
dem Jahr 2012 deutliche Finanzierungsiiberschiisse erzielt und
der Anstieg der kommunalen Kassenkredite im Verlauf einer
ginstigen Wirtschaftsentwicklung und stark steigender Steuer-
einnahmen der Kommunen mindestens gestoppt wurde und
Anzeichen fiir eine Riickfithrung erkennbar sind, erscheint es
unrealistisch, dass die von hohen Kassenkrediten belasteten
Kommunen einen signifikanten Abbau ihrer Verschuldung aus
eigener Kraft werden leisten konnen.

Von den am stéirksten betroffenen Landern haben einige bereits
eine Strategie zum Abbau der Kassenkredite beschlossen oder
umgesetzt. Inwiefern alle Linder dauerhaft tiber ausreichende
eigene finanzielle Ressourcen fiir eine alleinige Entschuldung
verfiligen, ist umstritten.

Ausgestaltungsmoglichkeiten:

Entschuldungsprogramm (Bsp. Hessenkasse, Saarlandpakt) mit
oder ohne Eigenbeitrag der betroffenen Kommunen und in
Verbindung mit Reformen des kommunalen Haushaltsrechts,
der Kommunalaufsicht und ggfs. Auflagen fir die Haushalts-
politik

Argumente fiir Entschuldung durch Lander:

« Lander haben gemif} Grundgesetz die Verantwortung
flr eine aufgabenangemessene Finanzausstattung der
Kommunen.

« Esgibt aktuelle Beispiele, wie Linderprogramme - unter
Einbeziehung eines Eigenbeitrags der Kommunen -

finanziell und institutionell organisiert werden kénnen.

« Lander haben rechtliche Moglichkeiten, Entschuldungs-



programme mit notwendigen komplementiren Mafinah-
men wie Anderungen des kommunalen Haushaltsrechts
und / oder Auflagen fiir die kommunale Haushaltspolitik zu
verbinden.

Argumente gegen eine alleinige Entschuldung durch Linder:

« Die Ursachen fiir die hohe Schuldenaufnahme der ent-
sprechenden Kommunen waren (und sind) durch die
Lander nur zum Teil beeinflussbar.

+ Einige der von den Lindern ergriffenen bzw. derzeit vor-
bereiteten Entschuldungsprogramme erstrecken sich auf
extrem lange Zeitraume und bergen das Risiko, dass sie bei
sich verschlechternden finanzwirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen reduziert oder weiter gestreckt werden
mussten.

Kommunale Entschuldungsprogramme unter
Beteiligung des Bundes oder der
bundesstaatlichen Solidargemeinschaft

Ausgangslage:

Der kommunale Anteil an der Gesamtverschuldung (nicht
nur Kassenkredite) der 6ffentlichen Kernhaushalte ist mit ca.
7,4 Prozent im Vergleich zum Anteil des Bundes (61,2 Prozent)
und dem der Linder (31,4 Prozent) gering.

Problematisch sind aber insbesondere die iibermafligen
Kassenkredite der kommunalen Kernhaushalte in einigen
Regionen Deutschlands (vor allem Hessen (bis kiirzlich), Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland) Die Kassenkredite
unterliegen wegen zumeist kurzer Laufzeiten erheblichen
Zinsdnderungsrisiken und Refinanzierungszwange und ihnen
steht keine Vermogensbildung gegentber. Problematisch

sind Kassenkredite nur, soweit sie entgegen ihrer Zweck-
bestimmung zu einem wesentlichen Teil der Finanzierung
von Defiziten des Verwaltungshaushalts dienen. Sie sind nicht
nur ein eigenstandiges Problem, sondern auch ein Indikator
flir eine Finanz- und Strukturschwéche der betreffenden
Kommunen sind. Umgekehrt gilt nicht, dass die Abwesenheit
von (iberméfigen) Kassenkrediten auch die Abwesenheit von
Finanz- und/oder Strukturschwiche bedeutet.

Obwohl die Gesamtheit der kommunalen Kernhaushalte seit
dem Jahr 2012 deutliche Finanzierungs-tiberschiisse erzielt
und der Anstieg der kommunalen Kassenkredite im Verlauf
einer glinstigen Wirtschaftsentwicklung und stark steigender
Steuereinnahmen der Kommunen mindestens gestoppt wurde
und Anzeichen fiir eine Riickfithrung erkennbar sind, erscheint
es unrealistisch, dass die von hohen Kassenkrediten belasteten
Kommunen einen signifikanten Abbau ihrer Verschuldung aus
eigener Kraft werden leisten kénnen.

Ausgestaltungsmoglichkeiten:

Beispielsweise: Entschuldungsfonds (Finanzierung bspw.:
1/3 Kommunen, 1/3 Linder, 1/3 Bund) Gber Bundesfinanz-
agentur oder KfW oder neue Gemeinschaftsaufgabe zur
Entschuldung finanz- und strukturschwacher Kommunen;
Unterstiitzung des Bundes bei der Finanzierung von Lander-
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programmen zum nachhaltigen Abbau von Altschulden (alter-
nativ: beschriankt auf begleitende Programme zur Finanzierung
von Investitionen); Schaffung eines Fonds, der sich aus Mitteln
aller Lander und des Bundes speist (Inanspruchnahme von
Mitteln unter Auflagen, die vom Stabilitdtsrat beschlossen

und tiberwacht werden); Sonderbedarfs-Bundeserganzungs-
zuweisungen (SoBEZ)

Fiir eine Beteiligung des Bundes an einer Entschuldung spre-
chen aus Sicht des Co-Vorsitzes (Rheinland-Pfalz, Saarland,
Deutscher Stidtetag) folgende Argumente:

« Die Ursachen fir die hohe Schuldenaufnahme der
entsprechenden Kommunen waren (und sind) durch
die Lander und Kommunen nicht oder nur zum Teil
beeinflussbar.

+ Eine ursachengerechte Verantwortungsiibernahme fiir
hohe Kassenkredite macht eine Beteiligung des Bundes an
bestehenden Entschuldungsprogrammen erforderlich.

+ Dievon den Lindern aufgelegten Programme kénnten
durch zusitzliche Mittel des Bundes ihre (Teil-)Entschul-
dungsziele deutlich friither erreichen, weitergehende Ent-
schuldungen erreichen, oder die Linder werden tiberhaupt
erst in die Lage versetzt, das angestrebte Ziel zu erreichen.

« Gleichwertige Lebensverhéltnisse, gemessen an einem
bundesdurchschnittlichen Niveau des 6ffentlichen An-
gebots (Infrastruktur, Dienstleistungen), konnen nur
erreicht werden, wenn die finanziellen Moglichkeiten vor
Ort entsprechend gegeben sind. Das ist in finanzschwachen,
teilweise inzwischen hochverschuldeten Kommunen in
ebenfalls finanzschwachen Landern nicht der Fall. Diese
Kommunen mussten sich verschulden, um gleichwertige
Lebensverhiltnisse auch nur anzundhern. Eine Beteiligung
des Bundes an den Entschuldungsprogrammen wire fiir
eine weitere Zielanndherung zwingend.

+ Eine gleichmifige finanzielle Beteiligung des Bundes an
der Bewiltigung der durch exogene Faktoren bedingten
Sonderlast von Kommunen in Gestalt hoher Altschulden
wire sowohl auf der Grundlage des gegebenen Ver-
fassungsrechts (BEZ, Umsatzsteuer) als auch nach einer
entsprechenden Grundgesetzinderung moglich (z.B. als
Gemeinschaftsaufgabe).

+ Hilfen des Bundes an die Lander als Hilfe zur Selbsthilfe bei
der Bewiltigung hoher kommunaler Kassenkredite stellen
keinen Eingriff in den zweistufen Staatsaufbau dar.

+ Beiallen Mafinahmen kann und muss sichergestellt wer-
den, dass diejenigen Linder, die ggf. nicht von der Unter-
stlitzung des Bundes profitieren, nicht zur Finanzierung
herangezogen werden.
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Gegen eine Beteiligung des Bundes an einer Entschuldung
sprechen aus Sicht des Vorsitzes (Bund) folgende Argumente:

- Liander haben geméaf Grundgesetz die Verantwortung
flir eine aufgabenangemessene Finanzausstattung der
Kommunen.

- Politische und rechtliche Legitimation der Unterstiitzung
nur einzelner Liander fragwirdig, wihrend andere Lander
ihre Kommunen bereits entschuldet bzw. durch Ausgestal-
tung des kommunalen Aufgabenkatalogs, der haushalts-
rechtlichen Regelungen, der Kommunalaufsicht und des
kommunalen Finanzausgleichs mit dafiir gesorgt haben,
dass hohe kommunale Verschuldung von vorneherein
vermieden wurde.

+ Fir alle Ausgestaltungsmoglichkeiten mit Beteiligung des
Bundes wire (mit Ausnahme von SoBEZ) eine Grundgesetz-
anderung erforderlich, auch bei Abwicklung tiber KfW.

»  Ausder getrennten Haushaltswirtschaft von Bund und
Landern ergibt sich, dass dem Bund nur unter eng begrenz-
ten Ausnahmefillen Hilfen oder Zuschiisse an die Linder,
deren Teil die Kommunen sind, moglich sind. Das Instru-
ment der SoBEZ, die der Bund leistungsschwachen Landern
(und nur solchen) zur ergdnzenden Deckung ihres allge-
meinen Finanzbedarfs unter Beachtung des foderativen
Gleichhandlungsgebots gewdhren kann, hilt der Bund aus
folgenden Griinden nicht fiir gangbar. Das Vorhandensein
problematischer kommunaler Kassenkredite fithrt nicht
zwangslaufig zu der fiir eine Gewahrung von SoBEZ erfor-
derlichen Leistungsschwiche eines Landes, fir die es maf3-
geblich auf die Relation zwischen Finanzaufkommen und
Ausgabenlasten der Linder ankommt. Zudem ist sehr frag-
lich, ob sich die Finanzierungslasten einzelner Linder, die
sich mit Blick auf die Entschuldung betroffener Kommu-
nen —ergeben, als berticksichtigungsfahige Sonderlasten im
Sinne der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
einordnen lassen. Zur Losung des Problems besonderer
Schuldenlasten der staatlichen Ebenen sind SoBEZ danach
nicht geeignet. Vor diesem Hintergrund hat das Bundes-
verfassungsgericht eine Gewahrung von SoBEZ nur als
ultima ratio bei Vorliegen einer extremen Haushaltsnotlage
als zulidssig angesehen.

+  Schuldeniibernahme durch den Bund (oder auch nur
Garantieerkliarung) wire grundlegender Eingriff in zwei-
stufigen Staatsaufbau mit weitreichenden Folgen fiir darauf
aufbauende foderale Kompetenzverteilung: Dem Bund
miissten Durchgriffsrechte auf die Linder und Kommunen
vor allem im Bereich des kommunalen Haushaltsrechts
und der Kommunalaufsicht gewahrt werden.

+  Gegen die verschiedenen Ausgestaltungsmoglichkeiten
gibt es im Einzelnen dariiber hinaus spezifische Gegen-
argumente. Z.B. wire eine Gemeinschaftsaufgabe
~Schuldentilgung” verfassungspolitisch kein geeignetes
Instrument, da sie eine grundlegende Durchbrechung des
Grundsatzes der Haushaltsautonomie und damit einen
erheblichen Eingriff in die bundesstaatliche Ordnung

bedeuten wiirde; Ansatz wire auch aus verfassungs-
systematischen Griinden verfehlt.

Bundesbeteiligung an den Kosten der
Unterkunft (KdU) im SGB II

Ausgangslage:

Empirische Untersuchungen zeigen, dass ein enger Zusammen-
hang zwischen hohen kommunalen Kassenkrediten einerseits
und hohen KdU-Belastungen andererseits besteht. Je nachdem,
ob in einem Land flichendeckend hohe KdU-Belastungen oder
regional konzentriert sehr hohe KdU-Belastungen vorliegen,
besteht dieser Zusammenhang entweder auf einzelstiddtischer
Ebene oder auf Landerebene. Hohe KdU-Belastungen fithren
dann zu hohen Kassenkrediten, wenn dem nicht Faktoren wie
besonders hohe (Steuer-)Einnahmen oder - tiber die Kostenbe-
teiligung des Bundes hinausgehende - hohe besondere Zuwei-
sungen durch den Bund oder die Linder gegentiberstehen.

Der Bund beteiligt sich seit Zusammenfiihrung der Arbeits-
losen- und Sozialhilfe mit steigenden Beteiligungsquoten an
den KdU. Die maximale bundesweite Beteiligungsquote betrigt
derzeit 49 %. Bei einer Bundesbeteiligung ab 50% tritt nach gel-
tender Verfassungslage zwingend die Bundesauftragsverwal-
tung (Art. 104a Abs. 3 GG) ein. Ein Teil der Bundesbeteiligung ist
in direkter Abhingigkeit von bestimmten Ausgabenbelastun-
gen der Kommunen ausgestaltet (Bildungs- und Teilhabepaket,
flichtlingsbedingte Ausgaben fiir Kosten der Unterkunft) und
wird direkt an den einzelnen Ausgabentriger geleitet.

Finanzielles Volumen KdU (in Mrd. €) 2014 2015 2016 2017 2018 2019
Gesamtausgaben KdU (netto) 13,8 13,9 14,0 14,6 14,5 143
Bundesanteil 42 | 52 54| 68| 69 67
Anteil der Kommunen in Mrd. € 97| 87 86| 78 76 76

Bundesbeteiligungsquote (in %) 31,9 357|390 464 483 47,0

Loésungsansitze:

Als ein Weg zur weiteren Entlastung vor allem struktur- und
finanzschwacher Kommunen, die vielfach auch durch hohe
Verschuldung belastet sind, wird eine hohere Beteiligung des
Bundes an den Ausgaben der Kommunen fiir die KdU disku-
tiert. Dabei ist Folgendes zu beachten:

+ Inwieweit bei einer Neuregelung der Bundesbeteiligung an
den fliichtlingsbezogenen Kosten der Lander und Kommu-
nen Spielrdume fiir eine Anhebung im Rahmen der gelten-
den Finanzverfassung bestehen kénnten, hingt von den
haushaltspolitischen Spielriumen und dem Abstand zu der
Grenze der Bundesauftragsverwaltung ab.

« Eine weitergehende Entlastung der Kommunen auf
diesem Wege liefe sich nur bei Uberschreiten der
50%-Beteiligungsgrenze realisieren. Dies hitte zur Folge,
dass entweder
a) die Bundesauftragsverwaltung fiir die KdU eintrite

oder
b) die Grenze fiir das Eintreten der Bundesauftrags-
verwaltung angehoben werden miisste.



»  Argumente fiir Erh6hung der Bundesbeteiligung:

+  Kosten fiir die Kommunen (iiber die Prifung der Ange-
messenheit der anzuerkennenden Unterkunftskosten
sowie praventiv tiber die Reduzierung der Anzahl der
Bedarfsgemeinschaften) nur sehr begrenzt beeinfluss-
und steuerbar.

+ Die Ausgaben je Bedarfsgemeinschaft hangen mafi-
geblich vom jeweiligen Mietniveau im entsprechenden
Landkreis bzw. in der entsprechenden Stadt ab.

« Eine Erhohung der Bundesbeteiligung an den KdU wire
in vielen Fillen eine ursachengerechte Mafinahme zur
Verhinderung neuer Verschuldung. Zugleich wiirden
von dieser Mafinahme auch Kommunen ohne hohe
Kassenkredite profitieren. Unter diesen finden sich
sowohl struktur-/finanzschwache als auch struktur-/
finanzstarke Kommunen.

+ Argumente gegen Erhéhung der Bundesbeteiligung:

+ Fir den Fall, dass die Kommunen weiterhin verant-
wortliche Trager der KdU bleiben, reduzieren sich fiir
die Kommunen die notwendigen Anreize zur Kosten-
kontrolle. Teilweise wird befiirchtet, dass in der Folge
die Anreize zu niedrig ausfallen kénnten, um eines
wirkungsvolle Kostensteuerung der Kommunen zu
bewirken.

+ Fir die Kommunen, die nicht aufgrund sehr hoher
KdU-Belastungen, sondern aus anderen Griinden hohe
Kassenkredite aufnehmen mussten, ergibt sich ggfs. nur
ein defizitreduzierender Effekt.

+ Argumente gegen eine Bundesauftragsverwaltung:

+ Grundlagen der im Rahmen der Jobcenter-Reform im
Jahr 2010 ausgehandelten Neuorganisation der Grund-
sicherung fiir Arbeitssuchende - die duale Tragerschaft
von Bundesagentur fiir Arbeit und kommunalen
Triagern - wiirden in Frage gestellt. Die Einschdtzung
hierzu ist jedoch - auch unter den kommunalen
Triagern - unterschiedlich.

« Bund hat keinen differenzierten Einblick in die regio-
nalen Wohnungsmairkte - Priifung der Angemessen-
heit wire mit einem unverhéltnismafig hohen Verwal-
tungsaufwand verbunden. Dem wird entgegen gehalten,
dass mittels der so genannten ,,schliissigen Konzepte“
bereits jetzt standardisierte Verfahren zur Bestimmung
der Angemessenheit der Wohnkosten exisitieren.

Fiir eine Anhebung der Grenze fiir das Eintreten der Bundes-
auftragsverwaltung wire eine Grundgesetzinderung erforder-
lich. Auch mit ihr wiirden negative Anreizwirkungen hinsicht-
lich der Kostenkontrolle durch die Kommunen einhergehen.
Der Bund hitte trotz iiberwiegender Kostentragung keine
Kontroll- und Steuerungsrechte.
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Verteilungsschliissel beim Gemeindeanteil an
der Umsatzsteuer

Ausgangslage:

Durch regionale Strukturschwiche bedingte niedrige Steuer-
einnahmen stellen eine Ursache fiir die Entstehung von
Kassenkrediten dar, soweit sie nicht durch die Steuerverteilung
oder den Finanzausgleich ausgeglichen werden. Struktur- und
finanzschwache Kommunen partizipieren zudem in geringe-
rem Mafie von den wirtschaftskraftbezogenen Gemeinschafts-
steuern.

Der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer betragt derzeit

2,2 % des Umsatzsteueraufkommens nach Vorwegabziigen fiir
den Bund (rd. 5,1 Mrd. €) zuztglich eines Festbetrags i. H. von
3,4 Mrd. €. Der prozentuale Anteil wurde als Kompensation fiir
die Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer, der Festbetrag im
Zusammenhang mit der 5-Mrd.-€-Entlastung der Kommunen
ab 2018 eingefiihrt.

Der Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer wird derzeit nach
einem rein wirtschaftskraftbezogenen Schliissel verteilt. Dieser
stellt ,wirtschaftsstirkere” Gemeinden im Verhéltnis zu einer
Verteilung nach Einwohnern besser.

Lésungsansatz:

Mit Blick auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhaltnisse wird
eine Anderung des Verteilungsschliissels fiir den Gemeinde-
anteils an der Umsatzsteuer diskutiert. So wird von verschie-
denen Akteuren die Verteilung eines Teils oder des gesamten
Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer nach Einwohnern oder
Sozialausgaben gefordert.

Hierbei ist zu beachten:

+ Die Vorgabe des Art. 106 Abs. 5a S. 2. GG (Verteilung nach
einem wirtschafts- und ortsbezogenen Schliissel) setzt einer
einfachgesetzlichen Anderung Grenzen. Ohne GG-Ande-
rung nicht moglich wiren bspw. eine vollstindige Ver-
teilung nach Einwohnern oder eine (auch nur) teilweise
Verteilung nach Kriterien, die der im Grundsatz an der
kommunalen Wirtschaftskraft orientierten Verteilungs-
vorgabe des Art. 106 Abs. 5a S. 2 zuwiderlaufen (z. B. Arbeits-
lose oder KdU-Ausgaben bzw. -Bedarfsgemeinschaften)

+  Eine Anderung des Verteilungsschliissels hat neben dem
direkten Effekt auch stets Auswirkungen auf die Umver-
teilung im Landerfinanzausgleich (LFA). Insofern miis-
sen Anderungen am Schliissel auch in Hinblick auf den
Gesamteffekt nach LFA betrachtet werden.

+ Im Rahmen des geltenden Art. 106 Abs. 5a S. 2. GG wird
aufgrund der Entstehungsgeschichte und der in diesem
Zusammenhang festgelegten verfassungsrechtlichen
Schranken wird der Vorschlag diskutiert, den in § 1 Satz 3
FAG festgelegten prozentualen Anteil weiterhin nach dem
derzeit nach §5a GRFG festzulegenden Schliissel, denin § 1
FAG Satz 3 geregelten Festbetrag kiinftig nach Einwohnern
zu verteilen. Finanzielle Auswirkungen auf die einzelnen
Lander sind unten dargestellt.
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«  Der ,Primireffekt” stellt die Auswirkungen auf die + Auch bei der Bewertung anderer Verteilungsschlissel
Gemeinden eines jeden Landes dar (ohne Berticksich- (z.B. vollstandige Verteilung nach Einwohnern; (teilweise)
tigung von Folgewirkungen durch den jeweiligen KFA) Verteilung nach anderen Kriterien wie KdU-Ausgaben

bzw. Bedarfsgemeinschaften oder Arbeitslosenzahl) waren

«  Der ,Gesamteffekt” stellt fiir die einzelnen Lander die vergleichbare Effekte durch den LFA zu berticksichtigen, so
Auswirkungen dar, die sich unter Berticksichtigung dass die oben beschriebene Problematik ohne flankierende
des ab 2020 geltenden bundesstaatlichen Finanzaus- Mafdnahmen auch hier auftrite.

gleichs auf Land und Gemeinden insgesamt ergibt.
Hierdurch kann das Ergebnis des Priméreffekts - in
einigen Landern letztlich zu Lasten der kommunalen
Ebene insgesamt - ins Gegenteil umschlagen, weil es
durch die von den tbrigen Ausgleichsstufen unab-
héngige Bemessung der Gemeindesteuerkraft-BEZ
typischerweise zu einer Uberkompensation kommt. Der
Bund wiirde durch die hier betrachtete Umstellung um
111 Mio € entlastet.

» Auch in Landern mit insgesamt negativem Primareffekt
diirfte eine Anderung des Verteilungsschliissels zu
einem positiven Priméreffekt von (im landerinternen
Vergleich) ,wirtschaftsschwicheren“ Gemeinden
fihren. Ob bzw. in welcher Hohe dieser positive Primér-
effekt auch nach Berticksichtigung des KFA zu einem
positiven Gesamteffekt fiihren wird, ist nicht gesichert.

Land Bestehender Modifizierter Primareffekt Gesamteffekt
Schlissel ¥ (in Mio. Euro) nach LFA
(in Mio. Euro)
NwW 2.027
BY 1.447
BW 1.182
NI 742
HE 720
SN 366
RP 350
ST 172
SH 226
TH 178
BB 167
MV 114
SL 102
BE 325
HH 329
HB 94
Summe 8.544

Anmerkungen:

Der Umsatzsteuerfestbetrag (3,4 Mrd. Euro) der Gemeinden von 2019 wurde hier auch fiir 2020 veranschlagt. Eine gesetzliche Grundlage besteht
aktuell lediglich fir einen Festbetrag von 2,4 Mrd. Euro. Verteilung des Umsatzsteueranteils der Gemeinden (5,144 Mrd. Euro prozentuale
Beteiligung + 3,4 Mrd. Euro Festbetrag) nach derzeit giiltigem Schliissel und modifiziertem Schliissel. Beim modifizierten Schliissel werden die

3,4 Mrd. Euro nach Einwohnern verteilt. Priméareffekt des modifizierten Schlissels als Differenz aus alter und neuer Verteilung und Gesamteffekt
nach Finanzkraftausgleich . Einwohnerzahlen Stand vom 31.03.2018 (analog zur Steuerschitzung vom November 2018). Steueraufkommen fir
2020 gemaf Steuerschitzung November 2018.



Anderungen Gemeindeordnung /
Kommunalaufsicht

Ausgangslage:

Die Gemeindeordnungen aller Linder sehen grundlegende
Regelungen zur Begrenzung der kommunalen Verschuldung
inklusive der Kassenkreditaufnahme ebenso wie Aufsichts- und
Eingriffsmoglichkeiten in grundsétzlich autonomes kommuna-
les Handeln vor. Die konkrete Ausgestaltung und Bindungswir-
kung dieser Regelungen variiert aber zum Teil erheblich. Auch
wenn aufierordentlich ungiinstige finanzielle Rahmenbedingun-
gen der Kommunen und deswegen entstehende Kassenkredite
nicht durch eine strenge Kommunalaufsicht kompensiert wer-
den konnen, ist es naheliegend, dass zwischen den Vorschriften
in der Gemeindeordnung, dem Handeln der Kommunalaufsicht
und der Hohe der Kassenkredite ein Zusammenhang besteht.

Loésungsansitze:

Um die Vermeidung neuer kommunaler Verschuldung sicher-
zustellen, sollte die Verbesserung der finanziellen Rahmen-
bedingungen der betroffenen Kommunen mit einer Reform
der Gemeindeordnungen einhergehen, die einen erneuten
Aufbau nicht zur Liquiditétssicherung bestimmter Kassen-
kredite verhindert. Hierdurch kann abgesichert werden, dass
die zum Teil noch zu schaffenden Moglichkeiten zur Vermei-
dung neuer Verschuldung auch tatséchlich genutzt werden.
Eine entsprechende Reform der Gemeindeordnung kann nicht
das einzige, sollte aber ein zwingend erforderliches Element zur
Erreichung des Ziels ,Vermeidung neuer Verschuldung® sein.

Ausgestaltungsmoglichkeiten:

a) Aufnahme tiberjahriger kommunaler Kassenkredite nur
noch beim Land

b) Einfihrung / Verschirfung Genehmigungspflichten
mindestens fiir Kassenkredite und dartber hinaus, z.B. fiir
unausgeglichene Jahresabschliisse der vergangenen Jahre,
fehlenden Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses

c) Strengere allgemeine Haushaltsgrundsitze, z.B. Aufnahme
eines ausdriicklichen Uberschuldungsverbotes sowie des
Verbots des Missbrauchs von Kassenkrediten

«  Argument fir Lésungsansatz a):
Hiermit wiirde die bereits bestehende Kontrolle des Landes
iber die Kommunalhaushalte besser in Einklang mit deren
Haftung fiir die Kommunalverschuldung gebracht. Hin-
weis: In der Literatur und Rechtsprechung wird die Haf-
tungskette fiir Kommunalkredite allerdings nicht einheit-
lich beurteilt. Gegenargument: sehr weitgehender Eingriff
in den Kreditmarktzugang der Kommunen, der in finanz-
schwachen Landern zudem unter Umstianden Abstufungen
im Kreditmarkt-Rating verursachen kdnnte.

« Argumente fiir Losungsansitze b) und c):
Im Vergleich zu a) niederschwelligere Moglichkeiten, um
Aufbau neuer Kassenkredite, die nicht dem unterjéhrigen
Zahlungsausgleich dienen, zu verhindern.
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Kommunaler Finanzausgleich

Ausgangslage:

Hohe und steigende Kassenkredite entstehen auch dann, wenn
der vertikale oder horizontale kommunale Finanzausgleich
seine Ausgleichsfunktion nicht erfiillt. Mit urséchlich fiir einen
in dieser Hinsicht unzureichenden vertikalen Finanzausgleich
kann - unter Zugrundelegung des Gleichméafigkeitsprinzips

- auch die jeweilige finanzielle Leistungsfihigkeit des Landes
sein. Inwieweit es einen von der Leistungsfahigkeit des Landes
unabhingigen Anspruch auf eine finanzielle Mindestaus-
stattung der Kommunen gibt, ist in der verfassungsrechtlichen
Bewertung umstritten.

Die institutionelle Ausgestaltung des kommunalen Finanz-
ausgleichs variiert zwischen den Landern stark, weshalb ein
Vergleich guter Praxis zwischen den verschiedenen Systemen
schwierig ist, zumal die Aufgabenverteilung zwischen Land und
Kommunen in den Landern sehr unterschiedlich ist und die
Lander auch auflerhalb des kommunalen Finanzausgleichs auf
verschiedenen Kanilen (z.B. iber Forderprogramme, zweck-
gebundene Zuweisungen und Pauschalen) Finanzmittel an die
Kommunen ausreichen.

Lésungsansitze:

Grundsatzlich ergeben sich zwei Stellschrauben, um finanz-
und strukturschwache Kommunen tiber den kommunalen
Finanzausgleich besser auszustatten:

a) vertikal: hohere Dotierung der Finanzausgleichsmasse
(iber Verbundquote oder kommunalen Ausgabenbedarf)

b) horizontal: verstirkter Ausgleich interkommunaler
Disparititen

Dartber hinaus kdnnen ggfs. hohere /gezieltere Zuweisungen
des Landes auflerhalb des kommunalen Finanzausgleichs an
seine Kommunen mit Kassenkrediten vergeben werden.

Argumente fiir Anpassungen des kommunalen Finanzaus-
gleichs in Lindern mit kommunaler Kassen-kreditproblematik:

« Die Lander sind gemaf} Grundgesetz verantwortlich fiir
eine aufgabenangemessene Finanzausstattung ihrer
Kommunen. Hierflir und fiir den insoweit erforderlichen
vertikalen Ausgleich zwischen den Kommunen ist der
kommunale Finanzausgleich das zentrale Instrument.

+ Dieser Verantwortung der Linder wird - aufgrund der
Zweistufigkeit des Staatsaufbaus — auf Bundesebene
im Grundsatz dadurch Rechnung getragen, dass die
Finanzkraft der Kommunen beim bundesstaatlichen
Finanzausgleich einbezogen wird. Mit der Neuordnung
der Bund-Lander-Finanzbeziehungen ab dem Jahr
2020 wird der Finanzausgleichsmechanismus neu
geregelt. Die Laindergesamtheit wird dauerhaft und
dynamisch entlastet. Die Gemeindefinanzkraft wird
zu 75 Prozent (statt bislang 64 Prozent) einbezogen.
Finanzschwache Lander mit besonders steuerschwachen
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Kommunen erhalten ab 2020 zudem Sonderbedarfs-
Bundeserginzungszuweisungen.

Argumente gegen Anpassungen des kommunalen Finanzaus-
gleichs mit kommunaler Kassenkreditproblematik:

+ Die Moglichkeiten von Landern mit begrenzter finanzieller
Leistungsfiahigkeit zur hoheren Dotierung der Finanzaus-
gleichsmasse sind trotz der Neuordnung der Bund-Lin-
der-Finanzbeziehungen ab dem Jahr 2020 - unter der
Pramisse der Einhaltung der grundgesetzlichen Schulden-
bremse - eingeschrinkt.

+ Einige Lander weisen darauf hin, dass die Besserstellung
durch die Neuordnung der Bund-Liander-Finanzbezie-
hungen ab dem Jahr 2020 auch bereits fir kommunale
Entlastungen vorgesehen seien, so dass dort dartiber hin-
ausgehende Handlungsspielrdume beim kommunalen
Finanzausgleich derzeit nicht gesehen werden, bzw. dass
sie bereits in den vergangenen Jahren erhebliche Anstren-
gungen unternommen hitten, die finanzielle Situation der
Kommunen durch eine bessere Dotierung ihrer Ausgleichs-
systeme zu verbessern.

Kommunale Haushaltspolitik

Ausgangslage:

Zu den moglichen endogenen Erklarungsfaktoren auf der Ein-
nahmenseite gehoren die Hebesatzpolitik der Kommunen bei
der Grund- und Gewerbesteuer sowie die Moglichkeiten der
Einnahmenerzielung durch Gebithren und Beitrige. Insbe-
sondere bei den Hebesdtzen hat sich in der Vergangenheit
gezeigt, dass in einzelnen Lindern auch Kommunen mit hoher
Kassenkreditbelastung entsprechende Spielrdaume zum Teil
noch nicht ausgeschopft hatten. Entsprechende Ergebnisse im
Bereich der Gebiihren liegen nicht vor.

Es ist allerdings umstritten, in welchem Umfang es bei stark
kassenkreditbelasteten Kommunen auf der Ausgabenseite
noch Handlungsspielrdume gibt - sei es bei den sogenannten
freiwilligen Aufgaben sowie bei den pflichtigen Aufgaben vor
allem im Bereich der Sach- und Dienstleistungen sowie der
Verwaltungsstrukturen.

Loésungsansitze Kommunen:

a) Einnahmenseite: Ausschopfen Hebesatzpotenziale bei
Gewerbe- und Grundsteuer (unter Berticksichtigung Anreiz-
wirkungen fiir Einwohner und Unternehmen), wobei unklar
ist, ob in nennenswertem Umfang Mehraufkommen generiert
werden kann, das zur Losung der Schuldenproblematik maf-
geblich beitragen kann.

b) Ausgabenseite: Aufgabenkritik; Verstarkung interkom-
munale Zusammenarbeit vor allem beim Angebot freiwilliger
Leistungen; organisatorische Anpassungen; Prozessveran-
derungen, wobei auch hier unklar ist, ob in nennenswertem
Umfang Mehraufkommen generiert werden kann, das zur
Losung der Schuldenproblematik mafigeblich beitragen kann.

Losungsansitze Linder:
a) Einnahmenseite: Beibehaltung bzw. Er6ffnung neuer Fest-
setzungsmoglichkeiten fiir Gebithren und Beitrige

b) Ausgabenseite: strengere allgemeine Haushaltsgrundsitze

Differenzierte Kofinanzierungspflichten

Ausgangslage:

Kommunen mit hohen Altschulden und ungtinstiger Finanz-
lage werden finanziell iberfordert, wenn sie hohe eigene
Kofinanzierungsanteile bei der Inanspruchnahme von Foérder-
programmen des Bundes, etwa im Rahmen der Stddtebau-
forderung, aufbringen miissen. Daher enthalten bereits heute
einige Forderprogramme Ausnahmeregelungen fiir Kommu-
nen in Haushaltsnotlagen: Sie sehen dann entweder einen
reduzierten Eigenanteil fiir die betreffenden Kommunen vor,
der durch erhohte Finanzierungsanteile von Bund und Lin-
dern kompensiert wird (z.B. Stadtebauférderung) oder tiber-
lassen es den Lindern, wie die Beteiligung der Kommunen

im Einzelnen zu erfolgen hat (z.B. Kommunalinvestitions-
forderungsprogramme). Soweit finanzschwache Kommunen in
Landern gelegen sind, deren eigene finanzielle Leistungsfihig-
keit relativ gering ist, kann die Inanspruchnahme von Bundes-
programmen auch an der mangelnden Kofinanzierung durch
die entsprechenden Lander scheitern. Probleme kénnen somit
insbesondere dann auftreten, wenn eine begrenzte Kofinan-
zierungsfihigkeit auf kommunaler Ebene und eine niedrige
Finanzkraft auf Landesebene zusammentreffen.

Loésungsansitze:

a) Bundes- und Landesprogramme kénnten differenzierte
Kofinanzierungspflichten fiir einerseits finanzstarke und gering
verschuldete und andererseits finanzschwache und stark ver-
schuldete Kommunen vorsehen.

b) Um die gleiche Forderwirkung zu erzeugen, konnte aufier-
dem der Forderanteil des Bundes bzw. des Landes um den
durch die niedrigere Kofinanzierung fehlenden Eigenanteil der
jeweiligen Kommune erh6ht werden.

Argumente fiir bzw. gegen eine differenzierte
Kofinanzierungspflicht

« Die Differenzierung stellt einen moglichen Beitrag dar,
um durch eine verstarkte Inanspruchnahme von Forder-
programmen seitens finanzschwacher, hoch verschuldeter
Kommunen die Gleichwertigkeit der Lebensverhaltnisse
zu fordern und das Risiko des erneuten Aufwuchses von
Kassenkrediten zu vermindern.

- Die Differenzierung der Kofinanzierungspflichten setzt bei
Bundesprogrammen eine Einigung unter den Landern und
seitens der Lander mit dem Bund dariiber voraus, welche
objektiven Kriterien eine entsprechende Abgrenzung
finanzstarker und finanzschwacher Kommunen erlauben.



Der Ansatz differenzierter Kofinanzierungspflichten kann
nur dann erfolgreich sein, wenn die Gruppe der finanz-
schwachen Kommunen - anhand von objektiven Kriterien
- eng begrenzt bleibt.

Im Rahmen von Bundesfinanzhilfen wire bei einer
Differenzierung der Kofinanzierungspflichten nach
kommunaler Finanzausstattung deren Vereinbarkeit mit
dem foderativen Gleichbehandlungsgebot mit Blick auf
den jeweils mit der Finanzhilfe verfolgten Forderzweck zu
priifen.

Verfassungsrechtlich zwingend ist bei Bundesfinanz-
hilfen ein Eigenanteil auch finanzschwacher Kommunen
- ggfs. unterstiitzt von bzw. ersetzt durch die Linder - von
mindestens 10 Prozent. Dies ist auch zur Vermeidung von
Mitnahmeeffekten sowie zur Gewéhrleistung eines effek-
tiven Mitteleinsatzes wichtig.

Bei Forderprogrammen im Rahmen von Gemeinschafts-
aufgaben wiren differenzierte Kofinanzierungssitze

der Linder nur bei einer entsprechenden Grundgesetz-
anderung moglich.
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(Nr. 10)
Kommission ,,Gleichwertige Lebensverhiltnisse“
FAG 1 ,Kommunale Altschulden® Treffen am 11. Marz 2019 in Berlin

Linder-Vorbesprechung am 21. Februar 2019 in Mainz
Eckpunkte fiir Handlungsempfehlungen der FAG 1 an die Kommission

Die bei der Besprechung am 21. Februar 2019 anwesenden Lindervertreter empfehlen zur Losung der kommunalen Altschulden-
problematik vorrangig folgende Maffnahmen zu ergreifen, um die Entstehung neuer Altschulden zu vermeiden und um
bestehende Altschulden abzubauen:

1. Einen wesentlichen Beitrag zur Entstehung kommunaler Altschulden leisten die Sozialausgaben, insbesondere die , Kosten
der Unterkunft“ Um diesem Umstand sachlich und strukturell zu begegnen, sollte die Beteiligung des Bundes an den ,Kosten
der Unterkunft” dauerhaft auf bis zu 75,0% erh6ht werden. Mit einer Entlastung bei den ,Kosten der Unterkunft” werden

Kommunen mit hoher Verschuldung und hohen Soziallasten ursachengerecht unterstiitzt.

2. Um den Abbau der kommunalen Altschulden in besonders betroffenen Kommunen durch die Lander zu erleichtern bzw.
zu ermoglichen, sollte der Bund die Lander tiber einen geeigneten Transferweg angemessen finanziell unterstitzen.

3. Der Bund moge in Zukunft die Rahmenbedingungen fiir ausgeglichene kommunale Haushalte nicht gefdhrden.

4. Das MafRnahmenpaket sollte zeitnah starten, moglichst in 2020.
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(Nr.12)
Kommission ,,Gleichwertige Lebensverhiltnisse/
AG 1 ,Kommunale Altschulden“

Handlungsempfehlung aus der Besprechung am 07.03.2019 der Bundesldnder Brandenburg,
Mecklenburg- Vorpommern, Sachsen, Sachsen- Anhalt und Thiiringen an die Kommission

Neubelebung der Altschuldenhilfe nach AHG

Neben dem Thema der kommunalen Altschulden-/Kassenkredite soll gemaf} Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD fur

die laufende Legislaturperiode die Altschuldenproblematik der kommunalen Wohnungsunternehmen in die Priifung fiir die
Vorschldge der Kommission ,Gleichwertige Lebensverhiltnisse” einbezogen werdenl. Nach Abstimmung unter den Lindern
Brandenburg, Mecklenburg- Vorpommern, Sachsen, Sachsen- Anhalt und Thiiringen wird aus der AG ,,Kommunale Altschulden®
nachstehende Position als Handlungsempfehlung an die Kommission ,,Gleichwertige Lebensverhaltnisse“ formuliert:

Insbesondere in Regionen mit strukturellen Problemen (Bevolkerungsriickgang, Landflucht, iiberdurchschnittliche
Arbeitslosigkeit) haben auch kommunale Wohnungsunternehmen zunehmende Probleme aufgrund hoher Leerstinde
und niedriger erzielbarer Mieten. Bis heute sind Wohnungsunternehmen in den neuen Landern zusatzlich mit DDR-
Altschulden belastet. Diese Situation fithrt dazu, dass erforderliche Investitionen in den Wohnungsbestand wegen fehlender
Finanzkraft nicht getétigt werden. Dadurch wiederum werden hohere Leerstinde und noch niedrigere Mieten begiinstigt. Die
Wohnungsunternehmen missen auch in Regionen mit strukturellen Problemen in die Lage versetzt werden, zukunftsfihige
Investitionen zu tatigen, um im Bereich der Wohnungsversorgung zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhéltnisse beitragen zu
konnen. Dazu ist eine akzentuierte Altschuldenentlastung erforderlich.
Es wird daher vorgeschlagen, die im Jahr 2013 ausgelaufenen Regelungen des § 6a Altschuldenhilfegesetzes (AHG) in der Fassung
vom 28.08.2000 (sog. Hartefallregelung) und der Verordnung zum Altschuldenhilfegesetz vom 15.12.2000 entsprechend modifiziert
und unabhingig von der Stidtebauférderung erneut aufleben zu lassen.
Die neue Altschuldenhilfe fiir die Wohnungsunternehmen sollte folgende Regelungen enthalten:
- Voraussetzungen:

+ Leerstand Uiber 15 % (wirtschaftliche Gefihrdung des Wohnungsunternehmens)

+  Abriss von Wohnraum im Rahmen eines Sanierungskonzeptes (zur Beseitigung der wirtschaftlichen Gefahrdung)

+  keine Beschriankung auf Alt- Antragsteller (d.h. Antragstellung bis 31.12.1993)
»  Altschuldenentlastung:

+ Entlastung der Altschulden i.S. § 3 AHG fiir den zum Abriss vorgesehenen Wohnraum

+ kein Landeranteil; kein kommunaler Anteil
- Beglinstigung kommunaler und genossenschaftlicher Wohnungsunternehmen

+  zeitliche Befristung der Regelung auf 10 Jahre und moglichst geringer Antrags-, Verfahrens- und Verwaltungsaufwand

Als einigungsbedingte Folgelast liegt die Zustdndigkeit fiir die DDR- Altschulden der Wohnungsunternehmen auch nach der
Foderalismusreform 2006 weiterhin beim Bund.

Die Investitionsblockade, die sich aus der Zusatzbelastung der nach wie vor bestehenden DDR-Altschulden in den Wohnungs-
unternehmen ergibt, muss gelost werden, um attraktive Wohnquartiere auch in Regionen mit strukturellen Problemen gestalten
und damit einen Beitrag zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhiltnisse leisten zu kénnen.
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Kommission ,Gleichwertige Lebensverhaltnisse®

Abschlussbericht der Facharbeitsgruppe 2

LSWirtschaft und Innovation®
BMWi Berlin, 11. April 2019
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Abschlussbericht der Facharbeitsgruppe 2 ,Wirtschaft und Innovation“

Mit einem gesamtdeutschen Fordersystem wird der Bund
die wirtschaftliche Entwicklung und die Lebensbedingun-
gen in strukturschwachen Regionen langfristig und verlass-
lich unterstiitzen und dadurch einen wichtigen Beitrag zur
Gleichwertigkeit der Lebensverhéltnisse im Bundesgebiet
leisten.

Die Unterstiitzung richtet sich an alle strukturschwachen
Regionen in allen Lindern unabhéngig davon, ob es ldnd-
liche oder stadtische Regionen sind.

Das Fordersystem baut auf bestehenden Forderprogram-
men auf und entwickelt sie weiter, neue treten hinzu: In
der Vergangenheit noch auf Ostdeutschland beschrinkte
Programme werden Uberpriift und auf alle struktur-
schwachen Regionen ausgeweitet. Geeignete bestehende
Forderprogramme erhalten zusitzliche bzw. ggf. erwei-
terte Forderpraferenzen zu Gunsten strukturschwacher
Regionen. Neue, insbesondere innovationsorientierte Pro-
gramme treten hinzu. Die fachliche und finanzielle Auto-
nomie aller Programme wird dabei gewahrt.

Wie im Koalitionsvertrag vorgesehen, wollen wir nicht
abgerufene Férdermittel aus den Programmen des Forder-
systems tiberjahrig biindeln und fir Regionalprojekte in
strukturschwachen Regionen einsetzen. Dazu empfehlen
wir ein neues innovatives Wettbewerbsverfahren, das in
Ergidnzung zu den bestehenden Programmen des Bundes
zusitzliche Themen und Erkenntnisse fir die Unter-
stiitzung strukturschwacher Regionen gewinnen soll. Die
Beteiligung am Bundeswettbewerb und dessen Finanzie-
rung ist fiir die Bundesressorts optional, aber gewiinscht.

Das Engagement des Bundes geht weit {iber klassische
Wirtschaftsférderung hinaus. Auch die Starkung von Infra-
struktur, Innovation, Forschung sowie die Begleitung von
Strukturwandel und die Fachkriftesicherung stehen im
Fokus des Fordersystems und sollen die Attraktivitét ins-
besondere strukturschwacher Regionen als Wirtschafts-
standort erhohen.

Im neuen Fordersystem werden erstmals alle Bundes-
programme unter einem Dach gebiindelt, die fiir die
strukturschwachen Regionen besonders bedeutsam sind.
Die Koordination wird verbessert und eine zweijihrliche
Berichterstattung tiber die Férderung der Regionen und
ihre Entwicklung eingefiihrt.

Gemeinsam mit den Lindern und kommunalen Spitzen-
verbdanden wird die Bundesregierung regelméfig tiber
erforderliche Anpassungen des Férdersystems beraten und
entscheiden.

Grundlage des Fordersystems ist eine indikatorgestiitzte
Fordergebietskulisse, die sich grundsétzlich auf das For-
dergebiet der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur” (GRW) bezieht. Demo-
grafische Aspekte sollen dabei verstirkt einfliefen. Die
Einzelprogramme kénnen zur Ausgestaltung von Forder-
konditionen je nach Schwerpunktsetzung autonom alter-
native Ansitze verwenden.

Als Nachfolgesystem des Korb II des Solidarpaktes II

in Ostdeutschland und im Hinblick auf die Zielsetzung
gleichwertiger Lebensverhiltnisse ist eine wirksame
Strukturférderung in allen strukturschwachen Regionen
von zentraler Bedeutung. Aus der Einrichtung des gesamt-
deutschen Fordersystems entsteht fiir die beteiligten
Einzelprogramme nach Einschidtzung der FAG insgesamt
ein mit entsprechenden Finanzmitteln auszustattender
Mehrbedarf. Hinzu kommen nicht abgerufene und nicht
gebundene Fordermittel, die fiir das Wettbewerbsverfahren
eingesetzt werden. Im Rahmen der nach Haushalts- und
Finanzplanung zur Verfiigung stehenden Mittel sollte

das gesamtdeutsche Fordersystem einschliellich des ent-
stehenden Mehrbedarfs mit dem erforderlichen Finanz-
volumen ausgestattet werden.

Wir empfehlen eine Erginzung von Artikel 91a Abs. 1

Nr. 2 Grundgesetz um die ldndliche Entwicklung, um
Mafnahmen insbesondere zur Verbesserung landlicher
Versorgungsstrukturen auch ohne agrarstrukturellen
Bezug férdern zu kénnen. Diese werden deutlich positive
Wirkungen entfalten, um die Gleichwertigkeit der Lebens-
verhdltnisse in landlichen Regionen zu gewahrleisten. Es
wird auf den einstimmigen Beschluss des Bundesrates im
Juli 2018 zur Grundgesetzinderung verwiesen. Die Bundes-
regierung betont, dass ihre Meinungsbildung zur Anderung
von Artikel 91a Abs. 1 Nr. 2 Grundgesetz noch nicht abge-
schlossen ist. Die FAG erwartet, dass dies bis zur Vorlage des
Gesamtberichts der Kommission ,Gleichwertige Lebens-
verhiltnisse“ erfolgt.
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1. Auftrag, Ziel und
Zusammensetzung der
Facharbeitsgruppe

Laut Einsetzungsbeschluss der Kommission ,Gleichwertige
Lebensverhiltnisse“ soll die Facharbeitsgruppe (FAG) ,Wirt-
schaft und Innovation“ aufbauend auf den in der vergangenen
Legislaturperiode beschlossenen Eckpunkten und unter
Berticksichtigung der Vorgaben des Koalitionsvertrages fiir die
19. Legislaturperiode ein gesamtdeutsches Fordersystem des
Bundes fiir strukturschwache Regionen entwickeln und den
Beitrag von Forschung und Innovation berticksichtigen.

Zum gesamtdeutschen Fordersystem sieht der Koalitions-
vertrag fir die 19. Legislaturperiode vor (Zeilen 2715ff.): ,Wir
werden ein gesamtdeutsches Fordersystem fiir struktur-
schwache Regionen entwickeln, das allen Bundesldndern
gerecht wird und das Fordergefille zu Nachbarstaaten
Deutschlands berticksichtigt. Die kiinftige Strukturférderung
soll fiir eine breitere Verwendung getffnet werden. Neben
dem bekannten Instrumentarium miissen Produktivitits-
steigerung, Digitalisierung, Fachkraftesicherung, Breitband-
versorgung und vor allem die verstiarkte Forderung unter-
nehmerischer Aktivititen in Forschung und Entwicklung in
den Vordergrund geriickt werden. [...] Ebenfalls wollen wir
weitere Bundesprogramme im Rahmen der Konzipierung des
gesamtdeutschen Fordersystems daraufthin tiberpriifen, ob und
wie sie zur Forderung strukturschwacher Regionen beitragen
konnen. Dabei wollen wir die fachpolitischen Zielsetzungen
der Programme wahren Dariiber hinaus soll ein Vorschlag
entwickelt werden, wie die Zielstellung des Koalitionsvertrages,
zur Gewdhrleistung gleichwertiger Lebensverhéltnisse in Stadt
und Land, nicht abgerufene Férdermittel aus den Bundes-
programmen Uberjihrig zu biindeln und fiir Regionalprojekte
in strukturschwachen Regionen einzusetzen, umzusetzen ist.

Die FAG hat sich am 28. September 2018 in einer ersten Sitzung
konstituiert und bis Ende April 2019 insgesamt neun Mal
getagt. An den Sitzungen haben teilgenommen und waren
stimmberechtigt:

- die fachlich hauptbetroffenen Bundesressorts, namentlich
das Bundesministerium fiir Bildung und Forschung, das
Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft,
das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend, das Bundesministerium der Finanzen, das Bundes-
ministerium des Innern, fiir Bau und Heimat, das Bundes-
ministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur sowie
das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie;

+ die Lander Baden-Wiirttemberg, Bayern, Berlin,
Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anbhalt,
Schleswig-Holstein und Thiiringen;

« der Deutsche Landkreistag, der Deutsche Stiddtetag und der
Stadte- und Gemeindebund.

Den Vorsitz der AG hatte das Bundesministerium fiir Wirt-
schaft und Energie, den Co-Vorsitz die Lander Bayern und
Mecklenburg-Vorpommern inne.

Eine Vereinbarung zur Arbeitsweise der FAG wurde mit Wir-
kung zum 11. Oktober 2018 durch die Mitglieder der FAG
beschlossen.

2. Ausgangslage

2.1. Regionale Disparitdten der
Wirtschaftskraft

Gleichwertige Lebensverhiltnisse und Wirtschaftskraft in den
Regionen stehen in einem engen Zusammenhang: Eine starke
und lebendige regionale Wirtschaft bietet den Menschen gute
Einkommensmoglichkeiten und attraktive Arbeitsplatze. Sie
verschafft den Kommunen durch Steuereinnahmen die nétige
Handlungsfahigkeit fir Investitionen in die Infrastruktur und
die offentlichen Angebote fiir die Blirgerinnen und Biirger der
Regionen. Die Lebensverhiltnisse vor Ort werden dabei stark
durch die demografische Situation und Entwicklung beeinflusst.
Im Vergleich zu anderen europdischen Landern ist Deutschland
durch seine dezentralen Siedlungs- und Wirtschaftsstrukturen
gepragt. Alterung und Wanderungen treffen manche Regionen
besonders stark. Zugleich gehoéren die Wanderungsbewegun-
gen innerhalb Deutschlands sowie grenziiberschreitend seit
langem zu unserem Alltag. Die Regionalpolitik von Bund und
Landern und das hier empfohlene gesamtdeutsche Fordersys-
tem fiir strukturschwache Regionen haben zum Ziel, regionale
Unterschiede abzubauen und damit zu gleichwertigen Lebens-
verhiltnissen im Bundesgebiet wie auch zum gesellschaftlichen
Zusammenhalt beizutragen. Durch die Starkung der wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen soll den Menschen in den struktur-
schwachen Regionen auch eine Perspektive erdffnet werden zu
bleiben beziehungsweise in ihre Heimatregion zuriickzukehren.

Die gesamtwirtschaftliche Lage in Deutschland ist positiv: Die
Wirtschaft befindet sich seit nunmehr zehn Jahren in Folge auf
Wachstumskurs, auch wenn sich die konjunkturelle Grund-
dynamik zuletzt etwas verlangsamt hat. Die Arbeitslosenquote
sinkt seit Jahren und wird 2019 auf voraussichtlich unter funf
Prozent zurlickgehen. Die Zahl der Beschiftigten steigt auf
voraussichtlich tiber 45 Millionen.

Neben der guten gesamtwirtschaftlichen Lage hat auch die
Regionalpolitik dazu beigetragen, dass wirtschaftlich weniger
leistungsfihige Regionen aufgeholt haben. Gleichwohl gibt es
weiterhin erhebliche regionale Unterschiede in der wirtschaft-
lichen Leistungsfahigkeit der Regionen. Dies zeigt sich z.B.

am Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstitigen und der Arbeits-
losenquote, die als Indikatoren fiir die Moglichkeiten, in den
Regionen Arbeitsplitze zu finden und Einkommen zu erzielen,
die regionale Wirtschaftskraft pragnant zusammenfassen.
Diese Indikatoren stehen daher im Zentrum des jetzigen GRW-
Regionalindikators zur Ermittlung der wirtschaftlichen Struk-
turschwiche bzw. stirke (wobei die Einkommensseite bisher
durch den Bruttojahreslohn je Beschiftigten reprasentiert ist,
der eng mit der einfacher zu ermittelnden Arbeitsproduktivitat
korreliert).
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In der Regionalpolitik werden statt administrativ gefasster riumlicher Abgrenzungen sog. Arbeitsmarktregionen zugrunde gelegt.
Hierbei handelt es sich um funktionale Riume, in denen die Wohn- und Arbeitsorte miteinander verbunden sind, die aber nach
auflen hinsichtlich der Pendlerbeziehungen weitgehend unabhingig sind. Eine Arbeitsmarktregion besteht aus einem oder,

bei entsprechenden Pendlerbeziehungen, aus mehreren Kreisen. Die Darstellung der regionalen Unterschiede erfolgt wie die
Abgrenzung der GRW-Fordergebietskulisse in der Forderperiode 2014-2020 auf Grundlage von 258 Arbeitsmarktregionen.

Das Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstatigen bzw. die Arbeits-
produktivitit in den Arbeitsmarktregionen lag im Jahr 2015
zwischen rd. 69 % und rd. 150 % des Bundesdurchschnitts,
wie die nachstehende Abbildung zeigt. Die Produktivitdt der
starksten Region ist damit um das Zweifache hoher als die in
der wirtschaftlich schwéchsten Region. Unter den 20 Arbeits-
marktregionen mit den hochsten Werten finden sich sechs
aus Baden-Wiirttemberg und vier aus Bayern, vier aus Nord-
rhein-Westfalen sowie je zwei hessische und rheinland-pfal-
zische Regionen. Norddeutschland ist mit Wolfsburg und
Hamburg vertreten, die 6stlichen Linder dagegen gar nicht.
Dagegen liegen die 20 Regionen mit der niedrigsten Produk-
tivitat (zwischen gut 69 % und knapp 77 % des Bundesdurch-
schnitts) samtlich in den neuen Lindern. Erweitert man den
Kreis auf 30 Regionen, dann kommen zwei bayerische Regio-
nen hinzu. Insgesamt wurden in den letzten 30 Jahren jedoch
Produktivitatsunterschiede abgebaut, die ostdeutschen Regio-

nen sind dem Bundesdurchschnitt deutlich ndher gekommen.

Es besteht eine allgemeine Tendenz zur Angleichung der
Arbeitsproduktivitat.

Abbildung 1: BIP je Erwerbstitigen (Produktivitit) in den
Arbeitsmarktregionen

Die Arbeitslosigkeit ist in den vergangenen Jahren nahezu
flichendeckend gesunken. Vor allem in ostdeutschen Regionen
hat sich die Lage am Arbeitsmarkt deutlich verbessert. Heute
gehoren anders als noch vor wenigen Jahren neben ost-
deutschen Regionen eine Reihe nordrhein-westfilischer
Regionen, vor allem Ruhrgebietsstidte, zu den 20 Regionen mit
der hochsten Arbeitslosenquote. Ebenfalls iberdurchschnitt-
lich hohe Arbeitslosenquoten finden sich in Kiistenregionen,
im stidostlichen Niedersachsen und in Teilen des Saarlandes
und von Rheinland-Pfalz. GrofRriumig betrachtet besteht
neben einem Ost-West-Gefille ein zunehmendes Nord-Std-
Gefille bei der Arbeitslosigkeit, wie die folgende Abbildung
veranschaulicht. Dabei ist zu beachten, dass der Riickgang der
Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland und in einzelnen west-
deutschen Regionen in den meisten Féllen mit einem Bevol-
kerungsriickgang und einer abnehmenden oder nur leicht
steigenden Erwerbstétigkeit einherging, wahrend struktur-
starkere Regionen Bevolkerungszuwéchse und einen Anstieg
der Erwerbstitigkeit zu verzeichnen haben.

Abbildung 2: Jahresdurchschnittliche Arbeitslosenquote 2018 (in %)
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Insgesamt betrachtet, weist die wirtschaftliche Lage und Ent-
wicklung in den deutschen Regionen erhebliche Unterschiede
auf. Neben stark wachsenden kénnen aber auch zurtick-
fallende Regionen ausgemacht werden. Strukturelle Unter-
schiede bestehen dabei nicht allein zwischen Ost- und West-
deutschland, sondern auch zwischen ldndlichen und urbanen
Regionen sowie innerhalb Ost- und Westdeutschlands. So
kommt auch regionalen Besonderheiten eine hohe Bedeutung
zu, wie sie sich etwa in den vom Strukturwandel besonders
betroffenen Regionen in Nordrhein-Westfalen, dem Saarland
und Bremen zeigen. Wahrend dort relativ hohe regionale Ein-
kommen erzielt werden, liegt gleichzeitig eine hohe und teil-
weise verfestigte Arbeitslosigkeit vor. Auch Grenzregionen in
Bayern oder Ostdeutschland sind zu beachten, da sie im Wett-
bewerb zu Regionen angrenzender osteuropédischer EU-Mit-
gliedstaaten mit grofieren Fordermoglichkeiten stehen.

2.2. Regionalpolitisch relevante
Herausforderungen

Eine geringere regionale Wirtschaftskraft kann auf zahlreiche
Faktoren zuriickgehen. Hierzu zihlen natiirliche Standort-
nachteile z.B. peripher gelegener landlicher Regionen und eine
Spezialisierung auf Produkte und Wirtschaftsbereiche, die eine
schwache Wachstumsdynamik aufweisen. Eine enge Sektor-
spezialisierung von Regionen kann zu einer hoheren Anfillig-
keit fiir externe Verdnderungen zum Beispiel des internatio-
nalen Wettbewerbs fithren. Wachstumsstarke urbane Rdume
profitieren dagegen haufig von einer Wirtschaftsstruktur mit
hohem Innovations- und Dienstleistungsanteil, einem grofien
Arbeitsmarkt mit breitem Fachkrifteangebot und der Existenz
sogenannter Fithlungsvorteile aufgrund der raiumlichen Nihe
innovativer Unternehmen, wissenschaftlicher Einrichtungen
und Hochschulen.

Zudem haben Globalisierung und demografischer Wandel
einen wichtigen Einfluss auf die Entwicklung der Regionen.
Wihrend die Einwohnerzahl und das Fachkréfteangebot in
vielen wirtschaftsstarken und urbanen Regionen aufgrund von
Binnenwanderung und Zuwanderung aus dem Ausland weiter
wachsen werden, ist in ldndlich-peripheren und wirtschafts-
schwachen Rdumen ein Rickgang zu erwarten. Die Alterung
wird zugleich schneller voranschreiten. Dies erschwert die
Aufholchancen der strukturschwachen Regionen und geht
zugleich mit neuen Herausforderungen bei der Sicherung der
Daseinsvorsorge einher. Fachkrifteengpésse werden daher
gerade auch in strukturschwachen Regionen zu einem Wachs-
tumshemmnis.

Die ostdeutsche Wirtschaft ist zudem durch eine flichen-
deckende Strukturschwiche gekennzeichnet. In Ostdeutsch-
land tragen eine kleinteilige Unternehmensstruktur und die
geringe Priasenz von Unternehmenszentralen dazu bei, dass
auch die wirtschaftlichen Zentren der ostdeutschen Lander
gemessen an der Arbeitsproduktivitdt und dem Lohnniveau
nur Uber eine Wirtschaftskraft auf dem Niveau struktur-
schwacher stiddtischer Regionen Westdeutschlands verfiigen.
Verbunden mit der Kleinteiligkeit ist zudem eine geringere
Forschungsorientierung der ostdeutschen Unternehmen:
Wihrend der Anteil der privatwirtschaftlichen Ausgaben fiir

Forschung und Entwicklung im Bundesdurchschnitt bei ca.
1,95 % des BIP liegt, erreichen die neuen Lander nur 0,96 % des
BIP.

Forschungseinrichtungen stirken als Innovationspole die wirt-
schaftliche Entwicklung besonders in ihrer Region. Ihr Fuk-
Potenzial ist ein Standortfaktor, der insbesondere fiir techno-
logieintensive Unternehmen und Start-ups immer wichtiger
wird. Sie leisten mit ihrem iberdurchschnittlich hohen Anteil
qualifizierter Beschiftigter und ihren Investitionen auch einen
Beitrag zur gesamtwirtschaftlichen Nachfrage.

Gerade in strukturschwachen Regionen gehen von Forschungs-
einrichtungen mafdgebliche Impulse fir den wirtschaftlichen
Erfolg regionaler Unternehmen, den Transfer und die Ver-
netzung zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft
sowie den Auf- und Ausbau von Netzwerken und Clustern aus.
Diese wissenschaftsbasierten Grundlagen flankieren auch das
gesamtdeutsche Fordersystem. Basierend auf den inhaltlichen
Strategien der Wissenschaft und wettbewerblichen Exzellenz-
prinzipien schlagt die Arbeitsgruppe vor, die Ansiedlung von
Bundes- und Landeseinrichtungen mit FuE-Aufgaben und
von durch Bund und Lander gemeinsam grundfinanzierten
Forschungseinrichtungen in den strukturschwachen Regionen
zu unterstutzen.

Auch die gestiegene Relevanz sog. weicher Standortfaktoren
etwa in den Bereichen Bildungsangebote, Vereinbarkeit von
Familie und Beruf sowie Kultur u.v.m. stellen grofie Heraus-
forderungen fiir strukturschwache Regionen dar. Gemeinsam
ist den weichen Standortfaktoren, dass sie einen entsprechen-
den finanziellen Handlungsspielraum der Kommunen bend-
tigen. In strukturschwachen Regionen trifft man eher finanziell
unterdurchschnittlich ausgestattete Kommunen, die im Stand-
ortwettbewerb grofiere Schwierigkeiten haben.

Bereits diese wenigen Daten unterstreichen, warum trotz aller
Fortschritte, die vor allem auch bei der Entwicklung der ost-
deutschen Linder zu verzeichnen sind, das Ziel gleichwertiger
Lebensverhaltnisse auch mit Blick auf die wirtschaftliche
Entwicklung im politischen Fokus stehen muss. Da die wirt-
schaftliche Strukturschwéche die Entwicklungsmoglichkeiten
und Teilhabechancen der Biirgerinnen und Biirger wie auch
die Handlungsmoglichen der Kommunen in vielféltiger Weise
bertihrt, ist die Unterstiitzung strukturschwacher Regionen -
und zwar gleichermafen in Ost und West sowie in stadtischen
oder landlichen Regionen - ein zentraler Ansatzpunkt fiir die
Herstellung gleichwertiger Lebensverhaltnisse.

Dabei ist zu berticksichtigen, dass Globalisierung, Digitalisie-
rung und demografischer Wandel zu neuen Herausforderungen
fir die Regionen fiihren. Die kiinftige Regionalférderung muss
daher flexibel sein, alle Krifte biindeln und auch neue Ansétze
ausprobieren. Sie muss zudem noch stirker als bisher tiber die
reine Wirtschaftsforderung hinausgehen und die Innovations-
forderung und die Fachkriftesicherung einschliefen, um die
Wohnorte und das Umfeld fiir Investitionen attraktiver zu
machen. Flankierend muss auch die Daseinsvorsorge gesichert
werden. Entscheidend ist, was den strukturschwachen Regio-
nen wirklich hilft, um den Konvergenzprozess zu unterstiitzen
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und den gesellschaftlichen Zusammenbhalt in ganz Deutschland
zu starken.

2.3. Aktueller Stand der regionalen
Strukturpolitik

Die grundsétzliche Zustidndigkeit fir die regionale Entwick-
lung liegt bei den Landern und den betroffenen Kommunen
in den Regionen selbst. Der Bund unterstitzt die Lander hier-
bei. Das zentrale regionalpolitische Instrument ist die Bund-
Lander-Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur” (GRW). Nach der deutschen Einheit war
die regionale Strukturpolitik insbesondere auf das Zusammen-
wachsen von Ost und West ausgerichtet. Hierzu wurde die
GRW aufgestockt und durch zahlreiche Férderprogramme um
Maf!nahmen flankiert, die auf Ostdeutschland begrenzt waren
oder dort einen regionalen Fokus hatten (z.B. Investitions-
zulage, Innovationsproramme, Bund-Lander-Grof3biirgschafts-
programm fir Ostdeutschland, Infrastrukturmafinahmen,
Stiddtebau, Altlastensanierung). Ein Grofiteil der investiven
Maf!nahmen des Bundes wurden seit 2005 im sogenannten
Korb II des Solidarpaktes zusammengefasst, aus dem die ost-
deutschen Liander von 2005 bis 2019 tiberproportionale Mittel
- im Vergleich zu Westdeutschland - in Hohe von mehr als

51 Mrd. Euro erhalten. Daneben umfasst der Korb I des Solidar-
paktes Sonderbedarfs-Bundeserginzungszuweisungen fiir die
ostdeutschen Liander in Héhe von 105 Mrd. Euro.

Von der Férderung durch die GRW und weiteren struktur-
politisch wirksamen Instrumenten profitieren auch die
strukturschwachen Regionen in den westlichen Landern.
Dartiber hinaus férdert der Bund den Strukturwandel in
singulédren Féllen bspw. bei speziellen Sektorkrisen oder im
aktuellen Fall im Zusammenhang mit den Plinen zur Been-
digung der Kohleverstromung. Die hiervon betroffenen und
in den Empfehlungen der Kommission ,Wachstum, Struktur-
wandel und Beschiftigung” genannten Regionen zihlen in
weiten Teilen zu den strukturschwachen Regionen nach der
GRW-Abgrenzung. Zur Begleitung des Strukturwandels in den
Kohleregionen sind ein Sofortprogramm bis 2021 sowie ein
Strukturstarkungsgesetz vorgesehen, mit dem Finanzhilfen an
die betroffenen Lander gewihrt werden sowie Leuchtturm-
projekte in der Zusténdigkeit des Bundes auf den Weg gebracht
werden sollen. Diese Mafinahmen diirfen die Finanzmittel
zugunsten strukturschwacher Regionen nicht einschrinken.

Finanzausgleich Auslaufen Soli II

Mit der 2017 erfolgten Neuordnung der Bund-Léander-
Finanzbeziehungen fiir die Zeit ab dem Jahr 2020 haben Bund
und Lander bereits entscheidende Weichen fiir gleichwertige
Lebensverhiltnisse gestellt. Die Neuregelung sieht eine jahr-
liche Entlastung der Lander durch den Bund ab 2020 um
anfanglich rund 9,7 Milliarden Euro vor. Dartber hinaus hat
der Bund den Kommunalinvestitionsférderungsfonds um

3,5 Milliarden Euro auf insgesamt sieben Milliarden Euro auf-
gestockt. In die Neuregelung nicht einbezogen worden sind die
im Mai 2015 beschlossenen Eckpunkte fiir ein gesamtdeutsches
Fordersystem fur strukturschwache Regionen ab 2020, die auch
vor dem Hintergrund des Ende des Jahres 2019 auslaufenden
Solidarpakt II (Korb II) erarbeitet worden waren.

Einschriankungen bei der Regionalférderung

Bei der Ausgestaltung der im Fordersystem gebiindelten
Programme sind die Regeln des européischen Beihilferechts

zu beachten. Da sich Deutschland im Vergleich zum Durch-
schnitt der EU-Mitgliedstaaten insgesamt wirtschaftlich positiv
entwickelt hat, werden die Spielrdume fiir Regionalférder-
maflnahmen immer kleiner.

Die EU-Regionalleitlinien enthalten Regeln zur Foérderung
benachteiligter Gebiete innerhalb der EU. In der Férderperiode
2007 - 2013 lebten noch 29,6 % der Deutschen in Gebieten,

in denen Regionalbeihilfen an Unternehmen gezahlt werden
konnten, ein Grofiteil hiervon sogar in den besonders férder-
bedurftigen sogenannten A-Gebieten. In dem aktuellen Forder-
gebiet (giiltig zunachst von 2014 - 2020, Verlingerung bis 2022
geplant) leben nur noch 25,85 % der Bevolkerung in Forderge-
bieten auf der Grundlage der Regionalleitlinien. A-Gebiete gibt
es in Deutschland nicht mehr, sondern nur noch sogenannte
C-Gebiete, fiir die restriktivere Forderbedingungen gelten als
fiir A-Gebiete. Dartber hinaus sind fiir die Regionalpolitik die
Fordermoglichkeiten von Groflunternehmen beihilferechtlich
eingeschrankt worden. Es ist - insbesondere wegen des bevor-
stehenden Austritts des verhaltnismafiig wohlhabenden Grof3-
britanniens aus der EU - davon auszugehen, dass der Anteil der
deutschen Bevolkerung, der in EU-Regionalférdergebieten lebt,
perspektivisch weiter sinken wird.

Laufende Verhandlungen auf EU-Ebene zur
Kohisionspolitik

Auch die Européiische Kohisionspolitik spielt im Kontext der
regionalen Strukturpolitik eine bedeutende Rolle. Zu den
EU-Strukturfonds zdhlen der Europiische Fonds fiir regionale
Entwicklung (EFRE) und der Europiische Sozialfonds (ESF).
Die EU-Mittel fiir die Kohasionspolitik werden fiir die sieben-
jahrige Programmperiode im Mehrjéhrigen Finanzrahmen
(MFR) durch den Europiischen Rat mit Zustimmung des Euro-
paischen Parlaments festgelegt. Gleichzeitig 1auft der Verhand-
lungsprozess zum neuen Legislativpaket der EU-Strukturfonds
fiir die neue Forderperiode zwischen Rat und Parlament.

Die Foérderung von Investitionsprojekten durch die EU-
Strukturfonds hat in allen Landern und insbesondere in

den strukturschwachen Regionen einen hohen Stellenwert.

In der aktuellen Férderperiode (2014 - 2020) flieRen rund

19,2 Milliarden Euro an Deutschland. Der Vorschlag der
EU-Kommission fiir das Legislativpaket der neuen Forder-
periode (2021-2027) sieht vor, dass auch kiinftig alle euro-
paischen Regionen Mittel aus den EU-Strukturfonds erhal-
ten sollen. Es bleibt bei den bewéhrten drei Kategorien von
weiterentwickelten Regionen, Ubergangsregionen und weniger
entwickelten Regionen.! In diesem Zusammenhang begriifdt
die Facharbeitsgruppe, dass die Kategorie der Ubergangsregion
auf Regionen mit einem BIP je Einwohner von 75 bis 100 % des
EU-Durchschnitts erweitert werden soll. Dadurch bleiben fast
alle Regionen in den ostdeutschen Landern in der Kategorie
der Ubergangsregionen. Deutschland gehért allerdings nach
dem Vorschlag der EU-Kommission zum MFR (2021-2027) zur
Gruppe der Mitgliedstaaten, die am starksten von Kiirzungen
in der Kohiasionspolitik betroffen sind. Grund dafiir ist unter
anderem die gute wirtschaftliche Entwicklung der deutschen

1 Bei den EU-Strukturfonds werden die Regionen auf NUTS-2-Ebene und nicht auf Ebene der Arbeitsmarktregionen abgegrenzt. Die Unterscheidung der drei Regionstypen erfolgt anhand
des Indikators ,BIP je Einwohner im Vergleich zum EU-Durchschnitt“ Aufgrund dieser Unterschiede konnen Teile der auf EU-Ebene als weiterentwickelt geltenden Regionen zugleich

strukturschwach im Sinne des GRW-Regionalindikators sein.
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Regionen im europdischen Vergleich. Der Vorschlag der
EU-Kommission zum Legislativpaket der EU-Strukturfonds
sieht auch eine Starkung des nationalen Finanzierungsanteils
und eine damit einhergehende Absenkung der EU-Kofinan-
zierungssatze vor. Es ist wichtig, dass die strukturschwachen
Regionen und hier insbesondere die Ubergangsregionen keine
unverhéltnisméifligen Mittelriickginge erleiden. Der Vorschlag
der EU-Kommission ist eine erste Grundlage fiir die Verhand-
lungen von Rat und Parlament zum neuen MFR und Legislativ-
paket der EU-Strukturfonds. Die Facharbeitsgruppe begriifit,
dass sich die Bundesregierung dafiir einsetzt, in den Verhand-
lungen zum MFR unverhiltnisméfige Mittelriickginge zu
vermeiden.

2.4. Die Fordergebietskulisse des
gesamtdeutschen Fordersystems

Grundlage eines gesamtdeutschen Fordersystems fiir struktur-
schwache Regionen ist ein gemeinsames Verstindnis fiir die
Abgrenzung entsprechender Regionen nach bundeseinheit-
lichen Kriterien. Bereits in den ,,Eckpunkten des Bundes fiir ein
gesamtdeutsches Fordersystem fiir strukturschwache Regionen
ab 2020“ vom Mai 2015 wurde das Regionalindikatormodell
der Bund-Linder-Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur” (GRW) als einziges Modell in
Deutschland identifiziert, das eine derartige Bewertung fiir die
deutschen Regionen ermdglicht.

In der GRW werden die strukturschwachen Regionen, das
GRW-Regionalférdergebiet, fiir jede Férderperiode durch den
Bund-Lander-Koordinierungsausschuss abgegrenzt. Hierdurch
wird die Férderung stets auf die bediirftigsten Regionen kon-
zentriert. Rdumliche Grundlage dafiir sind Arbeitsmarktregio-
nen, die jeweils aus einem oder mehreren Kreisen bestehen. In
der laufenden Forderperiode (2014-2020) wie auch bereits in
der vorhergehenden setzt sich der GRW-Regionalindikator zur
Identifikation der Strukturschwiche aus den folgenden Indi-
katoren zusammen:

- Bruttojahreslohn je Beschiftigten (Gewichtung: 40 %)
«  Arbeitslosenquote (Gewichtung: 45 %)

«  Erwerbstitigenprognose (Gewichtung: 7,5 %)

+ Infrastrukturindikator (Gewichtung: 7,5 %)

Auch fir die kommende Forderperiode wird die Grundstruktur
des Indikators, d.h. der Schwerpunkt auf Einkommens- und
Beschiftigungsmafie, beibehalten. Die Bedeutung des demo-
grafischen Wandels fir die Regionalentwicklung wird kiinftig
unterstrichen, indem anstelle der mittelfristig angelegten
Erwerbstitigenprognose die Prognose der Erwerbsfahigen-
entwicklung 2015-2035 aufgenommen wird. Die genaue Aus-
gestaltung und Gewichtung der einzelnen Teilindikatoren wird
im zustdndigen GRW-Unterausschuss erarbeitet.

Die Abgrenzung strukturschwacher Regionen nach bundesein-
heitlichen Kriterien wird in seiner Gesamtheit regelméfig von
Bund und Landern bestitigt. In der laufenden Férderperiode
umfassen die strukturschwachen Regionen nach dem GRW-In-

dikator ca. 40 % der Bevolkerung Deutschlands
(vgl. die Karte im Anhang).

Vor diesem Hintergrund hat sich die Facharbeitsgruppe auf
Folgendes verstindigt: Fiir das ,gesamtdeutsche Fordersys-
tem fiir strukturschwache Regionen“ werden als gemeinsame
Grundlage fiir verschiedene autonome Fachprogramme wirt-
schaftlich strukturschwache Regionen gemaf der Gemein-
schaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur” (GRW) abgegrenzt. Die Festlegung der einzelnen
Indikatoren sowie deren Gewichtung erfolgt im Koordinie-
rungsausschuss der GRW unter Beachtung der europiischen
beihilferechtlichen Vorgaben. Nationale Programme des
integrierten Ansatzes konnen zur Ausgestaltung von Forder-
konditionen innerhalb und iber die GRW-Kulisse hinaus je
nach Schwerpunktsetzung der Fordermafinahme autonom
alternative Ansitze, z.B. eigene Gebietsabgrenzungen sowie ggf.
entsprechende und ergdnzende Indikatoren fiir besonders zu
fordernde Regionen verwenden (z.B. bei der Stidtebauférde-
rung oder der Abgrenzung von lindlichen Rdumen).

Dariiber hinaus hat die FAG vereinbart, sich im Rahmen ihrer
Arbeiten auch ausgewéhlten regionalen oder kleinriumigen
Problemlagen und Determinanten wirtschaftlicher Leistungs-
fahigkeit zuzuwenden und eine bessere Adressierung im Rah-
men der Férderprogramme des Bundes zu prifen.

Mithilfe dieser Gebietsabgrenzung werden mehrere Funktio-
nen erfiillt:

+ Sie gewihrleistet, dass Mafinahmen auf strukturschwache
Regionen, deren Wettbewerbsfihigkeit und deren wirt-
schaftliches Wachstum fokussiert werden. Der wirtschaft-
liche Aufholprozess dieser Regionen soll damit nachhaltig
gestarkt und regionale Disparititen verringert werden.

« Sie stellt die regionale Gebietskulisse fir Programme zur
Verfligung, die ausschlieflich auf strukturschwache Regio-
nen ausgerichtet sind.

« Sie stellt die regionale Gebietskulisse auch fiir Programme
zur Verfiigung, die spezielle Forderpraferenzen fiir struk-
turschwache Regionen enthalten.

« Sie ermdglicht eine konsistente gemeinsame Berichterstat-
tung zur Lage strukturschwacher Regionen, die mehrere
Forderprogramme des Bundes einschliefit.
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3. Konzeption des gesamtdeutschen
Fordersystems

3.1. Grundziige des Systems: Struktur und
wesentliche Elemente

Das gesamtdeutsche Fordersystem verbessert die wirtschaft-
liche Leistungsfahigkeit der strukturschwachen Regionen und
die Chancen fiir ein eigenstiandiges und nachhaltiges Wachs-
tum. Das neue Fordersystem stirkt die Wettbewerbsfahigkeit
der Unternehmen vor Ort, die wirtschaftsnahe Infrastruktur
und die Attraktivitdt der Wirtschaftsstandorte insgesamt. Es
orientiert sich dabei an den folgenden, bewdhrten Grundsitzen
der deutschen Regionalpolitik:

+  Subsidiaritat:
Die grundgesetzlich festgeschriebene Aufgabenteilung wird
nicht angetastet. Regionale Wirtschaftspolitik ist originare
Aufgabe der Linder bzw. der Regionen selbst (Art. 28 und 30
Grundgesetz). Bundeshilfen sind subsidiar.
Der Bund unterstiitzt die Linder bei dieser Aufgabe. Im
Rahmen des gesamtdeutschen Fordersystems fir struktur-
schwache Regionen erfolgt dies aufier Giber die Gemein-
schaftsaufgaben nach Artikel 91a Grundgesetz und der
Stadtebauforderung gemaf? Artikel 104b Grundgesetz
insbesondere iiber die Forderprogramme des Bundes, von
denen die Regionen profitieren.

+ Programmautonomie:
Die Programmautonomie der Férderprogramme des
Fordersystems fur strukturschwache Regionen bleibt
erhalten. Dies bedeutet, dass die Férderprogramme ihre
eigene fachliche und finanzielle Zielsetzung verfolgen und
damit in unterschiedlicher Weise Strukturschwéchen in
Regionen adressieren konnen. Dadurch ist auch das Neben-
einander von regionalpolitischen und gesamtwirtschaft-
lichen Programmzielen gewihrleistet.

+  Regelgebundenheit:
Es erfolgt eine indikatorgestiitzte riumliche Abgrenzung
der Fordergebietskulisse, die grundsatzlich von den
Programmen genutzt wird, um Mafnahmen oder
bestimmte Forderpraferenzen gezielt in strukturschwachen
Regionen in Stadt und Land einzusetzen. Je nach Schwer-
punktsetzung verwenden die Programme autonom alter-
native Ansatze.
Die Programme sollen dabei mittel- und langfristig
orientiert sein, damit die Lander und strukturschwachen
Regionen verldsslich mit ihnen planen kénnen.

- Steigerung der Wettbewerbsfihigkeit/Standortattraktivitit
in den strukturschwachen Regionen:
Im Sinne einer Hilfe zur Selbsthilfe werden die regionalen
Wachstumskrifte und die Attraktivitit der Wirtschafts-
standorte in strukturschwachen Regionen gestarkt. Weiter-
gehende Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Regionen
sollen mit dem gesamtdeutschen Fordersystem soweit wie
moglich vermieden werden. Die Forderung begriindet sich

iber Marktversagenstatbestinde, baut auf den Stirken der
Region auf und ist sektorneutral, d.h. nicht auf bestimmte
Branchen beschriankt.

Die Facharbeitsgruppe empfiehlt, das regionale Wachstum
und die Beschiftigung in strukturschwachen Regionen gezielt
durch ein integriertes Férdersystem zu stirken, das Forder-
mafinahmen unterschiedlicher Bundesressorts umfasst.?

+ Einbezogen werden erstens wirtschaftsnahe
Forderprogramme. Inhaltlich sind neben den auf
unternehmerische Investitionen und ihre Finanzierung
zielenden Bundesprogramme vor allem Foérderprogramme
aus den Bereichen Infrastruktur anwendungsorientierte
Forschung, Entwicklung und Innovation sowie Digitalisie-
rung zu berticksichtigen. Diese Bereiche sind strukturell
von besonderer Bedeutung fiir das regionale Wachstum
und Beschiftigung.

+  Zweitens sollen Férderprogramme einbezogen werden, die
weniger oder nicht unmittelbar wirtschaftsnah sind, aber
von hoher Bedeutung fir die regionale Infrastruktur, die
Daseinsvorsorge, Standort- und Lebensbedingungen haben
und einen entsprechenden Beitrag leisten. Zu nennen
sind hier u.a. die Forderung der landlichen Entwicklung,
die Stadtebaufoérderung und die Férderung der digitalen
Infrastruktur.

Das Fordersystem steht fiir eine inhaltlich breitere Aufstellung
der Regionalpolitik, die neben der traditionellen Férderung von
Unternehmensinvestitionen und wirtschaftsnaher kommuna-
ler Infrastruktur zunehmend auch Innovationen, Digitalisie-
rung und Humankapital der Regionen in den Blick nimmt.

Fiir den Erfolg des gesamtdeutschen Fordersystems erachtet

es die Facharbeitsgruppe als entscheidend, dass die relevanten
Bundesprogramme nicht nur gebiindelt werden, sondern darii-
ber hinaus die Koordination zwischen ihnen verbessert wird. Es
bedarf zusitzlicher Anstrengungen, um potentielle Synergien
zu erschlieffen. Dartiber hinaus sollten frihzeitig sich abzeich-
nende neue Herausforderungen des Strukturwandels identifi-
ziert und fiir diese Losungsansitze entwickelt werden.

3.2.Verfahren und Kriterien fiir die Aufnahme
von Programmen in das gesamtdeutsche
Fordersystem

Ausgangspunkt fir die Einbeziehung einzelner Bundes-
programme in das Fordersystem sind die bereits in den ,,Eck-
punkten des Bundes fiir ein gesamtdeutsches Fordersystem fiir
strukturschwache Regionen ab 2020“ vom Mai 2015 genannten
Kriterien.

Die Anforderungen der ,Eckpunkte” sollen als prinzipiell zu
erfiillende Kriterien fiir die Aufnahme von Programmen in das
gesamtdeutsche Fordersystem dienen. Die Programme sollen
demnach

+ entweder ausschliefflich auf strukturschwache Regionen
ausgerichtet sein,

2 Diese Konzeption schliefit sowohl an das sog. 3-Ringe-Modell von rufis/GEFRA als auch an den Vorarbeiten der Bundesregierung aus der vergangenen Legislaturperiode an. Vgl. die Eckpunkte
und den Fortschrittsbericht der Bundesregierung fiir ein gesamtdeutsches Fordersystem sowie Untiedt, G., Karl, H. et al. (2017), Aufgaben, Struktur und mégliche Ausgestaltung eines
gesamtdeutschen Fordersystems zur Forderung von strukturschwachen Regionen ab 2020, Bochum: Brockmeyer.
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+  fir strukturschwache Regionen Forderpréiferenzen auf-
weisen,

+ oder im Ergebnis ihrer Férderung einen tiberproportiona-
len Mitteleinsatz in strukturschwachen Regionen realisie-
ren, wofiir zumeist Steuerungsmafinahmen far die jeweili-
gen Zielsetzungen und Problemlagen bestehen.

Weiterhin prazisiert der Koalitionsvertrag fiir die 19. Legis-
laturperiode, dass die kiinftige Strukturférderung eine breitere
Verwendung vorsehen und Zielfelder wie Digitalisierung, Fach-
kraftesicherung, Breitbandversorgung und unternehmerische
Forschung und Entwicklung umfassen soll.

Diese politischen Zielvorgaben dienten der FAG als Kernpunkte
bei der Priifung, ob, inwieweit und mit welcher Wirkweise ein
konkretes Fachprogramm Teil des gesamtdeutschen Forder-
systems werden soll. Das gesamtdeutsche Fordersystem soll in
diesem Rahmen Programme erfassen, die in ihrer Ausgestal-
tung positive Effekte gerade in strukturschwachen Réumen
bewirken oder bewirken kénnen, ohne dass dadurch eigene,
ubergreifende fachpolitische Ziele der Programme unange-
messen beeintrichtigt werden. Grundlage fir die rdumliche
Ausrichtung der Programme ist die von der FAG beschlossene
Abgrenzung strukturschwacher Regionen (vgl. Kapitel 2.4).

In einem ersten Schritt wurden dazu die Informationen zu den
in Frage kommenden Fachprogrammen anhand eines einheit-
lichen Programmsteckbriefs aufbereitet und in der Facharbeits-
gruppe vorgestellt. Die Mitglieder der FAG kommentierten

die mogliche Aufnahme des Férderprogramms in das gesamt-
deutsche Fordersystem und brachten eigene Vorschldge zur
Weiterentwicklung des jeweiligen Fachprogramms zugunsten
strukturschwacher Regionen ein.

In einem zweiten Schritt erfolgte durch die fiir das jeweilige
Forderprogramm zustdndigen Programmverantwortlichen
bzw. das Gremium unter Verantwortung des federfiihren-

den Fachreferats des Bundes eine Priifung hinsichtlich der
strukturpolitischen Eignung und Wirkung des Programms. Ihr
lagen die in dem Steckbrief ausgefiihrten geplanten Weiter-
entwicklungen zu Grunde, diesbeziigliche Vorschlage der Fach-
arbeitsgruppe wurden ebenfalls berticksichtigt. Die Priifung
fir die Einbeziehung von Programmen in das gesamtdeutsche
Fordersystem bertiicksichtigte zudem folgende Themen:

- strukturpolitische Ziele und besondere Effekte in struktur-
schwachen Regionen,

+  Wirkungsanalyse,
+ Nachhaltigkeit und Belegbarkeit der Wirkung,
- mogliche Beschrinkung des tibergeordneten Férderzwecks,

+ Abgrenzung zu anderen Programmen des gesamtdeutschen
Fordersystems mit thematischen Beriihrungspunkten.

Auf dieser Grundlage haben die Programmverantwortlichen der
FAG eine schriftliche Stellungnahme zur moglichen Aufnahme
des Programms in das gesamtdeutsche Fordersystem und zu
den strukturpolitischen Empfehlungen der Arbeitsgruppe vor-
gelegt. Die Stellungnahmen wurden in den Empfehlungen der
Facharbeitsgruppe, dem dritten Schritt, beriicksichtigt und
unter Berticksichtigung der jeweiligen Programmautonomie
und der iibergeordneten Ziele der Kommission ,,Gleichwertige
Lebensverhiltnisse” angemessen abgewogen.

4. Einzelprogramme des gesamt-
deutschen Fordersystems

Zahlreiche Forderprogramme des Bundes zeigen eine positive
Wirkung in strukturschwachen Regionen. Im Verlauf der
FAG-Sitzungen wurden Férderprogramme des Bundes
beleuchtet, die den inhaltlichen Vorgaben des Koalitions-
vertrages im Sinne einer breiteren Verwendung der zukiinf-
tigen Strukturférderung (Zeilen 2717ff.) entsprechen. In den
Priifungs- und Auswahlprozess der FAG (vgl. Kap. 3.2) ein-
bezogen wurden Forderprogramme des Bundesministeriums
ftr Bildung und Forschung, des Bundesministeriums fir
Erndhrung und Landwirtschaft, des Bundesministeriums fiir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, des Bundesministeriums
des Innern, fiir Bau und Heimat, des Bundesministeriums fiir
Verkehr und digitale Infrastruktur sowie des Bundesministe-
riums fir Wirtschaft und Energie. Mithilfe des Prifschemas der
FAG sollten diejenigen Einzelprogramme identifiziert werden,
die in den strukturschwachen Regionen eine hervorgehobene
Wirkung erzielen und somit den Aufholprozess gegeniiber den
strukturstirkeren Regionen beschleunigen kénnen.

Im Ergebnis der Priifungen empfiehlt die FAG die Aufnahme
von 22 Bundesprogrammen bzw. Programmfamilien als
Elemente des gesamtdeutschen Fordersystems. Der voran-
gegangene Priifvorgang stellt dabei sicher, dass jedes Einzel-
programm in den strukturschwachen Regionen eine hervor-
gehobene positive Wirkung aufzeigt.

Diese positiven Effekte umfassen ein breites Spektrum von
Forderschwerpunkten. Neben der traditionellen Ansiedlungs-
foérderung von Unternehmen, bspw. im Rahmen der GRW,
steht dabei insbesondere die Starkung der Innovationsfahigkeit
von Regionen im Fokus, so zum Beispiel in den Programmen
INNO-KOM, ZIM und der Programmfamilie ,Innovation &
Strukturwandel® Zentral ist auch die Bundesfdrderung im
Bereich Digitalisierung. Das gesamtdeutsche Fordersystem
wird zu diesem Zweck neben der Breitbandférderung des
Bundes einen neu entworfenen Investitionszuschuss fiir die
Digitalisierung des Mittelstands beinhalten sowie das Pro-
gramm ,Stadt.Land.Digital®, das sich explizit an Kommunen in
strukturschwachen Regionen richtet. Die Finanzierungs- und
Biirgschaftsprogramme des Fordersystems sollen insbesondere
Existenzgrindungen und unternehmerische Investitionen in
den Zielregionen erleichtern. Auch Programme zur Férderung
von Infrastruktur und Daseinsvorsorge sollen zum Fordersys-
tem beitragen. Insgesamt unterstreichen die Programme des
Gesamtsystems damit das breite Engagement des Bundes in
strukturschwachen Regionen (vgl. nachstehende Ubersicht).
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Dieses Engagement soll ausgeweitet werden: Im Zuge der Arbei-
ten zum gesamtdeutschen Fordersystem und in Folge der Ver-
einbarungen in den Eckpunkten haben viele Einzelprogramme
bereits wichtige Weiterentwicklungen zugunsten struktur-
schwacher Regionen erfahren. So wurde die Gemeinschafts-
aufgabe GRW um zusitzliche Fordermdglichkeiten fiir
gewerbliche Investitionen und fir Innovationen erweitert. Das
Programm INNO-KOM des Bundesministeriums fiir Wirtschaft
und Energie, das bis Ende 2016 allein ostdeutschen Antragstel-
lern offen stand, wurde im Jahr 2017 auf alle strukturschwachen
Regionen in Deutschland ausgeweitet. Das Bundesministe-
rium fir Bildung und Forschung hat die Programmfamilie
L,Unternehmen Region® im Hinblick auf das gesamtdeutsche
Fordersystem zu einer neuen Programmfamilie ,Innovation &
Strukturwandel” weiterentwickelt, die sich an strukturschwa-
che Regionen in Ost- und Westdeutschland richtet. Das Pilot-
programm ,WIR! - Wandel durch Innovation in der Region*

Tabelle 1: Fachprogramme im gesamtdeutschen Férdersystem

wird noch in diesem Jahr eine Ausschreibung an alle struk-
turschwachen Regionen richten. Die Gemeinschaftsaufgabe
+Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes“ des
Bundesministeriums fiir Erndhrung und Landwirtschaft wurde
um Infrastrukturmafinahmen erweitert. Die Facharbeitsgruppe
hat dartiber hinaus weitere Vorschlage zur Weiterentwicklung
von Einzelprogrammen unterbreitet, die sich jeweils positiv auf
Wachstum und Wohlstand in den Zielregionen auswirken kon-
nen (vgl. hierzu die nachfolgenden Kapitel).

Insgesamt wird mit den Weiterentwicklungen der Fokus auf die
Innovationsfihigkeit der Regionen gestirkt. Hierzu soll auch
ein neues programmiibergreifend angelegtes Wettbewerbs-
verfahren gestartet werden, um neue Herausforderungen des
Strukturwandels zu identifizieren und fiir diese Losungsansitze
zu entwickeln.

Programm

Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur® (GRW)

Forderung nur in Forderpriferenzen Uberproportionaler

strukturschwachen | zugunsten Mitteleinsatz in

Regionen strukturschwacher | strukturschwachen
Regionen Regionen

Programmfamilie ,Innovation & Strukturwandel”

ERP-Regionalférderprogramm X

ERP-Kapital fir Griindung X (ab 2020)
Grof3biirgschaftsprogramm X (ab 2020)
Auflenwirtschaftsforderung durch GTAI X (ab 2020)

X

Programmfamilie ,Unternehmen Region“

X (neue Lander)

Innovationskompetenz (INNO-KOM) X

Zentralen Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) X (ab 2020)

EX.IST- Potentiale (Modul des Programms , Existenzgriindungen aus der X
Wissenschaft)

Kommunen innovativ X (ab 2020)

Férderung iiberbetrieblicher Berufsbildungsstitten (UBS) _—

Breitbandforderungprogramm

Investitionszuschuss ,Digitalisierung Mittelstand“

X (ab Ende 2019)

Initiative Stadt.Land.Digital

Forderbereich Integrierte Landliche Entwicklung der
Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und des
Kiistenschutzes” (GAK)

X

Stadtebauférderung

Bundersprogramm Mehrgenerationenhaus (2017 - 2020) und
Anschlussprogramm ab 2021

Demografiewerkstatt Kommunen

X (ab2021)

Netzwerkprogramm ,Engagierte Stadt”

X (ab 2020)

Netzwerkprogramm ,Engagiertes Land“

X (ab 2020)

Demokratie leben! (Teilbereich , Lokale Partnerschaften fir
Demokratie)
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4.1. Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur

Vorrangiges Ziel der GRW-Forderung ist es, in struktur-
schwachen Regionen dauerhaft wettbewerbsfahige Arbeits-
platze zu schaffen und zu erhalten. Dazu werden Zuschiisse fiir
Investitionen der gewerblichen Wirtschaft und fiir den Ausbau
und die Erweiterung der kommunalen wirtschaftsnahen Infra-
struktur gewihrt. Zudem werden nichtinvestive Mafinahmen
zur Starkung der Wettbewerbsfahigkeit und zur Vernetzung und
Kooperation von regionalen Akteuren gefordert. GRW-Mittel
konnen auch fiir Ausfallbtirgschaften und fiir Zinsverbilligun-
gen zur Finanzierung von Investitions- und Infrastruktur-
maflnahmen gewéhrt werden. Die Umsetzung erfolgt durch
die Linder. Die GRW-Bundesmittel werden gemaf! Artikel 91a
Grundgesetz in gleicher Hohe von den Landern kofinanziert.

Unter den Mitgliedern der FAG besteht Konsens, dass die GRW
im Zentrum des gesamtdeutschen Fordersystems stehen soll.
Die Férderung erfolgt ausschliefilich in strukturschwachen
Regionen. Dartiber hinaus ist im Hinblick auf das gesamt-
deutsche Fordersystem die Innovationsorientierung der GRW
in den letzten Jahren bereits gestarkt worden: So wurden die
Forderbetrage bei Mafnahmen zu Steigerung der Wettbewerbs-
fahigkeit und Innovationskraft (Beratung, Schulung, Human-
kapitalbildung, Angewandte FuE, Markteinfithrung innovativer
Produkte) erh6ht und die Forderbedingungen fiir Innovations-
cluster, Bildungseinrichtungen und Gewerbezentren verbessert.
Zudem hat der GRW-Unterausschuss entschieden, die Forder-
moglichkeiten zur Unterstiitzung der Digitalisierung der Wirt-
schaft im GRW-Koordinierungsrahmen sichtbarer herauszu-
stellen.

Gerade vor dem Hintergrund, dass strukturschwache Regionen
verstéarkt auf ihre endogenen Entwicklungspotenziale setzen
miissen, um ihre Wettbewerbsfahigkeit zu verbessern, wurden in
die FAG folgende Vorschlige eingebracht, die mit der Bitte um
Priifung in das fachlich zustindige Gremium gegeben wurden:

- Gemeinniitzige, aufleruniversitire, wirtschaftsnahe For-
schungseinrichtungen, die nicht durch den Bund gefordert
werden, sollen zuklnftig fir Investitionen aus der Gemein-
schaftsaufgabe mit Infrastrukturférdersitzen geférdert
werden konnen.

«  Moglichkeit, bei der Projektférderung von Verbund-
forschungsvorhaben neben Unternehmen auch
Forschungseinrichtungen inklusive Hochschulen in die
Forderung einzubeziehen.

« Die GRW soll sich an der Férderung von Investitionen von
gewerblichen Unternehmen im Zusammenhang mit der
Einfithrung von neu entwickelten Produktionsverfahren
beteiligen konnen.

« Die GRW-Biirgschaften fiir GRW-foérderfahige Unterneh-
men sollen im Rahmen des bestehenden Budgets auch fiir
Betriebsmittellinien ge6ffnet werden, um den Zugang der
Unternehmen zum Kapitalmarkt zu erleichtern.

Daraufhin hat der GRW-Unterausschuss sich dafiir
ausgesprochen, einen Fordertatbestand fiir Investitionen
gemeinniitziger aufleruniversitirer Forschungseinrichtungen
in den GRW-Koordinierungsrahmen aufzunehmen. Bei

der Projektférderung von Verbundforschungsvorhaben

im Rahmen von Landesprogrammen sollen kiinftig neben
Unternehmen auch Forschungseinrichtungen inklusive
Hochschulen und Fachhochschulen in die Férderung
einbezogen werden diirfen. Der Unternehmensbezug der
Projekte soll dabei durch eine Deckelung der Mittel fiir

die Forschungseinrichtungen gewahrleistet werden. Fiir

die Férderung von Investitionen von Unternehmen im
Zusammenhang mit neu entwickelten Produktionsverfahren
erachtet der GRW-Unterausschuss die bestehenden
Regelungen des GRW-Koordinierungsrahmens als ausreichend,
um auch diese Investitionen férdern zu kénnen. Der Vorschlag
der FAG, die GRW-Riickverbtirgungsmoglichkeit zu 6ffnen far
Betriebsmittelkredite, wird vom GRW-Unterausschuss weiter
gepriift.

4.2.Unternehmensnahe Mafdnahmen

Die Forderung von unternehmensnahen Mafnahmen hilft
dabei, wettbewerbsfihige Strukturen aufzubauen, ist Ausloser
zusatzlicher Wachstumsimpulse und tragt somit zum Abbau
regionaler Disparititen in Deutschland bei. Hierzu gehoren
neben der GRW, mit der gleichermafien die Investitions-
bedingungen wie auch das infrastrukturelle Umfeld der
Unternehmen verbessert wird, weitere Programme, mit
denen Finanzierungs- und Kapitalnutzungskosten vermindert
werden, sowie die Aufienwirtschaftsférderung.

ERP-Regionalprogramm: Uber das ERP-Regionalprogramm
wird zur Starkung der Wachstumskraft von KMU eine
Fremdkapitalfinanzierung mit bankiiblicher Besicherung fiir
Neu- und Erweiterungsinvestitionen bereitgestellt. Es handelt
sich um ein bewidhrtes Breitenprogramm, das bereits seit vielen
Jahren ausschlieflich in GRW-Fordergebieten gilt und so
regionalpolitisch einen Beitrag zum Nachteilsausgleich leistet.
Denn in strukturschwachen Regionen bestehen, nicht zuletzt
aufgrund einer geringeren Dichte an Finanzdienstleistern,
tberdurchschnittliche Finanzierungsschwierigkeiten fiir
Unternehmen.

ERP-Kapital fiir Griindung: Mit dem ERP-Kapital fiir
Grindung wird Gber Hausbanken Risikokapital fiir neu
gegriindete Unternehmen und Unternehmensnachfolger
ausgereicht, die dartiber zinsgiinstige und
eigenkapitalverstirkende (nachrangige) Finanzierungen
erhalten. Bislang besteht eine Forderpriferenz fiir die neuen
Lander. Im Zuge seiner Weiterentwicklung soll voraussichtlich
ab dem 1. Januar 2020 eine Forderpréferenz in allen
strukturschwachen Regionen gelten. Denn junge Unternehmen
verfligen meist nur Gber wenig risikotragendes Eigenkapital,
das fiir das Unternehmenswachstum von hoher Bedeutung

ist. Mit einer regionalen Forderpréferenz soll insbesondere die
zumeist schwichere Griindungsaktivitit in strukturschwachen
Gebieten adressiert werden. Es ist geplant, kiinftig die
Biirgschaftsbanken mit der Durchfiihrung des Programms zu
beauftragen.
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Grof3biirgschaftsprogramm: Mit dem Grofbiirgschaftspro-
gramm werden Kredite fiir grofie Investitionen von Unter-
nehmen der gewerblichen Wirtschaft abgesichert. Das bislang
auf die neuen Lander begrenzte Programm soll ab 2020 auf
alle strukturschwachen Regionen ausgedehnt werden, wobei
die konkreten Modalititen angepasst werden. Die Anker-
funktion der typischerweise wenigen GrofSunternehmen einer
strukturschwachen Region soll damit unterstiitzt werden. Die
FAG begriifit die Absicht der Bundesregierung, das neue Grof3-
biirgschaftsprogramm ab 2020 auf alle strukturschwachen
Regionen im Sinne des gesamtdeutschen Fordersystems zu
richten. Die weiteren ab 2020 geltenden konkreten Modalititen
des Programms werden derzeit zwischen den zustindigen
Bundesressorts und mit den Lindern abgestimmt. Dabei soll
der Vorschlag aus der FAG, das Grofibiirgschaftsprogramm
ohne Branchenbeschrinkungen fortzusetzen und damit die
Werften-/Schiffbaufinanzierung aufzunehmen, mit dem Ziel
der Umsetzung weiter verfolgt werden.® Die FAG spricht sich
dariiber hinaus dafiir aus, anschlieffend zu priifen, inwieweit
eine Anpassung der GRW-Riickverbiirgung angezeigt ist, um
beide Programme sinnvoll aufeinander abzustimmen.

Auflenwirtschaftsforderung durch GTAIL Die bundeseigene
Germany Trade & Invest (GTAI) engagiert sich seit vielen Jahren
flir die Internationalisierung der deutschen Wirtschaft, fiir die
Anwerbung von Greenfield- und Erweiterungsinvestitionen

in Deutschland und die Vermarktung von hiesigen Standort-
vorteilen im Ausland. Die Férderung der GTAI beinhaltet
derzeit einen klaren Férderschwerpunkt fiir die neuen Lander
einschliefflich Berlin. Die ,Stabsstelle Neue Bundesldnder”
verfligt tiber spezielle Instrumente, Netzwerke und Know-how,
die ausschlieflich auf die Forderung dieser Regionen aus-
gerichtet sind (insb. Investorenveranstaltungen, Delegations-
reisen, Follow-Up Veranstaltungen und Clustervermarktung).
Die FAG spricht sich dafiir aus, die langjahrige und bundesweit
einmalige Expertise der GTAI in diesen Themenfeldern in das
gesamtdeutsche Fordersystem zu integrieren. Der regionale
Schwerpunkt der Stabsstelle soll in Zukunft auf alle struktur-
schwachen Regionen ausgeweitet werden. Mit spezifischen
Mafdnahmen sollen dabei ausschlieRlich bzw. iiberproportio-
nal die strukturschwachen Regionen beworben werden, die
sonst Gefahr laufen, Chancen im internationalen Wettbewerb
zu verpassen, da sie nicht die notige Aufmerksambkeit von
Investoren, Geschiftspartnern und Wirtschaftsentscheidern
erhalten.

4.3. Forschung und Innovation

Globalisierung, Strukturwandel zur wissensbasierten Wirt-
schaft und demografischer Wandel machen die Starkung der
Innovationskraft zu einem zentralen Ansatz der regionalen
Wachstumsférderung. Durch Férderung von Forschung, Ent-
wicklung kénnen zusitzliche Innovationsaktivititen stimuliert
und der Wissenstransfer verbessert werden. Die Sicherung
und Erschlieffung von Qualifizierungspotenzialen auch
durch Fachkriftezuwanderung sind wichtige Ansatzpunkte,
um den Auswirkungen des in strukturschwachen Regionen
iberproportionalen Riickgangs der Erwerbsbevolkerung auf
Wachstum und Beschiftigung entgegenzuwirken.

Vor diesem Hintergrund zeigte sich die FAG einig, dass Bundes-
programme zur Férderung von Innovationen und Forschung
wichtige Bestandteile des neuen Fordersystems sein sollen.
Folgende Einzelprogramme hat die FAG einstimmig fiir eine
Aufnahme ins Fordersystem empfohlen:

Programmfamilien ,,Innovation & Strukturwandel“und
»,Unternehmen Region“: Mit der Programmfamilie ,Unter-
nehmen Region“ hat die Bundesregierung in den letzten Jahren
bereits Gber verschiedene Ansitze der Forderung einen inno-
vationsbasierten Strukturwandel in Ostdeutschland erfolg-
reich unterstiitzt. Aufbauend auf diesen Erfahrungen wird im
Hinblick auf ein gesamtdeutsches Férdersystem eine neue
Programmfamilie ,Innovation & Strukturwandel” fiir struk-
turschwache Regionen insgesamt in Ost- und Westdeutsch-
land entwickelt. Die Foérderung setzt bei den Potenzialen und
Kompetenzen der Menschen vor Ort an und unterstitzt die
Regionen dabei, starke und sichtbare Innovationsfelder zu
entwickeln bzw. weiterzuentwickeln. Die Programmfamilie
beinhaltet eine themen- und technologieoffene Férderung
regionaler Innovationsinitiativen, die in mehreren aufein-
ander abgestimmten Einzelprogrammen umgesetzt wird.
Zielrichtung hierbei ist insbesondere der nachhaltige Ausbau
der Innovationskompetenz an den regionalen Hochschulen
und Forschungseinrichtungen, die Starkung strategischer
Kooperationen und Biindnissen von Wirtschaft, vor allem
KMU, Wissenschaft und Gesellschaft sowie die Unterstiitzung
der Nachwuchskriftegewinnung in der Region.

Bereits 2017 startete mit dem Programm ,WIR! - Wandel durch
Innovation in der Region“ eine erste Mafnahme der neuen
Programmfamilie. In einer ersten Ausschreibungsrunde steht
die Forderung zunichst nur Biindnissen aus Ostdeutschland
offen und richtet sich hier insbesondere an Regionen jenseits
der schon bestehenden Innovationszentren. Mitte Méarz 2019
wurden 20 Biindnisse ausgewdhlt, die mit innovativen Ansét-
zen den Strukturwandel in ihren Regionen vorantreiben. Noch
im Jahr 2019 wird die zweite Ausschreibungsrunde fir struk-
turschwache Regionen in ganz Deutschland ge6ffnet werden.
Sukzessive werden 2019 weitere Programme der Programm-
familie gestartet.

In der Facharbeitsgruppe wurden die Erfolge von ,,Unter-
nehmen Region® hervorgehoben. Der regionale Bezug, der
dabei erstmals mit der Innovationsférderung verkniipft wurde,
hat starke Verbindungen zwischen Unternehmen, Hochschulen
und Forschungseinrichtungen in den neuen Lindern ent-
stehen lassen. Die FAG begriif’t, dass das Bundesministerium
fir Bildung und Forschung auf den Erfahrungen von ,Unter-
nehmen Region® aufsetzt und mit ,,Innovation & Struktur-
wandel” ein Angebot von Programmen fiir alle struktur-
schwachen Regionen entwickelt, das als wichtiger Baustein in
das gesamtdeutsche Fordersystem eingehen soll.

INNO-KOM: Mit dem Programm ,INNO-KOM-Ost“ wurden bis
Ende 2016 gemeinntitzige externe Industrieforschungseinrich-
tungen in Ostdeutschland gefordert. Das Ziel war es, dadurch
auch die Innovationstatigkeit von KMU {iber einen Transfer
von Forschungsergebnissen zu erhéhen und FuE-Beschiftigte
in den Regionen zu halten. Das Programm wurde im Hinblick

3 Das Bundesministerium der Finanzen verweist auf die laufenden Abstimmungen zur zuktnftigen Ausgestaltung des GrofRbiirgschaftsprogramms und spricht sich wegen der noch laufenden

Gespriche gegen die Aufnahme der Werften-/Schiffbaufinanzierung aus.
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auf ein gesamtdeutsches Fordersystem bereits im Jahr 2017
unter dem Namen INNO-KOM auf alle strukturschwachen
Regionen in Deutschland ausgeweitet, um den dort typischer-
weise vorherrschenden Nachholbedarf im Innovationsbereich
gegentiber strukturstiarkeren Regionen zu adressieren. Es ist
das erste auf die ostdeutschen Lander ausgerichtete Programm,
das im Rahmen dieser Weiterentwicklung der Regionalpolitik
auf die gesamte GRW-Fordergebietskulisse ausgeweitet wurde.
Die FAG sieht im Programm INNO-KOM einen Vorreiter in der
Entwicklung des gesamtdeutschen Fordersystems und begrafit
die bereits erfolgte regionale Ausweitung der Projektférderung.

Zentrales Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM): Mit dem
ZIM soll die Innovationskraft und die Wettbewerbsfahigkeit
mittelstindischer Unternehmen nachhaltig gestarkt wer-
den. Das Programm bietet eine technologieoffene Férderung
fir KMU und mit diesen kooperierenden, wirtschaftsnahen
Forschungseinrichtungen. Geférdert werden Forschungs- und
Entwicklungsprojekte in Form von Einzelprojekten, Netz-
werken oder nationalen und internationalen Kooperationen.
Die bis zum 31.12.2019 laufende Richtlinie sieht eine Forder-
priferenz zu Gunsten kleiner ostdeutscher Unternehmen vor,
die um 5 % hohere Fordersitze als solche in Westdeutsch-
land erhalten. Im Zuge des gesamtdeutschen Fordersystems
flir strukturschwachen Regionen sind im Rahmen der
Novellierung der ZIM-Richtlinie ab dem Jahr 2020 besondere
Forderkonditionen zur Stirkung von Unternehmen aus allen
strukturschwachen Regionen vorgesehen. Mogliche Hand-
lungsalternativen werden vor dem Hintergrund der aktuell
laufenden, umfassenden Evaluation des ZIM gepriift. Die FAG
empfiehlt, eine dem bisherigen Forderbonus fiir ostdeutsche
Unternehmen vergleichbare Férderkondition auf alle struk-
turschwachen Regionen auszuweiten, um die Innovations-
orientierung in diesen Regionen zu stirken und das gerade fiir
kleine Unternehmen oftmals erhebliche Innovationsrisiko zu
verringern.

EXIST-Potentiale (Modul des Programms Existenzgriindun-
gen aus der Wissenschaft): Hochschulen sind Ndhrboden fiir
innovative Ausgriindungen und beschleunigen den Transfer
von Ergebnissen aus der Wissenschaft in die wirtschaftliche
Anwendung. Start-ups schaffen iiberproportional viele Arbeits-
plitze und sind Trager des Strukturwandels. Griindergeist und
Griindungsunterstiitzung an Hochschulen initiieren und for-
dern dariiber hinaus auch Griindungen im sozialen, nichttech-
nischen sowie Kreativ-Bereich. Vor diesem Hintergrund zielt
EXIST-Potentiale auf die nachhaltige Verankerung von unter-
nehmerischem Denken und Handeln in Hochschulen. Die FAG
beflirwortet, dass noch nicht profilierte Hochschulen in struk-
turschwachen Regionen gezielt zur Teilnahme ermutigt wer-
den. Die FAG unterstiitzt die Bereitstellung zusitzlicher Mittel
fiir die Bewilligung weiterer Vorhaben aus strukturschwachen
Regionen, soweit die vorhandenen Mittel nicht ausreichen.
Dabei sind fiir Forderentscheidung die gleichen Kriterien wie
bei den tibrigen Vorhaben anzusetzen.

Kommunen innovativ: Mit dem Programm ,Kommunen
innovativ“ werden Forschungs, Innovations- und Strategie-
projekte von Kommunen zur Gestaltung der raumlichen
Auswirkungen des demografischen Wandels und der Regio-

nalentwicklung unterstiitzt. Fiir das Jahr 2020 ist eine Neu-
ausrichtung des Programms vorgesehen, mit der zusatzliche
Themen wie die digitale Transformation und die Rolle von
Kommunen als Partner von Innovationsprojekten aufgenom-
men werden sollen. Dartiber hinaus wird eine Forderpriferenz
fir Kommunen strukturschwacher Regionen eingerichtet.

4 4. Fachkrifte

Die wirtschaftliche Entwicklung von Regionen wird getragen
durch die Menschen mit ihren Qualifikationen und Fahig-
keiten. Die Sicherung des Fachkraftebedarfs im demografischen
Wandel sowie die Steigerung der Attraktivitat von Standorten
als Lebensmittelpunkt fiir Fachkrifte u.a. durch ein familien-
gerechtes Umfeld sind daher bedeutsame Aspekte verschie-
dener Programme des gesamtdeutschen Férdersystems. Zudem
missen Fachkréfte vor Ort praxisnah qualifiziert werden.

Forderung iiberbetrieblicher Bildungsstitten: Uberbetrieb-
liche Berufsbildungsstitten (UBS) und ihre Weiterentwick-
lung zu Kompetenzzentren werden in einem gemeinsamen
Forderprogramm des Bundesministeriums fiir Bildung und
Forschung (BMBF) und des Bundesministeriums fiir Wirt-
schaft und Energie (BMWi) geférdert. Denn tiberbetriebliche
Bildungsstitten tragen zur Deckung des Fachkraftebedarfs von
kleinen und mittleren Unternehmen bei, unterstitzen die Aus-
bildungsfahigkeit dieser Betriebe und stirken die beruflichen
Zukunftschancen der Fachkrifte.

Die Tréager von Berufsbildungsstitten erhalten Zuschiisse fiir
Investitionen zur Errichtung, Modernisierung und Ausstattung
im Bereich der Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie zur Weiter-
entwicklung der Bildungsstitten zu Kompetenzzentren. Bei
dieser investiven Forderung erhalten Bildungsstitten innerhalb
der GRW-Gebietskulisse fiir Baumafinahmen, Ausstattungs-
mafinahmen und die Fortentwicklung zu Kompetenzzentren
um fiinfzehn Prozentpunkte héhere Fordersétze als solche in
nicht strukturschwachen Regionen. Die gemeinsame Forde-
rung von Bund und Land kann somit bis zu 90 Prozent der for-
derfihigen Kosten betragen. Mithilfe der erhohten Zuschiisse
wird in strukturschwachen Regionen die Modernisierung der
Bildungsinfrastruktur verstirkt angeregt. Dartiber hinaus wer-
den bundesweit die digitale Ausstattung und Pilotprojekte zur
Anpassung von Lehr-/Lernprozessen im Kontext der Digitali-
sierung der Aus-, Fort- und Weiterbildung geférdert.

Die FAG unterstreicht die wichtige Rolle des Forderprogramms
fir die Modernisierung und Weiterentwicklung der tiber-
betrieblichen Aus-, Fort- und Weiterbildung und begriifit den
bestehenden Forderbonus in Form héherer Fordersitze fiir
Einrichtungen in strukturschwachen Regionen.

Die FAG ist sich der Bedeutung der Sicherung des Fachkréfte-
bedarfs fiir die regionale Entwicklung bewusst und empfiehlt,
diese bei der kiinftigen Weiterentwicklung des gesamtdeut-
schen Fordersystems fiir strukturschwache Regionen stirker zu
bertiicksichtigen.
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4.5. Breitbandausbau und Digitalisierung

Die Digitalisierung betrifft 1angst nicht mehr nur klassische
IT-Unternehmen, sondern Unternehmen quer durch samt-
liche Branchen und Sektoren. Der Ausbau leistungsstarker und
flichendeckend verfiigbarer digitaler Infrastrukturen in den
urbanen Gebieten ebenso wie in den lindlichen Regionen ist
Voraussetzung fiir die kiinftigen Anwendungen der Gigabit-
gesellschaft. Die strukturschwachen Regionen, einschliefilich
Unternehmen, Wissenschaft und Verwaltung, miissen und
wollen sich daher dem digitalen Wandel stellen. Gleichzeitig
sind sie dabei zumeist mit schwierigeren wirtschaftlichen,
demografischen und infrastrukturellen Rahmenbedingungen
konfrontiert als strukturstdrkere Regionen. Vor diesem Hinter-
grund empfiehlt die FAG die Aufnahme von drei Bundespro-
grammen in das Fordersystem, mit denen der diesbeziigliche
Aufholprozess der Zielregionen beschleunigt werden kann.
Erginzt werden die Programme des Fordersystems von wei-
teren Aktivitiaten des Bundes zur flichendeckenden digitalen
Erschliefiung.

Bundesforderprogramm zur Unterstiitzung des Breitband-
ausbaus: Der flichendeckende Ausbau Deutschlands mit
hochleistungsfihiger Telekommunikationsinfrastruktur ist aus
wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Griinden essenziell.
Der Bund unterstiitzt deshalb den Netzausbau privater Unter-
nehmen in den betriebswirtschaftlich nicht rentablen Gebieten
durch den Ausgleich des dort bestehenden Wirtschaftlich-
keitsdefizits. Ubergeordnetes Ziel der Breitbandférderung ist
die flichendeckende Erschlieffung Deutschlands mit giga-
bitfahigen Telekommunikationsnetzen bis 2025. Gerade in
strukturschwachen Regionen ist die Breitbanderschliefung
ohne Férdermafinahmen héufig unrentabel. Aufgrund des
allgemeinen Forderziels sowie besondere Forderkonditionen
fir Kommunen mit geringer Wirtschaftskraft realisiert das
Bundesforderprogramm fiir den Breitbandausbau daher einen
Uiberproportionalen Mitteleinsatz in strukturschwachen Regio-
nen und bewirkt damit, dass diese an der zunehmenden Digi-
talisierung aller Lebens- und Wirtschaftsbereiche teilhaben.
Die Breitbandférderung ist damit ein bedeutsames Element des
gesamtdeutschen Fordersystems.

Investitionszuschussprogramm ,,Digitalisierung Mittel-
stand“: Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie
erarbeitet gegenwairtig ein Férderprogramm, das die digitale
Transformation kleiner und mittelstdndischer Unterneh-
men erleichtern soll. Ubergeordnetes Férderziel ist es, KMU
bei der Investition in ganzheitliche IT-Geschéftskonzepte

und -Geschaftsprozesse sowie damit verbundener organisa-
torischer Mafnahmen zu unterstiitzen. Das Programm sieht
dazu Zuschiisse fiir entsprechende Investitionen, aber auch
flir Qualifizierungsmafinahmen der Mitarbeiter vor. Die der-
zeitigen Planungen sehen eine erhohte Forderquote fiir KMU
aus strukturschwachen Regionen vor. Diese Regionen behei-
maten insbesondere viele kleine Unternehmen, die nicht tiber
die notwendige Finanzstédrke verfiigen, die Investitionen aus
eigener Kraft zu titigen. Die Finanzierung der Digitalisierungs-
mafdnahmen tiber Banken ist aufgrund schwer einschétzbarer
Finanzierungsrisiken oftmals erschwert. Eine solche Forder-

priferenz wird in der FAG begriif’t. Der Beginn der Férderung
ist fiir zum Jahresende 2019 vorgesehen, so dass das Programm
zum 01.01.2020 unter dem Dach des gesamtdeutschen Forder-
systems gefiihrt werden kann.

Initiative Stadt.Land.Digital: Die FAG spricht sich dafir aus,
dass die Bundesregierung auch Stidte und Kommunen bei der
digitalen Transformation unterstiitzt. Die FAG begrifit die neue
Initiative ,Stadt.Land.Digital, die aus der ,Initiative Intelligente
Vernetzung“ hervorgegangen ist. Operativ wird Stadt.Land.
Digital ein Kompetenzzentrum als Ansprechpartner fiir alle
relevanten Akteure aus Bund, Lindern und Kommunen sowie
fir Unternehmen, Verbande und Zivilgesellschaft auf dem Weg
zu ,smarten” Stadten, Kommunen und Regionen betreiben.
Das Kompetenzzentrum soll vielfaltige Unterstiitzung anbie-
ten: Es informiert, begleitet, vernetzt und unterstiitzt bei der
Gestaltung und Umsetzung digitaler Strategien. Die Initiative
berichtet Giber relevante Entwicklungen und gute Praktiken,
organisiert Vernetzungstreffen sowie lokale Workshops in
verschiedenen Regionen und publiziert Studien rund um das
Thema Smart Cities und Smart Regions. Fiir die struktur-
schwachen Regionen soll die Initiative maf3geschneiderte
Angebote bieten, um das mit der Digitalisierung verbundene
wirtschaftliche und soziale Potential nutzen zu kénnen. Es ist
zu erwarten, dass strukturschwache Regionen die Beratungs-
moglichkeiten iiberproportional haufig nutzen werden. Zudem
ist die Ansiedlung des Kompetenzzentrums in einer struktur-
schwachen Region der GRW-Kulisse vorgesehen.

4.6. Infrastruktur und Daseinsvorsorge

Forderbereich ,Integrierte lindliche Entwicklung” der GAK:
Mit dem innerhalb der Bund-Liander-Gemeinschaftsaufgabe
+Verbesserung der Agrarstruktur und des Kistenschutzes*
(GAK) bestehenden Forderbereich 1 ,Integrierte ldndliche
Entwicklung” (ILE) unterstiitzen Bund und Linder lindliche
Regionen mit der Férderung von investiven und nicht inves-
tiven Mafdnahmen. Ergénzende Bundesmittel fiir Manahmen
des Forderbereichs der Integrierten landlichen Entwicklung
stehen iiber den bisher befristeten Sonderrahmenplan ,,For-
derung der landlichen Entwicklung® zur Verfiigung. Zweck

der Forderung ist es, die landlichen Rdume als Lebens-,
Arbeits-, Erholungs- und Naturrdume zu sichern und weiterzu-
entwickeln. Die Mafynahmen sollen zu einer positiven Ent-
wicklung der Agrarstruktur, zur Verbesserung der Infrastruktur
landlicher Gebiete und zu einer nachhaltigen Stairkung der
Wirtschaftskraft beitragen. Der Férderbereich realisiert mit
seiner Ausrichtung auf ldndliche Gebiete zugleich einen tiber-
proportionalen Mitteleinsatz in insbesondere durch die demo-
grafischen Herausforderungen geprigten strukturschwachen
Regionen, ohne sich insgesamt fachlich an Strukturschwiche
auszurichten. Daher kommen die Mafnahmen des Forder-
bereichs weiterhin flichendeckend, d.h. ohne einschrinkende
Kulissenbildung, zur Anwendung.

Zur inhaltlichen Weiterentwicklung der Forderbereichs der
JIntegrierten landlichen Entwicklung” wurden in die FAG
mehrere Vorschlige eingebracht. Die FAG empfiehlt, die beiden
nachstehenden Vorschldge in den zustindigen Fachgremien zu
beraten:
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«  Veranschlagung der Verpflichtungsermichtigungen tiber
die bisherigen 70 % des veranschlagten GAK-Kassenmittel-
ansatzes.

+  Anderung der Zweckbindungsfristen von zwolf auf drei
Jahre fiir Bauten und baulichen Anlagen im Bereich der
Forderung von Kleinstunternehmen.

Die FAG empfiehlt weiterhin die Priifung einer Anderung des
Forderbereichs 1 ,Integrierte Landliche Entwicklung® ob die
Fordersitze fir 6ffentliche Zuwendungsempfinger in struk-
turschwachen Regionen erh6ht werden kénnen. Das zustin-
dige Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft
(BMEL) stimmt derzeit einen um 20 Prozentpunkte erh6hten
Fordersatz fiir finanzschwache Kommunen in den zustidndigen
GAK-Gremien ab.

Dartiber hinaus regt die FAG die Fortfithrung des Sonder-
rahmenplans ,Landliche Entwicklung® auch nach 2021 sowie
mittelfristig eine Einbindung in den reguliren GAK-Rahmen-
plan an. Die Férderung der ,Integrierten Landlichen Entwick-
lung“ kann wichtige Rahmenbedingungen fiir Unternehmen
und Arbeitskrafte in wirtschaftlich strukturschwachen land-
lichen Regionen auch aufierhalb des Agrarbereichs verbessern.
Jedoch ist diese Moglichkeit bislang rechtlich beschrankt, da
geforderte Vorhaben zumindest einen indirekten Bezug zur
Agrarstruktur aufweisen miissen.

Die FAG empfiehlt deshalb eine Ergdnzung von Artikel 91a
Abs. 1 Nr. 2 Grundgesetz um die landliche Entwicklung, um
Mafinahmen insbesondere zu Verbesserung landlicher Ver-
sorgungsstrukturen auch ohne agrarstrukturellen Bezug
férdern zu konnen. Diesbeziiglich wird auf den einstimmigen
Beschluss des Bundesrates vom Juli 2018 (Drucksache 165/18)
verwiesen. Der Vermittlungsausschuss hatte in einer Begleit-
erklirung zur Beschlussempfehlung zum Gesetz zur Anderung
des Grundgesetzes (Artikel 104c, 104d, 125c, 143e) die Kom-
mission ,,Gleichwertige Lebensverhéltnisse” gebeten, eine ent-
sprechende Grundgesetzinderung wohlwollend zu priifen. Die
FAG misst der vorgeschlagenen Grundgesetzerganzung deut-
lich positive Wirkungen fiir die Gleichwertigkeit der Lebens-
verhiltnisse in ldndlichen Regionen bei. Die Bundesregierung
weist darauf hin, dass ihre Meinungsbildung zur Anderung von
Artikel 91a Absatz 1 Nr. 2 Grundgesetz noch nicht abgeschlos-
sen ist. Die FAG erwartet, dass dies bis zur Vorlage des Gesamt-
berichts der Kommission ,Gleichwertige Lebensverhaltnisse”
erfolgt.

Stidtebauférderung: Fiir die Herstellung gleichwertiger
Lebensverhiltnisse ist die Beseitigung stadtebaulicher Miss-
stinde von grofler Bedeutung. Seit ihrer Einfithrung im Jahr
1971 tragt die Stadtebauforderung ganz wesentlich zur Ver-
besserung der allgemeinen Standortbedingungen bei. So

sind attraktive und lebenswerte Stidte und Gemeinden ein
wichtiger Bleibe- bzw. Zuzugsfaktor, auch fiir Arbeitnehmer.
Mafdnahmen zur Steigerung der stadtebaulichen Attraktivitat
16sen daher in ganz Deutschland einschliefilich seiner struktur-
schwachen Regionen wichtige strukturpolitische Impulse aus.
Die Stiddtebauférderung wurde daher bereits in den ,,Eckpunk-
ten“ des Bundes als mogliches Element des gesamtdeutschen

Fordersystems angesehen. Mit einem Giberproportionalen
Mitteleinsatz in den ostdeutschen Landern zéhlt die Stddtebau-
forderung zudem zu den zentralen Programmen des Korb II
des Solidarpakts II.

Ziel der Stadtebauforderung ist die Stirkung von Innenstiadten
und Ortszentren in ihrer stadtebaulichen Funktion. Die Forde-
rung widmet sich insbesondere stddtebaulichen Missstdnden
und innerdértlichen Problemlagen, z.B. durch Wohnungsleer-
stand oder Brachflichen in Innenstédten. Stadtebauliche Maf3-
nahmen zielen zudem auf die Behebung sozialer Missstande.
Die einzelnen Programme der Stidtebauférderung agieren
dabei kleinrdumig, das heif3t auf der Stadt- oder Ortsteil-
ebene: Ungleichheiten werden auch innerhalb von Stiadten
und Gemeinden adressiert. Somit konnen auch innerhalb von
strukturstiarkeren Raumen Forderbedarfe bestehen. Forder-
voraussetzung ist die riumliche Abgrenzung eines Forder-
gebiets durch Beschluss der Gemeinde sowie ein unter Beteili-
gung der Biirger erarbeitetes integriertes Entwicklungskonzept,
in dem die zu férdernden Mafnahmen sowie die Netzwerk-
partner beschrieben werden.

Die Verteilung der Bundesmittel auf die Linder gemif Artikel
104b des Grundgesetzes erfolgt nach den Kriterien ,Bevolke-
rungszahl“ (70 % Gewichtung) und verschiedenen ,,Problemin-
dikatoren“ (30 %), wie z.B. die Arbeitslosenquote. Die Weiterver-
teilung der Mittel an die Gemeinden liegt in der Zustiandigkeit
der Lander. Die Stddtebauférderung leistet auf Grund ihrer
inhaltlichen Ausrichtung und der Berticksichtigung von ,,Pro-
blemindikatoren® einen wichtigen Beitrag in strukturschwa-
chen Regionen. Als nachrangiges Forderinstrument kann sie
gemif Grundgesetz erst dann zum Tragen kommen, wenn
Fachprogramme nicht einschlégig sind (Bsp. Daseinsvorsorge).

Zur Weiterentwicklung der Stadtebauférderung und zur Ein-
bettung in das gesamtdeutsche Férdersystem ab 2020 wurde
im Koalitionsvertrag festgehalten, dass die Stadtebauforde-
rung als ein eigenstandiges, eng an lokalen Problemlagen
orientiertes Forderinstrument neben den Gemeinschafts-
aufgaben beibehalten und mindestens auf dem derzeitigen
Niveau fortgefiihrt werden soll. Fiir die Zeit nach Auslaufen
des Solidarpakts IT Ende 2019 wird im Rahmen der jéhrlichen
Abstimmung von Bund und Landern zur Verwaltungsverein-
barung ein neuer Schliissel fiir die Mittelverteilung gepruft.
Dartiber hinaus sollen die Programme flexibilisiert, entbiiro-
kratisiert und weiterentwickelt werden. Auch in ihrer zukiinf-
tigen Ausrichtung soll die Stidtebauférderung weiterhin einen
substanziellen Beitrag zur Forderung von strukturschwachen
Regionen leisten. Die FAG ist sich bewusst, dass zwischen den
Landern tiber die Gewichtung und Anpassung von Problem-
indikatoren gesprochen wird.

Bundesprogramm ,Mehrgenerationenhaus“: Mit dem Bun-
desprogramm ,Mehrgenerationenhaus” werden niedrigschwel-
lige und wohnortnahe Angebote wie die Kinderbetreuung in
Randzeiten, Unterstiitzungsangebote fiir pflegende Angehorige,
Kultur- und Freizeitangebote sowie Begegnungs- und Teilhabe-
moglichkeiten geférdert. Die Mehrgenerationenhduser stirken
den gesellschaftlichen Zusammenhalt zwischen Generationen
und Kulturen und tragen zu einem attraktiven Wohn- und
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Lebensumfeld fiir alle Menschen bei, wodurch die Fachkréfte-
gewinnung und -erhaltung in den Regionen unterstiitzt wird.
Das Programm weist einen Uiberproportionalen Mitteleinsatz in
strukturschwachen Regionen aus. Zur Weiterentwicklung des
Programms im Rahmen des gesamtdeutschen Fordersystems
sieht das Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend vor, die Mehrgenerationenhéuser in strukturschwachen
Regionen insbesondere auf Maffnahmen der Regionalentwick-
lung durch Kooperationen zwischen Wirtschaft, Verwaltung
und Zivilgesellschaft zu fokussieren.

»Demografiewerkstatt Kommunen“: Die Folgen des demo-
grafischen Wandels bieten fiir die Kommunen unterschiedliche
Herausforderungen und kénnen zu gravierenden Veranderun-
gen fiithren. Das Programm ,,Demografiewerkstatt Kommunen*
unterstltzt Kommunen u.a. mit Hilfe einer externen Projekt-
begleitung dabei, eine tragfihige Strategie zur Gestaltung des
demografischen Wandels zu entwickeln und umzusetzen. Die
kommunalen Profile und Strategien sollen die Wirtschafts-
férderung flankieren und eine nachhaltige Kommunal-
entwicklung beférdern. Hierzu gehort u.a., Arbeitskrifte und
deren Familien durch eine addquate ,soziale Infrastruktur®

an sich zu binden bzw. zum Zuzug zu animieren. Auch sollen
kommunale Verwaltungsstrukturen und -ablaufe nachhaltig
gestaltet werden. Es ist geplant, die ,Demografiewerkstatt
Kommunen“ nach der Modellphase ab 2021 ausschlief}lich

auf strukturschwache Regionen auszurichten. Dabei soll der
Schwerpunkt auf Landkreise und Kommunalverwaltungen
von Gemeinden mit deutlich unter 10.000 Einwohnern gelegt
werden.

Netzwerkprogramme ,,Engagierte Stadt“ und ,,Engagiertes
Land“: Diese beiden Programme zur Demokratie- und Engage-
mentférderung sind als trisektorale Mafinahmen innovativ
und wegweisend. Sie verfolgen das Ziel, in den Kommunen
durch eine verbindliche Zusammenarbeit von Verwaltung,
Politik, Unternehmen und zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen neue Wege fir eine demokratische und solidarische
Gesellschaft vor Ort aufzuzeigen. Die bedarfsorientierte Demo-
kratie- und Engagementforderung stirkt den sozialen Zusa-
mmenhalt und die Teilhabe der Biirgerinnen und Biirger vor
Ort. ,Engagierte Stadt“ realisiert im Ergebnis der Foérderung
einen tiberproportionalen Mitteleinsatz in strukturschwachen
Regionen. In der kommenden Programmphase ab dem Jahr
2020 soll im Zuge der Ausweitung des Programms der Fokus
noch stirker auf Stidte in strukturschwachen Regionen gelegt
werden. Das Programm ,,Engagiertes Land* verfolgt gleiche
Ziele und soll im Jahr 2020 starten. Wahrend beim Netzwerk-
programm , Engagierte Stadt“ der Schwerpunkt auf Stidten mit
10.000 bis 100.000 Einwohnern liegt, soll der Schwerpunkt des
Netzwerkprogramms ,,Engagiertes Land*“ auf strukturschwache
Landkreise und Kommunalverwaltungen von Gemeinden in
diesen Regionen mit maximal 10.000 Einwohnern gelegt wer-
den.

Bundesprogramm ,Demokratie leben!“, Teilbereich Partner-
schaften fiir Demokratie: In diesem Teilbereich des Bundes-
programms ,,Demokratie leben!“ des Bundesministeriums fiir
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) werden aktuell
300 lokale Partnerschaften fiir Demokratie (PfD) geférdert.

Fast 60 % der PfD liegen in strukturschwachen Regionen.
Dabei werden kommunale Gebietskérperschaften unter-
stlitzt, strukturell angelegte lokale bzw. regionale Biindnisse
aufzubauen, die die lokale Arbeit fiir Demokratie und Vielfalt
starken und sich gegen demokratiefeindliche Phanomene
wenden. Sie tragen zur Starkung der Zivilgesellschaft auch

in strukturschwachen Regionen bei, denn gesellschaftlicher
Zusammenbhalt als Teil eines integrativen Ansatzes von Wirt-
schaftsforderung fiir strukturschwache Gebiete braucht
aktivierende Rahmenbedingungen insbesondere im Bereich
der Demokratie- und Engagementforderung. Neben der Ver-
besserung der 6konomischen Situation und der Verhinderung
von Armut missen zivilgesellschaftliche Infrastrukturen ver-
bessert und die Akzeptanz von Vielfalt und Teilhabechancen
erhoht werden.

5. Koordinierung des Fordersystems —
fiir ein kohdrentes Miteinander der
Programme

Das gesamtdeutsche Fordersystem soll die beteiligten
Programme zu einem koordinierten und kohérenten
Gesamtsystem entwickeln, das, bei weiterhin bestehen-

der Programmautonomie, gemeinsam {iber verschiedene

Wege die Bedingungen fiir wirtschaftliches Wachstum und
Beschiftigung sowie fiir attraktive Wirtschaftsstandorte in
strukturschwachen Regionen nachhaltig verbessert. Nicht
nebeneinander - sondern miteinander soll die Leitschnur

des gesamtdeutschen Férdersystems sein. Ziel ist eine hohe
Transparenz und Kohidrenz der eingesetzten Mafinahmen. Zur
Erreichung dieses Ziels soll in einer Interministeriellen Arbeits-
gruppe (,IMAG Gesamtdeutsches Fordersystem®) des Bundes
unter Leitung des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und
Energie ein organisatorisches Dach fiir das gesamtdeutsche
Fordersystem geschaffen werden. Fiir potenzielle Antragsteller
und die interessierte Offentlichkeit soll auRerdem zum gesamt-
deutschen Fordersystem und seinen Einzelprogrammen ein
gemeinsames Webportal eingerichtet werden.

Durch diesen integrierenden Ansatz soll das Férdersystem
dazu beitragen, dass Interdependenzen zwischen verschie-
denen Mafnahmen und deren Zielsetzungen leichter erkannt,
eine verbesserte Abstimmung zwischen den eingebundenen
Politikbereichen und Férdermafnahmen erfolgt, mit Modell-
vorhaben wie ,,Zukunft Region“ innovative Ansétze der
regionenbezogenen Unterstiitzung erprobt und die 6ffentliche
wie auch fachpolitische Wahrnehmung der regionalpolitischen
Herausforderungen und Mafinahmen durch eine gemeinsame
Berichterstattung, Konferenzen und Veranstaltungen ver-
bessert werden. Ziel ist es dabei, den Verwaltungsaufwand zur
Koordinierung der Programme im Zuge der Umsetzung des
neuen Fordersystems fiir alle Beteiligten gering zu halten.

5.1 Koordination zwischen den
Bundesressorts

Der Grundgedanke des gesamtdeutschen Férdersystems,
namlich mit einem fach- und ressortiibergreifenden Forder-
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ansatz die wirtschaftliche Entwicklung in strukturschwachen
Regionen zielgenau zu fordern, erfordert eine Koordination
der beteiligten Programme. Insofern wird es ein zentrales Ziel
der ,IMAG Gesamtdeutsches Fordersystem® die Koordinierung
der bislang nebeneinander liegenden Forderprogramme zu
einem systematischen Miteinander an den Schnittstellen zu
verbessern. Der auf die Regionen und ihre Herausforderungen
fokussierte themen- und ressortiibergreifende Austausch
erleichtert es, Synergien zu heben. Denn das gesamtdeutsche
Fordersystem fur strukturschwache Regionen soll langfristig
und als offenes System angelegt werden. Hierzu gehoren eine
Vernetzung der Mafinahmen, die Vermeidung von Doppel-
férderungen, die Uberpriifung der riumlichen Fokussierung,
die Herstellung einer moglichst hohen Transparenz {iber die
rdumliche Wirkung von Férdermafinahmen insgesamt, das
Monitoring zu den laufenden Programmen und die Anpas-
sung des gesamtdeutschen Fordersystems an sich verindernde
Rahmenbedingungen und Herausforderungen. Naheliegend
ware, zusitzlich einen Staatssekretdrsausschuss einzurichten.

Die Facharbeitsgruppe empfiehlt, die Linder und die kommu-
nalen Spitzenverbédnde regelmafiig in die koordinierenden
Aktivititen einzubeziehen. In den Lindern bestehen weitere
wirtschafts- und innovationsorientiere Forderprogramme bzw.
diese sind fiir die Umsetzung von Gemeinschaftsprogrammen
verantwortlich.

5.2 Gemeinsame Verantwortung von Bund
und Lindern

Der Bund verpflichtet sich, das gesamtdeutsche Fordersystem
zielorientiert und transparent aufzubauen und die Linder und
kommunalen Spitzenverbiande eng einzubeziehen. Die FAG

ist sich einig, dass der Erfolg des gesamtdeutschen Fordersys-
tems davon abhingt, dass neben dem Bund auch die Lander
ihren Beitrag in ihrem Zustdndigkeitsbereich leisten. Hierzu
gehort, wo programrelevant erforderlich, die Bereitstellung der
Ko-Finanzierungsmittel in angemessener Hohe sowie die Aus-
stattung der Kommunen mit Mitteln, die eine Ko-Finanzierung
durch die Kommunen erméglichen. Gerade fiir die Umsetzung
vor Ort und eine erfolgreiche Governance sind hinreichende
finanziell und personell Kapazititen vor Ort erforderlich. Eine
enge Abstimmung von Bundes- und Landerprogrammen ist
Voraussetzung fiir einen moglichst tiberschneidungsfreien Ein-
satz der Manahmen.

5.3 Gemeinsame Berichterstattung zum
gesamtdeutschen Fordersystem fiir
strukturschwache Regionen

Die Facharbeitsgruppe empfiehlt, dass die Bundesregierung

- unter Mitwirkung der Lainder und kommunalen Spitzen-
verbande - im Abstand von zwei Jahren einen eigenstindigen
Bericht zur Lage, Entwicklung und Foérderung struktur-
schwacher Regionen vorlegt.

Der Bericht soll Auskunft geben iiber

+ die wirtschaftliche Lage der strukturschwachen Regionen,
auch im Verhiltnis zum Bundesdurchschnitt. Diese Darstel-

lung soll empirisch fundiert insbesondere anhand der vom
GRW-Regionalindikator erfassten Bereiche Einkommen,
Beschiftigung, Erwerbsfihige und Infrastruktur erfolgen.

+ die Fortschritte hinsichtlich der Konvergenz der regio-
nalen Wirtschaftskraft und erkennbare regionale Trans-
formationsprozesse.

« die Aktivititen des Bundes zugunsten strukturschwacher
Regionen im Rahmen des gesamtdeutschen Fordersystems
einschliefilich der regionalen und thematischen Schwer-
punkte der Forderung, Beispiele fiir Best-Practice in der
Forderpolitik sowie den finanziellen Umfang der Forder-
mafinahmen, aufgeschliisselt nach Programmen und im
zeitlichen Ablauf. Hierbei soll auch die EU-Strukturpolitik
berticksichtigt werden.

+ Rahmenbedingungen der regionalen Entwicklung in
Deutschland einschlielich der sich daraus ergebenden
Chancen und Risiken fir die Entwicklung der Regionen.

Der Bericht soll vom Bundeskabinett beschlossen und dem
Deutschen Bundestag wie dem Bundesrat tibermittelt werden.

5.4 Wirkungsanalyse zum Fordersystem

Fiir eine Reihe von Férderprogrammen des Bundes bestehen
langjdhrige Erfahrungen mit der empirischen Evaluation der
Forderung (u.a. GRW, ZIM). Ein integriertes Fordersystem
zugunsten strukturschwacher Regionen sollte jedoch nicht auf
punktuelle Wirkungsanalysen begrenzt bleiben.

Die Facharbeitsgruppe empfiehlt daher, auch fir das Forder-
system insgesamt perspektivisch eine wissenschaftliche
Wirkungsanalyse auf Grundlage quantitativer und qualitativer
Methoden durchfiihren zu lassen, um die Gesamteffekte fiir die
Regionen im Sinne einer Gesamtbewertung der Férderpolitik
moglichst klar zu fassen. Sie ist sich bewusst, dass dies ange-
sichts der Verschiedenheit der Programme und Handlungs-
felder methodisch anspruchsvoll ist und hohe Anforderungen
an die Datenverfiigbarkeit stellt. Die Wirkungsanalyse muss
ihrerseits die Fachautonomie der Programme berticksichtigen:
sie erginzt die auf das spezifische Programmpziel ausgerichteten
Evaluationen und Priifungen, ohne diese zu ersetzen.

Vor diesem Hintergrund und weil sich Strukturwandel in der
Regel nur langsam vollzieht, empfiehlt es sich, die gemeinsame
Wirkungsanalyse langfristig anzulegen. Dabei sollte gepriift
werden, ob zur Vorbereitung der eigentlichen Wirkungsanalyse
zunichst eine wissenschaftliche Begleitung zum Fordersystem
aufgebaut werden sollte. Diese kénnte nicht nur die Umsetzung
des Modellvorhabens ,,Zukunft Region“ begleiten, auswerten
und mit den Stakeholdern erértern, sondern dariiber hinaus
das Zusammenwirken der verschiedenen Elemente des gesamt-
deutschen Fordersystems in den Regionen begleiten und aus-
werten.

Die Facharbeitsgruppe empfiehlt zudem, die in den Bundes-
ressorts zentral fir Evaluationen und Férdercontrolling
verantwortlichen Stellen eng in die Aktivitidten zur Wirkungs-
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kontrolle des gesamtdeutschen Fordersystems einzubeziehen.
Damit kann die notige Kohédrenz der Aktivititen im Rahmen
der Einzelprogramme und des gesamtdeutschen Fordersystems
gewihrleistet werden. Hierzu gehort auch, bereits zum Zeit-
punkt der Weiterentwicklung strukturpolitischer Komponen-
ten der einzelnen FérdermafRnahme eine ex-ante-Bewertung
vorzunehmen, damit im Zuge der ex-post-Evaluation die Wirk-
samkeit im Lichte der formulierten Ziele und erwarteten Aus-
wirkungen betrachtet werden kann.

6. Derzeitige Finanzausstattung und
Mehrbedarfe der Einzelprogramme

Das gesamtdeutsche Fordersystem umfasst eine Vielzahl von
Programmen, die schon heute mit einem erheblichen Finanz-
volumen in strukturschwachen Regionen eingesetzt werden.
Mit dem Korb II des Solidarpaktes II erhielten die ostdeutschen
Lander insgesamt mehr als 51 Mrd. Euro an iberproportiona-
len Mitteln. Als Nachfolgesystem des Korbs II und im Hinblick
auf die Zielsetzung der Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhiltnisse ist eine wirksame Strukturférderung durch das
gesamtdeutsche Férdersystem in allen strukturschwachen
Regionen von zentraler Bedeutung.

Fiir das gesamtdeutsche Fordersystem werden die beteilig-

ten Programme weiterentwickelt: Solche, die bislang nur fiir
Ostdeutschland vorgesehen waren, werden auf alle struktur-
schwachen Regionen ausgeweitet. Bundesweit geltende Pro-
gramme richten fiir die strukturschwachen Regionen beson-
ders attraktive Forderkonditionen ein oder passen bestehende
an. Dartiber hinaus werden neu konzipierte Programme sowie
neue, auf Innovationen ausgerichtete Fordertatbestinde in vor-
handenen Programmen in das gesamtdeutsche Fordersystem
aufgenommen.

Aus Sicht der FAG erfordert dies eine angemessene finanzielle
Ausstattung des gesamtdeutschen Férdersystems. Aus der Ein-
richtung des gesamtdeutschen Fordersystems entsteht fiir die
beteiligten Programme nach Einschitzung der FAG insgesamt
ein Mehrbedarf. Im Rahmen der nach Haushalts- und Finanz-
planung zur Verfiigung stehenden Mittel sollte das gesamt-
deutsche Fordersystem einschliefilich des entstehenden Mehr-
bedarfs mit dem erforderlichen Finanzvolumen ausgestattet
werden.

7. Bundeswettbewerb ,,Zukunft
Region®

Die Regierungskoalition aus CDU, CSU und SPD hat im
Koalitionsvertrag festgehalten, dass im Rahmen des zu ent-
wickelnden gesamtdeutschen Fordersystems fir struktur-
schwache Regionen nicht abgerufene Fordermittel aus dessen
Bundesprogrammen iiberjahrig gebiindelt und fir Regional-
projekte in strukturschwachen Regionen eingesetzt werden
sollen, um gleichwertige Lebensverhiltnisse in Stadt und Land
zu gewihrleisten (Zeile 2724ff.).

Zur Umsetzung dieser Absichtserkldrung empfiehlt die FAG

die Einfiihrung eines modellhaften Wettbewerbsverfahrens fiir
strukturschwache Regionen, den Bundeswettbewerb , Zukunft
Region“

Uber die Einzelwettbewerbe sollen neue regionalpolitische
Themen identifiziert, regionsspezifische Losungsansitze
ausprobiert und Erfahrungen zur Weiterentwicklung der
Programme im gesamtdeutschen Fordersystem gesammelt
werden.

Finanzierung

Die Finanzierung des Wettbewerbsverfahrens erfolgt mithilfe
nicht abgerufener und nicht gebundener Férdermittel einzel-
ner Bundesprogramme des zukiinftigen gesamtdeutschen For-
dersystems, und zwar nach der jeweiligen programminternen
Umschichtung nicht verausgabter Mittel. Gebundene Mittel
bleiben davon unberiihrt. Die Finanzierung erfolgt ausschlief3-
lich aus Bundesmitteln und soll ressortiibergreifend moglich
sein.

Im Sinne der Vorgaben des Koalitionsvertrages in den Zeilen
2724ff. nennt die FAG folgende Anforderungen an die haus-
haltstechnische Umsetzung:

1. Eine tGberjdhrige Mittelverwendung nicht abgerufener und
nicht gebundener Férdermittel muss moglich sein.

2. Um mehrjihrige Verpflichtungen eingehen zu kénnen, soll-
ten Verpflichtungserméachtigungen im Umfang der gebildeten
freien Ausgabereste, die aber erst in zukiinftigen Jahren veraus-
gabt werden sollen, bereitgestellt werden.

3. Nicht abgerufene (und nicht gebundene) Férdermittel
sollen iiber mehrere Programme und ressortiibergreifend
gebiindelt werden kénnen. Die Finanzierung des Wettbewerbs
soll also durch Minderausgaben verschiedener Programmititel
moglich sein.

4. Die Inanspruchnahme der tiberjihrigen Mittel in den
folgenden Haushaltsjahren soll keine kassenméfigen Ein-
sparungen an anderer Stelle desselben Einzelplans erfordern.
Stattdessen wird fiir die Inanspruchnahme der tiberjihrigen
Mittel zentral Vorsorge getroffen, analog zu den Ausgaberesten
bei den der Flexibilisierung gemaf? § 5 Haushaltsgesetz 2019
unterliegenden Titeln.

Um einen zeitnahen Start des Bundeswettbewerbs zu ermog-
lichen, soll dieser zunichst allein aus einem (oder mehreren)
Programm(en) des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und
Energie finanziert werden. Konkret konnen die Minderaus-
gaben der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur” (GRW) verwendet werden. In die
Finanzierung kdnnen perspektivisch weitere Minderausgaben
anderer Forderprogramme aufgenommen werden. Soweit es
sich um einzelplaniibergreifende Regelungen handelt, stehen
diese unter dem Vorbehalt der Zustimmung der abgebenden
Ressorts.

Die Beteiligung am Bundeswettbewerb und dessen Finanzie-
rung ist fiir die Bundesressorts optional, aber gewtiinscht.
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Was soll gefordert werden?

Es soll ein neues, wirkungsvolles regionalpolitisches Instru-
ment als Teil des gesamtdeutschen Fordersystems implemen-
tiert werden: Das Wettbewerbsverfahren richtet sich vorrangig
an kommunale Gebietskorperschaften nach der Gebietskulisse
des gesamtdeutschen Fordersystems. In Regionen aufierhalb
des GRW-Gebietes sollen angesichts der anfanglichen Finan-
zierung vor allem aus der GRW nicht mehr als 10 % der Mittel
eingesetzt werden. Auf diese Weise konnen auch Mafinahmen
im Sinne einer priventiven Regionalpolitik eingesetzt und
erprobt werden.

Zentral ist die Modellhaftigkeit der Wettbewerbe: Das Modell-
vorhaben hat das Ziel, Erfolgsfaktoren und Hemmnisse fiir eine
wirkungsvolle Strukturpolitik ,vor Ort" aufzuzeigen und damit
Anpassungs- und Handlungsempfehlungen fiir die Einzel-
programme des Fordersystems abzuleiten. Die Wettbewerbs-
verfahren sollen zu diesem Zweck begleitend evaluiert werden.
Auf der regionalen Ebene soll die Zusammenarbeit der Akteure
gestarkt werden.

Inhaltlich wird das neue Forderinstrument wechselnde
aktuelle und kiinftige strukturpolitische Herausforderungen
aufgreifen. Damit wird der integrative Ansatz des gesamt-
deutschen Fordersystems unterstrichen und eine thematische
Verknipfung zu dessen einzelnen Férderprogrammen erreicht.

Moégliche Themenfelder - in Ergdnzung und Abgrenzung zu
bestehenden Programmen des Bundes - sind:

«  Starkung der lokalen Aktivititen/Governance-Struk-
turen der Wirtschaftsforderung durch neue Formen der
Vernetzung und Kooperation der relevanten Akteure,
Zusammenarbeit Ballungszentren-lindliche Regionen,
Aufbau regionsweiter Kompetenzzentren;

+ Strategien und Mafinahmen zur Gewinnung und
Sicherung der regionalen Fachkriftebasis (Kampagnen,
betriebliche und iberbetriebliche Aus- und Weiterbildung,
Qualifizierung und Demografie);

+ Aktivierung von Industrie- und Gewerbeflichen durch
neue Wege der kooperativen Planung, Erschlieffung und
Revitalisierung von Industrie- und Gewerbeflichen; Umset-
zung von Konzepten zur strategischen Flaichenentwicklung;

+ Innovation: Stairkung der Innovationskraft als Teil der
regionalpolitischen Strategien unter Berticksichtigung
uberregionaler Herausforderungen (Digitalisierungs-
kompetenzen, Innovationsmanagement).

Die Schwerpunkte werden je nach Aufnahme weiterer Pro-
gramme weiterentwickelt. Das Modellvorhaben ist aufgrund
seines ,Ressortforschungscharakters” zeitlich befristet.

Die Federfiihrung liegt bei einer Finanzierung aus Minder-
ausgaben der GRW bzw. BMWi-Programmen beim BMWi.

Bei finanziellen Beitrigen weiterer Ressorts wird gemeinsam
entschieden. Die administrative und fachliche Begleitung
erfolgt durch einen externen Projekttriger. Begleitend zur
Umsetzungsphase der Projekte erfolgt ein kontinuierlicher
Erfahrungs- bzw. Erkenntnisaustausch der Regionen und Fach-
ressorts von Bund, Lindern und Kommunen.
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Erklairung Rheinland-Pfalz

Das Land Rheinland-Pfalz begriifdt grundséatzlich verstarkte
Anstrengungen zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhalt-
nisse in allen Teilen Deutschlands.

Dabei gilt es, der Heterogenitét der regionalen Problem-
stellungen in Ost- und Westdeutschland, in stadtischen und
landlichen Gebieten, in reicheren und drmeren Regionen ange-
messen Rechnung zu tragen. Dabei allein auf die wirtschaft-
liche Strukturschwéche abzustellen, deckt nicht die Vielfalt der
unterschiedlichen regionalen Auspriagungen gerade auch im
landlichen Raum ab. Es gibt eine Vielzahl von Regionen, die mit
strukturellen Herausforderungen wie Bevolkerungsriickgang
oder fehlender kommunaler Steuerkraft umgehen missen,

die aber wegen der Indikatoren und dem Gberproportionalen
Fokus auf Arbeitslosigkeit, nicht als wirtschaftlich struktur-
schwach im von der GRW definierten Sinne gelten.

Auch in Zukunft bedarf es Fordermafnahmen, die grundsitz-
lich flichendeckend eingesetzt werden sollten, da sie wie etwa
die Stddtebauférderung eng an lokalen Problemstellungen
orientiert sind. Daneben treten Forderbereiche, wie etwa die
der Integrierten Lindlichen Entwicklung der Gemeinschafts-
aufgabe Agrarstruktur und Kistenschutz, die insbesondere

in den lindlichen Regionen wichtige Beitrage zur Schaffung
gleichwertiger Lebensverhiltnisse leisten konnen. Mindestens
genauso gilt dies fiir weitere Férderbereiche wie Breitband-
férderung, Innovationsférderung oder verschiedene kommu-
nale Férderprogramme, Programme des BMFSF], der Kinder-
betreuungsfinanzierung und vor allem die Stadtebauférderung.

Nur so kann auch der Diversitit der regionalen Problemlagen
und der zu ihrer Behebung geschaffenen Programme und Ins-
trumente aus Sicht des Landes Rheinland-Pfalz insbesondere
ausreichend Rechnung getragen werden.

Die Zustimmung des Landes Rheinland-Pfalz kann daher nur
mit der Maf3gabe erfolgen, dass bisher flichendeckend ein-
gesetzte Programme auch in Zukunft flichendeckend, d. h.
weiterhin auch auflerhalb der GRW-Gebiete, zur Erreichung
ihrer Forderziele eingesetzt werden konnen.

Erklairung Hamburgs

Die Aufnahme der Stidtebauférderung in das gesamtdeutsche
Fordersystem kann nicht unterstiitzt werden, insofern dieses
Fordersystem ausschliefilich auf die Férderung struktur-
schwacher Regionen im wirtschaftspolitischen Kontext des
zentralen regionalpolitischen Instruments der GRW ausgerich-
tet ist. Gleichwohl kann im Einvernehmen mit dem Entwurf
des Abschlussberichts der AG 2 konstatiert werden, dass die
Stddtebauférderung wichtige strukturpolitische Impulse in
strukturschwachen Regionen auslésen kann.

Der im vorliegenden Abschlussbericht zumindest als Bedin-
gung der Aufnahme von Férderprogrammen genannte {iber-
proportionale Mitteleinsatz in strukturschwache Regionen
kann nicht erfiillt werden.

Gemaif} § 164 b BauGB ist klar geregelt, wofiir die Mittel der
Stadtebauférderung schwerpunktmaflig einzusetzen sind. Eine
schwerpunktmafiige Forderung strukturschwacher Regionen
ist hier nicht benannt, vielmehr sind sie zur Starkung der
Innenstidte/Ortteilzentren in ihrer stidtebaulichen Funktion,
zur Wiedernutzung von Flichen, insbesondere der in Innen-
stadten liegenden Brachflichen und fiir stidtebauliche Maf3-
nahmen zur Behebung sozialer Missstdnde einzusetzen.

Die Lander sind sich ihrer Verantwortung bewusst, innerhalb
der Landerforderung auf eine Forderung strukturschwacher
Regionen hinzuwirken. Jedoch ergeben sich haufig schon auf
der Ebene von Kommunen regionale Disparititen, denen die
Stddtebauférderung entgegenwirken soll. Die Festlegung von
Stddtebauférderungsgebieten erfolgt stets kleinraumig. Die
zugrunde liegende Definition strukturschwacher Regionen
ist dabei nicht identisch mit der des gesamtdeutschen Forder-
systems.

Fiir die Zeit nach Auslaufen des Solidarpakts II Ende 2019 wird
im Rahmen der jihrlichen Verwaltungsvereinbarung zwischen
Bund und Lander auch der Verteilerschliissel zwischen Bund
und Lander gepriift und neu festgelegt. Neben der Berticksich-
tigung der Bevolkerungsanteile der Lander ist vorgesehen,
auch die nach wie vor bestehenden besonderen Probleme
ostdeutscher Lander sowie dringender stadtebaulicher Hand-
lungsbedarfe westdeutscher Linder angemessen zu berticksich-
tigen. Dies ist jedoch nicht identisch mit der wirtschafts- und
strukturpolitisch fokussierten Definition strukturschwacher
Regionen des gesamtdeutschen Fordersystems.

Aufgrund dieser wirtschafts- und strukturpolitisch fokussier-
ten Definition strukturschwacher Regionen des gesamt-
deutschen Fordersystems sehen Linder wie Hamburg keine
Moglichkeit der Unterstiitzung der Aufnahme der Stddtebau-
forderung in das gesamtdeutsche Fordersystem.

Daher kann einer Aufnahme der Stidtebauférderung in das
gesamtdeutsche Fordersystem nicht zugestimmt werden.

Da die Stadtebauférderung im Abschlussbericht der AG 2 zur
Aufnahme in ein gesamtdeutsches Fordergebiet vorgeschlagen
werden soll, kann Hamburg auch dem Abschlussbericht der AG
2 in dieser Konsequenz nicht zustimmen.

Erklarung der Lander Brandenburg,
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen,
Sachsen-Anhalt, Thiiringen und
Berlin

Die Lander Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen,
Sachsen-Anhalt, Thiiringen und Berlin geben als ergdnzende
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Erklarung zum Kapitel 2.3. Absatz ,Laufende Verhandlungen auf
EU-Ebene zur Kohisionspolitik“ folgende Position zu Protokoll:

Sollten die Mittelzuweisungen an Deutschland fiir die neue
Forderperiode dennoch mit einem - gemessen am Mittel-
riickgang flr Deutschland insgesamt - tiberproportionalen
Mittelriickgang fiir die deutschen Ubergangsregionen verbun-
den sein, wird die Bundesregierung aufgefordert, die sich im
Ergebnis einer reduzierten Mittelausstattung und abgesenkter
EU-Kofinanzierungssitze ergebenden finanziellen Belastungen
fir die Landerhaushalte innerstaatlich auszugleichen und ent-
sprechend zusitzliche Mittel zur Erbringung der nationalen
Kofinanzierung bereitzustellen. Sie erwarten von der Bundes-
regierung, sich zusatzlich zum vorgesehenen Sicherheitsnetz
zur Begrenzung der Verluste auf Ebene der Mitgliedsstaaten
aktiv fiir ein regionales Sicherheitsnetz in den Verhandlungen
zum mehrjihrigen Finanzrahmen 2021 - 2027 einzusetzen.

Minderheitenvotum des Landes
Baden-Wiirttemberg zum
Abschlussbericht der FAG 2
,Wirtschaft und Innovation“ der
Kommission ,,Gleichwertige
Lebensverhiltnisse“ in der Fassung
vom 11. April 2019

Baden-Wirttemberg lehnt den vorliegenden Bericht der Fach-
arbeitsgruppe 2 ,Wirtschaft und Innovation“ der Kommission
»Gleichwertige Lebensverhiltnisse“ aus den nachfolgenden
Griinden ab:

Die Bundesregierung hat im Juli 2018 die Kommission
~Gleichwertige Lebensverhiltnisse“ eingerichtet. Arbeitsauftrag
der Facharbeitsgruppe 2 ,Wirtschaft und Innovation“ war

es, ein gesamtdeutsches Fordersystem fiir strukturschwache
Regionen zu erarbeiten, das gemaf Koalitionsvertrag allen
Bundesldndern gerecht wird. Das Ministerium fir Wirtschaft,
Arbeit und Wohnungsbau Baden-Wiirttemberg hat in dieser
Arbeitsgruppe mitgewirkt.

Es war davon auszugehen, dass in diesem Kommissions-
kontext neue Wege der regionalen Wirtschaftspolitik beschrit-
ten werden. Diese Chance wurde jedoch nur unzureichend
genutzt. Vielmehr war der Arbeitsauftrag von Anfang an

auf die GRW-Systematik verengt. Durch diese Fokussierung
auf die strukturschwachen Riume wurden ungleichwertige
Lebensverhiltnisse, die auch in sogenannten strukturstirkeren
Rdumen beispielsweise durch tiefgreifende Transformations-
prozesse entstehen konnen und in unterschiedlicher Aus-
pragung alle Linder betreffen, nicht in die Beratungen
einbezogen. Die Berufung in diesem Kontext auf den
Kabinettsbeschluss der Bundesregierung und das Eckpunkte-
papier der Bundesstaatssekretire aus 2015 greift dabei zu kurz,
da die Lander dabei jeweils nicht involviert waren. Eine solche
einseitige Vorpriagung der Beratungen durch die Bundesseite

widerspricht dem gesamtstaatlichen Anliegen der Schaffung
gleichwertiger Lebensverhiltnisse, die nur zusammen von
Bund und Landern — gerade auch im Sinne des Féderalismus
und der gemeinsamen strukturpolitischen Aufgabe — konsen-
tiert bewaltigt werden kann.

Der in der Facharbeitsgruppe fokussierte Ansatz, bestehende
Fachférderprogramme zugunsten strukturschwacher Regionen
weiterzuentwickeln und zu préferenzieren, ist in diesem Sinne
zu kurz gegriffen. Eine derartige Bevorteilung des regionalen
Ausgleichszieles birgt zudem die Gefahr einer Vernachlassi-
gung des gesamtwirtschaftlichen Wachstumszieles. Dies gilt
umso mehr, da die Finanzierung dieser Priferenzierungen

bis zum Abschluss der Arbeit der Facharbeitsgruppe vollig
ungeklart blieb. Es fehlte bis zum Schluss eine klare Aussage
zur Finanzierung, insbesondere ein klares politisches Bekennt-
nis des Bundes, den erforderlichen Bedarf auch zusétzlich zu
finanzieren, sowie eine transparente — wenn auch nur grob
mogliche — Abschitzung dieser Ausgaben, auch im Vergleich
zur bisherigen Inanspruchnahme der infrage stehenden
Programme durch die Lander.

Ebenso wird seitens Baden-Wiirttembergs die Verpflichtung
der Lander zur Bereitstellung ausreichender Mittel abgelehnt.
Die Formulierung ,Die FAG ist sich einig, dass der Erfolg des
gesamtdeutschen Fordersystems davon abhéngt, dass neben
dem Bund auch die Lander ihren Beitrag in ihrem Zustandig-
keitsbereich leisten. Hierzu gehort, wo programmrelevant
erforderlich, die Bereitstellung der Ko-Finanzierungsmittel in
angemessener Hohe sowie die Ausstattung der Kommunen
mit Mitteln, die eine Ko-Finanzierung durch die Kommunen
ermoglichen” greift in die Finanzhoheit der Lander ein.

Mit der Einrichtung eines Wettbewerbs ,Zukunft Region®, der
zunichst aus Riickfliissen der GRW gespeist werden soll, ist
man zwar grundsitzlich einer Anregung des Ministeriums fiir
Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-Wiirttemberg
gefolgt und dieser wird insoweit auch begriifdt. Mit der nun
mehrheitlich beschlossenen Ausrichtung auf strukturschwache
Gebiete wurde aber auch dieser vorgesehene innovative Ansatz
stark verengt. Denn fiir alle Regionen in Deutschland sollte

mit einem solchen Wettbewerb Anreize geschaffen werden,
ihre regionalen Standortfaktoren zu prifen und strategisch

zu ertiichtigen. In Regionen auflerhalb des GRW-Gebietes in
allen Landern sollen nun nicht mehr als 10 Prozent der Wett-
bewerbsmittel eingesetzt werden. Diese Deckelung ist sowohl
fachlich als auch wettbewerbsseitig nicht zielfithrend und kann
wegen des geringen Finanzvolumens keine wirklichen Anreize
setzen.

Die AG-Beratungen zu den auftragsfernen Aspekten wie der
EU-Mittelverteilung post 2020 oder die fir die GAK ,,Agrar-
struktur” diskutierte Grundgesetzanderung werden kritisch
gesehen. Fir beide Themen gibt es eingefiihrte Verfahren
und Gremien (z. B. die Wirtschaftsministerkonferenz), fiir die
die FAG auch keinen Auftrag hatte. In der Gesamtschau des
Beratungsablaufes ist Baden-Wiirttemberg inzwischen auch
dezidiert gegen eine Anderung des Grundgesetzes.
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I. Einfiihrung
1. Einsetzung und Arbeitsprogramm

Die Bundesregierung hat am 18. Juli 2018 die Einsetzung der
Kommission ,Gleichwertige Lebensverhiltnisse“ beschlossen.
Die sechs themenspezifischen Facharbeitsgruppen bilden

die Schwerpunktbereiche der Arbeit der Kommission ab. Der
Arbeitsauftrag der vom Bundesministerium des Innern, fir
Bau und Heimat (BMI) geleiteten Facharbeitsgruppe (FAG)
Raumordnung und Statistik (Co-Vorsitz Bundesministerium
flir Erndhrung und Landwirtschaft (BMEL) und Brandenburg)
leitet sich aus dem Einsetzungsbeschluss wie folgt ab: ,Impulse
setzen, um Kommunen in ganz Deutschland baulich und funk-
tional zu stirken, um ein attraktives Wohnen, Arbeiten und
Lernen zu ermdoglichen und insbesondere prigende Orts- und
Stadtkerne zu erhalten und zu vitalisieren. Dabei ist auch ein
Augenmerk auf funktionsfihige dezentrale Siedlungsstruk-
turen zu richten.”

Die FAG Raumordnung und Statistik hat sich am 26. September
2018 konstituiert. Sie hat entlang des Einsetzungsbeschlusses
als ersten Schritt ein Arbeitsprogramm erstellt, das aus folgen-
den Themenclustern besteht:

+ Regionale Siedlungsentwicklung, Stadtentwicklung und
Wohnungsbau

+ Liandliche Regionen

+ Dezentralisierung

«  Verbesserung der Datengrundlagen

+  Stdrkung und Flexibilisierung der Raumordnung

- Verstetigung von ,best practice” - Wirkungsorientierung
von Férdermaflnahmen

Weitere Bestandteile einer Politik fiir mehr Gleichwertig-

keit tiber dieses Arbeitsprogramm hinaus sind u.a. auch die
Beschliisse des Wohngipfels und das Arbeitsprogramm der
Expertenkommission ,,Nachhaltige Baulandmobilisierung
und Bodenpolitik, weshalb sie in der FAG Raumordnung und
Statistik ausgeklammert wurden:

»  Mit der schrittweisen Umsetzung der Beschliisse des
Wohngipfels vom 21. September 2018 wird das Ziel bezahl-
baren Wohnraum zu erhalten und zu schaffen konsequent
umgesetzt. Fir eine umfassende Wohnraumoffensive mit
1,5 Millionen neuen Wohnungen in Deutschland wurde ein
Mafinahmenpaket mit folgenden Bausteinen vereinbart:
Investive Impulse fiir den Wohnungsbau, Bezahlbarkeit
des Wohnens sichern, Baukostensenkung und Fachkrafte-
sicherung.

- Die Expertenkommission ,Nachhaltige Baulandmobili-
sierung und Bodenpolitik® befasst sich schwerpunktméfig
mit strategischen Fragen der Bodenpolitik und den opera-

1 Beim letzten Themencluster wurde auf die Ausarbeitung eines eigenen Arbeitspapiers verzichtet.

tiven Fragen zur Verbesserung der Baulandbereitstellung.
Diese Kommission wird unter Mitwirkung von Landern
und kommunalen Spitzenverbidnden sowie Partnern des
,Bundnisses fiir bezahlbares Wohnen und Bauen“ vor der
Sommerpause 2019 ihre Ergebnisse vorlegen. Themen sind
hier u.a. Flaichenaktivierung, Flichenmanagement, Bau-
landkataster und Anpassungen des Bauplanungsrechts.

2. Zusammensetzung und Arbeitsweise

Die FAG Raumordnung und Statistik besteht aus Vertretern
von Bundesministerien (BMI, BMEL, Bundesministerium

fir Wirtschaft und Energie, Bundesministerium fiir Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit, Bundesministerium fiir
Verkehr und digitale Infrastruktur), den Vertretern - abgesehen
von den Stadtstaaten - aller Bundesldnder und des Beauftrag-
ten flir die Neuen Lander sowie den Vertretern der kommu-
nalen Spitzenverbande (Deutscher Stidtetag, Deutscher Land-
kreistag und Deutscher Stidte- und Gemeindebund). Dariiber
hinaus nahmen an den Sitzungen stindige Géste aus dem
Bundeskanzleramt, dem Bundesministerium der Finanzen und
dem Bundesministerium fiir Familie, Senioren, Frauen und
Jugend sowie Vertreter der die Raumordnung betreffenden
Ressortforschung (Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und Raum-
forschung (BBSR), Bundesforschungsinstitut fiir Lindliche
Riume, Wald und Fischerei (Thinen-Institut)) teil.

Hinsichtlich der Arbeitsweise wurde sich bei der konstituieren-
den Sitzung dartber verstiandigt, dass die Ergebnisse, die im
Rahmen von Arbeitspapieren zu den unter 1.1. aufgezihlten
Themenclustern erzielt werden, durch Mehrheitsvoten
beschlossen werden (1 Stimme pro Land, pro Ressort und pro
Kommunalem Spitzenverband). Die Ergebnisse spiegeln daher
eine Mehrheitsmeinung wider, jedoch nicht notwendigerweise
einen Konsens unter allen Beteiligten. Das gilt auch fiir den
vorliegenden Bericht; dessen Empfehlungen wurden inner-
halb der FAG 3 mit Mehrheitsvotum beschlossen, stellen jedoch
nicht die abgestimmte Meinung der Bundesregierung oder der
Lander dar.

In jeder Sitzung haben Expertinnen und Experten aus Wissen-
schaft und Praxis, Zivilgesellschaft und Verbanden, Politik und
Kultur sowie aus der Ressortforschung und anderen Behorden
Impulsvortrige zu den jeweiligen Themencluster gehalten.
Darauf aufbauend erstellten die FAG-Mitglieder Vorschlige fiir
Handlungsempfehlungen. Redaktionsteams aus der Mitte der
FAG erarbeiteten daraus Beschlussvorlagen. Diese liegen dem
vorliegenden Bericht in Kapitel V als Anlagen bei.!

3. Sitzungen und Sitzungsorte

Neben der konstituierenden Sitzung vom 26.09.2018 in Berlin
fanden folgende Arbeitssitzungen statt:

1. Arbeitssitzung, 22.10.2018 (Berlin):
Regionale Siedlungsentwicklung, Stadtentwicklung
und Wohnungsbau

2. Arbeitssitzung, 20.11.2018 (Potsdam):
Landliche Regionen



3. Arbeitssitzung, 17.12.2018 (Leipzig):
Dezentralisierung

4. Arbeitssitzung, 15.01.2019 (Berlin):
Verbesserung der Datengrundlagen

5. Arbeitssitzung, 12.02.2019 (Berlin):
Starkung und Flexibilisierung der Raumordnung

6. Arbeitssitzung, 12.03.2019
(Tangerhiitte, Sachsen-Anhalt):
Verstetigung von ,,best practice” - Wirkungsorien-
tierung von Férdermafinahmen

7. Arbeitssitzung, 09.04.2019 (Berlin): Redaktion und Diskus-
sion des Endberichts der FAG

I1. Situationsbeschreibung

1. Raumordnung und gleichwertige
Lebensverhaltnisse

Aufgabe der Raumordnung ist nach § 1 Raumordnungsgesetz
(ROG), den Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland
und seine Teilriume durch Raumordnungspline, durch
raumordnerische Zusammenarbeit und durch Abstimmung
raumbedeutsamer Planungen und Mafinahmen zu entwickeln,
zu ordnen und zu sichern. Die Raumordnungspolitik trigt
durch Planungsvorgaben auf Landes- und Regionalebene, die
von allen Triagern offentlicher Belange bei ihren Planungen
und Mafinahmen zu beachten bzw. zu berticksichtigen sind,
zur nachhaltigen Nutzung von Flichen (fiir Wohnungsbau,
Gewerbe, Verkehr, Land- und Forstwirtschaft, Erholung,
Naturschutz, Windenergie usw.) und zur Gleichwertigkeit der
Lebensverhiltnisse in den Teilregionen des Landes bei.

Leitvorstellung ist nach § 1 (2) ROG ,,eine nachhaltige
Raumentwicklung, die die sozialen und wirtschaftlichen
Anspriiche an den Raum mit seinen 6kologischen
Funktionen in Einklang bringt und zu einer dauerhaften,
grofirdumig ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen
Lebensverhdltnissen in den Teilrdumen fithrt*

Um diese Leitvorstellung zu erreichen, sind raumbedeutsame
Planungen und Mafinahmen abzustimmen, widersprichliche
Anforderungen an den Raum abzuwégen und die auftretenden
Konflikte auszugleichen. Gleichzeitig soll Vorsorge fiir einzelne
Raumfunktionen und Raumnutzungen getroffen werden.

Das Grundgesetz benutzt den Begriff der ,gleichwertigen
Lebensverhaltnisse” in Art. 72 Abs. 2. Dabei handelt es sich

um eine staatsorganisationsrechtliche Bestimmung, die der
Abgrenzung der Kompetenzen von Bund und Lindern in der
Gesetzgebung dient. Eine generelle Verantwortung fiir den
Bund, fiir gleichwertige Lebensverhiltnisse zu sorgen, lasst sich
daraus entgegen landlaufiger Meinung nicht herleiten.
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In Art. 91a GG ist geregelt, dass der Bund bei Gemeinschafts-
aufgaben an bestimmten Linderaufgaben im Rahmen eines
~kooperativen Foderalismus“ unter der Voraussetzung mit-
wirkt, dass diese Aufgaben fiir die Gesamtheit bedeutsam sind
und die Mitwirkung des Bundes zur Verbesserung der Lebens-
verhiltnisse erforderlich ist. Eine unmittelbare Verantwortung
ftir den Bund ergibt sich auch hieraus nicht.

2. Das rdumliche Planungssystem und
Planungsregionen

Zustandig fiir die Raumordnung sind primaér die Lander.

Sie setzen diese durch Landesraumordnungspldne um, die
wiederum im Rahmen regionaler Raumordnungspléne fiir
Planungsregionen konkretisiert werden. Zu den wesentlichen
raumstrukturellen Festlegungen in den Raumordnungsplidnen
gehoren die Zentralen Orte. Zentrale Orte ibernehmen festge-
schriebene Versorgungs- und Entwicklungsfunktionen fiir die
Bevolkerung ihres Einzugsbereichs. Das zentralortliche System
wird auf verschiedenen Planebenen der Lander festgelegt und
ist meistens in Ober-, Mittel- und Grundzentren hierarchisch
gegliedert. Die regionalen Planungsraume umfassen tiber-
wiegend mehrere Landkreise sowie stiddtische und landliche
Gebiete (siehe Abbildung 1). Unterhalb der Ebene der Regional-
planung wird in kommunaler Planungshoheit die Bauleit-
planung vollzogen, die insbesondere Flaichennutzungsplane fiir
Gemeinden und Bebauungspline fiir riumliche Teilbereiche
der jeweiligen Gemeindegebiete umfasst.

Der Bund hat die Kompetenz zur Aufstellung von Raumord-
nungspldnen fiir die deutsche ausschlieffliche Wirtschaftszone
(AWZ) in Nord- und Ostsee, und seit 2017 fur linderiber-
greifende Raumordnungsplidne zum Hochwasserschutz sowie
Standortkonzepte fiir Hifen und Flughifen als Grundlage fiir
ihre verkehrliche Anbindung. Zusammen mit den Lindern
wirkt der Bund in der Ministerkonferenz fiir Raumordnung
(MKRO) an den Leitbildern der Raumentwicklung mit.
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Abbildung 1: Planungsregionen mit zentralortlichen Festlegungen

Zentralortliche Festlegungen 2018
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Bearbeitung: C. Benz

Raumordnung funktioniert nach dem Gegenstromprinzip: Vor-
gaben zur Landesplanung sind durch die wechselseitige Beein-
flussung von ortlicher und iberortlicher bzw. regionaler und
iberregionaler Planung gekennzeichnet. Dabei hat die jeweilig
untere Planungsebene Mitsprache- und Beteiligungsrechte bei
der Erstellung tiberortlicher Pline sowie einen Rechtsanspruch
auf Berticksichtigung der eingebrachten ortlichen Belange,

die sich planerisch durch Abwéigung niederschlagen muss. Im
Gegenzug muss sich die untere Planungsebene jedoch an die
Vorgaben der iiberértlichen Planung halten (Abwagung von
Grundsitzen der Raumordnung bzw. Beachtung von Zielen der

Raumordnung). Das Gegenstromprinzip soll sicherstellen, dass
die Trager der Raumordnung (Bundesraumordnung, Landes-
planung, Regionalplanung) Riicksicht auf die Bauleitpldne der
Kommunen nehmen (siehe Abbildung 2).

Die landesweiten Raumordnungspline, Regionalpliane und Bau-
leitplane werden unter Beteiligung der Offentlichkeit und der
in ihren Belangen beriihrten 6ffentlichen Stellen aufgestellt. Bei
der Aufstellung der Pline werden alle beriihrten 6ffentlichen
und privaten Belange, soweit sie erkennbar und von Bedeutung
sind, gegeneinander und untereinander abgewogen.



Abbildung 2: Das raumliche Planungssystem
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3. Begriffsdefinitionen Stadt und Land

Stadt und Land sind keine voneinander abgegrenzten oder

gar abgeschlossenen Rdume, sondern vielfaltig miteinander
verflochten. Beide Raumtypen entziehen sich einer allgemein-
gliltigen Definition. In Folge existieren mehrere methodische
Herangehensweisen, die aufgrund der Einbeziehung unter-
schiedlicher Indikatoren und deren Gewichtung zu unter-
schiedlichen Raumtypen bzw. Raumabgrenzungen gelangen.

In Deutschland finden auf Bundesebene vornehmlich zwei
methodische Ansitze auf Basis der Stadt- und Landkreise
Anwendung:

+ Die siedlungsstrukturellen Kreistypen des Bundesinstituts
flir Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Geschéfts-
bereich des Bundesministeriums des Inneren, fiir Bau und
Heimat (BMI) betrachten hierzu ausschlieRlich Merkmale
der Dichte und der Verstidterung. Uber die kreisfreien
Grofistddte hinaus werden Landkreise, die neben Landlich-
keit vorwiegend Merkmale starkerer Verstidterung und
Verdichtung (,Mischtypen®) aufweisen - etwa in Form einer
sehr groflen kreisangehorigen Stadt oder vorwiegend stark
besiedelte Gebiete mit einer hoheren Einwohnerdichte -
als eher stadtisch geprigt definiert. Nach dieser Definition
leben 29 Prozent der Bevolkerung in den kreisfreien GrofR-
stadten, 39 Prozent in stadtischen bzw. verdichteten Rau-
men jenseits der kreisfreien GroRstadte (,Mischtypen®) und
32 Prozent in ldndlichen Rdumen.?

)
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+ Das Johann Heinrich von Thiinen-Institut (Thiinen Institut)
im Geschéftsbereich des Bundesministeriums fiir Ernah-
rung und Landwirtschaft (BMEL) bezieht auch Faktoren
der land- und forstwirtschaftlichen Flichennutzung und
Erreichbarkeiten ein. Die Landlichkeit ist danach tenden-
ziell umso ausgeprigter, je geringer die Siedlungsdichte,
je hoher der Anteil land- und forstwirtschaftlicher Flache,
je hoher der Anteil der Ein- und Zweifamilienhauser, je
geringer das Bevolkerungspotenzial und je schlechter die
Erreichbarkeit grofier Zentren ist.® Es wird innerhalb der
Gruppe der landlichen Landkreise noch in ,sehr landlich“
und ,.eher landlich differenziert. Hier werden die ,,Misch-
typen®, die sowohl starke Merkmale der Landlichkeit als
auch verdichtete Merkmale aufweisen und daher auf dem
Kontinuum zwischen hochverdichteter Metropole und
diinn besiedelten, peripheren Réumen in der Mitte liegen,
zumeist als ,,eher landlich” eingestuft. Nach dieser Defini-
tion leben aktuell etwas mehr als 44 Prozent der Bevolke-
rung in nicht landlichen und 56 Prozent der Bevélkerung in
(eher) landlichen Rdumen.

Die Anteile der entsprechend abgegrenzten Rdume an der
Bruttowertschépfung sowie an der Gesamtheit der sozialver-
sicherungspflichtigen Arbeitsplitze entsprechen in etwa ihrem
Anteil an der Bevolkerung, wobei das produzierende Gewerbe
mehr in der Fliache zu finden ist und der Dienstleistungsbereich
vor allem in den Grofistadten stark vertreten ist.

2 https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/Raumbeobachtung/Raumabgrenzungen/Kreistypen2/kreistypen_node.html
3 Kiipper, P. (2016): Abgrenzung und Typisierung lindlicher Riume. Thiinen Working Paper 68, in: https://www.thuenen.de/media/publikationen/thuenen-workingpaper/

ThuenenWorkingPaper_68.pdf
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III. Raume gestalten fiir gleichwertige
Lebensverhiltnisse

Deutschland ist - nicht zuletzt auch aufgrund seiner histo-
rischen Wurzeln - wirtschaftlich, politisch und kulturell
dezentral geprigt und gewinnt hieraus wirtschaftliche und
soziale Stirke. Es verfligt iber eine Vielfalt an Stidten, Gemein-
den und Regionen, Kultur- und Naturlandschaften mit hoher
Lebensqualitidt. Dennoch bestehen in den Lebensverhalt-
nissen raumliche Unterschiede, die es erforderlich machen, die
Zukunftsfahigkeit der Riume neu in den Blick zu nehmen.

Das Ziel der Raumordnungspolitik sind gleichwertige Lebens-
verhaltnisse in allen Regionen; gleichwertig, nicht gleich: die
Vorziige des Lebens auf dem Land sollen nicht gegen die in

den Stddten oder deren Vororten ausgespielt werden. Die Teil-
habe am gesellschaftlichem Leben - u.a. Bildung, Kultur, Arbeit,
Gesundheits- und Nahversorgung - soll jedoch immer gewéhr-
leistet sein, unabhingig vom Wohnort.

Trotz der in den letzten Jahren gesamtwirtschaftlich positiven
Entwicklung stellen folgende Entwicklungen Bund, Linder
und Kommunen vor groflen Herausforderungen:

«  Stark wachsende Bevodlkerungszahlen vor allem in den
grofleren Stadten und Ballungsrdumen, aber auch in
bestimmten landlichen Regionen. Diese erfordern Inves-
titionen in Wohnungsbau, Verkehrs- und soziale Infra-
struktur. Der hohe Siedlungsdruck auf die urbanen
Ballungsrdaume steht denjenigen Regionen gegentiber, die
Bevolkerung verlieren - vorrangig in diinn besiedelten
landlichen Rdumen.

+ In Regionen mit zuriickgehender und alternder Bevolke-
rung erhohen sich die Kosten pro Kopf fir Investitionen
in die Infrastruktur und die Gewéhrleistung der Daseins-
vorsorge. Defizite in der Daseinsvorsorge (z. B. Bildungs-
angebote, Arzteversorgung, Mobilititsangebote) fithren zu
weiterer Abwanderung.

+ Im groflrdumlichen, republikweiten Mafistab sind Dis-
paritdten insbesondere zwischen strukturstarken Regionen
einerseits und Regionen mit besonderem Handlungsbedarf
andererseits (z. B. in den ostdeutschen Bundeslindern, dem
Saarland, Teilen Nordrhein-Westfalens sowie in grenz-
nahen Regionen) zu erkennen. Wirtschaftlich starke und
prosperierende Riume stehen neben strukturschwachen
Rdumen, die mit Entwicklungsschwierigkeiten oder den
Folgen des Strukturwandels zu kdimpfen haben. Der Fach-
kraftemangel und der technologische Wandel v.a. durch
die Digitalisierung stellen dabei aber auch strukturstarke
Réume vor grofie Herausforderungen. Grundlegende
Aspekte wie etwa Breitbandversorgung oder bezahlbarer
Wohnraum kénnen auch hier zu einem Thema der Gleich-
wertigkeit der Lebensverhaltnisse werden.

Die nachfolgenden Empfehlungen folgen der Erkenntnis, dass
den gesamtgesellschaftlichen Herausforderungen nur gemein-
sam durch Bund, Lander, Kommunen und den Menschen vor

Ort begegnet werden kann. Die Starkung von Rédumen mit
besonderem Handlungsbedarf verlangt zur Effizienzsteigerung
des Mitteleinsatzes einen raumbezogenen Ansatz und einen
zielorientierten Abgleich aller Fachpolitiken untereinander.

IV. Handlungsempfehlungen der FAG
Raumordnung und Statistik

Die vorliegenden Handlungsempfehlungen basieren auf den
Arbeitspapieren zu den unter I.1. vorgestellten Themenclustern
und bilden gleichsam ein Kondensat daraus. Sie sind an Bund
und Lander sowie teilweise an die Kommunen adressiert.

Die Arbeitspapiere liegen dem Bericht in Kapitel V als Anlagen
bei.

1. Gleichwertigkeit von Lebensverhiltnissen
zur politischen Kernaufgabe machen

Gleichwertige Lebensverhiltnisse in allen Teilrdumen sind

das Fundament fiir Demokratie und gesellschaftlichen
Zusammenbhalt. Deshalb wird das Politikziel klar in den Mittel-
punkt des politischen Handelns gestellt. Zur Starkung des
rdaumlichen Zusammenhalts sowie guter Entwicklungs- und
Teilhabemoglichkeiten fiir die Menschen in allen Regionen
Deutschlands miissen hierfiir die landlichen genauso wie die
stadtischen Regionen als eigenstidndige Lebens- und Wirt-
schaftsraiume gesichert und unterstiitzt werden.

Wir empfehlen dem Bund

gleichwertige Lebensverhiltnisse als Staatsziel im
Grundgesetz zu verankern

Die Verankerung gleichwertiger Lebensverhiltnisse als Staats-
ziel im Grundgesetz konnte die gemeinschaftliche Verantwor-
tung fiir dieses Ziel und die gesamtgesellschaftliche Bedeutung
unterstreichen.

ein Monitoring gleichwertiger Lebensverhiltnisse
einzufiihren

Zur kontinuierlichen Beobachtung der Lebensverhiltnisse in
Deutschland werden nachvollziehbare Informationen und
Daten benétigt. Daher sollte ein entsprechendes Monitoring
aufgebaut werden, das die bereits bestehenden Datenerhe-
bungen fortfiihrt, diese kleinriumiger ausgestaltet und in
bestehende Erfassungssysteme biindelt sowie etwaige Daten-
liicken schliefft. Das Monitoring muss auch subjektive Ein-
schitzungen und Wertungen der Birgerinnen und Biirger
umfassen.

eine Berichterstattung zum Stand und Entwicklung
gleichwertiger Lebensverhiltnisse zu etablieren

Dem Deutschen Bundestag sollte bis zum Ende der Legislatur-
periode berichtet werden, welche Schritte die Bundesressorts
zur Umsetzung der von der Kommission gleichwertige Lebens-
verhiltnisse vorgeschlagenen Handlungsempfehlungen zur
Forderung gleichwertiger Lebensverhiltnisse unternommen
haben und welche Ergebnisse dabei erzielt wurden.

Zudem sollte jeweils zur Mitte einer Legislaturperiode dem
Deutschen Bundestag eine Berichterstattung zum Stand und



zur Entwicklung gleichwertiger Lebensverhiltnisse vorgelegt
werden. Diese Berichterstattung sollte von den Landern zu
verantwortende Inhalte und Aussagen zur Gesamtwirkung im
Hinblick auf die Erreichung gleichwertiger Lebensverhiltnisse
enthalten und ggf. weiteren Handlungsbedarf aufzeigen.

einen Gesetzesfolgen-Check ,,raumliche Gleichwertigkeit“
einzufiihren

Gesetzesvorhaben sollten hinsichtlich ihrer Folgen und Neben-
effekte auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse in den
unterschiedlichen Raumen gepriift, bewertet und in Rege-
lungsentwiirfen bei den Gesetzesfolgen gemafd § 43 Abs. 1 Nr.
5,§ 44 Abs. 1 GGO beschrieben werden. Hierfiir sind aus den
Empfehlungen der Kommission Gleichwertige Lebensverhalt-
nisse und in Anlehnung an existierende Gesetzesfolgen-Checks
mit thematischen Beziigen (z. B. Demografie, Nachhaltigkeit)
geeignete Kriterien zu entwickeln.

einen Beitrag zu einer substanziellen Verbesserung der
Finanzausstattung der Kommunen zu leisten

Die Kommunen sind Lebensmittelpunkt der Menschen. Ihnen
obliegen die Sicherung der Daseinsvorsorge, die soziale Fiir-
sorge und die Verantwortung fiir die riumliche Planung. Sie
miissen auch finanziell in die Lage versetzt werden, den ihnen
obliegenden Aufgaben nachkommen zu kénnen. Daher muss
die Steuerausstattung der Kommunen dauerhaft verbessert
werden, insbesondere in Regionen mit besonderem Hand-
lungsbedarf (indem z. B. diesen ein erhohter Anteil an der
Umsatzsteuer, der nicht wirtschaftskraftbezogen zu verteilen
ist, zugestanden wird). Férderprogramme kénnen dies ergéin-
zen, nicht aber ersetzen.

Wir empfehlen den Lindern
in ihren Verfassungen - sofern noch nicht erfolgt — das Ziel
gleichwertiger Lebensverhiltnisse zu verankern.

zu priifen, inwieweit dieses Ziel starker in ihren Raumord-
nungspldnen mit Zielen und Grundsétzen der Raumordnung
unterlegt werden kann.

eine den Aufgaben angemessene Finanzausstattung der
Kommunen sicherzustellen.

zu priifen, inwieweit in ihren Finanzausgleichsgesetzen den
finanziellen Bediirfnissen von Gemeinden und Regionen mit
besonderem Handlungsbedarf - vergleichbar den Regelungen
im Landerfinanzausgleich - im Besonderen Rechnung getragen
werden kann.

ihre Sektoralpolitiken stirker am Ziel gleichwertiger
Lebensverhiltnisse auszurichten.

2. Entwicklung landlicher Raume fordern

Die landlichen Raume verfiigen tiber sehr unterschiedliche
Potenziale. Es sind vielschichtige und differenzierte Lebens-
und Wirtschaftsrdume, die sich hinsichtlich ihrer Geschichte,
ihrer Kultur, ihrer demografischen und sozio6konomischen
Entwicklung sowie ihres Natur- und Landschaftsbildes unter-
scheiden. Die gezielte Starkung insbesondere landlicher Raiume
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mit besonderem Handlungsbedarf kann zur Erhaltung und
Steigerung ihrer Attraktivitét beitragen und ihre Entwicklungs-
dynamik befordern. Hiervon profitieren auch die Ballungs-
zentren.

Wir empfehlen dem Bund

die Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur
und des Kiistenschutzes” (GAK) den Herausforderungen der
landlichen Raume anzupassen. Die Férderung der Landwirt-
schaft ist weiterhin wichtig, aber sie kann nur erfolgreich sein,
wenn auch die landlichen Versorgungsstrukturen aufrecht-
erhalten bzw. ausgebaut werden. Daher empfehlen wir, Artikel
91a Abs. 1 Nr. 2 GG um die Forderung der landlichen Ent-
wicklung zu ergénzen. Die Gemeinschaftsaufgabe muss hierbei
stirker auf die Bedurfnisse und Potenziale der Regionen aus-
gerichtet werden.

Anreize flir den Zuzug zu geben und hierbei zu prifen, ob auch
steuerliche Anreize fir Betriebe und Arbeitnehmer zugunsten
von Rdumen mit besonderem Handlungsbedarf rechtlich
moglich und sinnvoll sind. Steuerliche Anreize wiirden die
Nachfrage nach Dienstleistungen, u.a. im Bereich des Hand-
werks oder der Gastronomie erhdhen. Dies konnte Ortskerne
oder Innenstidte beleben und neue Lebens- und Aufenthalts-
qualititen im 6ffentlichen Raum schaffen.

dazu auch, neben der schrittweisen Umsetzung der Beschliisse
des Wohngipfels vom 21. September 2018, die Programme zur
Stadtebaufdrderung und des Sozialen Wohnungsbaus beizu-
behalten und insbesondere Investitionen zur Anpassung des
Wohnungsbestands (Sanierung, Modernisierung, Barrierefrei-
heit) in lindlichen Regionen mit zuriickgehender und altern-
der Bevolkerung finanziell zu unterstiitzen.

die Familienférderpolitik zur Unterstitzung von landlichen
Regionen mit demografischen Handlungsbedarf gezielt weiter-
zuentwickeln und einzusetzen.

den Ansatz einer ,Kleinstadtakademie“ als zentralen Baustein
der Bundesinitiative ,Kleinstiddte in Deutschland“ weiterzu-
verfolgen und zur Umsetzung zu bringen. Die ,,Kleinstadt-
akademie® berit, vernetzt und qualifiziert die Kommunen in
den Bereichen Stadtentwicklung, Wohnen, Bildung, Wirtschaft
oder Digitalisierung, indem bestehende erfolgreiche Konzepte
vorgestellt und adaptiert werden.

Wir empfehlen den Lindern

zur Belebung der Ortskerne oder Innenstadtlagen in Mittel-
oder Kleinstddten und zur effizienten Nutzung von Flichen
Moglichkeiten zu priifen, inwieweit der Steuersatz bei der
Grunderwerbssteuer beim Erwerb innerortlicher Brachflichen
oder innerodrtlicher Grundstiicke in Kommunen mit stadtebau-
lichen Missstinden abgesenkt werden kann.

Wir empfehlen den Lindern und Kommunen
die kleinen und mittleren Stadte in ihren zentral6rtlichen
Funktionen zu starken.

die Innenentwicklung von Ortskernen durch den Einsatz
von Fordermitteln — auch in Form einer Investitionszu-
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lage - zu starken. So kénnten der Ankauf und die Sanierung
leerstehender Immobilien in Ortskernen oder Innenstadt-
lagen durch integrierte Férderprogramme (Dorfentwicklung,
Stddtebauférderung, Wirtschaftsforderung bei gewerblichen
(Teil-)Nutzungen u.a.m. einschlieRlich des Baukindergelds) so
bezuschusst werden, dass die Revitalisierung von Ortszentren
splirbare wirtschaftliche Vorteile hat.

uber ,Jung kauft Alt“ dem Wertverlust bei Immobilien mit
einem Forderbonus entgegenzuwirken. Investitionen ins-
besondere in innerortliche Bauprojekte miissen attraktiv fiir
Investoren und Eigentimer sein (z. B Nutzung steuerlicher
Vorteile durch die Festlegung von Sanierungsgebieten unter
Berticksichtigung von § 136 BauGB). Insbesondere kleinere
Kommunen brauchen Unterstiitzung bei der Anwendung und
Umsetzung von Satzungen, Instrumenten und Mafinahmen.

die interkommunale bzw. regionale Zusammenarbeit zur
Bewiltigung struktureller Herausforderungen insbesondere

im Bereich der Daseinsvorsorge einschliefilich des Gewerbefla-
chenmanagements zu féordern. Ziel muss sein, bspw. die Abga-
benbelastung fiir Wasser- und Abwasser (pro-Kopf-Kosten) in
Regionen mit starkem demografischem Handlungsbedarf zu
begrenzen und geniigend Expansionsmoglichkeiten fiir die
Wirtschaft zu schaffen. Unterschiede im Infrastrukturzustand
und in der Entgelthohe stellen oftmals entscheidende Starthiir-
den fiir die interkommunale Zusammenarbeit dar. Uber eine
gezielte Forderung der Startphase (,Startprdmie”) interkommu-
naler Kooperationen kénnen diese Hirden reduziert werden.

die Einrichtung eigener, ressortiibergreifender Anlaufstellen
fiir die Kommunen vor allem in diinn besiedelten Regionen
zur Beratung und koordinierten Umsetzung der vielfiltigen
Forderprogramme auf EU-, Bundes- und Landesebene (z. B.
,Landkreis-Lotsen®). Gerade in den kleineren Verwaltungen

in landlichen Rdéumen mit wenigen Mitarbeitern sind Kapazi-
tiaten und Spezialwissen hidufig nicht vorhanden. Dabei sind
Doppelstrukturen zu vermeiden. Wo Mittelbeh6rden/ Bezirks-
regierungen als Biindelungsbehorden auch ressortiibergrei-
fende Anlaufstellen fiir die Férderprogramme sind, sind zusatz-
liche Anlaufstellen nicht erforderlich.

nach Bedarfsermittlung den Aufbau interkommunaler,
regionaler und tiberregionaler Kompetenzzentren fiir Planung,
Bau und Betrieb von Infrastruktur, ohne die kommunale
Planungs- und Entscheidungshoheit zu beschrianken (z. B.
bedarfsgerechter Wohnungsbau, Glasfasernetze, 6ffentliche
Infrastruktur, Umbau, Erhalt, Nachnutzung von Kultur- und
Industriekulturdenkmale u.w.m.)

darauf hinzuwirken, dass Kommunen Funktionen verstarkt
bedarfsgerecht integrieren und raumlich biindeln, so dass
z.B.im Gemeindehaus die Schule, der Kindergarten, der Co-
Working-Space, der Dorfladen oder die Musikschule unterge-
bracht sind und durch neue Mobilitidtskonzepte bzw. -angebote
in den landlichen Ridumen (z. B. Mobilitits-App zum Abrufen
aktueller Mitfahrgelegenheiten im Gemeindebus, private Mit-
fahrgelegenheit, Carsharing, Fahrradgruppe) auch die Fahrten
gebiindelt werden. Die Moglichkeiten genossenschaftlicher
Ansitze sollten dabei unterstitzt und geférdert werden.

die ,kulturelle Daseinsvorsorge“ auszubauen und die kulturelle
Vielfalt als kommunale Aufgabe zu sichern. Ziel ist auch das
niedrigschwellige Kulturangebot (Bibliotheken, Musik- und
Volkshochschulen) zu sichern und ggf. zu stirken.

die Auswirkungen des disruptiven Wandels in der Wirtschaft
ebenfalls in die Uberlegungen einzubeziehen. Sie miissen von
Seiten der Kommunen und Regionen mit ihren Chancen und
Risiken aufgenommen werden. Innenstadte werden sich ggf. in
ihrer Funktionalitdt verandern und zugleich kénnen sich ganz
neue regional- und kommunalpolitische Herausforderungen
ergeben. Zugleich bietet die Digitalisierung aber auch Chancen,
vorhandene Anbindungsdefizite zu kompensieren oder neu
aufzufangen.

Konzepte und Mafitnahmen zur Entwicklung der landlichen
Rdume auf eine nachhaltige Entwicklung auszurichten, sie an
kinftige Herausforderungen wie den Klimawandel anzupassen
und einen guten Umweltzustand zu bewahren, um die land-
schaftliche Einzigartigkeit und Schonheit, Erholungsfunktion
und die touristische Attraktivitat lindlicher Rdume weiter zu
stirken.

3. Raumordnung stiarken

Der Raumordnung kommt bei der Schaffung gleichwertiger
Lebensverhiltnisse eine wichtige Bedeutung zu: ,Der Gesamt-
raum der Bundesrepublik Deutschland und seine Teilrdume
sind durch Raumordnungsplane, durch raumordnerische
Zusammenarbeit und durch Abstimmung raumbedeutsamer
Planungen und Mafdnahmen zu entwickeln, zu ordnen und
zu sichern” (§1, Abs. 1, ROG). Dies schliefit einen sparsamen
Flichenverbrauch mit ein.

Wir empfehlen dem Bund

die Zentrale-Orte-Konzepte der Lander als eine Entscheidungs-
grundlage fiir raumrelevante Bundesfachpolitiken linder-
ubergreifend und informativ darzustellen.

die Raumordnung/ Raumentwicklung in Abgrenzung bzw.

Verzahnung bereits bestehender Férderinstrumente mit einem
eigenstindigen Forderinstrument zu unterlegen. Die einzelnen
Fordertatbestdnde sind anhand der ,Leitbilder und Handlungs-
strategien der Raumentwicklung in Deutschland” zu definieren.

die Unterstiitzung (klein- und grofirdumiger) Land-Stadt-
Kooperationen auszubauen und regionale Netzwerke zu
stirken.

die Unterstiitzung der Land-Stadt-Kooperation durch die Met-
ropolregionen zu verstarken sowie den Aufbau des Netzwerkes
der Regiopolen zu fordern.

Forschung und einzelne Férderprogramme bis 2030 auf die
Forderung gleichwertiger Lebensverhéltnisse, insbesondere auf
die Sicherung der Daseinsvorsorge in Raumen mit besonde-
rem Handlungsbedarf zu fokussieren, ohne den Gesamtraum
zu vernachléssigen.



Wir empfehlen den Lindern und Kommunen

das Zentrale-Orte-System als raumliche Grundlage fiir gleich-
wertige Lebensverhiltnisse transparent und nachvollziehbar
darzustellen und moglichst fiir eine starke Bindungswirkung
in den Fachpolitiken (z.B. Gesundheit, Bildung, Kultur, Verkehr)
zu sorgen.

Entwicklungspotenziale der Zentren in Riumen mit besonde-
rem Handlungsbedarf aufzugreifen und diese mit Blick auf die
Rolle der zentralen Orte im Raumgefiige weiterzuentwickeln.

Kindergarten und (Grund-)Schulen sowie sonstige Infrastruk-
tur des tiglichen Bedarfs wohnortnah zu erhalten, um die
Attraktivitat auch kleiner Orte als Wohnorte fiir Familien zu
sichern bzw. zu erhéhen. Insbesondere fiir die Kinder muss das
Prinzip gelten ,kurze Beine, kurze Wege*“

Ridume mit besonderem demografischem und strukturellem
Handlungsbedarf zu definieren und ihre Forderinstrumente
entsprechend einzusetzen.

4, Dezentrale Strukturen erhalten und stiarken

Die Grundlage gleichwertiger Lebensverhaltnisse ist in allen
Regionen ein ausreichendes Angebot an Arbeitsplétzen.
Regionen mit starkem Riickgang des Arbeitskriftepotenzials
brauchen differenzierte Handlungsstrategien. Der Bund und
die Lander sollten durch eine begriindete und strukturwirk-
same Ansiedlungspolitik von Arbeitsplitzen regionale Wachs-
tumseffekte auslosen. Dabei ist darauf zu achten, dass fir den
angestrebten regionalen Impuls hinreichend Fachkréfte sowie
unternehmerisches Know-how vorhanden sind bzw. hinzuge-
wonnen werden kénnen. Zudem sollten auch die Riickwirkun-
gen auf andere Regionen berticksichtigt werden.

Wir empfehlen dem Bund

die Neuansiedlung und Ausgriindung von Beh6rden und
Forschungseinrichtungen u. 4. in Regionen mit besonderem
Handlungsbedarf, dort vorrangig in Klein- und Mittelstddten
mit zentral6rtlicher Funktion. Im Zusammenspiel mit weite-
ren strukturpolitischen Mafnahmen erhoht diese Politik das
Angebot der Arbeitspldtze und sorgt mittelbar fiir die Aufrecht-
erhaltung und ggf. den Ausbau der Daseinsvorsorge (Kinder-
betreuung, Schulwesen, OPNV, Fernverkehr etc.); auRerdem
wird dadurch die Zentrenfunktion gestarkt. Wesentlich fiir den
Erfolg der Ansiedlung von Behorden sind die Einbeziehung
aller politischen Akteure (Linder, Wirtschaft, Gewerkschaften/
Personalvertretungen, kommunale Spitzenverbande) sowie die
Abstimmung der einzelnen Prozessschritte mit diesen.

die Einrichtung einer Clearingstelle fiir Standortentschei-
dungen der Bundesressorts und ihrer nachgeordneten Behor-
den und weiterer Einrichtungen. Die Identifizierung von
geeigneten Regionen sollte auf Grundlage entsprechender
Indikatoren mit dem Ziel einer raumlich ausgeglichenen
Verteilung erfolgen.

einen runden Tisch ,,Unternehmensgesprache Gleichwertig-
keit“ einzurichten, denn eine regionale Strukturpolitik ist nicht
nur eine Angelegenheit der 6ffentlichen Hand. Auch die Unter-
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nehmen miissen ihre Verantwortung fiir gleichwertige Lebens-
verhiltnisse erkennen und durch entsprechendes Handeln
dieser Verantwortung gerecht werden.

Wir empfehlen den Lindern

die Bestandssicherung 6ffentlicher Einrichtungen prioritir

zu behandeln, die Aufgabe von Standorten kritisch zu hinter-
fragen und bestehende Verwaltungsstandorte nach Kréften zu
sichern.

hinsichtlich der Behérdenansiedlungen des Bundes analoge

Schritte einzuleiten und hieriiber die Clearingstelle zu infor-
mieren. So kdnnen Erfahrungen und bestehende Praxis hin-
sichtlich Dezentralisierungsmafinahmen in die Strategie des
Bundes mit einflieRen. Wesentlich fiir den Erfolg der Ansied-
lung von Behorden sind wie oben bereits erwdhnt die Einbe-
ziehung aller politischen Akteure sowie die Abstimmung der
einzelnen Prozessschritte mit diesen.

die Hochschul- und Wissenschaftspolitik zuktinftig noch
stirker als Strukturpolitik zu verstehen und entsprechend
umzusetzen. Die Linder sollten gemeinsam mit ihren (Fach-)
Hochschulen priifen, inwieweit einzelne Standorte in der
Flache auf- und ausgebaut werden konnten. Angestrebt werden
sollten Clusterbildungen von (Fach-)Hochschulstandorten
einerseits sowie Behdrden und Unternehmen andererseits, so
dass letztere die zukiinftigen Abnehmer der (Fach-)Hochschul-
absolventen von morgen sind und zum anderen umsetzungs-
und praxisorientierte Kompetenzcluster entstehen. Die
gegenseitige Vernetzung sollte u.a. im Rahmen dualer bzw.
ausbildungsintegrierter Studiengénge ausgestaltet sein, damit
die Studierenden an die Betriebe vor Ort gebunden werden.

Es wird empfohlen, diese Entwicklung durch Anschubfinan-
zierungen iiber entsprechende Férderprogramme finanziell
und politisch zu flankieren und deren regionale Strukturwirk-
samkeit zu iberpriifen.

eine gezielte Unternehmensférderung - die seit den 1970er
Jahren durch die Bund-Linder-Gemeinschaftsaufgabe ,Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur” und einer Viel-
zahl von EU-Bundes- und Landesférderprogrammen bereits
positiv flankiert wird - in den Regionen, die zunéchst bei der
Bestandspflege, also den regionalen Stéirken ansetzt. In der
Region verankerte Unternehmen sollen gehalten und weiter-
entwickelt werden. Aus- und Neugriindungen an Standorten
von Regionen mit besonderem Handlungsbedarf sollten unter-
stitzt werden. Dazu ist primir eine gut aufgestellte kommunale
und regionale Wirtschaftsférderung erforderlich, Giber die im
Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung die Kommunen
entscheiden. Sie wird umso effizienter und effektiver wirken
konnen, wenn sie in eine regionale Entwicklungs- und Innova-
tionsstrategie eingebettet ist, die von den regionalen Partnern
und Akteuren selbst konzipiert wurde.

fiir Unternehmensansiedlungen zu priifen, mit welchen
Mafnahmen z. B. durch gezielte Standortwerbemafinahmen
(auch internationale Investoren), durch finanzielle und infra-
strukturelle Anreize sowie ,weiche“ Standortfaktoren eine
dezentrale Standortpolitik betrieben werden kann. Impulse
hierfiir konnten eine starkere Herausstellung freier Gewer-
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beflichen und eine (temporire) Aussetzung bzw. Herab-
senkung der Grunderwerbsteuer sein - verbunden mit einem
»Bleibe-Zwang® von mindestens 10 Jahren sowie Mafinahmen
der Fachkriftebereitstellung. Auch sollte das Potenzial von
Gewerbeimmobilien in ldndlichen Regionen gepriift und
Konzepte zur Nach-/ Neunutzung entwickelt werden.

zur Forderung von Arbeitspldtzen grofie Teile des Fortbildungs-
und Qualifizierungswesens dezentral in ldndlichen Regionen
zu verorten.

5. Digitale Infrastruktur flichendeckend
sicherstellen

Eine flichendeckende Versorgung mit hochleistungsfihigen
Breitbandnetzen einschlieflich einer verlisslichen, bedarfs-
gerechten und v.a. entsprechend den physikalischen Gegeben-
heiten liickenlosen Mobilfunkversorgung ist zwingende
Voraussetzung fiir gleichwertige Lebensverhiltnisse. Ein
hochleistungsfihiges Breitbandnetz ist fiir den Erhalt und die
Schaffung neuer Arbeitsplitze, die Verbesserung der wirtschaft-
lichen Entwicklungsfahigkeit, die Sicherung der regionalen
Daseinsvorsorge sowie die gesellschaftliche Teilhabe unab-
dingbar. Dabei muss der Ausbau der digitalen Infrastruktur
als ein immer weiter fortschreitender Prozess mit immenser
Bedeutung gesehen werden.

Wir empfehlen dem Bund

die Anzahl der 5G-Modellregionen deutlich zu erhéhen, um
Erfahrungen mit dem Netzaufbau in strukturell unterschied-
lichen landlichen Réumen mit besonderem Handlungsbedarf
zZu gewinnen.

Wir empfehlen Bund und Landern

den fiir 2018 von der Netzallianz versprochenen Ausbau der
Infrastruktur fiir Internet und Mobilfunk insbesondere in
den vergleichsweise bislang deutlich unterversorgten Regio-
nen voranzutreiben und ein langfristiges, {iber 2025 hinaus-
reichendes Infrastrukturziel, ndmlich eine flichendeckende
Versorgung mit FTTB/FTTH* zu verfolgen. Dies ist erforderlich,
um die Chancen der Digitalisierung fiir Teilhabe am sozialen,
kulturellen und wirtschaftlichen Leben in den Regionen nut-
zen zu kénnen. Dazu sollten u.a. die Férderbedingungen der
staatlichen Breitbandférderung unter enger Einbindung der
Lander tiberarbeitet, bestehende Hemmnisse abgebaut sowie
Breitbandbiiros vor Ort entsprechend verstiarkt werden.

zum ziigigen, flichendeckenden Ausbau durch weitere Erleich-
terungen in den rechtlichen Bestimmungen beizutragen.

Wir empfehlen den Lindern

insbesondere in den Regionen mit besonderem Handlungsbe-
darf die Erstellung und Umsetzung von Entwicklungskonzep-
ten zur Nutzung digitaler Angebote noch stiarker auch finan-
ziell zu férdern (,smart cities/ smart regions®).

6. Mobilitit und Anbindungen verbessern

Gleichwertigkeit von Lebensverhiltnissen setzt voraus, dass
Arbeitspldtze und die Angebote der sozialen und kulturellen

Daseinsvorsorge flichendeckend vorhanden bzw. fiir alle
erreichbar sind. Dies ist insbesondere in diinn besiedelten lind-
lichen Regionen oftmals nur mit dem PKW moglich.

Wir empfehlen dem Bund
flr die Verbesserung der Mobilitit und Anbindungen folgende
Mafinahmen zu ergreifen:

+ in der Bundesverkehrswegeplanung den Abbau von
Erreichbarkeitsdefiziten in den Regionen zu priorisieren

« die Schieneninfrastruktur in der Flache zu verbessern,
einschliefilich der Reaktivierung stillgelegter Bahnlinien,
soweit der Bund zustindig ist

+ die Elektrifizierung der Haupt- und Nebenstrecken voran-
zutreiben sowie eine einhergehende Uberpriifung beste-
hender Planungen und Investitionsentscheidungen

+ die schrittweise Umsetzung des Deutschlandtaktes

+ die bundesweite Digitalisierung und Automatisierung
(ETCS - European Train Control System inkl. ATO - Auto-
matic Train Operation) der Schienenwege umzusetzen und
zu finanzieren, um die Voraussetzungen fiir die Erhéhung
der Beférderungsvolumina durch Taktverdichtung und
Steigerung der Piinktlichkeit zu schaffen. Dies erfordert
zwingend eine Bundesférderung der entsprechenden
signaltechnischen Ausstattung (Einbau von ETCS- und
ATO-Fahrzeuggeriten) in simtlichen Schienenfahrzeugen
bis zum Jahr 2030.

- fir Kommunen einen Instrumentenkasten aus den bislang
erarbeiteten Erkenntnissen fiir ein intelligentes und regio-
nal angepasstes Mobilitdtsmanagement zu erstellen, mit
guten Beispielen anzureichern und entsprechende Modell-
projekte finanziell zu unterstitzen.

+ die Férderung der Ausstattung mit flichendeckender
Ladeinfrastruktur fiir Elektromobilitit insbesondere in
wirtschaftlichen Kernen und Tourismusdestinationen der
landlichen Regionen.

Wir empfehlen den Lindern und den Kommunen

die Verbindungen zwischen den grofien Ballungszentren, den
umliegenden Stidten und Gemeinden sowie derselben unter-
einander mit folgenden Maffnahmen zu verbessern:

+ Ausbau von Verbindungen zwischen Zentren und ihrem
Umland

+ Aus-und Aufbau von Verbindungen zwischen kleineren
Stddten und Gemeinden

+ Ausbau des Radverkehrsnetzes einschliefilich iiberregiona-
ler Radschnellwege

« Prafung der Erweiterung der bestehenden SPNV-Netze und
der Einrichtung neuer Haltepunkte

+Als FTTB (engl. fibre to the basement oder fibre to the building) wird das Verlegen von Glasfaserkabeln bis ins Gebiude bezeichnet; FTTH (engl. fibre to the home oder Fibre all the way to the

Home) bezeichnet das Verlegen von Glasfaserkabeln bis in die Wohnung des Teilnehmers.



Verkniipfung des SPNV mit anderen Angeboten des OPNV
Einrichtung von Express- und Tangentialbusverbindungen

Erhoéhung der Beférderungsvolumina und Steigerung

der Piinktlichkeit durch Taktverdichtung, insbesondere
durch eine Umsetzung der durch den Bund zu férdernden
signaltechnischen Ausstattung (Einbau von ETCS- und
ATO-Fahrzeuggeriten) der Schienenfahrzeuge des SPNV

Priifung der Potenziale bzw. der Wiedernutzung still-
gelegter regionaler Strecken

Kooperation mit der Deutschen Bahn zur Bereitstellung
erforderlicher Park & Ride- sowie Bike & Ride-Anlagen und
deren verbesserten Erreichbarkeiten

Verbindung der OPNV-Knoten mit anderen Mobilitits-
formen (z. B. Carsharing, e-Bike, Ride-Sharing)
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V.Anlagen

A. Themencluster

1. Handlungsempfehlungen Regionale
Siedlungsentwicklung, Stadtentwicklung
und Wohnungsbau

(Stand: 15.1.2019)

Praambel:

Deutschland mit seiner Vielfalt an Regionen, Kultur- und
Naturlandschaften verfiigt (iber eine breite Basis an lebens-
werten und vitalen Heimaten. Viele Regionen verfiigen tiber
eine hohe Lebensqualitét. Hierzu tragt auch die Qualitét der
bebauten Umwelt bei, die zum Verweilen und Wohlfiihlen
einlddt. Gleichwohl haben die rdumlichen Unterschiede in
Deutschland eine Dimension angenommen, die eine ,Neu-
vermessung des Landes“ erforderlich machen.

Wir brauchen fiir wettbewerbsfiahige Riume attraktive Arbeits-
platze und gute Lebensbedingungen fiir alle Generationen. Zur
Umsetzung dieses Ziels braucht es nicht nur die gesellschaft-
liche Aufmerksambkeit, sondern vielmehr die politische, wirt-
schaftliche, planerische und finanzielle Unterstiitzung.

Die demografische Entwicklung, insbesondere die sozial- und
altersselektiven Wanderungsbewegungen, aber auch die Pra-
ferenzen von Biirgern und Unternehmen fiir die rdumliche
Néahe zu Beschaftigungs-, Einkommens- oder Absatzmdglich-
keiten fiihren dazu, dass sich wirtschaftliche Aktivititen und
Beschiftigung immer mehr in wirtschaftsstarke Regionen
verlagern. Trotz der in den letzten Jahren gesamtwirtschaft-
lich ausgesprochen positiven Entwicklung stellt diese Tendenz
Bund, Lander- und die kommunalen Gebietskorperschaften vor
enorme Herausforderungen:

« Stark wachsende Bevolkerungszahlen, vor allem in den
grofleren Stadten und Ballungsrdaumen, erfordern Investi-
tionen in den Wohnungsbau - auch in Bundeswohnungen
durch den Bund selbst - und in die Verkehrs- und soziale
Infrastruktur. Den negativen Folgen fiir den Klimaschutz,
die Klimaanpassung und gesunde Lebensbedingungen
durch wachsende und verdichtete Stidte muss durch gute
Planung, Stadt-Umland-Kooperationen und einen konkre-
ten MafRnahmenkanon fiir die landlichen und stadtischen
Riume entgegengewirkt werden. Der Siedlungsdruck auf
die urbanen Riume ist zunehmend eine Belastung. Hier
kann durch eine Politik zugunsten der landlichen Rdume
eine attraktive Variante zum Ballungsraum geschaffen
werden.

«  Auch Regionen mit zuriickgehender und alternder Bevol-
kerung brauchen Investitionen zur Anpassung ihrer
Infrastruktur und Stabilisierung ihres Wohnungsmarkts,
um flr Zuzige und Unternehmen attraktiv zu sein. Leer-
standsaktivierung, Sicherung und Belebung der Ortskerne,
Wiedernutzung von Brachflachen in der Ortsmitte sowie

eine verstiarkte Kooperation zwischen den Ortsteilen einer
Gemeinde und den benachbarten Kommunen gilt es, durch
forderpolitische Anreize zu unterstiitzen.

« Die gegenldufigen raumlichen Entwicklungen brauchen
unterschiedliche Strategien, die eine Angleichung der
Lebensverhaltnisse beférdern konnen.

Bestandeteil einer Politik fiir mehr Gleichwertigkeit sind unter
anderem die Beschliisse des Wohngipfels, der Expertenkom-
mission ,,Nachhaltige Baulandmobilisierung und Bodenpoli-
tik” sowie der Kommission ,Wachstum, Strukturwandel und
Beschiftigung”

+  Mit der schrittweisen Umsetzung der Beschliisse des
Wohngipfels vom 21. September 2018 wird das Ziel bezahl-
baren Wohnraum zu erhalten und zu schaffen konsequent
umgesetzt. Fiir eine umfassende Wohnraumoffensive mit
1,5 Millionen neuen Wohnungen in Deutschland wurde ein
Mafinahmenpaket mit folgenden Bausteinen vereinbart:
Investive Impulse fiir den Wohnungsbau, Bezahlbarkeit
des Wohnens sichern, Baukostensenkung und Fachkrifte-
sicherung.

« Die Expertenkommission ,,Nachhaltige Baulandmobilisie-
rung und Bodenpolitik“ befasst sich schwerpunktmaflig
mit strategischen Fragen der mittel- bis langfristigen Ver-
besserung der Baulandbereitstellung. Diese Kommission
wird unter Mitwirkung von Landern und kommunalen
Spitzenverbdnden sowie Partnern des ,Biindnisses fiir
bezahlbares Wohnen und Bauen“ vor der Sommerpause
2019 ihre Ergebnisse vorlegen. Themen sind hier u.a.
Flichenaktivierung / Flichenmanagement / Bauland-
kataster.

« Die Kommission ,Wachstum, Strukturwandel und Beschéf-
tigung® hat im Februar 2019 fiir die Regionen, die vom
Kohleausstieg betroffen sind, ein umfangreiches Maf}-
nahmenpaket empfohlen. Damit wird diesen Regionen ein
Zukunftspfad geebnet, der ihnen eine gute wirtschaftliche
Entwicklung mit neuen Arbeitsplatzen und damit gleich-
wertige Lebensverhiltnisse in einer vitalen Heimat sichern
wird.

Wir empfehlen
eine Politik fiir mehr Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen
in Deutschland auf folgenden rdumlichen Siulen aufzubauen:

Wir empfehlen flichendeckend

+ eine flichendeckende Versorgung mit hochleistungsfahi-
gen Breitbandnetzten einschlieflich einer verlédsslichen
und liickenlosen Mobilfunkversorgung, insbesondere mit
der néchsten Mobilfunkgeneration 5G. Diese Infrastruk-
turen sind zwingende Voraussetzung fir eine erfolgreiche
Schaffung gleichwertiger Lebensverhiltnisse durch neue
Arbeitsplitze, Verbesserung der wirtschaftlichen Entwick-
lungsfahigkeit, Sicherung der regionalen Daseinsvorsorge
sowie digitale Transformation und Teilhabe.



die kreative Griinderszene dabei zu unterstitzen,
Coworking Spaces auf dem Land einzurichten.

Die Kommunen konnten z.B. flexibel nutzbare Bestands-
immobilien mit leistungsfahigem Internet zur Verfiigung
stellen. Coworking Spaces bieten zudem die Chance fiir
eine kreative Form des Home-Working fiir Arbeitgeber in
der Grofistadt, die ihren Beschiftigten auf dem Land tage-
weise lange Pendelwege ersparen wollen. Gemeinschafts-
biiros sind nicht nur kreativ, sondern auch 6konomisch,
sozial / netzwerkschaffend und effizient.

Wir empfehlen zu priifen, diesen Zukunftsstrang landlicher
Entwicklung in bestehende Programme des Bundes oder
der Lander zu integrieren. Die Lander sollten aufgefordert
werden, entsprechende Agenturen zu griinden, welche

mit Qualifizierungsprogrammen ,How to CoWork®, Space-
Betreiber fur ihr Vorhaben fit machen, coachen und durch
den Aufbau einer zentralen Beratungsinfrastruktur unter-
stiitzen. Es braucht regional Masterpldne zur Schaffung der
digitalen Glasfaserinfrastruktur, die fiir Coworking Spaces
Grundvoraussetzung sind.

Fiir Deutschland als Land mitten in Europa gilt es, die
funktionalen und raumlichen Verbindungen in grenz-
uberschreitenden Verflechtungsrdaumen zu nutzen, um die
regionalen Potenziale beiderseits der Grenze fir eine grofi-
rdumigere wirtschaftliche, gesellschaftliche und soziale
Entwicklung nutzen zu kdnnen. Grenziberschreitende
Kooperationsnetzwerke konnen die Lebensqualitit und
die Entwicklungspotenziale dieser Regionen erheblich
verbessern. Die Forderung von grenziberschreitenden
Kooperationsstrukturen als Verantwortungsgemeinschaf-
ten, insbesondere im Bereich des OPNVs und SPNVs, sind
ein wichtiger Baustein sowohl der territorialen Kohésion
als auch einer zukunftsfihigen Regionalentwicklung. Sie
sollten vom Bund und den Landern nachdriicklich recht-
lich und finanziell unterstiitzt werden.

Wir empfehlen innerhalb der grof}en Ballungszentren

verstdrkt kleinrdumige Stadt-Umland-Partnerschaften zu
férdern, um den Druck auf die Wachstumsstadte zu ver-
ringern. SPNV-Haltepunkte sollten erginzt und gut mit
dem OPNV erreichbar sein. Innerhalb der Linder sollten
langere Linien, grofiere Volumina und eine Taktverdich-
tung, insbesondere durch Digitalisierung/ETCS, angeboten
werden. Engpisse bei der vorhandenen Schieneninfrastruk-
tur sollten Bund, Linder, Regionen und Aufgabentriger
schrittweise beheben, da vor allem in den besonders belas-
teten Wachstumsregionen eine Ausweitung des Leistungs-
angebots durch ein grofieres Sitzangebot im SPNV vielfach
nicht mehr moglich ist. Eine denkbare Alternative stellen
kurzfristiger umsetzbare Express- und Tangentialbusver-
bindungen dar. Auch im SPNV ist zu priifen, durch schnelle
Regionalbahnverbindungen weiter entfernte Orte attrak-
tiver anzubinden. In einigen Fillen sollten hierfir auch
Nebenstrecken elektrifiziert werden, damit das unattraktive
Umsteigen zwischen Dieseltriebwagen auf Regionalstre-
cken und elektrischen Ziigen im Ballungsraumbereich
entfallen kann. Zudem ist vor allem die Deutsche Bahn
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angehalten, die notwendigen Flichen fiir die erforderlichen
Park & Ride-Anlagen zu verniinftigen Konditionen unbtro-
kratisch zur Verfiigung zu stellen. Das OPNV-Angebot sollte
auch im ldndlichen Raum nutzergerecht ausgebaut werden.

Wir empfehlen grofirdumige Stadt-Land-Partnerschaften

+ zunutzen, um die rdumliche Arbeitsteilung zwischen den
Ballungszentren und den urbanen Zentren in ldndlichen
Réumen zu verbessern. Im Kontext der Beschliisse der
Ministerkonferenz fiir Raumordnung zu den Leitbildern
der Raumordnung vom 9. Mérz 2016 sollte geprift werden,
welche Rolle die sogenannten Regiopolen iibernehmen
konnen. Im landlichen Raum besitzen diese Regiopolen als
Oberzentren Urbanitit und sind haufig Universitéts- und
Kulturstandorte. Erreichbarkeitsdefizite sollten behoben
werden, in dem die Erreichbarkeit im regionalen wie tiber-
regionalen Bahn- oder Busverkehr deutlich verbessert wird.

Wir empfehlen kleinriumige Stadt-Land-Partnerschaften
in lindlichen und stédtischen Regionen insbesondere mit
starkem demografischem Handlungsbedarf zu stirken.

+  Regionen mit starkem demografischen Riickgang des
Arbeitskraftepotenzials brauchen differenzierte Hand-
lungsstrategien. Der Bund und die Lander sollten durch
eine wohliiberlegte Verlagerungspolitik von Teilen ihrer
Arbeitsplitze regionale Wachstumseffekte ausldsen. Dabei
ist darauf zu achten, dass fiir den angestrebten regionalen
Impuls hinreichend Fachkrifte sowie unternehmerisches
Know-How vorhanden sind bzw. hinzugewonnen werden
konnen. Zudem sollten auch die Riickwirkungen auf
andere Regionen berticksichtigt werden. Eine regionale
Strukturpolitik ist aber nicht nur eine Angelegenheit der
offentlichen Hand. Auch die Unternehmen, insbesondere
grofiere Unternehmen, sollten priifen, ob sie nicht auch
von dezentralen Strukturen profitieren kénnen. Unter-
nehmen sollten ihre Verantwortung fiir gleichwertige
Lebensverhiltnisse zu erkennen und durch entsprechendes
Handeln dieser Verantwortung gerecht werden. Daher wird
empfohlen, dass die Bundesregierung einen runden Tisch
LsUnternehmensgesprache Gleichwertigkeit” einrichtet.

+ Angemessene Mietpreise und die gute Lebensqualitit
in den Regionen jenseits der Metropolen sind wichtige
Standortvorteile, die es systematisch zu stirken gilt. Die
Regionen kdnnen eine wichtige Entlastungsfunktion fiir
die Wohnungsmdrkte ibernehmen. Kooperationen vor Ort
mit Arbeitgebern, um den notwendigen attraktiven Miet-
wohnungsbau zu schaffen, konnen dem Fachkriftemangel
entgegenwirken.

+  Mit Beteiligung der Kommunen sollten Riume mit
besonderem demografischem und strukturellem Hand-
lungsbedarf definiert werden. Die Linder und Planungs-
regionen sollten die Instrumente zur Entwicklung und
Sicherung der Siedlungsentwicklung, z.B. durch die Fest-
legung von Stadt-Umland-Rdumen, einsetzen, damit die
siedlungsstrukturelle Steuerung der Wohnungs- und Infra-
strukturbedarfe auf raumordnerisch geeignete Standorte
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konzentriert werden. Dort, wo aufgrund demografischer
Entwicklungen auch der Riickzug aus der Fliche notwendig
sein kann, sollten nach einer vorbereitenden Planung und
Biirgerbeteiligungsprozessen Instrumente zum Umzugs-
management oder erh6hte Riickbaupriamien geprift
werden.

Diese Raume, die noch nicht iber eine entsprechende
Infrastrukturausstattung (Strafte, OPNV, Breitband) ver-
figen und in ihren Entwicklungsmaoglichkeiten einge-
schriankt sind, miissen strukturell verbessert werden, um
flir Arbeitgeber und Arbeitnehmer gleichermafien attraktiv
zu werden. Wir empfehlen daher zu priifen, ob auch steuer-
liche Anreize fiir Betriebe und Arbeitnehmer zugunsten
landlicher Rdaume mit Handlungsbedarf rechtlich moglich
und sinnvoll sind. Steuerliche Anreize wiirden die Nach-
frage nach Dienstleistungen, u.a. im Bereich des Handwerks
oder der Gastronomie erhéhen. Dies wiirde Ortskerne oder
Innenstddte beleben und neue Lebens- und Aufenthalts-
qualitdten im 6ffentlichen Raum schaffen.

Um Standortkosten, insbesondere pro Kopf, bei der tech-
nischen Infrastruktur in Regionen mit starkem demo-
grafischem Handlungsbedarf zu begrenzen, muss die
interkommunale Zusammenarbeit weiter gestiarkt werden.
Daseinsvorsorgeleistungen wie die Wasser- und die Abwas-
serentsorgung miissen auch in Zukunft flichendeckend
und bezahlbar sein. Unterschiede im Infrastrukturzustand
und in der Entgelthohe stellen aber oftmals entscheidende
Starthiirden fir die interkommunale Zusammenarbeit
dar. Uber eine gezielte Férderung der Startphase (,,Start-
pramie”) interkommunaler Kooperationen kdnnen diese
Hirden Giberwunden und damit zukunftsfeste Strukturen
ermoglicht werden. Konkret werden mit dieser Anschub-
finanzierung interkommunale Kooperationen unterstiitzt,
die ein solidarisches Entgeltsystem innerhalb eines bereits
bestehenden organisatorischen Verbundes (z.B. Zweck-
verband mit unterschiedlichen Entgelten) oder auch bei
der Integration neuer Mitgliedskommunen in einen Ver-
bund einfiihren. Die Forderung sollte auf einen Zeitraum
von funf Jahren begrenzt sein und die rein nutzerbasierte
Finanzierung fir die Zukunft sichern.

Zur Belebung der Ortskerne oder Innenstadtlagen in Mit-
tel- oder Kleinstadten wird vorgeschlagen eine gesetzliche
Regelung zu priifen, die Kommunen von der Grunderwerb-
steuer befreit, wenn diese innerortliche Brachflachen zur
Revitalisierung erwerben. Diese Flachen sollten unter
Einbindung der Biirgerinnen und Biirger und mit Unter-
stlitzung von Gestaltungsbeiriten an die lokale Baukultur
architektonisch angepasst, entwickelt und bebaut oder als
Griinflache gestaltet werden. Der Bund sollte ein nieder-
schwelliges Programm auflegen, um die Einbindung von
Gestaltungsbeiraten zu finanzieren.

Die Innenentwicklung von Ortskernen als Kulminations-
punkt stadtischer Entwicklung ist durch den Einsatz von
Fordermitteln - auch in Form einer Investitionszulage - zu
stiarken. Es gilt der Grundsatz ,Innen- vor Aufienentwick-
lung*® So viel Bestandsnutzung wie méoglich, soviel Neubau

wie notig muss das leitende Handlungsprinzip sein. So
konnten auch der Ankauf und die Sanierung leerstehender
Immobilien in Ortskernen oder Innenstadtlagen durch inte-
grierte Forderprogramme (Stidtebauforderung, Wirtschafts-
forderung bei gewerblichen (Teil)Nutzungen uam. ein-
schlief’lich des Baukindergelds) so bezuschusst werden, dass
die Revitalisierung von Ortszentren spiirbare wirtschaftliche
Vorteile hat, wenn ansiedlungs-, sanierungs- oder bauwillige
Menschen in den Bestand und nicht in Neubau investieren.
Uber ,Jung kauft Alt“ kénnte zudem dem Wertverlust bei
Immobilien mit einem Férderbonus entgegenwirkt werden.
Investitionen insbesondere in innerértliche Bauprojekte
miissen auch in landlichen Rdumen attraktiv fiir Investo-
ren und Eigenttimer sein (z. B Nutzung von steuerlichen
Vorteilen durch die Festlegung von Sanierungsgebieten).
Insbesondere kleinere Kommunen brauchen Unterstiitzung
bei der Anwendung und Umsetzung von Satzungen, Instru-
menten und Mafinahmen.

« Die Gemeinschaftsaufgabe ,Agrarstruktur und Kiisten-
schutz” soll konsequent zu einer Gemeinschaftsaufgabe zur
Entwicklung landlicher Rdume in Ergidnzung bestehender
Programme weiterentwickelt werden.

+ Neben Férderprogrammen fiir strukturschwache Raiume
ist entscheidend, dass Gemeinderat und -verwaltung,
Biirgerinnen und Biirger und regionale Unternehmer
(insbesondere der 6rtliche Mittelstand) am Image ihrer
Gemeinde arbeiten und gemeinsam wirksame Mafinahmen
entwickeln um positive Entwicklungsimpulse zu setzen.
Ein gutes Standortmarketing ist auch fir Unternehmen,
Einrichtungen und Zuziigler ein Anziehungsfaktor. Daher
sollten auch intrinsische Entwicklungen unterstiitzt
werden. Neben einer langfristigen Bereitstellung von
unmittelbarer fachlicher Begleitung und Beratung ist die
Vero6ffentlichung von guten Bespielen, wie Gemeinden
aus eigener Kraft den Wandel vollzogen haben, von grofier
Bedeutung, ebenso wie eine Vernetzung und der Austausch
der betroffenen Regionen und Gemeinden.

Wir empfehlen
mehr Informationen {iber die Entwicklungen auf regionaler
Ebene und ihre Heterogenitit und Diversitit bereitzustellen.

«  Wir werden die bestehenden Instrumente zur Stirkung der
Ortszentren und somit Wahrung der Identitét der Stadte
und Gemeinden in Leitfiden bewerben und insbesondere
die Vorteile und den Gewinn fiir die Gemeinden erldutern.

« Die bestehenden Instrumente zur Verbesserung der Woh-
nungs- und Mobilitdtsqualitit speziell fiir landliche Raume
sollten verstandlich tber Leitfiden und Check-Listen
dargestellt werden.

+ Der Bund sollte einen Instrumentenkasten aus den
bislang erarbeiteten Erkenntnissen fiir ein baukulturell
addquates und regional angepasstes Bauen im Rahmen
der Dorferneuerungs- und Dorfentwicklungsprojekten
erstellen und mit guten Beispielen anreichern. Gleiches
gilt fiir die Klein- und Mittelstadte.



+ Der Bund sollte einen Instrumentenkasten aus den
bislang erarbeiteten Erkenntnissen fiir ein intelligen-
tes und regional angepasstes Mobilitditsmanagement
erstellen und mit guten Beispielen anreichern.

Wir empfehlen
ein Mehr an Effizienz bei Planung, Bau- und Infrastruktur-
pflege und -ausbau aufzubauen.

Demografischer Wandel, ein Mangel an Fachkriften,
komplexe Planungs-, Ausschreibungs- und Vergabe-
verfahren sowie Defizite bei den kommunalen Finanzen
fihren viele Stadte und Gemeinden an ihre Kapazitéts-
grenzen. Dies erschwert nachhaltig ihre Entwicklungs-
dynamik. Daher sollten die Linder mit den kommunalen
Spitzenverbidnden und dem Verband kommunaler Unter-
nehmen (VkU) den Aufbau regionaler und tiberregiona-
ler Kompetenzzentren fiir Planung, Bau und Infra-
struktur prifen, ohne die kommunale Planungs- und
Entscheidungshoheit zu beschranken. Lander, in denen
solche Kompetenzzentren bereits bestehen, sollten ihre
Erfahrungen in diesen Prozess einbringen.

Uber diese Kompetenzzentren sollte auch der
Wohnungsmangel bzw. der Wohnungstypenmangel
gelindert werden. Je nach Wohnungsmarkt fehlen
unterschiedliche Typologien von Wohnungen, die
anlassbezogen geschaffen werden miissen. Damit
beispielsweise junge und éltere Menschen in den landlichen
Kommunen in ihrer vertrauten Umgebung bleiben
konnen, brauchen sie kleine, zentrale, barrierefreie und
kostengtinstige Wohnungen vor Ort. In den wachsenden
Stidten fehlt neben den kleinen Wohnungen auch
bezahlbarer Wohnraum fiir Familien mit Kindern.

Uber diese Kompetenzzentren sollte auch der Umbau,
Erhalt, Nachnutzung von Industriekulturdenkmalen oder
Schléssern und Herrenhiusern als Beitrag zur Heimat-
sicherung organisiert, unterstiitzt und vermarktet werden.

Wir empfehlen
die Raumordnung zu stirken und die Wirkung der flichende-
ckenden Daseinsvorsorge in den Vordergrund zu stellen.

Ausgehend vom Leitgedanken der Chancengerechtigkeit
sollten bei der Daseinsvorsorge die unterschiedlichsten
Lebenssituationen berticksichtigt werden. Je nach
individueller Lebenssituation existieren vielféltige
Anforderungen an den Zugang unter anderem zu Bildung,
Gesundheit oder Mobilitét. Diesen Anforderungen gilt

es situationsangepasst und flexibel gerecht zu werden

und zwar auch durch eine Leistungserbringung, die nicht
ausschlieflich auf ein optimales Verhéltnis von Nutzen
und Kosten orientiert ist, sondern auch die Wirksamkeit
mit Blick auf eine Angleichung der Lebensverhiltnisse
berticksichtigt. Die Leitbilder der Raumordnung

sollten entsprechend tiberprift und falls erforderlich
fortgeschrieben werden. Dabei sollten lindliche Réume
als eigenstandige und aus sich heraus funktionsfihige und
vitale Raumkategorie gelten.
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« Die lokale Daseinsvorsorge sollte in 6rtliche Siedlungs-
strukturen eingebunden sein und der Nahversorgung
gerecht werden, d.h. sich durch moglichst kurze und sichere
Wege und Fufllaufigkeit auszeichnen. Hiusliche und mobile
sowie digitale Angebote der Daseinsvorsorge erginzen,
insbesondere im Gesundheits- und Pflegebereich, die sta-
tiondren Angebote. Die Moglichkeiten der Vernetzung und
Digitalisierung von Leistungen der Daseinsvorsorge sind
von der Nachfrage- und Angebotsseite her zu priifen und
auszuschopfen. Dabei ist Daseinsvorsorge zunehmend als
raumliche Netzwerkaufgabe zu verstehen.

« Die Angebote der Daseinsvorsorge mit tiberortlichen Ein-
zugsgebieten sollen in Zentralen Orten gebiindelt werden
und mit dem OPNV gut erreichbar sein. Die Zentralen
Orte sollen funktionale Ankerpunkte sein und Synergie-
effekte erzeugen fiir die - meist an stationire Einrich-
tungen gebundenen - 6ffentlichen und privaten Angebote
und Leistungen, die aus Griinden der Tragfihigkeit, der
Angebotskonzentration und -spezialisierung sowie wegen
Nachfrageschrumpfung nicht oder nicht mehr dezentral
erbracht werden kénnen.

+  Basis hierfiir muss eine Analyse der Tragfidhigkeitsschwellen
von Zentralen Orten nach neuestem Erkenntnisstand sein.
Die nichtzentralen Orte sind mittels formeller und infor-
meller Instrumente und themenbezogener Kooperationen
auf der lokalen Ebene zu stabilisieren. Dieser Prozess kann
nur im ,,Gegenstromverfahren® erfolgreich sein, denn regio-
nale Akteure wissen aufgrund der Ortskenntnis, welche
Mafdnahmen zielfiihrend sind.

Wir empfehlen

schliefilich einen Gesetzesfolgen-Check ,Gleichwertigkeit”
einzufiihren, um unerwiinschte raumliche Nebenwirkungen
eines Gesetzesvorhabens zu erkennen. Dieser Gesetzesfolgen-
Check sollte Aspekte wie Gender, Alter etc. integrieren. Dazu
sollte kiinftig auch ein Monitoring der regionalen Lebens-
bedingungen genutzt werden, wie es zum Beispiel mit dem
sLandatlas“ des Thiinen-Institutes oder dem rdumlichen
Beobachtungsystems des Bundesinstituts fiir Bau-, Stadt und
Raumforschung zur Verfiigung steht. Es wird empfohlen tiber
Forschungsprojekte den Gesetzesfolgen-Check ,,Gleichwertig-
keit“ zu konkretisieren.

2. Handlungsempfehlungen
Landliche Regionen
(Stand: 12.2.2019)

Deutschland ist facettenreich mit seinen vielféltigen Regionen,
Kultur- und Naturlandschaften. Der ldndliche Raum ist kein
eindimensionaler ,Restraum* Vielmehr verfiigen die lind-
lichen Rdume iiber sehr unterschiedliche Potenziale. Es sind
vielschichtige und differenzierte Lebensraume, die sich hin-
sichtlich ihrer Geschichte, ihrer Kultur, ihrer demografischen
und soziokonomischen Entwicklung unterscheiden.

Neben strukturstarken lindlichen Regionen mit prosperieren-
den (Klein-)Stadten und Gemeinden, dynamischen Unter-
nehmen, qualifizierten Arbeitsplatzen und bezahlbarem Wohn-
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raum gibt es aber auch landliche Regionen, die z.T. gravierende
strukturelle Defizite wie fehlende Arbeitsplitze, verodende
Ortskerne, unzureichende Mobilitidtsangebote und auch
Defizite im Bereich der Daseinsvorsorge aufweisen, die aber
Erhaltungs- und Entwicklungspotenzial haben. Hier setzen die
folgenden Handlungsempfehlungen an.

Fiir die Herstellung gleichwertiger Lebensverhiltnisse
empfehlen wir:

» Wesentlich fir die Aufgabenerfiillung der Daseinsvorsorge
ist und bleibt eine den Aufgaben angemessene Finanz-
ausstattung der Kommunen, da die Menschen von ihrer
Kommune erwarten, dass sie die Leistungen der Daseins-
vorsorge zur Verfiigung stellt. Die Entwicklung von zufrie-
denstellenden Anpassungslésungen der Daseinsvorsorge
ist von einzelnen Kommunen kaum noch zu bewailtigen
und sollte deshalb moglichst bereichstibergreifend und im
Rahmen interkommunaler Zusammenarbeit angegangen
werden.

- Damit die Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrar-
struktur und des Kiistenschutzes“ (GAK) den zukiinftigen
Herausforderungen der landlichen Raume besser gerecht
werden kann, ist es notwendig, die Gemeinschaftsaufgabe
der Entwicklung in den letzten Jahren anzupassen. Die
Forderung der Landwirtschaft ist weiterhin wichtig, aber sie
kann nur erfolgreich sein, wenn auch die Daseinsvorsorge
in den landlichen Regionen aufrechterhalten bzw. ausge-
baut wird. Daher empfehlen wir, Artikel 91a Abs. 1 Nr. 2 GG
um die Férderung der landlichen Entwicklung zu ergin-
zen: ,Verbesserung lindlicher Versorgungsstrukturen, der
Agrarstrukturen und des Kiistenschutzes sowie ldndliche
Entwicklung“s

»  Kommunen und Landkreise im landlichen Raum sind
typischerweise stirker auf staatliche Férderprogramme
angewiesen als grofie Metropolregionen. Es bedarf aber
einer grofien Expertise, um sich zurechtzufinden in dem
unibersichtlichen Gestriipp an Foérderprogrammen und
deren komplexen rechtlichen Voraussetzungen (Beihilfe-,
Vergabe- und Haushaltsrecht; projektspezifische rechtliche,
technische und 6konomische Voraussetzungen). Gerade
in den kleineren Verwaltungen im ldndlichen Raum mit
wenigen Mitarbeitern ist dieses Spezialwissen hiufig nicht
vorhanden. Die Konsequenz ist, dass dringend benétigte
Forderprogramme oft gar nicht erst identifiziert und in
Anspruch genommen werden. Abhilfe schaffen hier-
bei koénnte ein landes- bzw. deutschlandweites Netz von
Landkreis-Lotsen. In einer eigenen, ressortiibergreifend
zustdndigen Agentur mit Standorten in ganz Deutsch-
land, vor allem den diinn besiedelten Gegenden, kénnten
Forderexperten als Anlaufstelle fiir die Kommunen und
Landkreise dienen, sie auf passende Férderprogramme
des Landes, des Bundes oder der EU hinweisen und dazu
beraten. Wo es an der nétigen spezifischen Kenntnis auch
des Lotsen fehlt, kann er die Scharnierstelle zu den ihm
bekannten Ansprechpartnern bei Projekttridgern oder
in Behorden bzw. Ministerien bilden (erste, sehr posi-
tive Erfahrungen hat der Bund im Rahmen des Sofort-

programmes Saubere Luft gesammelt, wo von Fahrver-
boten bedrohte Kommunen sich an individuelle Lotsen
wenden konnten, die sie zu unterschiedlichen, in verschie-
denen Ressorts verorteten Richtlinien beraten haben und
als immer gleicher, personlich bekannter Ansprechpartner
fur die Kommunen greifbar sind). Der Lotse ist bei einem
solchen Konzept nicht nur den Kommunen personlich ver-
traut, er kennt auch umgekehrt die Besonderheiten und
Notwendigkeiten im von ihm betreuten Landkreis.

Klein- und Mittelstidte als Zentrale Orte sind wichtige
Anker- und Kristallisationspunkte in der Fliche, die
raumlich gebiindelt zentrale Wirtschafts-, Einzelhandels-,
Kultur-, Freizeit-, Bildungs-, Gesundheits- und

soziale Versorgungsfunktionen erfiillen. Sie haben

eine Stabilisierungsfunktion in demografischen
Anpassungsprozessen und sind Ausgangspunkt neuer
wirtschaftlicher Entwicklung. Die Klein- und Mittelstadte
sind in ihren zentralortlichen Funktionen zu stirken.
Den Verwaltungskapazitdten in kleineren Stddten und
Gemeinden ist Rechnung tragen, d.h. sie sind in die Lage
zu versetzen, die Forderprogramme/Instrumente auch

zu nutzen und die Bevolkerung vor Ort einzubinden

(z.B. tiber ,Kleinstadtakademien®). Zur Steuerung von
Standortentscheidungen und Siedlungsentwicklung sowie
zur Sicherung der Daseinsvorsorge hat sich insgesamt

das Zentrale-Orte-Prinzip bewéhrt und sollte weiterhin
Anwendung finden.

Trotz anhaltender Baulandknappheit bleiben viele Bau-
flachen oft tiber Jahre hinweg ungenutzt. Es bestehen zahl-
reiche Baulticken sowohl in historisch bebauten Gebieten
als auch in den neueren Baugebieten. Auch Leerstinde
und brachgefallene Fldchen insbesondere in der Orts-
mitte beeintrachtigen die Attraktivitit und Vitalitdt einer
Gemeinde oder eines Dorfes. Eine nachhaltige Flichen-
nutzungspolitik der Stidte und Gemeinden in den land-
lichen Regionen ist daher fiir gute Lebensverhéltnisse
unabdingbar. Die Kommunen brauchen ein kommunales
Flichenmanagement mit entsprechender GIS-basierter
Flichenmanagement-Datenbank. Dazu bedarf es einer
Sensibilisierung und Wissensvermittlung fir Biirger-
meister, Stadt-/Gemeinderite und Birger zum Thema
Innenentwicklung (bestehende Regelungen im BauGB)
und auch einer Stirkung der interkommunalen Zusam-
menarbeit bei der Aufstellung von Flichennutzungs- und
Bebauungsplinen. Auch finanzielle Anreize (z. B. steuerliche
Abschreibungen in Sanierungsgebieten, Freibetrage fiir
Familien, Férderinstrumente wie Vermittlung von Mietern
in sanierte Gebaude durch jeweilige Kommunen) zur Sanie-
rung von leerstehenden Gebauden fiir die Eigentiimer und
Investoren oder eine enge Zusammenarbeit mit der Denk-
malschutzbehorde und die flexible Anwendung der gestal-
terischen/planerischen Vorgaben kénnten einen wichtigen
Beitrag zur Innenentwicklung und damit auch zur Vitali-
sierung der Ortskerne leisten. Die Gemeinden sollten die
Moglichkeiten des § 13a BauGB nutzen. Der Bund sollte
im Zusammenspiel mit den Landern priifen, welche Daten
und Systeme fir die Bilanzierung von Innenentwicklungs-
potenzialen bereits in den Bundeslindern vorhanden sind

$ Es wird darauf hingewiesen, dass die Bundesregierung momentan noch keine einheitliche Meinung zur méglichen GAK-Anderung hat.



und in welcher Form Liander und Kommunen ein Bundes-
system direkt nutzen kénnen.

Die Zukunftsfahigkeit der ldndlichen Rdume bemisst sich
heute insbesondere am Grad der Versorgung mit einer
leistungsfihigen stationiren (Breitband) und mobilen
(Funk) digitalen Infrastruktur. Mit der Digitalisierung ver-
binden sich Herausforderungen und Chancen zugleich.
Die digitale Transformation betrifft dabei vielféltige Hand-
lungsfelder. Gerade fiir die 1andlichen Riume werden
dabei neue (dezentrale) Produktions- und Vertriebs- sowie
Organisationsmodelle durch digitale Technologien und
Vernetzung moglich, die helfen kdnnen, Standortnachteile
an anderer Stelle auszugleichen. Im Dienstleistungssektor
konnen z. B. durch Telearbeit neue Arbeitsplatze geschaffen
werden. Im Bereich Bildung und Kultur kann die Digita-
lisierung zur inhaltlichen Differenzierung, Qualifizierung
und Stabilisierung der schulischen Angebote (z.B. Bildungs-
landschaften, Online-Angebote/eLearning) genutzt wer-
den. Auch in den Bereichen Gesundheit (Telemedizin,
eHealth) und Mobilitit (digitale Vernetzung, autonomes
Fahren) bieten sich neue Chancen zur Sicherstellung der
Daseinsvorsorge oder der Bereitstellung von Verwaltungs-
leistungen. Neben der Sicherstellung einer flichende-
ckenden, hochleistungsfihigen digitalen Infrastruktur

ist die Sensibilisierung der Verwaltungen, Unternehmen
und Biirger fiir das Thema Digitalisierung erforderlich. Wir
empfehlen die Erstellung von Digitalisierungskonzepten,
um lindliche Rdume in smarte Regionen zu transformie-
ren. Fir landliche Regionen gilt es aufzuzeigen, wie
zukiinftig flichendeckend angebotene leistungsfihige
IuK-Technologien sinnvoll genutzt werden kdnnen, um die
Standortqualititen landlicher Rdume fiir Wohnen, Arbei-
ten, gewerbliche und industrielle Produktion, aber auch
fir Basisdienstleistungen wie Bildung, Gesundheit und
Kultur zu verbessern und limitierende Standortnachteile
zu tiberwinden. Durch Schulungsmafinahmen, Cowor-
king-Spaces, Apps oder die digitale Verwaltung sollte/wird
die Digitalisierung auch fiir die Bevolkerung erlebbar und
nutzbringend werden.

Mobilitit von Personen und Giitern ist eine Grund-
voraussetzung fiir die Vernetzung von landlichen und
stadtischen Raumen, fiir soziale und (Bildungs-)Teilhabe
sowie wirtschaftliche Entwicklung. Hierbei ist die Siche-
rung eines adiquaten OPNV und SPNV mit der Orien-
tierung an Mittelzentren besonders fiir dltere Menschen
und Familien wichtig. Angesichts der weiterhin hohen
Bedeutung des motorisierten Individualverkehrs sollen
mit Blick auf die gute Erreichbarkeit aller Regionen bzw.
Teilraume (§2 Absatz 2 Nr. 3 ROG), insbesondere der wirt-
schaftlichen Kerne und Tourismusdestinationen in den
landlichen Regionen, diese zukunftsfahig und flichen-
deckend mit einer Ladeinfrastruktur fiir Elektromobilitét
ausgestattet werden. Auch mit Blick auf die Einhaltung der
ambitionierten Klimaschutzziele ist insbesondere in der
Fliache die Alltagstauglichkeit von umweltfreundlichen
Antriebsarten wie Elektromobilitét zu erproben. Daran
ankniipfend sollten auch andere Mobilititsformen (z. B.
e-Carsharing, e-Bike, Ride-Sharing, autonomes Fahren,
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verbessertes Radverkehrsnetz) und -technologien (z. B.
Wasserstoff-/ Brennstoffzellen-Hybrid-Ziige) gepriift bzw./
und ggf. in der Flache ausgebaut werden. Zudem sollten
in landlichen Regionen verstarkt auch Funktionen gebiin-
delt werden, so dass z. B. im Gemeindehaus die Schule,
der Kindergarten, der Coworking-Space, der Dorfladen
oder die Musikschule untergebracht sind und durch neue
Mobilitatskonzepte bzw. -angebote in den landlichen
Réumen (z. B. Mobilitats-App zum Abrufen aktueller
Mitfahrgelegenheiten im Gemeindebus, private Mitfahr-
gelegenheit, Carsharing, Fahrradgruppe) auch die Fahrten
geblindelt werden kénnen.

Durch welche Angebotsformen Daseinsvorsorge

und Infrastruktur erbracht werden, regeln Standards

in Fachgesetzen und Verordnungen. Betreiber von
Daseinsvorsorgeeinrichtungen und Infrastrukturen fithlen
sich durch Standards oft unnétig eingeschrankt. So wird in
landlichen Regionen die Anpassung des Daseinsvorsorge-
angebotes an sinkende Auslastung und riickldufige Nutzer-
zahlen immer noch durch zu starre Standards erschwert.
Standards sollten aber als Anreiz fiir die Entwicklung

und Umsetzung moglichst einfach und kostengiinstig zu
realisierender, innovativer Anpassungslosungen wirken.
Auf Seiten des Gesetz- und Verordnungsgebers gilt es des-
halb, Flexibilisierungspotenziale von Standards mdglichst
umfassend auszuschopfen, ohne allerdings eine nicht
gewollte Unterschreitung gewiinschter Qualitdtsniveaus
zu beférdern. Der Bund, die Lander aber auch die Verbande
der einzelnen Sparten der Daseinsvorsorge sind gefordert,
rechtliche Barrieren weiter abzubauen und Anreize fiir die
Entwicklung und Umsetzung innovativer Losungen zu set-
zen, so dass bei Betreibern von Daseinsvorsorge und Infra-
struktur mehr Handlungs- und Entscheidungsspielraume
bestehen.

Viele Aufgaben in landlichen Regionen (z. B. Vereinsarbeit,
Pflege, freiwillige Feuerwehr) werden auf ehrenamtlicher
Basis wahrgenommen. Es ist jedoch zu beobachten, dass
die Bereitschaft insbesondere zum langfristigen ehren-
amtlichen Engagement riicklaufig ist. Ehrenamtlich
Engagierte sollten die Moglichkeit erhalten, sich die fiir
ihre Aufgabe erforderlichen Kenntnisse und Kompeten-
zen anzueignen. Wir empfehlen die Ausschopfung aller
geeigneten o6ffentlichkeitswirksamen und insbesondere
rechtlichen Méglichkeiten, die eine deutlich starkere Sicht-
barmachung und Anerkennung des hdufig im Verborgenen
wirkenden ehrenamtlichen Engagements zum Ziel haben.
Auflerdem wird die Etablierung einer hauptamtlichen
Anlaufstelle bei jeder unteren Verwaltungsbehorde in land-
lichen Regionen empfohlen sowie der Einsatz von sog.
Regionalbudgets.

Die Sicherstellung einer gesundheitlichen Versorgung

der Bevolkerung ist fiir die Gewahrleistung gleichwertiger
Lebensverhiltnisse entscheidend und ein wichtiger Stand-
ortfaktor. Dazu gehort neben der wohnortnahen érztlichen
Betreuung auch die Versorgung mit Arzneimitteln und
pharmazeutischen Dienstleistungen. Landliche Rdume
leiden vielerorts an einem Mangel an Arzten im ambulan-
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ten Bereich, an Apothekern, Hebammen und Pflegekréften.
Wir empfehlen mit stirkeren staatlichen Anreizen die
arztliche Versorgung zu sichern (z. B. Zuschussgewihrung,
kostengiinstige Uberlassung von Raumlichkeiten), eine
Abstimmung des Versandhandels von verschreibungs-
pflichtigen Arzneimitteln mit der ortsnahen Versorgung
durch Apotheken sowie die Fortentwicklung und den
Aufbau telemedizinischer Angebote. Zudem ist eine deut-
liche Aufstockung der Finanzmittel fiir Krankenhausinves-
titionen notwendig, um die Infrastruktur auf einem
angemessenen Niveau zu halten. Wir empfehlen auch die
Forderung intelligenter, fach- und dmtertibergreifender
Versorgungskonzepte und die Einbindung der kommuna-
len Ebene in die Koordinierung der Leistungen ambulant
titiger Arzte, der Krankenhiuser sowie Vorsorge- und
Rehabilitationskliniken im Rahmen integrierter regionaler
Versorgungsplanungen.

Die Erhaltung und Erreichbarkeit von Dienstleistungs-
angeboten, Infrastrukturen der Daseinsvorsorge und
Nahversorgungangeboten fiir alle Generationen sind zen-
trale Herausforderungen im landlichen Raum. Wenn dies
nicht gelingt, ist die Attraktivitat und Zukunftsfahigkeit
eines Ortes oder sogar einer ganzen Region gefihrdet.
Oftmals stehen der Sicherung dieser Strukturen wirtschaft-
liche Risiken im Wege. Fiir die verschiedenen Aufgaben-
felder der Sicherung der landlichen Daseinsvorsorge
konnen Genossenschaften mit ihrer demokratischen
Organisationsform und ihrer 6rtlichen bzw. regionalen
Einbindung eine Losung sein: Die Menschen vor Ort
nehmen ihr Geschick selbst in die Hand und finden pass-
genaue Losungen. Genossenschaften gehdren somit zu den
Erfolgsmodellen fiir starke ldndliche Rdume. Sie férdern
die regionale Wertschopfung, binden burgerschaftliches
Engagement ein und erfiillen anstehende Aufgaben nach-
haltig. Dariiber hinaus konnen Genossenschaften zur
Starkung dezentraler Wirtschaftsstrukturen beitragen. Wir
empfehlen die Forderung des Aufbaus und der Stiarkung
genossenschaftlicher Modelle zur Sicherung der Daseins-
vorsorge in den landlichen Raumen (z. B. genossenschaft-
liche Dorfladen, genossenschaftliche Modelle zur Sicherung
der hausarztlichen Versorgung, genossenschaftlich organi-
sierte Biirgerbusse und Carsharing-Angebote).

Altersgerechte Wohnformen zur Deckung des Bedarfs
einer zunehmend ilter werdenden Gesellschaft konnen im
landlichen Raum zur Stabilisierung der 6rtlichen Nachfrage
einen zusitzlichen Beitrag leisten.

Ein wesentlicher Standortfaktor in landlichen Rdumen ist
der grofie Reichtum an vielfiltigen Kulturlandschaften
und die beachtliche Vielzahl an Tier- und Pflanzenarten,
saubere Luft, weniger Larm etc. Darauf basieren landschaft-
liche Einzigartigkeit und Schonheit, Erholungsfunktion
und die touristische Attraktivitdt der 1andlichen Raume.
Diese ,weichen“ Faktoren sind Grundbedingung fiir eine
hohe Lebensqualitat fiir die Blrgerinnen und Biirger im
landlichen Raum und schaffen eine besondere Verbun-
denheit und Identifikation mit der Region. Es wird emp-
fohlen, in Konzepten und Mafinahmen zur Entwicklung

des ldndlichen Raumes auf eine nachhaltige Entwicklung
auszurichten, sie an kiinftige Herausforderungen wie den
Klimawandel anzupassen und einen guten Umweltzustand
zu bewahren.

3. Handlungsempfehlungen
Dezentralisierung
(Stand: 12.3.2019)

Die bestehende, historisch gewachsene, polyzentrische Sied-
lungs- und Wirtschaftsstruktur in Deutschland ist eine der
sozio6konomischen Stirken des Landes und spiegelt sich in
dem Zentrale-Orte-Konzept der Raumordnung wider. Eine
Verstiarkung von Dezentralisierungsmafinahmen insbeson-
dere im Hinblick auf die Neuansiedlung und Ausgriindungen
von Bundes- und Landesbehorden sowie Hochschul- und
Forschungsstandorten tragen dazu bei, diese spezifische Sied-
lungsstruktur aufrechtzuerhalten und auszubauen.

Handlungsempfehlungen

Die Neuansiedlung und Ausgriindung von Behoérden in struk-
turschwachen bzw. vom Strukturwandel betroffenen Regionen
(z.B. Braunkohlereviere) ist in der Vergangenheit mehrfach
thematisiert worden. Sie stabilisiert im Zusammenspiel mit
weiteren strukturpolitischen Mafinahmen der wirtschafts- und
heimatpolitischen Standort- und Unternehmensférderung

das Angebot der Arbeitspldtze und sorgt mittelbar fiir die
Aufrechterhaltung und ggf. den Ausbau der Daseinsvorsorge
(Kinderbetreuung, Schulwesen, OPNV, Fernverkehr etc.). Die
Ansiedlung neuer Behorden sollte vorrangig in Klein- und
Mittelstddte mit zentralortlicher Funktion erfolgen und die
Belange der Beschiftigten von Anfang an einbeziehen. Es wird
empfohlen, dass die Bundesressorts gemeinsam fir ihre nach-
geordneten Behorden und weiteren Einrichtungen wiber eine
Clearingstelle ein integriertes Handlungs- und Kommunika-
tionskonzept ausarbeiten. Ein genereller Entscheidungsvor-
behalt des Kabinetts sollte zur Gewihrleistung ganzheitlicher
Losungsansitze im Handlungskonzept integriert sein. Die Iden-
tifizierung von geeigneten Regionen sollte auf Grundlage ent-
sprechender Indikatoren (Deutschland-Atlas) und mit dem Ziel
einer rdumlich ausgeglichenen Verteilung erfolgen. Die Lander
sollten fiir ihre Behordenansiedlungen analoge Schritte ein-
leiten und hiertiber die Clearingstelle unterrichten. So kénnten
Erfahrungen und bestehende Praxis hinsichtlich Dezentralisie-
rungsmafinahmen in die Strategie des Bundes mit einfliefen.
Wesentlich fiir den Erfolg der Ansiedlung von Behorden ist die
Einbeziehung aller politischen Akteure (Linder, Wirtschaft,
Gewerkschaften/Personalvertretungen, kommunale Spitzen-
verbinde) sowie die Abstimmung der einzelnen Prozessschritte
mit diesen Akteuren.

Neben der Neuansiedlung und Ausgriindung von Behérden

in Klein- und Mittelstidten wird empfohlen, zukiinftig Hoch-
schul- und Wissenschaftspolitik noch stirker als Struktur-
politik zu verstehen und entsprechend umzusetzen. Die Linder
sollten gemeinsam mit ihren Hochschulen priifen, inwieweit
einzelne Standorte in der Fliche auf- und ausgebaut wer-

den konnten. Angestrebt werden sollten Clusterbildungen

von Hochschulstandorten einerseits sowie Behérden und
Unternehmen andererseits, so dass letztere die zukiinftigen



Abnehmer der Hochschulabsolventen von morgen sind und
zum anderen umsetzungs- und praxisorientierte Kompetenz-
cluster entstehen. Die gegenseitige Vernetzung sollte u.a. im
Rahmen dualer bzw. ausbildungsintegrierter Studienginge
ausgestaltet sein, damit die Studierenden an die Betriebe vor
Ort gebunden werden. Auch Forschungsstandorte sollten
einbezogen werden. Es wird empfohlen, diese Entwicklung
durch Anschubfinanzierungen tiber entsprechende Forder-
programme finanziell und politisch zu flankieren.

Neben Forschung und Lehre haben Hochschulen im Wissens-
transfer in die Gesellschaft eine ,dritte Mission®, die zukiinftig
insbesondere in strukturschwachen Regionen (noch) mehr
ausgestaltet werden sollte, um im Austausch mit dem unmittel-
baren Umfeld Synergien fiir beide Seiten erzielen zu kdnnen.
Dies geht von der Bereitstellung von Ausbildungspléitzen in
den Hochschulen tiber Kooperationsprojekte mit der (Stadt-)
Gesellschaft und die Generierung passgenauer Weiterbildungs-
angebote bis zur gemeinsamen Initiierung von Griinderzentren
und der Vergabe von Griindungsstipendien. Insbesondere in
ihrer Funktion als regionaler Innovationstreiber kénnen Hoch-
schulen vor Ort starke wirtschaftliche sowie gesellschafts- und
kulturpolitische Impulse setzen.

Die Unternehmensforderung sollte zunéchst bei der Bestands-
pflege, also den eigenen Stdrken ansetzen. In der Region ver-
ankerte erfolgreiche Unternehmen sollen gehalten und schritt-
weise weiterentwickelt werden. Aus- und Neugriindungen
sollten unterstiitzt werden (s.0.). Dariber hinaus ist fiir Unter-
nehmensansiedlungen zu priifen, mit welchen Maffnahmen

z. B. durch gezielte Standortwerbemaffnahmen (auch inter-
nationale Investoren), durch finanzielle und infrastrukturelle
Anreize sowie ,weiche” Standortfaktoren eine dezentrale
Standortpolitik betrieben werden kann. Impulse hierfiir konn-
ten eine starkere Herausstellung freier Gewerbeflichen und
eine (temporire) Aussetzung oder Herabsenkung der Grund-
erwerbsteuer sein - verbunden mit einem ,Bleibe-Zwang* von
10 Jahren. Auch sollte das Potential von Gewerbeimmobilien
in landlichen Regionen gepriift und Konzepte zur Nach-/
Neunutzung entwickelt werden.

Die Digitalisierungspotentiale in Arbeit und Verwaltung
werden bis dato nur unzureichend genutzt. Vor dem Hinter-
grund, Pendlerstrome zu vermeiden bzw. zu reduzieren sowie
Ballungsgebiete zu entlasten, wird empfohlen, insbesondere

in Zentralen-Orten bzw. an Pendlerknotenpunkten vermehrt
Co-Working Spaces einzurichten und generell mehr Homeoffice
zuzulassen. Dies wiirde Beschiftigten nicht nur ein Leben in der
Flache, sondern auch die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
erleichtern. Derartige Modelle sind aber nur mit einer leistungs-
fahigen stationiren (Breitband) und mobilen (Funk) digitalen
Infrastruktur moéglich. Die Schaffung dezentraler Co-Working
Spaces in der 6ffentlichen Verwaltung kénnte in bis dato unge-
nutzten Immobilien (z. B. in alten Bahnhofen) erfolgen.

Fiir die Dezentralisierung unabdingbar ist die Sicherung und
Weiterentwicklung eines hochwertigen OPNV-Angebots
insbesondere hinsichtlich der Erreichbarkeit von Mittel-
zentren, welche auch durch eine bessere digitale Vernetzung
mit anderen, den OPNV stirkenden Mobilititsangeboten
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(Rufbusse, Carsharing, Ride-Hailing etc.) den Anspriichen und
Bediirfnissen der Menschen in der jeweiligen Region gerecht
werden kann. Angesichts von Gebietsreformen, die gerade in
schrumpfenden Regionen Verwaltungseinheiten immer grofie-
ren Zuschnitts hervorbringen, ist die Aufrechterhaltung des
Zugangs zu ortlichen Behorden ein wesentlicher Baustein zur
Erhaltung gleichwertiger Lebensverhéltnisse. Die Blirgerndhe
der Verwaltungen muss in strukturschwachen Regionen, z. B.
auch durch digitale oder mobile Formen gewahrleistet sein.

4. Handlungsempfehlungen Verbesserung
der Datengrundlagen
(Stand: 12.3.2019)

Politik braucht belastbare Daten. Gerade und auch, wenn es
um die Beschreibung und Analyse von Lebensverhiltnissen
geht. Wie ist die fuffldufige Nahversorgung vor Ort? Gibt es
ausreichend Arzte und Apotheken? Wie ist die Versorgung
mit Schulen und deren Erreichbarkeit? Wie weit ist es bis zum
nichsten Krankenhaus? Und kénnen die Biirgerinnen und
Biirger im Notfall auf eine zeitnahe Hilfe durch den Rettungs-
dienst vertrauen? Kann die Miete noch bezahlt werden oder
sind bezahlbare Wohnungen am Markt? Dies sind berechtigte
Fragen, die die Menschen in den vergangenen Jahren vermehrt
stellen.

Neben dem Angebot vor Ort spielt gerade die verkehrliche und
digitale Zugangsmoglichkeit von Infrastrukturen der Daseins-
vorsorge fiir die Lebensqualitit der Menschen eine zentrale
Rolle.

Um verantwortungsvoll und vorausschauend aber auch effi-
zient und angemessen agieren zu kdnnen, benotigt die Politik
verlissliche Daten zur Situationsbeschreibung und -bewer-
tung, die sowohl in der notwendigen Tiefe und Breite als auch
mit der Moglichkeit zum zeitlichen Vergleich dauerhaft und
bundesweit moglichst flichendeckend vorliegen miissen.

Bestehende Datenbasis transparent machen und
nutzen

Eine Menge Daten und Indikatoren liegen bereits vor, aller-
dings sind viele Daten nicht hinreichend aufbereitet oder zum
Teil mit erheblichem Aufwand zugénglich.

Die Regionaldatenbank Deutschland der statistischen

Amter des Bundes und der Linder bietet derzeit fiir 79 Sta-
tistiken regional tief gegliederte Ergebnisse der amtlichen
Statistik soweit moglich fir die Gemeinden, sonst fiir die
Kreise ganz Deutschlands an. Die Regionaldatenbank ist in
das Open Data-Portal des Bundes eingebunden. Das Angebot
der Regionaldatenbank umfasst derzeit 66 Gemeindetabel-
len und 264 Kreistabellen sowie 65 Tabellen mit Indikatoren
auf Kreisebene. Die angebotenen Tabellen basieren auf dem
Regio-Stat-Programm des Bundes und der Lander. Die Daten-
bank wird inhaltlich kontinuierlich ausgebaut. Ma3gebend
flr neue Inhalte sind Vorschliage des Arbeitskreises Regional-
statistik (unter Vorsitz BY) bzw. der fachlichen Referenten-
besprechungen und anderer statistischer Gremien des Bundes
und der Lander sowie Auswertungen der Kundennachfrage.



72 Bericht der Facharbeitsgruppe 3 ,Raumordnung und Statistik”

Fiir Daten, die in der Regionaldatenbank nicht angeboten
werden, bietet die amtliche Statistik die ,koordinierte Anfrage“
an. Ein statistisches Amt koordiniert l1dnderiibergreifende
Anfragen nach regionalstatistischen Daten zwischen den
statistischen Landesdmtern und liefert die gesammelten
Ergebnisse aller Linder. Soweit die fiir eine Auswertung bené-
tigten Einzeldatendaten zentral vorliegen, konnen diese Daten
mit Zustimmung der betroffenen Lander fiir Sonderauswer-
tungen verwendet werden.

Mit dem Angebot www.inkar.de des BBSR liegt zudem ein
flichendeckendes, gebietsbereinigtes raumliches Informations-
system vor. Hinzuweisen ist auch auf das vielschichtige Ange-
bot des ,Landatlas“ des Thiinen-Instituts (www.landatlas.de).

Zur effizienteren Nutzung dieser Daten und Informationen
werden standardisierte Auswerteoptionen unterschiedlicher
Raumtypen offentlicher Institutionen im Datenbankangebot
der Statistischen Amter der Lander und des Bundes empfohlen.

Auch gilt es den Zugang zu 6ffentlich erhobenen Daten fiir
wissenschaftliche Untersuchungen privater Einrichtungen im
Auftrag des Bundes (z.B. IAB-FDZ, AFID) zu vereinfachen und
zu beschleunigen. Schliefilich sollte mehr Transparenz iber
das bestehende Datenangebot sowie die Auswertungsmoglich-
keiten gegeben werden.

Dabei ist ein enger Austausch mit den Landern zu fiihren,
inwieweit Daten vernetzt und weiterverarbeitet werden kon-
nen. Die Erarbeitung von Rahmenkonzepten legt dazu u.a. die
erforderlichen Rahmenbedingungen zu Inhalten und Daten-
formaten zum einfachen Austausch fest.

Subjektive Indikatoren zu den Lebensverhiltnissen der
Biirgerinnen und Biirger

Die Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse 14sst sich aller-
dings nicht allein nach objektiven Indikatoren und Kriterien
erfassen und bemessen. Eine wichtige Rolle spielen auch sub-
jektive Einschdtzungen und Wertungen, die daher zu einem
umfassenden Analysebild zwingend hinzugezogen werden
mussen.

Auch im neuen System der Haushaltsbefragungen des Mikro-
zensus werden in der Unterstichprobe EU-SILC einzelne sub-
jektive Fragen zu den Lebensverhiltnissen der Biirgerinnen
und Biirger erhoben. Auflerdem werden in den Haushalts-
statistiken Fragen zu den personlichen Verhiltnissen, wie

z.B. der finanziellen Situation des Haushalts oder der Wohn-
situation gestellt, die fiir die Analyse gleichwertiger Lebens-
verhiltnisse sehr relevant sind. Das Frageprogramm des Mik-
rozensus wird ab 2020 dartber hinaus zusitzliche Fragen zur
Gesundheit und zur Wohnsituation beinhalten.

Mit der Integration des ,,EU-SILC" in das neue System der
Haushaltsstatistiken und der ungefihren Verdreifachung des
EU-SILC-Stichprobenumfangs (bundesweit von 14.000 auf ca.
40.000 Haushalte) besteht daher ab dem Erhebungsjahr 2020
die Moglichkeit, auch die vorhandenen subjektiven Indikatoren
zu den Lebensverhiltnissen auf NUTS-2-Ebene (Regierungs-
bezirke) auszuweisen. Ergebnisse hieraus wird es allerdings erst

5Vgl. in diesem Zusammenhang das im Januar 2019 gestartete Modellvorhaben der Raumordnung

2021/2022 geben und zumindest in den ersten Jahren muss
auch die Qualitit genau untersucht werden.

Ergidnzend hierzu sollte geprift werden, inwieweit noch
weitere subjektive Indikatoren aus anderen Quellen hinzu-
gezogen werden sollten und ob eine kleinrdumige Darstellung
methodisch und datenschutzrechtlich moglich ist.

Bei kleinrdaumigen Erhebungen sollten grundsitzlich die
Fehlertoleranz und die der Stichprobe zugrunde liegenden
Verfahren offengelegt werden.

Monitoringsystem ,,Gleichwertiger Lebensverhilt-
nisse” notwendig

Somit liegen viele Indikatoren vor, ohne dass diese Indikatoren
unter einem gemeinsamen Aspekt ,Gleichwertiger Lebens-
verhdltnisse“ betrachtet werden und in ein Monitoring-
system miinden. Um die bestehenden Unterschiede und die
Entwicklung der Lebensverhiltnisse mit Hilfe statistischer
Indikatoren bundesweit vergleichbar messen zu kénnen, ist
ein deutschlandweites Messkonzept erforderlich, das sowohl
vom Bund als auch von den Landern getragen wird. Daher wird
empfohlen, ein solches Monitoringsystem unter Beteiligung
der zustindigen Ministerkonferenzen (MKRO, IMK) aufzu-
bauen und zu etablieren. Dieses Monitoringsystem sollte zum
einem Aussagen tiber den Zustand und die Entwicklung der
Lebensverhiltnisse in und zwischen den Regionen Deutsch-
land ermoglichen. Es sollten u.a. die Auspriagungen raumlicher
Chancengerechtigkeit wie individuelle Startchancen und per-
sonliche Entwicklungsmadglichkeiten thematisieren werden
koénnen.®

In einem ersten Schritt sollte das Monitoringsystem eine reine
Beobachtung wesentlicher regionaler Indikatoren der Lebens-
bedingungen bereithalten. In einen weiteren Schritt sollte eine
moglichst transparente Beurteilung im Sinne einer ,,Gleich-
wertigkeit” erfolgen. Zudem sollen subjektive Indikatoren vor
allem der Untersuchung systematischer Zusammenhénge

von Lebensbedingungen, Einstellungen, Bewertungen und
Verhaltensweisen unter anderem mit Blick auf Bleibe- und
Wegzugsabsichten dienen.

Bestehende Datenerhebungen fortfithren, Datenliicken
schliefien

Die bestehenden und auch drohenden Datenliicken insbeson-
dere in den Kernbereichen der Daseinsvorsorge sowie der Nah-
und Grundversorgung miissen geschlossen werden:

« Um langfristig Verdanderungen der Lebensverhiltnisse und
der subjektiven Wahrnehmung raumrelevanter Aspekte der
Lebensqualitit beobachten und erkldren zu kénnen, wird
empfohlen, eine bestehende Bevolkerungsbefragung zu
nutzen, weiterzuentwickeln und méglichst in einem drei-
jahrigen Turnus als Daueraufgabe der raumwissenschaft-
lichen Ressortforschungen des Bundes zu verankern.

- Far die Bewertung von Lebensverhéltnissen stellt die ver-
kehrliche und digitale Zugangsmoglichkeit von Einrich-
tungen der Daseinsvorsorge sowie der Nah- und Grund-
versorgung eine wichtige Grundlage dar. Dabei spielt nicht

https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/FP/MORO/Studien/2019/regionale-lebensverhaeltnisse/start-node.html



nur die Erreichbarkeit mit dem Auto, sondern - gerade fiir
mobilititseingeschrinkte Personen - die Erreichbarkeit
mit dem Offentlichen Verkehr (OV) eine wichtige Rolle.
Die Berechnung und Darstellung von Erreichbarkeiten ist
dartber hinaus fiir die Raumentwicklung und die Daseins-
vorsorge-Planung wichtig. Fahrplandaten werden der
Allgemeinheit aktuell in Form von Fahrpldnen der einzel-
nen Verkehrsverbiinde und -unternehmen zur Verfiigung
gestellt. Fiir die bundesweite Berechnung von OV-Erreich-
barkeiten werden jedoch digitale Fahrplandaten inklusive
Haltestellenkoordinaten benotigt, die das gesamte Bundes-
gebiet flichendeckend und vollstindig abdecken. Bisher
werden diese Daten nur von einigen Verkehrsverbiinden
und -unternehmen als ,,open data“ in unterschiedlichen
Datenformaten bereitgestellt. Eine flichendeckende
Verfuigbarkeit tiber das ganze Bundesgebiet ist aber nicht
gegeben.

Es wird empfohlen, dass alle Verkehrsanbieter ihre digitalen
Fahrplan- und Haltestellendaten in einem einheitlichen
Datenformat ver6ffentlichen. Ziel sollte die Integration
aller digitalen Fahrplandaten in einen einheitlichen, 6ffent-
lich zugdnglichen Datenpool sein. Hierbei sollten moglichst
auch Angebote flexibler Bedienformen einbezogen werden,
die in diinn besiedelten Riumen oder in Randzeiten eine
grofle Bedeutung haben kénnen.

Wesentliche Daten wie z.B. die der Arzteversorgung kénnen
derzeit aus datenschutzrechtlichen Griinden nicht bereit-
gestellt werden. Ein gesetzlich verbindliches Verzeichnis
aller Vertragsarztpraxen (Hausirzte und Fachirzte) wird
zwar durch die Kassenirztliche Bundesvereinigung (KBV)
gefiihrt, kann aber - nach der derzeitigen rechtlichen Ein-
schiatzung der KBV - aus datenschutzrechtlichen Griinden
nicht zur Verfligung gestellt werden. Es wird empfohlen,
einen Kerndatensatz zu bestimmen und diesen auf Gitter-
zellenbasis durch die KBV auswerten zu lassen und alljahr-
lich zur Verfiigung zu stellen. Aufgrund der hohen Bedeu-
tung der ambulanten medizinischen Daseinsvorsorge muss
ftr diese Datenlieferung voraussichtlich eine gesetzliche
Regelungsgrundlage geschaffen werden.

Es wird empfohlen, dem drohenden Entfall von Arbeits-
marktdaten in kleinriumigen Kategorien entgegenzu-
wirken, um ein wirksames Sozialmonitoring beizubehalten
und auszubauen.

Das Bundesamt fiir Kartographie und Geodisie (BKG) sollte
sein Angebot an Points of Interest fiir Einrichtungen der
Daseinsvorsorge ausbauen. Neben weiteren 6ffentlichen
Einrichtungsarten sind auch nicht-6ffentliche aufzuneh-
men (z.B. Nahversorgungsstandorte, Arztpraxen, Standorte
von freiwilliger Feuerwehr, Sportstitten etc.) und jahrlich
zu aktualisieren. Zudem wéren ergédnzende Angaben zum
Angebot (z.B. die Versorgungsstufe der Krankenhiuser, die
Betreuungszeiten von Kitas etc.) am jeweiligen Standort
sinnvoll.

Es sollte gepriift werden, ob Daten zu regionalen Preis-
indizes (vergleichbare Lebenshaltungskosten) von der
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amtlichen Statistik in Bund und Landern aufgrund der
aktuellen wissenschaftlichen Vorarbeiten methodisch
weiterentwickelt und publiziert werden kdnnen. Weitere
Vorschlége sollen bis 2020 folgen.

+ Eswird empfohlen, dass alle Bundesressorts, die Studien
und Analysen mit regionalen Fragestellungen in Auftrag
geben, von Beginn an vertraglich sicherstellen, dass die
Bundesressorts alle regionalen Daten mit eindeutigen
Gebietskennziffer aus diesen Studien und Analysen in elek-
tronischer und weiter verarbeitbarer Form (z. B. in Excel)
mit mindestens dem einfachen Nutzungsrecht erhalten.
Eine Stelle in der Bundesverwaltung, z.B. das BBSR, sollte
diese Daten sammeln, aufbereiten und unter zur Hilfe-
nahme dieser groRen Datenmengen (BigData) iber neue
Analyseformen regionale Trendbriiche oder neue regionale
Strukturentwicklungen friihzeitig erkennen und Politik-
empfehlungen abgeben. Dariiber hinaus wird empfohlen,
die Anwendung Kiinstlicher Intelligenz fiir die Entwicklung
raumlicher Analysen zu priifen und nutzbar zu machen
(z.B. soziale Medien, regionale und lokale Presseberichte).

« Essollte zunichst im Rahmen ausgewahlter Programme
gepriift werden, ob und inwieweit zukiinftig die Bundes-
und Landesressorts ihre Investitions- und Férderpro-
gramme im Sinne von Transparenz staatlichen Handelns
unterhalb der Landerebene regional erfassen und aus-
werten sollen. Eine Zusammenschau solcher Finanzstrome
konnte unter Beachtung der methodischen Einschriankun-
gen den Beitrag der Programme zur Schaffung gleichwer-
tiger Lebensverhiltnisse deutlich machen oder Ansétze zur
Neujustierung aufzeigen. Vorab misste die Bezugsebene
sowie die Kompatibilitit mit bereits bestehenden Lander-
statistiken bzw. den Gebietskulissen vorhandener (forder-
programmbezogener) Berichtspflichten geklirt werden.

Aufbereitung und Bereitstellung der Daten

Die durch die 6ffentliche Hand gesammelten Daten stehen
vielfach noch nicht in geeigneter Form fiir die Raumbeobach-
tung, die raumliche Planung oder die Forschung zur Verfiigung.
Zu den Griinden zéhlen die fehlende Vergleichbarkeit dezentral
erhobener Daten, fehlende Schnittstellen, vertragliche Rege-
lungen zum Eigentum der Daten, der Datenschutz oder unzu-
reichend aufbereitete Daten. Die vorhandenen Angebote von
regionalstatistik.de, den Statistischen Landesamtern,

inkar.de, den Forschungsdatenzentren oder im Datenarchiv
des GESIS-Leibniz-Instituts fir Sozialwissenschaften stellen
bislang nur einen Teil der vorhandenen Daten dar. Daher wird
empfohlen, auf Bundesebene einen transparenten Daten- und
Indikatorenkatalog anzulegen, der allen féderalen Stellen
gleichermafien zur Verfiigung steht. Darauf aufbauend sollte
unter Beteiligung der Statistischen Amter der Linder und des
Bundes und der raumwissenschaftlichen Ressortforschungs-
institute gepriift werden, inwieweit Datenliicken geschlossen,
Vergleichbarkeit hergestellt und bestehende Daten fiir Raum-
beobachtung, raumliche Planung und Forschung verfiigbar
gemacht werden konnen

Es wird empfohlen, noch umfassender linderiibergreifende
Daten in das Angebot des Raumbeobachtungssystems INKAR
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(Indikatoren und Karten zur Raum- und Stadtentwicklung) des
BBSR (Bundesinstitut fir Bau-, Stadt- und Raumforschung)
und den Landatlas des Thiinen-Instituts zu integrieren. Ein
solches System soll auch der ldndertibergreifenden Vergleich-
barkeit Zentraler Orte als Grundlage gleichwertiger Lebens-
verhiltnisse dienen. Die Bereitstellung von Ergebnissen des
Monitorings kdnnte auch in einem gemeinsamen Portal von
Bund und Landern erfolgen; im Gemeinsamen Statistikportal
der statistischen Amter des Bundes und der Linder wird eine
derartige Zusammenarbeit bereits praktiziert.

Es wird empfohlen, das Angebot von georeferenzierten Statis-
tiken (wie geplant) auszubauen; aktuell ist nur ein kleiner

Teil georeferenzierbar. Es muss Transparenz hinsichtlich
dieser neuen Datenquellen hergestellt werden, damit auf
Dauer eine Loslésung von administrativen Grenzen bei der
Analyse raumlicher Gleichwertigkeitsanalysen erfolgten kann.
Um den Belangen des Datenschutzes und der statistischen
Geheimhaltung Rechnung zu tragen, missen Auswertungen
auf Basis eines INSPIRE-konformen Gitterzellennetzes moglich
sein. Grundsitzlich sollte gepriift werden, inwieweit alle zur
Verfiigung stehenden Daten zukiinftig georeferenziert werden
konnen.

Es wird empfohlen, Grenzregionen bzw. grenziiberschreitende
Aspekte mit in den Fokus aufzunehmen und hiertiber das
Gesprich mit den Nachbarldndern suchen.

Verwendung der Daten

Es wird empfohlen, dem Deutschen Bundestag bis zum
Ende der Legislaturperiode zu berichten, welche Schritte

die Bundesressorts zur Umsetzung der von der Kommission
gleichwertige Lebensverhiltnisse vorgeschlagenen
Handlungsempfehlungen zur Herstellung und Verbesserung
gleichwertiger Lebensverhiltnisse unternommen haben und
welche Ergebnisse dabei erzielt wurden.

Zudem wird empfohlen, jeweils zur Mitte einer Legislatur-
periode dem Deutschen Bundestag eine Berichterstattung zum
Stand und zur Entwicklung gleichwertiger Lebensverhéltnisse
vorzulegen. Diese Berichterstattung sollte von den Landern zu
verantwortende Inhalte und Aussagen zur Gesamtwirkung im
Hinblick auf die Erreichung gleichwertiger Lebensverhiltnisse
enthalten und ggf. weiterer Handlungsbedarf aufzeigen.

5. Handlungsempfehlungen Starkung und
Flexibilisierung der Raumordnung
(Stand: 9.4.2019)

Eine wesentliche Stirke der Raumordnung ist ihr Blick fiir das
grofle Ganze. Sie nimmt alle raumrelevanten 6ffentlichen und
privaten Belange in den Blick und hat Gber die Fachplanungen
eine moderierende Ausgleichs- und Entwicklungsfunktion.
Diese Funktion soll gestirkt werden, um eine ausgewogene
rdumliche Entwicklung in allen Teilriumen sicherzustellen.

Raumordnung kann einen wesentlichen Beitrag zur Ver-
wirklichung gleichwertiger Lebensverhaltnisse in raumlicher
Hinsicht leisten, indem sie die Nutzung der Flichen unter
Abwigung aller Interessen regelt und dadurch einen gleich-

wertigen Zugang aller zu Angeboten, Leistungen und Einrich-
tungen der Daseinsvorsorge — nétigenfalls durch staatliche
Intervention - gewéhrleistet.

Handlungsempfehlungen

Forderung gleichwertiger Lebensverhiltnisse als Staatsziel in
das Grundgesetz verankern

In § 1 Abs. 2 ROG wird als Leitvorstellung der Raumordnung
von einer ,nachhaltigen Raumentwicklung” ausgegangen, die
»Zu einer dauerhaften, grofiraumig ausgewogenen Ordnung
mit gleichwertigen Lebensverhiltnissen fiihrt“ Die Férderung
gleichwertiger Lebensverhiltnisse konnte als Staatsziel im
Grundgesetz verankert werden, um die gemeinsame Verant-
wortung von Bund, Lindern und Kommunen fiir eine nachhal-
tige und ausgewogene riumliche Entwicklung in allen Teilrdu-
men zu unterstreichen und dadurch auch die Raumordnung zu
stirken.

Zentrale-Orte-Konzept konsequent anwenden und
weiterentwickeln

Ein grundlegendes Konzept fiir die Entwicklung der
Raumstrukturen im Sinne gleichwertiger Lebensverhéltnisse
ist das Zentrale-Orte-Konzept. Fiir Zentrale Orte und ihre
jeweiligen Verflechtungsbereiche sollen ldnderspezifische
Standards fiir Ausstattung und Erreichbarkeit eine
Orientierungshilfe geben, um unter gewandelten
demografischen Bedingungen und mit Blick auf die digitale
Transformation ein Mindestversorgung der Bevolkerung in der
Flache zu gewihrleisten und dadurch einen effektiven Beitrag
zur Sicherung gleichwertiger Lebensverhéltnisse zu leisten.

Daher wird den Landern und Regionen empfohlen,

das Zentrale-Orte-System als raumliche Grundlage

der Forderung gleichwertiger Lebensverhiltnisse
weiterzuentwickeln, planerisch zu konkretisieren und fiir
eine starke Bindungswirkung in den Fachpolitiken (z.B.
Gesundheit, Bildung, Kultur, Verkehr) zu sorgen. Dabei ist
auch die Finanzierung der Uberdrtlichen Aufgaben der
Zentralen Orte mitzudenken (z. B. Verankerung in den
Finanzausgleichsgesetzen).

Dem Bund wird empfohlen, die Zentrale-Orte-Konzepte
landeriibergreifend darzustellen, um dadurch stirker auf

die raumrelevanten Bundesfachpolitiken einwirken zu
konnen. Zudem wird er aufgefordert, die Unterstiitzung der
Land-Stadt-Kooperation einerseits durch die Metropolregio-
nen, andererseits durch regionale Netzwerke zu verstarken
sowie den Aufbau des Netzwerkes der Regiopolen zu férdern.

Regionalplanung in ihren Kernkompetenzen stirken und
finanziell fordern

Aktuelle und kiinftige Herausforderungen wie z. B. Mobilitit,
arztliche Versorgung, Infrastruktur, Flichenmanagement
lassen sich nicht mehr allein auf kommunaler Ebene oder tiber
einzelne Fachplanungen 16sen, sondern bediirfen der Reflexion
und Bearbeitung auf Ebene der Region. Die Regionalplanung
sollte daher zukiinftig politisch und - soweit zielfithrend -
gesetzlich weiter unterstiitzt werden (z.B. durch regionale
Entwicklungskonzepte mitsamt tiberortlichen Strategien).



Den Lindern wird empfohlen, die einzelnen Fachplanun-
gen im Hinblick auf eine integrierte Regionalentwicklung
besser miteinander zu verzahnen und entsprechende Forder-
programme aufzulegen, um insbesondere die Sicherung der
Daseinsvorsorge in diinn besiedelten landlichen Raiumen zu
gewihrleisten.

Der Bundesraumordnung wird empfohlen, die Raum-
entwicklung mit einem eigenstindigen Forderinstrument

zu unterlegen. Férderungswiirdig wéren z. B. integrierte
Regionalentwicklungskonzepte (einschl. Strategieprozesse,
Leitbildprozesse, regionale Agenden oder Visionen 2030), die
dem rechtsférmigen Regionalplan vorangehen. Hierfir sollte
die Einfiihrung einer gesetzlichen Regelung zur Gewahrung
von Bundesfinanzhilfen fiir die Férderung eigenstandiger
investiver Mafnahmen im Rahmen verbindlicher Raum-
ordnungskonzepte zur Behebung von Defiziten in der
Daseinsvorsorge und auch in anderen Bereichen gepriift
werden (Ansatz: integriert planen und integriert umsetzen).
Die einzelnen Fordertatbestande sollten anhand der , Leitbilder
und Handlungsstrategien der Raumentwicklung in Deutsch-
land“ definiert werden.

Voraussetzungen fiir eine effektivere Regionalplanung
gestalten

Dreh- und Angelpunkt einer effektiven Regionalplanung ist
die Bindungswirkung der Raumordnungsplane sowie deren
Aktualitdt. Um dies zu fordern, wird den Landern dringend
empfohlen die personelle Ausstattung, Qualifizierung in der
Planungspraxis sowie Aus- und Weiterbildungsangebote zu
verbessern.

Zur Beschleunigung der Verfahren zur Fortschreibung der
Regionalplidne wird empfohlen, die einzelnen Prozessschritte
weitgehend zu digitalisieren, um dadurch sowohl die Verfahren
zu verkiirzen als auch den Beteiligungsgrad zu erhéhen.
Dartiber hinaus sollten innovative Formen der Biirgerbeteili-
gung genutzt werden. Dazu gehoren u.a. Planspiele, virtual
reality und 3D-Visualisierungen.

Plandaten austauschen, Raumordnung stirken

Der Austausch von Plandaten tiber das Datenaustauschformat
XPlanung, das der IT-Planungsrat eingerichtet hat, macht es
zuklnftig nicht nur moglich, Bauleitpldne und Raumord-
nungsplidne zwischen den verschiedenen beteiligten Akteuren
verlustfrei und sicher zu tibertragen. Durch den Einsatz von
Bildern und Karten lassen sich raumordnerische Belange
zudem besser nachvollziehen, was deren Akzeptanz in Gesell-
schaft und Wirtschaft erhéhen dirfte. Daher wird den Landern
und Kommunen empfohlen, XPlanung als Tool fiir Zusammen-
arbeit und Transparenz zu nutzen bzw. auf deren Nutzung hin-
zuwirken.
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B. Link-Sammlung ,best practice“-Projekte

Bayern

Bayerisches Staatsministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft
und Forsten

www.landentwicklung.bayern.de

www.infoportal-land.de

Bayerisches Staatsministerium fiir Wissenschaft und Kunst
https://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/
Publikationen/2018/2018-02-08_Digitales_Alpendorf.pdf

https://www.bayernwelle.de/chiemgau-und-rupertiwinkel/
digitales-alpendorf-ile-sichert-sich-foerdergeld

Bayerisches Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr
https://www.stmb.bayern.de/buw/staedtebau/planungszu-
schuesse/ausstellung/index.php

https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/med/aktuell /bro-
schiire_flichenschonen.pdf

Mecklenburg-Vorpommern
https://www.region-seenplatte.de/Konzepte-und-Projekte/
Regionales-Entwicklungskonzept

https://rpv-vorpommern.de/projekte/

https://www.planungsverband-rostock.de/themenprojekte/
stadt-umland-planung/

https://www.westmecklenburg-schwerin.de/de/projekte/

Niedersachsen
https://www.lgln.niedersachsen.de/wir_ueber_uns/presse/neu-
er-daseinsvorsorgeatlas-niedersachsen-wird-beim-lgln-entwi-
ckelt-159510.html

Saarland
https://amenagement-territoire.public.lu/fr/grande-region-af-
faires-transfrontalieres/Coop_bilaterales/eom.html

https://landaufschwung-wnd.de/

Sachsen
Sachsisches Staatsministerium des Innern (Richtlinie zur For-
derung der Regionalentwicklung)

Sachsisches Migrationszentrum in Reichenbach/O.L./Service-
stelle fiir auslindische Fachkrifte im Landkreis Gorlitz:
www.migrationszentrum.de

Wachstumsregion Dresden (Lead Partner: Stadt Kamenz):
www.wachstumsregion-dresden.de

Sachsisches Staatsministerium fiir Umwelt und Landwirt-
schaft (Leader-Forderung)

https://www.sparkassenzeitung.de/vertrieb/emma-ist-pilot-
projekt-geblieben.html

http://www.gemeindeerlau.de/index.php/vereine/55-genera-
tionenbahnhof-erlau-e-v

https://www.illing-pflege.de/
Sachsische Staatskanzlei (Forderrichtlinie Demografie)

Gemeinsam Querdenken:

IndustrieKulturErbe schafft Zukunft (Mittelsachsen,
2017/2018): http://www.demografie.sachsen.de/gemein-
sam-querdenken-industriekulturerbe-schafft-zukunft-8695.
html

Konzept fiir ein nachhaltiges Gebdude- und Flichenmanage-
ment unter Beriicksichtigung des demografischen Wandels
als Grundlage fiir eine ganzheitliche Entwicklungsstrategie
(Johanngeorgenstadt, 2018/2019):
http://www.demografie.sachsen.de/konzept-fuer-ein-nachhal-
tiges-gebaeude-und-flaechenmanagement-9091.html

Raumpionierstation Oberlausitz (2017/2018):
http://www.demografie.sachsen.de/raumpionierstation-ober-
lausitz-8738.html


http://www.landentwicklung.bayern.de
http://www.infoportal-land.de
https://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/Publikationen/2018/2018-02-08_Digitales_Alpendorf.pdf
https://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/Publikationen/2018/2018-02-08_Digitales_Alpendorf.pdf
https://www.bayernwelle.de/chiemgau-und-rupertiwinkel/digitales-alpendorf-ile-sichert-sich-foerdergeld
https://www.bayernwelle.de/chiemgau-und-rupertiwinkel/digitales-alpendorf-ile-sichert-sich-foerdergeld
https://www.stmb.bayern.de/buw/staedtebau/planungszuschuesse/ausstellung/index.php
https://www.stmb.bayern.de/buw/staedtebau/planungszuschuesse/ausstellung/index.php
https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/med/aktuell/broschüre_flächenschonen.pdf
https://www.stmb.bayern.de/assets/stmi/med/aktuell/broschüre_flächenschonen.pdf
https://www.region-seenplatte.de/Konzepte-und-Projekte/Regionales-Entwicklungskonzept
https://www.region-seenplatte.de/Konzepte-und-Projekte/Regionales-Entwicklungskonzept
https://rpv-vorpommern.de/projekte/
https://www.planungsverband-rostock.de/themenprojekte/stadt-umland-planung/
https://www.planungsverband-rostock.de/themenprojekte/stadt-umland-planung/
https://www.westmecklenburg-schwerin.de/de/projekte/
https://www.lgln.niedersachsen.de/wir_ueber_uns/presse/neuer-daseinsvorsorgeatlas-niedersachsen-wird-beim-lgln-entwickelt-159510.html
https://www.lgln.niedersachsen.de/wir_ueber_uns/presse/neuer-daseinsvorsorgeatlas-niedersachsen-wird-beim-lgln-entwickelt-159510.html
https://www.lgln.niedersachsen.de/wir_ueber_uns/presse/neuer-daseinsvorsorgeatlas-niedersachsen-wird-beim-lgln-entwickelt-159510.html
https://amenagement-territoire.public.lu/fr/grande-region-affaires-transfrontalieres/Coop_bilaterales/eom.html
https://amenagement-territoire.public.lu/fr/grande-region-affaires-transfrontalieres/Coop_bilaterales/eom.html
https://landaufschwung-wnd.de/
http://www.migrationszentrum.de
http://www.wachstumsregion-dresden.de
https://www.sparkassenzeitung.de/vertrieb/emma-ist-pilotprojekt-geblieben.html
https://www.sparkassenzeitung.de/vertrieb/emma-ist-pilotprojekt-geblieben.html
http://www.gemeindeerlau.de/index.php/vereine/55-generationenbahnhof-erlau-e-v
http://www.gemeindeerlau.de/index.php/vereine/55-generationenbahnhof-erlau-e-v
https://www.illing-pflege.de/
http://www.demografie.sachsen.de/gemeinsam-querdenken-industriekulturerbe-schafft-zukunft-8695.html
http://www.demografie.sachsen.de/gemeinsam-querdenken-industriekulturerbe-schafft-zukunft-8695.html
http://www.demografie.sachsen.de/gemeinsam-querdenken-industriekulturerbe-schafft-zukunft-8695.html
http://www.demografie.sachsen.de/konzept-fuer-ein-nachhaltiges-gebaeude-und-flaechenmanagement-9091.html
http://www.demografie.sachsen.de/konzept-fuer-ein-nachhaltiges-gebaeude-und-flaechenmanagement-9091.html
http://www.demografie.sachsen.de/raumpionierstation-oberlausitz-8738.html
http://www.demografie.sachsen.de/raumpionierstation-oberlausitz-8738.html

Schleswig-Holstein:

Landesweites Netzwerk Demographie, welches sich in
Zukunft vor allem auf Digitalisierung ausrichten wird:
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/D/demo-
grafie/demografie_netzwerk html

Projekte fiir den lindlichen Raum:
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/F/foerder-
programme/MELUR/LPLR/laendlicherRaumVielfalt. html

Aktivregionen:
http://www.aktivregion-sh.de/startseite.html

Demografie und Daseinsvorsorge:
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/D/demo-
grafie/demografie_bestPractice html

Masterplan Daseinsvorsorge des Kreises Nordfriesland:
https://www.nordfriesland.de/Kreis-Verwaltung/Projekte-Ini-
tiativen/Masterplan-Daseinsvorsorge

Handlungskonzept Demographie des Kreises Dithmarschen:
https://www.dithmarschen.de/Informationen-beschaffen/
Wirtschaft/Regionalentwicklung/index.php?La=1&Na-
vID=2046.77&object=tx,2046.5469.1&kat=&kuo=2&sub=0

Entwicklungsagentur fiir den Lebens- und Wirtschaftsraum
Rendsburg:
http://www.entwicklungsagentur-rendsburg.de/index.html
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Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung
(BBSR)

im Bundesamt fiir Bauwesen und Raumordnung (BBR)
MORO Aktionsprogramm regionale Daseinsvorsorge
http://www.regionale-daseinsvorsorge.de/

Johann Heinrich von Thiinen-Institut - Bundesfor-
schungsinstitut fiir Lindliche Riume, Wald und Fische-
rei

Begleitforschung LandZukunft
https://literatur.thuenen.de/digbib_extern/dn056919.pdf

https://literatur.thuenen.de/digbib_extern/dn053549.pdf

Begleitforschung Land(auf)Schwung
https://www.thuenen.de/index.php?id=5701&L=0

Verband kommunaler Unternehmen

Dorfmobilitit der Zukunft (Stadtwerke Menden/Stadtwerke
Arnsberg):

https://www.dorfmobilitaet.de/

Zukunftsfeste Infrastrukturen im lindlichen Raum
(Frither Aquidukt, heute Eifel-Pipeline: eine Trasse fiir alle(s)):
https://www.kne-web.de/

Lebensqualitit im Alter: selbstbestimmt und digital
(Stadtwerke Oberkochen):
http://www.stadtwerke-oberkochen.de/ueber-uns/


https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/D/demografie/demografie_netzwerk.html
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/D/demografie/demografie_netzwerk.html
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/F/foerderprogramme/MELUR/LPLR/laendlicherRaumVielfalt.html
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/F/foerderprogramme/MELUR/LPLR/laendlicherRaumVielfalt.html
http://www.aktivregion-sh.de/startseite.html
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/D/demografie/demografie_bestPractice.html
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/D/demografie/demografie_bestPractice.html
https://www.nordfriesland.de/Kreis-Verwaltung/Projekte-Initiativen/Masterplan-Daseinsvorsorge
https://www.nordfriesland.de/Kreis-Verwaltung/Projekte-Initiativen/Masterplan-Daseinsvorsorge
https://www.dithmarschen.de/Informationen-beschaffen/Wirtschaft/Regionalentwicklung/index.php?La=1&NavID=2046.77&object=tx,2046.5469.1&kat=&kuo=2&sub=0
https://www.dithmarschen.de/Informationen-beschaffen/Wirtschaft/Regionalentwicklung/index.php?La=1&NavID=2046.77&object=tx,2046.5469.1&kat=&kuo=2&sub=0
https://www.dithmarschen.de/Informationen-beschaffen/Wirtschaft/Regionalentwicklung/index.php?La=1&NavID=2046.77&object=tx,2046.5469.1&kat=&kuo=2&sub=0
http://www.entwicklungsagentur-rendsburg.de/index.html
http://www.regionale-daseinsvorsorge.de/
https://literatur.thuenen.de/digbib_extern/dn056919.pdf
https://literatur.thuenen.de/digbib_extern/dn053549.pdf
https://www.thuenen.de/index.php?id=5701&L=0
https://www.dorfmobilitaet.de/
https://www.kne-web.de/
http://www.stadtwerke-oberkochen.de/ueber-uns/
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1. Gemeinsamer Vorspann zu den
Thesenpapieren der UAGen
Breitband und Mobilfunk

(08.04.19)

Verantwortung des Staates fiir eine
flichendeckende Breitband- und
Mobilfunkversorgung in einem liberalisierten
Markt

1. Fir die Gleichwertigkeit der Lebensverhaltnisse ist die Ver-
fligbarkeit von schnellem Internet und von leistungsfahigen
Mobilfunkverbindungen heute elementar. Wo diese nicht
gegeben ist, leidet nicht nur die Lebensqualitit der Biirge-
rinnen und Biirger erheblich. Schnelle Breitbandverbindun-
gen sind fiir Unternehmen und 6ffentliche Einrichtungen
existenziell und ein wichtiger Standort- und Wettbewerbs-
faktor. Die Bereitstellung der Breitband- und Mobilfunk-
infrastruktur ist mithin Voraussetzung fiir politische, soziale
und wirtschaftliche Teilhabe in allen Lebensbereichen. Dies hat
die Regierungskoalition auf Bundesebene anerkannt und einen
Rechtsanspruch auf schnelles Internet in den Koalitionsvertrag
aufgenommen.

2. Die besondere wirtschaftliche und gesellschaftliche Bedeu-
tung teilt die Breitband- und Mobilfunkversorgung mit
anderen Infrastrukturen und Dienstleistungen, die im all-
gemeinen Sprach-gebrauch unter dem Begriff der Daseins-
vorsorge zusammengefasst werden. Dazu gehoren etwa der
Bereich der Energieversorgung, die Wasserversorgung und
die Abwasserentsorgung oder auch die Bereitstellung von
Verkehrsinfrastrukturen einschlieflich des OPNV.

3. Dies bedeutet, dass der Staat der Frage, ob solche Leistungen
flichendeckend verfiigbar sind, nicht gleichgiiltig gegeniiber
stehen darf. Vielmehr trifft ihn auch dann, wenn er die Bereit-
stellung grundsatzlich privater Tatigkeit tiberlésst — was bei
anderen Leistungen der Daseinsvorsorge (z.B. der Energie-
versorgung) der Fall ist - eine besondere (Gewéhrleistungs-)
Verantwortung.

4. Das Grundgesetz setzt fiir den Telekommunikationssektor
mit Art. 87f Abs. 1 und 2 GG einen besonderen Rahmen, in dem
es ein Spannungsverhaltnis zwischen staatlicher (Gewihr-
leistungs-)Verantwortung und privater Leistungserbringung
formuliert. Nach Art. 87f Abs. 1 GG gewihrleistet der Bund im
Bereich der Telekommunikation flichendeckend angemessene
und ausreichende Dienstleistungen. Diese Dienstleistungen
werden nach Art. 87f Abs. 2 GG als privatwirtschaftliche Tatig-
keiten durch private Anbieter erbracht. Das in Art. 87f GG fiir
den Telekommunikationsbereich vorgesehene Regelungsregime
ist daher schon von Verfassungs wegen durch die Kombination
eines staatlichen Gewihrleistungsauftrags, der zugleich eine
Befugnis zur Regulierung enthalt (Absatz 1), mit der Ermogli-
chung einer privatwirtschaftlichen Betitigung privatrechtlicher
Anbieter (Absatz 2 Satz 1) geprigt (BVerfGE 108, 370, 393).

5. Der Telekommunikationssektor ist also nur mit der Maf3-
gabe aus der staatlichen Regie entlassen worden, dass dabei
die (Gewihrleistungs-)Verantwortung des Staates nicht auf-
gegeben wird. Das Privatisierungsgebot des Art. 87f Abs.2

Satz 1 GG ist Ausdruck eines Vertrauens in die privatwirt-
schaftliche Leistungsfahigkeit auf einem liberalisierten

Markt und tberfiithrt die Telekommunikationsdienst-
leistungen grundsétzlich in den privaten Sektor. Zugleich
begriindet der Gewihrleistungsauftrag des Absatzes 1 die
staatliche Verantwortung, marktwirtschaftlich bedingte
Nachteile fiir eine Grundversorgung der Bevolkerung mit
Telekommunikationsdienstleistungen zu verhindern (BVerfG
a.a.0.) Wegen der grundlegenden Bedeutung der Versorgung
mit Telekommunikationsdienstleistungen erwartet die Bevol-
kerung daher zu Recht und im Einklang mit den Vorgaben des
Grundgesetzes vom Staat, dass er dort tatig wird, wo sich der
Aufbau von Breitband- und Mobilfunkinfrastrukturen fiir die
Unternehmen nicht rechnet und daher unzureichend erfolgt
oder ganz unterbleibt.

6. Darin liegt die besondere Herausforderung fiir Bund, Linder
und Kommunen beim Breitbandausbau wie auch beim Aufbau
der Mobilfunknetze: Unter den Bedingungen eines marktwirt-
schaftlich getriebenen Ausbaus sicherzustellen, dass an allen
Orten unseres Landes Telekommunikationsdienstleistungen
im erforderlichen Mafle verfiigbar sind. Ein langerfristiger Aus-
schluss von Teilen der Bevolkerung oder der Wirtschaft von
dieser Versorgung ist nicht hinnehmbar. Daher miissen staat-
liche Mafinahmen dort in Betracht gezogen werden, wo der
marktwirtschaftliche Ausbau diese Versorgung in einem ange-
messenen zeitlichen, qualitativen und finanziellen Rahmen
nicht leistet.

7. Der staatliche Gewdhrleistungsauftrag geht allerdings

iber den Universaldienst des Telekommunikationsrechts
hinaus. Art. 87f Abs. 1 GG beschreibt ein verfassungsrechtlich
gebotenes Mindestmaf} an Versorgung, fiir das sich der Staat
verschiedener Instrumente bedienen kann. Er stellt dartiber
hinaus klar, dass der Staat insoweit auch die privaten Anbieter
in die Pflicht nehmen kann. Das Grundgesetz erlaubt dem
Staat die Formulierung weitergehender, vor allem politisch zu
identifizierender und zu verantwortender Infrastrukturziele.

8. Ob und inwieweit staatliche Eingriffe in das Marktgeschehen,
beispielsweise iber eine aktuell diskutierte staatliche Infra-
strukturgesellschaft, zur Sicherstellung einer flichendeckenden
Versorgung und damit zur Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhdltnisse geboten sind, bedarf einer Entscheidung im
Einzelfall.



2. Thesenpapier der UAG
,Breitbandausbau“

der AG ,Technische Infrastruktur”
der Kommission

»,Gleichwertige Lebensverhiltnisse“
(Stand: 28.02.19)

I. Ausgangslage

1. Eine moderne digitale Infrastruktur mit leistungsfiahigen,
flichendeckenden Breitbandinfrastrukturen und einer korres-
pondierenden Mobilfunkversorgung ist die notwendige
Bedingung, um die wirtschaftliche Entwicklung von Regionen
zu stimulieren, strukturelle Nachteile landlicher Raume zu
kompensieren, Telearbeit zu unterstiitzen, Bildungschancen zu
erhohen sowie generell die digitale Teilhabe der Menschen zu
verbessern.

2. Der Status Quo des Breitbandausbaus zeigt, dass das derzeit
von der Bundesregierung noch fiir Ende 2018 verfolgte 50
Mbit/s-Ziel Mitte 2018 erst zu 82,9% erreicht ist. Lindliche
Réume sind dabei erst zu 50,5% versorgt, halbstiddtische
Regionen zu 76,0% und stidtische Regionen zu 93,5%.

Noch schlechter fir die 1andlichen Raume sieht es bei einer
Versorgung mit 100 Mbit/s aus: 19,4%/ 53,6%/ 83,2%. Bei FTTB/
FTTH liegt die Versorgung im Bundesdurchschnitt bei 8,5% mit
erheblichen regionalen Unterschieden.

3. Trotz erheblicher Férderanstrengungen von Bund, Lindern
und Kommunen weist diese Ausgangslage darauf hin, dass
hinsichtlich des Ausbauzustandes der digitalen Infrastruktur
derzeit nicht von einer Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse
gesprochen werden kann.

II. Strategischer Rahmen

4. Eine leistungsfahige und zukunftssichere Breitband-
technologie muss die bestehenden und kiinftigen Bedarfe

der Wirtschaft und der Bevolkerung hinsichtlich Bandbreite,
Latenz, Symmetrie, Stabilitat und Paketlaufzeit uneinge-
schréankt erfiillen. Nach derzeitigem Erkenntnisstand erfiillen
Glasfaserleitungen bis in die Gebdude oder Haushalte (FTTB/
FTTH) diese Anforderungen. Der HFC-Technologie (vor allem
im Standard DOCSIS 3.1) kommt mit ihrer grundsatzlichen
Gigabitfahigkeit eine wichtige Rolle zu, zumal das Koaxialkabel
zunehmend durch Glasfaser ersetzt wird.

5. Der Bau von FTTB-/ FTTH-Infrastrukturen ist weiter vor-
anzutreiben, damit eine fehlende Infrastruktur nicht zum Eng-
passfaktor bei der Digitalisierung von Wirtschaft und Gesell-
schaft wird. Ubergangstechnologien auf Kupferbasis diirfen
nicht langer im Fokus des Breitbandausbaus stehen.

6. Die Bundesregierung und auch die Lander sollten aus den
genannten Griinden ein langfristiges, tiber 2025 hinausreichen-
des Infrastrukturziel verfolgen, ndmlich eine weitgehend
flichendeckende Versorgung mit FTTB/FTTH. Anspruch sollte
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es sein, in moglichst naher Zukunft bereits substantielle FTTB/
FTTH-Versorgungsgrade zu erreichen.

7. Um den Ausbaupfad tiberpriifen zu kénnen, sollte in
geeigneten Zeitrdumen und mit sinnvollen Meilensteinen ein
Monitoring erfolgen und zur Nachsteuerung genutzt werden.

8. Das Infrastrukturziel sollte von allen Marktteilnehmern
und staatlichen Akteuren mit den jeweils geeigneten Inst-
rumenten verfolgt werden. Primér muss dabei der flichen-
deckende Glasfaserausbau eigenwirtschaftlich durch die
Unternehmen vorangetrieben werden (siehe Art. 87f GG).
Wegen fehlender Wirtschaftlichkeit in bestimmten Regionen
und wegen unterschiedlicher Ausbaustrategien der Unterneh-
men kommt aber ein Gigabit-Ausbau, insbesondere ein FTTB/
FTTH-Ausbau nicht in erforderlichem Mafe voran. Daher ist
unter dem Aspekt der Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse,
der Unterstlitzung strukturschwacher Regionen und der allge-
meinen Wirtschaftsférderung und unter Berticksichtigung des
Beihilferechts eine staatliche Unterstiitzung des Glasfaser-Aus-
bau bis zum Gebidude geboten.

9. Der besondere Bedarf von soziodkonomischen Treibern
(gewerbliche Nachfrager, Bildungs-, Verwaltungs- und sonstige
wichtige Einrichtungen des 6ffentlichen Lebens), der auch im
landlichen Raum besteht, ist dabei zu berticksichtigen. Dies
wird zum Teil bereits durch die Initiativen von Bund, Lindern
und Kommunen umgesetzt, wonach eine Férderung von nicht
vom Markt mit gigabitfdhigen Leistungen erschlossenen Schu-
len, Krankenhédusern und Gewerbegebieten noch in dieser
Legislaturperiode mit Glasfaser vorgesehen ist.

10. Beim Ausbau mit FTTB/FTTH-Infrastrukturen ist der
besondere Bedarf des Anschlusses von Mobilfunkstandorten
an das Glasfasernetz (insbesondere im Bereich 5G) sicherzu-
stellen.”

11. Bei den HFC-Netzen ist unter Berticksichtigung der
weiteren Entwicklungsstufen davon auszugehen, dass deren
Leistungsfahigkeit zurzeit ausreichend ist, durch den markt-
getriebenen Ausbau in den néchsten Jahren von den Betreibern
bedarfsgerecht gesteigert und der Anteil der an den Endkunden
heranreichenden Glasfaserleitungen weiter erh6ht wird. Von
daher ist ein Einsatz 6ffentlicher Férdermittel in Regionen mit
solchen HFC-Netzen derzeit weder notwendig noch gerecht-
fertigt.

I1I. Konkrete Mafinahmen zur Umsetzung

12. Folgende Instrumente kommen fiir eine staatliche Unter-
stitzung des Glasfaserausbaus in Betracht:

a. Investitions- und wettbewerbsférdernde Regulierungs-
politik: Eine Reduzierung der Regulierung bei FTTB/
FTTH-Infrastrukturen ist dann mdglich, wenn ein nach-
haltiger Wettbewerb auch kiinftig gewdhrleistet ist und die
Bundesnetzagentur wirksame ex-post-Eingriffsmoglich-
keiten hat. Auf dieser Basis sollten nicht zuletzt die Mog-
lichkeiten des neuen EU-Telekommunikationsrechts-
rahmens (,Kodex“) genutzt werden.
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b. Kostensenkende Mafnahmen auf Basis des DigiNetzG:
Das DigiNetzG sollte regelméifig auf seine Wirksamkeit in
der Praxis tiberpriift werden. Ein Uberbau von Glasfaser-
infrastrukturen ist zu vermeiden. Der Erfolg des DigiNetzG
héangt auch davon ab, dass ausreichende Informationen
Uber verfiigbare Infrastrukturen und Baustellen sowie
generell iber die Instrumente des DigiNetzG bereitste-
hen und die Moglichkeiten des DigiNetzG vor Ort durch
Kommunen, Landes- und Bundesbehorden - etwa im
Bereich innovativer Verlegetechnologien (ggf. unterstiitzt
durch bundesweit geltende technische Regelwerke bzw.
einschligige Haftungsregelungen) - umfassend genutzt
werden.

c. Beschleunigung, Standardisierung und Digitalisierung
von fiir den Glasfaserausbau relevanten Genehmigungs-
verfahren

d. Verstirkte Offentlichkeitsarbeit zur Darstellung
kinftiger Bandbreitenbedarfe und Anwendungen.

e. Forderprogramme

i. Bereitstellung ausreichender Mittel des Bundes
und der Lander im Rahmen eigenstdndiger Breitband-
forderprogramme, die ausschliefilich FTTB-Projekte in
weiflen und grauen Flecken fordern.

ii. Priifung, wie den gestiegenen Baukosten sowie der
Breitbanderschlieffung schwieriger Aulengebiete Rech-
nung getragen werden kann; optionale Ubernahme der
kommunalen Eigenanteile durch die Lander

iii. Das bisherige Foérdermittelmanagement hat sich
grundsatzlich bewihrt und sollte beibehalten werden.
Vor allem sollte die Abwicklung der Férderung auch in
Zukunft iber kommunale Strukturen erfolgen.

f. Zeitnahe Anpassung der beihilferechtlichen Grund-
lagen mit der Moglichkeit, alle Regionen, die nicht tiber
eine Gigabitversorgung verfligen (,graue Flecken®), unter-
stiitzen zu konnen.

g. Entwicklung von neuen (Finanzierungs-) Modellen
flir den privatwirtschaftlichen sowie den geférderten
Breitbandausbau durch geeignete Institutionen. Abgleich
mit geeigneten Modellen in anderen Lindern. Dazu
gehort auch eine vertiefte Priiffung des so genannten
Konzessionsmodells, von Beteiligungsgesellschaften, von
Wholesale-Only-Modellen sowie alternativen Finanzie-
rungsformen.

h. Unterstiitzung von geeigneten biirgerschaftlichen
Eigeninitiativen beim Breitbandausbau

13. Unterstiitzung von Initiativen zur Schaffung von Platt-
formen, um einen Open Access wirksam realisieren zu konnen,
die Wirtschaftlichkeit der Projekte zu verbessern und die Wahl-
moglichkeiten fiir die Kunden zu erhéhen.

14. Optimierung der Beratungsleistungen fiir den Breitband-
ausbau in Deutschland, z. B. durch das Breitbandbiiro des
Bundes oder die Kompetenzzentren der Liander.

15. Prafung von Maffnahmen, um den steigenden Baukosten
auch beim Breitbandausbau sowie dem erkennbaren Fach-
kriaftemangel entgegenzuwirken.



3. Thesenpapier fiir die UAG
,2Mobilfunk“ der AG , Technische
Infrastruktur” der Kommission

»,Gleichwertige Lebensverhiltnisse“
(Stand: 11.03.2019)

I. Zur Situation des Mobilfunkausbaus

1. Mobile Sprachtelefonie und mobile Datennutzung geho-
ren zur Lebensrealitit der Einwohner in der Bundesrepublik
Deutschland. Mit Blick auf die kiinftige Bedeutung smarter
Technologien fiir den Lebensalltag der Menschen und die
damit verbundene Notwendigkeit stabiler und leistungsfahiger
mobiler Datenverbindungen nimmt die Bedeutung des Mobil-
funks rasant zu.

2. Eine leistungsfahige, stabile und flichendeckend verfiigbare
Mobilfunkversorgung ist kiinftig ein mafigeblicher Faktor bei
der Sicherung gleichwertiger Lebensverhéltnisse in Deutsch-
land. Bund, Lander und Kommunale Spitzenverbande sind sich
daher einig darin, eine solche umfassende Verfiigbarkeit von
Telekommunikationsdienstleistungen in mobilen Netzen als
strategisches Ziel der Mobilfunkversorgung zu verfolgen. Dabei
miissen bereits frithzeitig die Weichen fiir die Mobilfunknetze
der 5. Generation im stddtischen und im ldndlichen Raum
gestellt werden.

3. Die im Rahmen der Frequenzvergabe fiir den Mobilfunk
im Jahr 2015 festgelegten Versorgungsauflagen, mit denen eine
Mobilfunkversorgung von mindestens 97% aller Haushalte in
jedem Bundesland (bundesweit 98%) sowie eine vollstindige
Versorgung der Bundesautobahnen sowie der ICE-Strecken
sichergestellt werden soll, sind dafiir ein notwendiger, aber
noch kein hinreichender Zwischenschritt.

4. Die Erftllung der Auflagen aus der Frequenzversteige-
rung 2015 (700 MHz, 900 MHz, 1,5 GHz und 1,8 GHz) bis zum
01.01.2020 scheint zum jetzigen Zeitpunkt wahrscheinlich.
Die im Rahmen der Versteigerung von 2 GHz und 3,6 GHz-
Frequenzen in 2019 festgelegten Versorgungsauflagen tragen
das mobile Internet noch weiter in den lindlichen Raum.

5. Erginzend sind in der gemeinsamen Erklarung zum
Mobilfunkgipfel vom 12.07.2018 weitere Mafinahmen zum
Mobilfunkausbau vereinbart worden, u.a. eine Abdeckung von
99% der Haushalte bis Ende 2020 und von 99% der Haushalte in
jedem Bundesland bis Ende 2021.

6. Trotz der geltenden Versorgungsauflagen und des
erfolgten Ausbaufortschritts ist festzustellen, dass selbst
im &lteren Mobilfunkstandard GSM (Global System for
Mobile Communications), der heute im Wesentlichen der
mobilen Sprachtelefonie dient, und erst Recht im Hinblick
auf das 4G-Netz nach wie vor erhebliche flichenbezogene
Versorgungsliicken bestehen.

7. Das strategische Ziel der Mobilfunkversorgung soll durch
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ein abgestimmtes, entschlossenes Vorgehen von Bund, Landern
und Kommunen sowie den Telekommunikationsunternehmen
umgesetzt werden.

8. Dabei gilt es, eine doppelte Herausforderung zu meistern:
Zum einen die Weiterentwicklung des bestehenden haus-
haltsbezogenen Versorgungsbegriffs hin zu einem flachen-
bezogenen Verstindnis, der dem mobilen Charakter zukinf-
tiger Anwendungen gerecht wird, zum anderen die ziigige und
flichendeckende Einfiihrung des 5G-Standards.

9. Der Aufbau des 5G-Netzes wird sich schrittweise vollziehen.
So gilt es gerade im ldndlichen Raum zunéchst eine Versor-
gung mit Sprachtelefonie und mobilen Internetdiensten im
niedrigen Frequenzbereich flichendeckend zu erreichen. Die
Verdichtung des 5G-Netzes unter Nutzung hoherer Frequenz-
bereiche mit dem Ziel eines flichendeckenden Ausbaus wird
dann auf Grundlage des fortschreitenden Glasfaserausbaus
erfolgen, da die Leistungsfahigkeit von 5G entscheidend von
der Verfligbarkeit von Glasfaseranschliissen abhangt.

I1. Ziele fiir den kiinftigen Mobilfunkausbau

10. Die Meilensteine fiir den Mobilfunkausbau lassen sich im
Hinblick auf das Ziel gleichwertiger Lebensverhaltnisse wie
folgt zusammenfassen:

a. Die Umsetzung der bestehenden Versorgungsauflagen
aus 2015 und 2019 sowie der Selbstverpflichtung der Mobil-
funkunternehmen aus dem Mobilfunkgipfel.

b. Bis 2025 die flichendeckende (im Sinne von flichen-
bezogene) Mobilfunkversorgung der Bundesrepublik
Deutschland, beurteilt anhand eines ,,Quality of Service“
Kriteriums, mit Sprachtelefonie und mobilen Internet-
diensten.

c. Dartiiber hinaus die Verdichtung des zukinftigen
5G-Netzes mit dem Ziel eines flichendeckenden Ausbaus
auch im ldndlichen Raum.

11. Um diese Meilensteine zukiinftig effektiv und unter
realistischen Bedingungen zu tiberpriifen, sind bis Ende 2019
folgende vorbereitende Maffnahmen notwendig:

a. Die tatsdchliche Versorgungssituation und bestehende
Unterversorgungen miissen einer systematischen Uberprii-
fung unterzogen werden. Damit muss die Erfiillung der
bestehenden Versorgungsauflagen und Selbstverpflichtun-
gen sichergestellt und die tatsdchliche Versorgung im Sinne
des ,Quality of Service“ fiir die Nutzer erhoben werden.

b. Um einen besseren Uberblick tiber die Versorgungs-
situation zu erhalten, muss der Priif- und Messdienst der
Bundesnetzagentur gestarkt und die Ergebnisse bestehen-
der Auswertungen - abgegrenzt mindestens nach Land-
kreisen und kreisfreien Stadten - den Landern bereitgestellt
werden.

c. Sofern Ergebnisse und Methodik der Funkloch-App
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der BNetzA nicht ausreichen sollten, ist zudem eine Ver-
pflichtung der Netzbetreiber zur Bereitstellung weiterer
Daten erforderlich, um die Versorgung auf Basis realer
Nutzerdaten auszuwerten. Die so gewonnenen Daten sind
in einem einheitlichen Versorgungsatlas fiir Festnetz und
Mobilfunk auf Ebene des Bundes (Breitbandatlas) zu inte-
grieren und den Landern und Kommunen zugéinglich zu
machen.

d. Auf Grundlage des Versorgungsatlas und der Erhe-
bung der tatsiachlichen Versorgung muss zwischen Bund,
Lindern und Kommunen sowie Telekommunikations-
unternehmen abgestimmt werden, wie eine flichende-
ckende Versorgung auf Basis des 5G-Standards erreicht
werden kann.

III. Mafinahmen zur Umsetzung

Verstirkt flichenbezogener Ausbau in Erginzung
des haushaltsbezogener Ausbaus durch die
Telekommunikationsunternehmen

12. Im Hinblick auf die Verbesserung der Mobilfunkversorgung
im ldndlichen Raum ist es notwendig, auf einem neuen Mobil-
funkgipfel im Jahre 2019 weitere ambitionierte Ausbauziele
und Mafinahmen zu vereinbaren. Dabei sind auch Stufenziele
in Betracht zu ziehen, anhand derer der Mobilfunkausbau
kontinuierlich tiberprift werden kann.

13. Gegenstand der Vereinbarung sollte auch die Nutzung des
den Unternehmen bereits zugeteilten Spektrums im niedrigen
Frequenzbereich (unterhalb 1 GHz) fiir den 5G-Rollout sein.
Des Weiteren sind auch weitere Verbesserungen im Mobilfunk-
empfang entlang der wichtigsten Verkehrswege anzustreben.

14. Es sollte ein gemeinsames Verstdndnis von Bund, Linder
und Kommunen sowie Telekommunikationsunternehmen fir
Jflichendeckend“ im Sinne einer flichenbezogenen Versorgung
erarbeitet werden. Dabei sind technisch-physikalische, recht-
liche, wirtschaftliche und topographische Faktoren ebenso zu
berticksichtigen wie die besondere Bedeutung einer flichende-
ckenden Mobilfunkversorgung fiir die Herstellung gleichwer-
tiger Lebensverhiltnisse. Des Weiteren muss abgegrenzt wer-
den, welche Beitrige die Telekommunikationsunternehmen
eigenwirtschaftlich oder im Rahmen von Versorgungsauflagen
leisten konnen und welche anderen Instrumente zu einer
Flichendeckung herangezogen werden miissen.

Regulatorische Mafinahmen zur Verbesserung der
flichenbezogenen Versorgung

15. Im Rahmen der Umsetzung des neuen europiischen
Telekommunikationsrechtsrahmens (Kodex) in das Tele-
kommunikationsgesetz miissen die sich daraus ergebenden
Moéglichkeiten zur Auferlegung von passivem und aktivem
Infrastruktursharing und lokalem Roaming in unterversorgten
Regionen geprift werden, um eine bessere und wirtschaft-
lichere Erschlieffung zu ermoglichen. Dabei sind die Auswir-
kungen auf den Wettbewerb und die Investitionsbereitschaft
der Netzbetreiber abzuwiagen. Dabei sind ggf. regulatorische

Mafinahmen zur Sicherstellung effizienten Wettbewerbs einzu-
beziehen.

16. Diensteanbieter ohne eigenes Netz stellen ein wichtiges
Element zur Belebung des Wettbewerbs und zur Férderung von
Innovationen dar. Daher sollte tiberpriift werden, ob die gel-
tenden Regelungen zu Diensteanbietern (Verhandlungsgebot
sowie Diskriminierungsverbot) ausreichen, um diesen einen
angemessenen Zugang zu den Netzen der Mobilfunknetzbe-
treiber zu gewihrleisten. In jedem Fall muss die BNetzA ihre
»Schiedsrichterrolle“ im Verfahren zwischen Diensteanbietern
und Netzbetreibern intensiv wahrnehmen.

17. Um auch an den Auflengrenzen der Bundesrepublik
Deutschland eine verléssliche Mobilfunkversorgung sicherzu-
stellen, miissen die BNetzA sowie die Bundesregierung - soweit
erforderlich - mit ihren jeweiligen Einflussmoglichkeiten die
Koordinierung mit den Nachbarstaaten vornehmen.

Zukiinftige Ausschreibungsbedingungen an flichenbezogene
Versorgung anpassen

18. Soweit zuklinftige Versorgungsauflagen und regulatorische
Instrumente zur Verbesserung der flichenbezogenen Versor-
gung genutzt werden kénnen, hat dies Vorrang vor einer ein-
maligen Erzielung von Einnahmen aus der Frequenzvergabe.

19. Hinsichtlich der Flaichenabdeckung mit Sprachtelefonie
und mobilen Internetdiensten sind bei kiinftigen Vergaben

von Frequenzen entsprechende Versorgungsauflagen unter
Beachtung des Verhiltnisméfigkeitsgrundsatzes aufzunehmen.
Von dieser Moglichkeit muss insbesondere im Rahmen der spa-
testens 2025 anstehenden Zuteilung von Spektrum im niedrigen
Frequenzbereich (unterhalb 1 GHz) Gebrauch gemacht werden,
der fiir eine flichendeckende Versorgung besonders geeignet ist.

20. Rechtzeitig vor der Einleitung neuer Frequenzvergaben
missen im Sinne der flichendeckenden Haushalts- und
Gebietsversorgung auch neuartige Vergabeverfahren gepriift
werden, beispielweise eine Auktion zu negativen Preisen bei
verbindlichen Versorgungspflichten.

21. Neben den Versorgungsauflagen miissen in diesem Zusam-
menhang auch finanzielle Anreizsysteme im Rahmen des
Vergabeverfahrens geprift werden, wie zum Beispiel eine ver-
zogerte oder reduzierte Zahlung von Lizenzgebiihren bei der
Erschlieftung wirtschaftlich unattraktiver Regionen.

22. Die Erfiillung von Versorgungsauflagen aus Frequenzverga-
ben muss durch eine intensive Kontrolle der BNetzA sowie bei
Bedarf durch Einsatz von wirksamen Sanktionsinstrumenten
sichergestellt werden. Soweit die geltenden Instrumente nicht
ausreichen, sind gesetzliche Anderungen erforderlich.

Offentliche Akzeptanz und Férderung des Ausbaus

23. Eine Verbesserung der Mobilfunkversorgung, sowohl im
Hinblick auf ,Quality of Service als auch im Hinblick auf die
flichenbezogene Versorgung, sowie die Nutzung hoherer Fre-
quenzbereiche (z.B. fiir bestimmte 5G-Anwendungen) werden



zuklnftig eine hohere Dichte an Funkmasten erfordern. Daher
bedarf es einer umfassenden Offentlichkeitsarbeit, um die
Chancen und Risiken mobiler Internetdienste sachgerecht zu
kommunizieren.

24. Um die Méglichkeiten von 5G zu erproben und die 6ffent-
liche Akzeptanz zu fordern, sollten bei den geplanten Modell-
regionen (5x5G-Strategie) alle Bundesliander und ebenfalls
mehrere lindliche Gebiete mit geeigneten Projekten profitie-
ren.

25. In Ergédnzung der oben genannten Instrumente zur
Gewihrleistung einer flichenbezogenen Mobilfunkversorgung
ist unter Berticksichtigung des Beihilferechts unter Feder-
fihrung des Bundes zeitnah zu priifen, wie eine effiziente
Strategie zur Forderung des Mobilfunkausbaus in unversorgten
Gebieten moglich und sinnvoll ist.

26. Um besonders schwer mit Mobilfunk zu erschliefiende
Einzelstandorte zu erreichen, sollte auch die Eignung und
der Einsatz von richtfunk- und satellitengestiitzten Losungen
geprift werden; letztere insbesondere dort, wo geringere
Anforderungen an die Latenz gestellt werden.

UAG Mobilitiat und Verkehrsinfrastruktur
Stand: 17.04.2019
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4. Konsolidierte Ergebnisse der
Unterarbeitsgruppen
,Verkehrsinfrastruktur” und
»~Mobilitit“ der Arbeitsgruppe
,Technische Infrastruktur® der
Kommission Gleichwertige
Lebensverhiltnisse

Mobilitit und Erreichbarkeit sind unverzichtbare, grund-
legende Voraussetzungen fiir gesellschaftliche Teilhabe, Wirt-
schaftswachstum, Beschiftigung und Wohlstand. Fiir die Her-
stellung und Sicherung gleichwertiger Lebensverhiltnisse im
Bereich der Mobilitit spielt ein flichendeckend verfiigbares,
leistungsfihiges, erschwingliches und nutzerorientiertes
Mobilititsangebot eine wichtige Rolle.

Voraussetzung fiir eine Mobilitit von Personen und Giitern

in allen Landesteilen sind moderne Verkehrsinfrastrukturen.
Die Bereitstellung und die Qualitéit von Verkehrswegen und
Verkehrsanlagen sind in einem hoch entwickelten Land wie
Deutschland im Zentrum Europas nicht nur fiir die Produktivi-
tit der Volkswirtschaft und damit fiir Beschéftigung und Ein-
kommen aller Biirgerinnen und Biirger, sondern insbesondere
als Aufgabe der Daseinsvorsorge von elementarer Bedeutung.
Eine leistungsfiahige Verkehrsinfrastruktur als wesentlicher
Faktor zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhiltnisse muss
- auch vor dem Hintergrund des demografischen Wandels

- die Erreichbarkeit und die Mobilitét gerade auch in den land-
lichen Regionen gewéhrleisten, aber auch dem Wachstum in
den Metropolen und ihrem Umland gerecht werden.

Regionale Verkehrskonzepte und regionales Mobilititsma-
nagement sind eine wichtige Voraussetzung zur Sicherung
von Erreichbarkeit und Mobilitit. Die Stidte sind immer stér-
ker mit dem Umland und mit lindlichen Rdumen verzahnt.
Berufspendler legen ldngere Strecken zurtick.

Der Bedarf an Mobilititsangeboten wird durch ein sich
dnderndes Mobilititsverhalten beeinflusst. In urbanen Riu-
men deutet sich bei einigen Personengruppen an, dass private
PKW weniger genutzt werden - bspw., weil nutzerfreundliche
Mobilitdtsalternativen zunehmend bereitstehen und attrakti-
ver werden. Jedoch ist in landlichen Regionen der eigene PKW
aufgrund noch fehlender Alternativen hiufig noch unersetz-
lich. So besitzen in landlich und doérflich gepréigten Regionen
bis zu etwa 90 Prozent der Haushalte ein eigenes Auto, wih-
rend in Metropolen die Zahl (allerdings auch aufgrund der
6konomischen Belastung aufgrund der Wohnungsnot in den
Ballungszentren) nur noch bei 58 Prozent der Haushalte liegt?;
Die Fahrzeugverfiigbarkeit hingt also sehr stark von Siedlungs-
dichte und -form ab; in sehr diinn besiedelten Flachen ist die
Situation insbesondere fiir Personen ohne Fahrzeug sehr unbe-
friedigend. Der demographische Wandel wirkt sich ebenfalls
auf Mobilitdtsverhalten und erforderliche Angebote aus.

Attraktive Angebote beeinflussen das Mobilitdtsverhalten

1Vgl. Infas & DLR (2018): Mobilitit in Deutschland. Ergebnisbericht. Bonn.

und die Nutzung unterschiedlicher Verkehrsmittel. Allerdings
ist nicht tiberall in Deutschland die Verkehrsinfrastruktur
gleichermafien ausgebaut. Ebenso ist nicht allerorts ein aus-
reichendes offentliches Mobilititsangebot gegeben. Wahrend
fir stadtische Gebiete schon viele neue wirtschaftlich reali-
sierte Angebote moglich erscheinen und zum Teil bereits
umgesetzt werden, sind ldndliche Rdume fiir die meisten neuen
Anbieter im Verkehrsmarkt offenbar wirtschaftlich uninteres-
sant.

Das bedeutet, dass in allen Landesteilen und Regionen ein
attraktives Angebot gerade auch von 6ffentlichen Verkehrs-
mitteln - in Verkniipfung mit zusitzlichen Angeboten, z.B.
von Leih-Fahrridern oder Carsharing-Autos - vorhanden
sein sollte, um den Verkehrsteilnehmern auch aufierhalb der
Ballungsrdume die Wahl zwischen dem eigenen Auto und
Alternativen hierzu mdglich zu machen.

Um vernetzte Mobilititsangebote bereitzustellen, sollten
die verschiedenen Akteure iiber die Grenze der eigenen
Zustandigkeit hinausblicken und Kooperationen eingehen,
denn Mobilitit endet nicht an Grenzen der Gebietskorper-
schaft und Zustdndigkeitsbereichen. Neuen Angeboten wird
der Marktzugang erleichtert, wenn ihnen ein Genehmigungs-
marathon erspart wird. Dies kann durch ein gebietskorper-
schaften- und zusténdigkeitsbereichstibergreifendes
Zusammenarbeiten der Behorden und Stakeholder erreicht
werden. Anderungen in der Verkehrsplanung miissen auch die
Situation der Nachbarregionen berticksichtigen.

Die Digitalisierung bietet Chancen fiir die Verbesserung der
Mobilititsbedingungen, welche es zu nutzen gilt. Neue Infor-
mationssysteme und -techniken kdnnen u.a. dazu beitragen,

+ Information und Planbarkeit zu verbessern durch anbieter-
und verkehrsmitteliibergreifende (Echtzeit-)Information,

o Intermodale Wegeketten zu ermoglichen durch
intelligente Vernetzung entsprechend den Fahrgast-
anforderungen,

« Verkehrswege und Verkehrsleistung zu verringern - bspw.
durch Telearbeit und Videokonferenzen,

Verkehrsaufkommen zu entzerren, bspw. durch flexible
Arbeitszeiten, Sharing Apps im privaten Bereich und firmen-
spezifische Transportméglichkeiten (,Firmenbusse“).Die
Digitalisierung sollte dazu genutzt werden, Mobilitét verkehrs-
trager- und verbundiibergreifend effektiver, effizienter und
nutzerfreundlicher zu gestalten.

Um ein flichendeckend verfiigbares, bedarfsgerechtes, leis-
tungsfihiges und attraktives Mobilititsangebot zu gewihr-
leisten, ist eine aufgabengerechte Finanzausstattung der

offentlichen Mobilititsanbieter zwingende Voraussetzung.

Der Koalitionsvertrag fiir die 19. Legislaturperiode sieht vor,
»ein Programm zur Forderung der Mobilitit im lindlichen
Raum“ aufzulegen (S. 78). Ein solches vom Bund finanziell
hinterlegtes und gezielt eingesetztes Forderprogramm wird

URL: http://www.mobilitaet-in-deutschland.de/pdf/MiD2017_Ergebnisbericht.pdf, S. 35 (Metropolen sind hier Stidte mit mehr als einer halben Mio. Einwohner.).



ausdriicklich begriif3t. Auch die Linder sollten erginzende
Forderinitiativen mit dieser Zielrichtung priifen. Dabei soll-
ten Finanzierungsprogramme des Bundes und der Linder im
Hinblick auf Mobilitit moglichst die Herstellung gleichwer-
tiger Lebensverhiltnisse als Forderfokus mit einbeziehen. Das
vorliegende Ergebnispapier unterstreicht diesen Bedarf und
gibt Empfehlungen ab, die bei der Aufstellung von Férderpro-
grammen moglichst beriicksichtigt und ebenfalls finanziell
hinterlegt werden sollten.

Handlungsempfehlung A:

Eine moderne, leistungsfiahige Infrastruktur
als Voraussetzung fiir vielfiltige
Mobilititsangebote gewihrleisten

Die finanziellen und baulichen Zustands-Defizite der Ver-
kehrsinfrastruktur - und zwar fiir die Verkehrstriger Strafle,
Schiene und in Teilen auch Binnenschifffahrtswege - sind in
den Berichten der Kommissionen unter der Leitung von Herrn
Dr. Daehre bzw. von Herrn Prof. Bodewig in den Jahren 2012

- 2015 untersucht, dokumentiert und aufgearbeitet worden,
und zwar mit besonderem Fokus auf den aufgestauten Erneue-
rungsbedarf.? Dies ist ein wesentlicher Hintergrund fiir die drin-
gend notwendigen verstirkten Anstrengungen insbesondere des
Bundes zugunsten der Investitionen in dessen Verkehrswege.

Vor diesem Hintergrund konzentrieren sich die nachfolgenden
Ausfithrungen auf ausgewahlte Punkte des Schienen-, Strafien-
und Radverkehrs.

Die deutliche Mehrheit der Verkehrsleistungen wird durch den
Strafienverkehr erbracht - allein auf den Bundesfernstrafien
mehr als viermal so viel Personenverkehr wie auf der Schiene
(1t. VDV 2016: 87 Mrd. Pkm Schiene / Bundesfernstrafen: ca.
400 Mrd. Pkm). Der Anteil des MIV am Modal Split betragt

laut der aktuellen Studie ,,Mobilitit in Deutschland (MiD)“

43 Prozent fur MIV/Selbstfahrer + 14 Prozent fiir MIV/Mit-
fahrer; zum Vergleich: OPV 10 Prozent, Fahrrad 11 Prozent, zu
Fuf} 22 Prozent (Aufkommen der Wege).

Die Entwicklung der Verkehrsinfrastrukturen als Grund-

lage der Mobilititssysteme fiir Personen- und Giiterverkehr
waren in der Vergangenheit vor allem durch die Anpassung
der Kapazititen an die steigende Verkehrsnachfrage geprigt,
wobei die tatsichlichen Investitionen dem lingst erkennbaren
Bedarf um viele Jahre hinterher hinken - mit der Folge, dass
die notwendigen Baumafinahmen auf eine zumeist ohnehin
schon iiberlastete Infrastruktur treffen und die Funktions-
fihigkeit aus Sicht der Nutzer unzumutbar beeintrichtigen.

Schon heute und weiter zunehmend werden ebenso struktu-
relle Anderungen die Anforderungen an die Verkehrsinfra-
strukturen bzw. die Infrastrukturpolitik bestimmen.

Hierzu zihlen:
+ demographische Entwicklung und Verdnderung der

Lebensstile mit einer Neubewertung der landlichen
Riume als Wohn,- Arbeits- und Lebensraum,
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+ zusitzliche Anforderungen des Klimaschutzes an den
Verkehrssektor angesichts von der Bundesrepublik
abgegebener internationaler Zusagen,

- steigende Anforderungen fiir die Bestandserhaltung
der Netze,

+ Schuldenbremse und Umstellung der
Finanzierungsstrukturen.

Die Orientierung an folgenden Entwicklungszielen wird
vorausgesetzt:

+  Erhalt und Sanierung sind die logische Grundlage von
Ausbau (Kapazititserweiterung) und eher vereinzeltem
Neubau (zur Beseitigung bestehender Engpésse; d.h.
Erhalt und Sanierung vor Neubau),

+  hohere Effizienz beim Mitteleinsatz und Uberpriifung
von Standards,

- intermodale Vernetzung mit gut vertaktetem
Schienensystem.

A1l: Eine leistungsfihige Schieneninfrastruktur
gewihrleisten

Die Sicherung der Erreichbarkeit iiber die Schiene aus den
Ballungsriumen bis in die Fliche und andersherum ist
elementar fiir die Lebensqualitit sowohl in stidtischen als
auch lindlichen Regionen und wesentlich zur Herstellung
gleichwertiger Lebensverhiltnisse.

Durch die Reduzierung der Fernverkehrsanschliisse der DB
AG in den 2000er Jahren in einigen Regionen haben sich die
Lebensverhiltnisse hinsichtlich des Zugangs zu Fernverkehrs-
leistungen stark auseinander entwickelt. Der Nahverkehr
konnte trotz eigener Wachstumsraten diesen Verlust nur zum
Teil kompensieren. Fiir die iiberwiegende Zahl der Reisenden
ist es inakzeptabel, wenn das nédchste Schienenfernverkehrs-
angebot erst in einer Stunde oder mehr zu erreichen ist.

Defizite bestehen - neben dem Fahrplanangebot - auch bei
der Leistungsfahigkeit und Funktionstiichtigkeit im tiglichen
Betrieb sowie in der Erhaltung und Unterhaltung der Eisen-
bahninfrastruktur. Zugausfille und Gefahrensituationen vor
allem im Regionalverkehr hdufen sich neben anderen Unter-
haltungsméangeln. Defekte Weichen und Ziige sowie marode
Bahnstationen sind nicht linger hinnehmbar.

Das im Bundeshaushalt 2019 zur Verfiigung gestellte Budget fiir
den Ausbau der Bundesschienenwege liegt mit 1,65 Mrd. Euro
noch immer unter dem im Ergebnis der Daehre-Kommission
ermittelten jahrlichen Finanzbedarf von 1,8 - 2 Mrd. Euro. Zur
Erreichung der Zielsetzungen der Bundesregierung aus dem
Schienenpakt - Verdopplung der Anzahl der Fahrgiste bis
2030 - sind zukiinftig weitaus umfinglichere Investitionen
notwendig als bisher vorgesehen. Vor diesem Hintergrund ist
zu priifen, inwieweit die Herangehensweise bei den Entschei-
dungen iiber die Bauwtiirdigkeit von Schienenprojekten beson-
ders fiir den Regional- und S-Bahnverkehr verandert werden

2 Daehrekommission 2012, Bodewigkommissionen I (2013) und II (2016), Expertenkommission im Auftrag des BMWI (,Fratzscherkommission“ 2016).
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sollte. Die notwendige weit hohere Leistungsfihigkeit des Eisen-
bahn-Personenverkehrs sollte sich nicht langer auf die ohne-
hin schon bevorzugten Fernverkehrs-Relationen beschrinken,
sondern muss insbesondere auch im Regional- und Nahverkehr
Schritt halten kénnen.

Fiir die Einfithrung einer netzweiten, einheitlichen digi-
talen Leit- und Sicherungstechnik (ETCS) sind dem Bedarf
angemessene zusitzliche Mittel erforderlich. Dariiber hinaus
sollten automatisiert fahrende Ziige erprobt werden.

Rund 60 Prozent des deutschen Schienennetzes sind bereits
elektrifiziert, also mit einer Oberleitung ausgestattet und damit
flir den Betrieb von E-Loks geeignet. Die Bundesregierung

will laut Koalitionsvertrag bis 2025 70 Prozent des Schienen-
netzes in Deutschland elektrifizieren. Durch die Steigerung des
Anteils elektrifizierter Strecken kann der SPNV beschleunigt
und somit ein Gewinn fiir die Mobilitat in 1andlichen Réumen
erzielt werden. Die Elektrifizierung sollte deshalb schnell vor-
angetrieben und auch nach 2025 weiterverfolgt werden. Hier
bedarf es noch geeigneter Finanzierungs- und Entscheidungs-
instrumente. Zudem kénnen durch die Dekarbonisierung im
Schienenverkehr Abgas- und Lirmemissionen gesenkt werden.
In diesem Zusammenhang wird die im Koalitionsvertrag des
Bundes implementierte Starkung des Schienenverkehrs im
Rahmen des Schienenpakts 2030 begriifit.

In den vergangenen 25 Jahren sind nach Angaben des Eisen-
bahnbundesamtes rund 5000 Kilometer des deutschen
Schienennetzes stillgelegt worden. Neben der Elektrifizierung
konnen mit der Reaktivierung stillgelegter Schienenstrecken
- soweit verkehrlich sinnvoll - bei entsprechendem Potential
Verlagerungen auf die Schiene generiert werden. Insbesondere
fiir den Personenverkehr ist die Reaktivierung stillgelegter
Schienenstrecken von grofier Bedeutung, da hierdurch lind-
liche Rdume wieder erschlossen werden kénnen und den
Menschen die schnelle Anbindung an ein iiberregionales Ver-
kehrsnetz ermdoglicht wird.

Bahnhofe sind vielfach als multimodale Mobilitétsstationen
geeignet und Gibernehmen dartiber hinaus besonders in land-
lichen Rdumen auch Funktionen der Daseinsvorsorge. Das
Forderprogramm zur Steigerung der Attraktivitit kleinerer
Bahnhoéfe in Deutschland sollte finanziell aufgestockt werden,
darf nicht nur auf Bahnhéfe mit iiber 1000 Ein- und Ausstei-
gern pro Tag begrenzt werden und sollte auch Moglichkeiten
der Sanierung von (historischen) Bahnhofsgebiauden und Ver-
kniipfungsstellen mit anderen Verkehrstriagern beinhalten.
Die Uiberproportionale Verlagerung von damit verbundenen
Lasten auf die Kommunen muss dabei unterbleiben, um das
Programm schnell ausrollen zu kénnen - die Lasten mussen
entsprechend der Zustidndigkeiten proportional verteilt werden.

A2: Eine leistungsfihige Strafleninfrastruktur
gewihrleisten

Nach Angaben des Bundesministeriums fiir Verkehr und digi-
tale Infrastruktur (BMVI) umfasst das gesamte Strafennetz
heute fast 13.000 Kilometer Autobahn und 38.000 Kilometer
Bundesstrafien. Dazu kommen 87.000 Kilometer Landes-
strafien, 92.000 Kilometer Kreis- und rund 659.000 Kilometer

3Vgl. Verkehr in Zahlen 2018/2019, S. 101.

Gemeindestrafien.® Die flichendeckende Erschlieffung aller
Siedlungsflichen ist damit grundsitzlich gewéhrleistet. Aller-
dings reichen die tatsichlichen Kapazititen gerade der Haupt-
strecken des Fernverkehrs vielfach nach wie vor nicht aus, um
eine zeitgemifle Zuverlissigkeit und Nutzbarkeit sichern zu
konnen. Dieses Problem erhilt zusatzliches Gewicht durch das
unvermeidbare weitere Anwachsen gerade auch des Giiterver-
kehrs. Wenn aber die Kapazitit der Hauptachsen der Strafien-
netze nicht ausreicht, dann ergibt sich eine gefdhrliche und
umweltschédliche Verdrangung von Verkehren in die nach-
geordneten Netze und in die Wohnbereiche hinein.

Eine qualitativ hochwertige Straflen- und Verkehrsinfra-
struktur ist fiir Unternehmen ein zentraler Standortfaktor.
Laut aktueller Verkehrsverflechtungsprognose des Bundes
(Juni 2014) ist bis 2030 von einem weiter stark zunehmenden
Giter- (+38 Prozent gegentiber 2010) und Personenverkehr
(+12 Prozent) auf der Strae auszugehen. Der Bedarf an einer
modernen Infrastruktur insbesondere zur Entlastung der ver-
kehrlichen Auswirkungen in den Stddten und Gemeinden, wird
zukiinftig also weiter steigen.

Der Bundesverkehrswegeplan 2030 bertiicksichtigt im
Wesentlichen die vorrangigen Ausbaubedarfe, soweit diese vor-
aussichtlich mit den ins Auge gefassten gesamten Investitions-
umfingen innerhalb des zeitlichen Rahmens realisierbar sind.
Es bleibt eine zentrale Herausforderung, dass die zusatzlichen
Kapazititen ausreichen, um die steigende Belastung v.a. mit
Giterverkehr aufzufangen.

Gegen den Substanzverzehr und den Investitionsstau bei
den Bundesfernstraflen werden seitens des Bundes neben
einem Investitionshochlauf seit 2016 als Losungsansitze

u.a. die Einfithrung der PKW-Maut und die Errichtung einer
Verkehrsinfrastrukturgesellschaft verfolgt. Die strukturellen
Veridnderungen in den Zustindigkeiten diirfen nicht zu Uber-
gangsproblemen hinsichtlich der Investitionstatigkeit fithren.

Um fiir den Ausbau und die Erhaltung des Strafiennetzes

den richtigen Mafistab zu setzen, ist eine sachgerechte
Funktionszuordnung der Straf3en fiir das Verkehrsnetz
erforderlich. Ausgehend von der Funktionsfihigkeit des
Netzes zur ErschliefSung der Fliche muss der Ausbau von
Landes- und Kommunalstraflen von den jeweiligen Baulast-
trigern priorisiert werden. Nach gegenwértigem Stand wer-
den die vorhandenen Finanzierungsinstrumente bei weitem
nicht ausreichen, um den Substanzverzehr aller Landes- und
Kommunalstrafien einschlieflich Briickenbauwerken in
einem noch ertriglichen und verantwortbaren Zeitrahmen

zu beseitigen. Dies gilt auch fir den Fall, dass die Linder das
Auslaufen der Férderung des kommunalen Strafienbaus aus
dem Entflechtungsgesetz nach 2019 in gleicher Héhe aus
Landesmitteln kompensieren. Schon jetzt ist absehbar, dass die
aktuellen Finanzierungsmoglichkeiten allein nicht ausreichen,
um den Substanzverzehr auch nur der prioritidren Landes- und
Kommunalstraen aufzuhalten oder gar zu beseitigen.

Die Weiterentwicklung alternativer Antriebe und die Digi-
talisierung der Mobilitit stellen zusitzliche Anforderungen an
die Strafieninfrastruktur.



So sind Lander und Kommunen finanziell nicht in der Lage, die
erforderliche Ausstattung an Ladepunkten zum Schnell- und
Normalladen an verkehrswichtigen Strafien vorzunehmen. Das
zurzeit laufende Bundesprogramm tiber die Férderrichtlinie
~Ladeinfrastruktur fiir Elektrofahrzeuge* sollte bis zur
Erreichung einer flichendeckenden und bedarfsgerechten
Ladeinfrastruktur in allen Landesteilen, gegebenenfalls auch
iber 2020 hinaus, fortgesetzt werden.

Zudem werden zurzeit in zahlreichen Modell- und Forschungs-
vorhaben die Chancen und Risiken des automatisierten und
vernetzten Fahrens getestet. Systeme des automatisierten
Fahrens sollten grundsétzlich mit der vorhandenen Stralen-
infrastruktur auskommen; wenn ein signifikanter Nutzen (wie
etwa Steigerungen der Effizienz oder der Verkehrssicherheit)
zu erwarten ist, konnten sich Anpassungen oder Erginzungen
der vorhandenen Infrastruktur fiir das automatisierte Fahren
als sinnvoll erweisen. Straflengebundene Lésungen sind von
Lindern und Kommunen nicht in notwendigem Umfang
flichendeckend finanzierbar. Nur netzunabhingige Losungen
konnen unter der Voraussetzung der Bedarfsabdeckung durch
Breitband und Mobilfunk auch eine Anwendung innovativer
Systeme in der Fliche ermoglichen und weitere Ungleichheiten
vermeiden.

A3: Eine leistungsfihige Radverkehrsinfrastruktur
gewihrleisten

Gemeinsames Ziel von Bund, Lindern und Kommunen ist

es, den Radverkehr attraktiver und sicherer zu machen. Fiir
Planung, Bau und Unterhaltung von Radverkehrsinfrastruk-
tur im 6ffentlichen Verkehrsraum sind grundsitzlich die
Straf}enbaulasttriger verantwortlich. Fiir das iberwiegende
Strafiennetz sind das die Kommunen.

Der seit Januar 2013 geltende ,Nationale Radverkehrsplan
2020 - Den Radverkehr gemeinsam weiterentwickeln“ hilt
fiir 2020 einen Anteil des Radverkehrs von 15 Prozent an den
insgesamt zuriickgelegten Wegen fiir moglich. Dieser Anteil
wird jedoch nicht in allen Regionen Deutschlands gleicherma-
Ren erreicht. Es gibt ein Nord(West)-Stid-Gefille, sowie starke
Unterschiede zwischen Stadt und Land. So fehlt es in ldnd-
lichen Ridumen héufig noch an der Grundinfrastruktur; auch
konnen Ausbau und Unterhaltung der Radverkehrsinfrastruk-
tur mit dem steigenden Bedarf nicht immer Schritt halten.
Hinzu kommt, dass die bestehende Radverkehrsinfrastruktur
vielerorts an aktuelle technische Standards angepasst werden
sollte. Allerdings sind auch in diinn besiedelten lindlichen
Kreisen 56 Prozent der zuriickgelegten Wege unter 5 km lang
und konnten - bei einem sicheren und liickenlosen Radwege-
netz - zumindest in Teilen verstirkt per Rad zuriickgelegt
werden. Bei der Fortschreibung des Nationalen Radverkehrs-
plans sollten lindliche Rdume daher stérker beriicksichtigt
werden, insbesondere sollten Liicken geschlossen und die
Radwege moglichst optimal mit dem 6ffentlichen Verkehr
vernetzt werden. Auch sollten die Standards in den Bereichen
Information und Kommunikation angepasst werden sowie
die Sicherheit des Radverkehrs in die Planungen einbezogen
werden.
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In den Ballungsrdaumen kann der Radverkehr Entlastung-
seffekte beim motorisierten Individualverkehr erzielen, in
landlichen Rdumen die Erreichbarkeit des 6ffentlichen Ver-
kehrs erh6hen und insbesondere Berufspendler unterstiitzen.
Dies kann durch die Entwicklung sicherer Fahrradrouten im
Stadtverkehr, die Fortsetzung des Baus von straflenbegleiten-
den Radwegen und die Kombination von Radwegen mit ldnd-
lichem Wegebau und mit touristischen Radwegen erreicht
werden.

Zur Erhohung des Anteils des Radverkehrs am Verkehrsauf-
kommen miissen Bund und Linder weiterhin Verantwortung
fiir wichtige Infrastrukturprojekte iibernehmen. Der Bund
sollte insbesondere Radwege entlang von Bundesstrafien, Bun-
deswasserstraflen und Bundesschienenwegen bauen, sowie
Radschnellwege und Pilotprojekte starker féordern. Auch sollten
Radschnellwege entlang der Autobahnbriicken vom Bund
finanziert werden.

Die Bundesférderung fiir den Radverkehr sollte ziigig auf

200 Mio. Euro entsprechend der Ankiindigung des ersten
Dieselgipfels am 2. August 2017 angehoben werden. Der
Ermessensspielraum bezliglich der Férderung auch im Rahmen
des § 5a FStrG bei abweichender Strafdenbaulast sollte star-

ker genutzt und zugunsten der Férderung ausgelegt werden.
Dartiber hinaus sollten Tunnel, Briicken oder vergleichbare
Bauwerke fir zentrale Radverkehrsverbindungen zukinftig
verstirkt gefordert werden.

Wichtig ist ferner die Schaffung sicherer Abstellmoglich-
keiten fiir Fahrrider z.B. an Bahnhofen und Endhaltestellen
des OPNV. Dadurch kann weiteren Pendlern die Nutzung von
Bahn/OPNV und Fahrrad als Alternative zum Auto attraktiver
ermoglicht werden. Ferner kann der Bund auch regulativ einen
Beitrag fiir eine ziigige Infrastrukturentwicklung leisten, indem
er flir eine bessere Radverkehrsfiihrung z.B. die Zulassung von
Schutzstreifen fir den Radverkehr im Aufienbereich prift und
die Anlage von Fahrradstraen in den Stidten erleichtert.
Innovationen miissen leichter und umfassender erprobt
werden. Zudem sollte untersucht werden, ob sich aus der Auf-
hebung der Radwegbenutzungspflicht infolge der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts (Urteil vom 18.11.2010
-3 C42.09) mogliche Hemmnisse des Infrastrukturausbaus
ergeben haben, die beseitigt werden sollten.

Schliefilich sollte auch die zunehmende Verbreitung von
Elektromobilitit im Radverkehr (Pedelecs und E-Bikes) in
den Programmen von Bund, Lindern und Kommunen stir-
ker beriicksichtigt werden. Wihrend in den Metropolen nur
ca. 20 Pedelecs auf 1.000 Einwohner kommen (= 3 Prozent der
Haushalte), sind es in den kleinstddtischen, doérflichen Riumen
dreimal so viele (=8-10 Prozent der Haushalte)®. Durch die
Zunahme der Pedelecs und E-Bikes werden neue Regionen
und Zielgruppen fiir den Radverkehr erschlossen (z.B. Berufs-
verkehr, Pendeln zwischen Stadt/Umland, hiigelige Regionen,
grofere Einzugsbereiche der Knotenpunkte des OPNV etc.).
Dadurch ergeben sich aber auch besondere Herausforderungen
an die Radinfrastruktur und die Verkehrssicherheit.

4Vgl. Infas & DLR (2018): Mobilitit in Deutschland. Tabellarische Grundauswertung. Bonn. URL: http://www.mobilitaet-in-deutschland.de/pdf/MiD2017_Tabellenband_Deutschland.pdf, S. 45

(Tabelle AW12).

5 Vgl. Infas & DLR (2018): Mobilitit in Deutschland. Ergebnisbericht. Bonn. URL: http://www.mobilitaet-in-deutschland.de/pdf/MiD2017_Ergebnisbericht.pdf, S. 39.
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Um eine leistungsfihige Verkehrsinfrastruktur im Hinblick
auf gleichwertige Lebensverhiltnisse zu gewihrleisten,
empfehlen wir:

die Schienenverkehrsinfrastruktur starker zu fordern,
indem

+ die Investitionen in die Schienenwege deutlich erhoht
werden,

« die Umsetzung des Deutschlandtaktes und
Digitalisierung des Schienennetzes forciert wird,

- sowohl Haupt- als auch Nebenstrecken des
Schienennetzes elektrifiziert werden,

- stillgelegte Bahnstrecken reaktiviert werden,

« kleinere Bahnhofe durch Sanierungsmafinahmen
attraktiver gestaltet werden.

die Straflenverkehrsinfrastruktur starker zu fordern, indem

« der Aufbau der Ladeinfrastruktur fir die E-Mobilitit
weiter vorangetrieben wird,

« beider Férderung des automatisierten Fahrens
vorrangig solche Systeme unterstiitzt werden, die
keinen Eingriff in den StrafRenbaukoérper verlangen,

- fiir Landes- und Kommunalstrafien eine sachgerechte
Funktionszuordnung fiir das Verkehrsnetz - und
dadurch eine stirkere Priorisierung durch die jeweiligen
Baulasttrager — durchgefiihrt wird.

die Radverkehrsinfrastruktur stirker zu fordern, indem

« beider Fortschreibung des Nationalen Radverkehrs-
plans und in den Radverkehrsnetzen der Lander land-
liche Rdume stérker berticksichtigt und besser mit dem
offentlichen Verkehr vernetzt werden,

« die bestehende Radverkehrsinfrastruktur an aktuelle
technische Standards angepasst wird,

- Radinfrastruktur sicherer gemacht wird,

+ die Investitionen in den Bau von Radwegen erhoht
sowie Pilotprojekte stirker geférdert werden,

- sichere Abstellmoglichkeiten fiir Fahrrader z.B. an
Bahnhéfen und Endhaltestellen des OPNV geschaffen
werden,

- die zunehmende Verbreitung von Elektromobilitit
im Radverkehr (Pedelecs) in den Programmen
von Bund, Lindern und Kommunen im Hinblick
auf verdnderte Anforderungen hinsichtlich der
Radverkehrsinfrastruktur stiarker berticksichtigt
werden.

Handlungsempfehlung B:

Vernetzung der Verkehrsangebote verbessern:
Multi- / Intermodalitat mit einem starken
Offentlichen Verkehr (OV)

Ein Mobilititssystem, das verschiedene Mobilititsangebote
intelligent multi- und intermodal vernetzt, erméglicht
eine leistungsfihige Mobilitit fiir Personen und Giiter. Das
gilt verkehrsmitteliibergreifend wie auch fir die einzelnen
Verkehrsmittel.

Doch Multi- und Intermodalitit wird nur gelingen, wenn
dafiir auch die entsprechenden finanziellen Mittel zur
Verfiigung stehen und die Kombination verschiedener
Fortbewegungsmittel fiir die Menschen komfortabel ist.
Es gilt insbesondere, den motorisierten Individualverkehr,
der gerade in landlichen Ridumen stark verbreitet ist, besser
mit dem OPNV in anliegenden verdichteten Regionen

oder Ballungsraumen zu verkniipfen und funktionierende
Schnittstellen fiir tagliche Land-Stadt- bzw. Stadt-Land-
Verbindungen zu schaffen.

Daher bedarf es einer stirkeren Forderung des Aufbaus von
Mobilititsstationen als physischem Ort der Verkniipfung
unterschiedlicher Mobilititsformen an OPNV-Haltestellen,
aber auch unabhiingig vom OPNV. Bspw. sollten - wo
sinnvoll und moéglich - Haltestellen mit Park&Ride-Park-
platzen und Fahrradparkhiusern als Wechselpunkte
vernetzter Mobilitit sowohl in lindlichen Rdumen wie

auch im Ballungsrandbereich sichergestellt werden. Hier
sind gemeinsame Anstrengungen von Bund, Lindern und
Kommunen erforderlich.

Um funktionierende intermodale Reiseketten zu ermég-
lichen, ist es auflerdem notwendig, dass die Hauptachsen im
offentlichen Verkehr gestirkt, das Netz der Zubringerverkehre
deutlich ausgeweitet und die Takte sowie - soweit moglich -
auch Tarifsysteme aufeinander abgestimmt werden.

Die Bundesregierung hat sich dafiir ausgesprochen, die
Umsetzung des Deutschlandtakts voranzutreiben. Die
Linder unterstiitzen dies ausdriicklich, da damit insgesamt
ein deutlich besseres, zwischen Fern- und Nahverkehr
abgestimmtes Angebot erzielt und das Bahnnetz durch die
Einbindung des Giiterverkehrsnetzes effizienter ausgenutzt
werden kann (,Robustes Netz*). Die dafiir notwendigen
Aus-und Neubaumafinahmen miissen entsprechend ziigig
ermittelt, ausreichend dotiert und realisiert werden. Die
bereits bestehenden Nahverkehrstakte der Linder sollten dabei
bestmoglich integriert werden und - wo sinnvoll und noch
nicht geschehen - durch landesbedeutsame (Schnell-)Buslinien
ergianzt werden.

Der Busverkehr sichert schliefilich nicht nur die Mobilitét
von Schiilerinnen und Schiilern, sondern erfillt eine
wesentliche Erschlieffungs- und eine Zubringerfunktion zum
Eisenbahnverkehr. Vertaktete regionale Bussysteme konnen
eine sinnvolle Ergdnzung oder Alternative zum SPNV in



der Fliche sein und kénnen die Nachfrage biindeln. Diese
Bussysteme sind die Grundvoraussetzung fiir eine Fein-
erschliefBung durch alternative Bedienformen im OPNV.

Fiir die Feinerschlieffung sollten Systeme mit kleineren
Fahrzeugen bzw. flexibleren Fahrzeiten zum Einsatz kommen.
Hierfiir konnen bereits bestehende Moglichkeiten im geltenden
Ordnungsrahmen des PBefG noch stirker genutzt werden.

Im Zuge der Umsetzung des Koalitionsvertrages Bund sollen
das PBefG insbesondere unter dem Aspekt der Digitalisierung
modernisiert und etwaige Regelungshindernisse beseitigt
werden - ohne die Funktion der Daseinsvorsorge des OPNV zu
gefidhrden.

Neben den On-Demand-Angeboten des OPNV sollten weitere
Zubringersysteme gestirkt werden. So sollte zum verbesserten
Einsatz von Biirgerbussen als Erginzung zum OPNV das
Ehrenamt weiter gestiarkt werden. Auch die Unterstiitzung
kleiner Projekte im Rahmen der Nachbarschaftshilfe konnte
ein Férderprogramm zur Mobilitdt in ldndlichen Rdumen
verbessern. Die Handhabbarkeit und Sicherheit fiir Fahrer

und Mitfahrer kann durch Ortungssysteme sowie digitale
Buchungsportale mit integrierten Bewertungssystemen erhoht
werden.

Als Zubringerverkehr fiir den OPNV spielt auch die Nah-
mobilitit mit dem Fahrrad und den sich ausweitenden
Formen der Mikromobilitit eine bedeutende Rolle
(siehe Handlungsempfehlung A3).

Es gilt immer: Alle neuen Angebotsformen miissen mit

der bereits bestehenden Angebotsstruktur abgestimmt
werden, damit sie Teil intermodaler Wegeketten werden. Den
zentralen Baustein hierfiir stellt der klassische OPNV dar. Er
sollte durch neue, erginzende Angebote nicht geschwécht,
sondern gestirkt werden. Somit diirfen neue Angebotsformen
nicht den 6ffentlichen Verkehrsinteressen entgegenstehen. Das
schlieft ein, dass der zustindige Trager den bestehenden OPNV
regelméfig auf seine Schwerpunktsetzungen hin iberpriift
und bedarfsgerecht anpasst.

Neue Mobilititsangebote und ein neues Mobilititsverhalten
der Menschen bedingen einander. Daher bedarf es der Imple-
mentierung eines moglichst regional aufgestellten Mobili-
titsmanagements in den Kommunen. Die Zusammenarbeit
sollte gestarkt und vernetzt werden. Beratungs- und Unter-
stlitzungsstrukturen, die eng mit den Kommunen und den
Anbietern von OV verwoben sind, sollten bei der Entwicklung
und Umsetzung eines kommunalen Mobilitdtsmanagements
»Hilfe zur Selbsthilfe“ bieten, sei es als eigene Leistung oder
durch Fortbildung bzw. durch Vernetzung bestehender
Akteure.

Eine wichtige Voraussetzung fiir eine moglichst unkompli-
zierte Kombination des OPNV mit anderen Verkehrsmitteln
ist, dass den Nutzern transparente, moéglichst echtzeitbasierte
Informationen iiber intermodale Fahrverbindungen zur
Verfiigung stehen. In simtlichen Rdumen sollten Daten in
hoher Qualitit fiir Planung, Betrieb, Steuerung, Information
und Vertrieb bereitstehen und diskriminierungsfreie Schnitt-
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stellen zur Vernetzung vorgesehen werden. Eine Koordination
von Bund, Lindern und Kommunen zu Mobilititsdaten sollte
angestrebt werden. Der Open Data-Ansatz sollte weiterverfolgt
und eine transparente und diskriminierungsfreie Bereitstellung
bzw. Nutzungsmoglichkeit hergestellt werden. Dazu
empfehlen wir, Soll-, Ist- und moglichst Echtzeitdaten

in Form von etablierten Standards verfiigbar zu machen.
Durch die Zurverfiigungstellung und intelligente Nutzung

von Mobilititsdaten sind bereits verschiedene Angebote
entstanden und werden noch weitere Mobilitdts- bzw. Infor-
mationsangebote entstehen, die den Nutzern die Planung und
Entscheidung der Verkehrsmittelwahl erleichtern oder erst
ermoglichen werden. Die Chancen der Digitalisierung sollten
dafiir genutzt werden und bisher bereits bestehende, zumeist
monomodale Informationsangebote (Internetseiten, Apps) um
Angaben zu intermodalen Reiseketten erweitert oder solche
Angebote neu geschaffen werden.

Um die Vernetzung zwischen den Verkehrstrigern zu
verbessern, empfehlen wir:

+ den Aufbau von (moglichst barrierefreien) Mobilitéts-
stationen stirker durch Bund und Liander zu férdern,

+  Hauptachsen und Zubringerverkehre zu identifizieren,
auszuweiten und besser aufeinander abzustimmen und
dabei die Anbindung der lindlichen Riume an die OPNV-
Hauptachsen deutlich auszuweiten,

+ die auskémmliche Finanzierung des OPNV inkl. der
vertakteten Zubringerverkehre sicherzustellen,

+ die zligige Umsetzung des Deutschlandtakts inklusive
der Abstimmung von Fern- und Nahverkehrstakten
voranzutreiben,

+ Beratungs- und Unterstiitzungsangebote fiir regionales/
kommunales Mobilititsmanagement aufzubauen und
zu férdern sowie den tiberregionalen Austausch zum
Mobilititsmanagement zu unterstiitzen,

- lokale Mitfahrinitiativen, Biirgerbusse, Ride- und
Carsharing wo moéglich und sinnvoll zu fordern,

+ die Entwicklung und Vernetzung von Mobilitéitsplatt-
formen/Informationsangeboten und die Bereitstellung
standardisierter Mobilitdtsdaten zu férdern.

Handlungsempfehlung C:
Innovative Mobilititskonzepte (insb.
On-Demand) ermdglichen

On-Demand-Bedienformen, d.h. die zeitnahe und flexible
Bedienung von Nachfrage, werden dank der Digitalisierung
deutlich verbessert und kénnen das OPNV-Gesamtsystem und
Ineinandergreifen der verschiedenen Verkehrstriger stirken.
Feststehende Haltestellen konnen durch virtuelle Haltestellen
erginzt werden. Durch flexible, intelligent gesteuerte
Routenfiihrungen kénnen Passagiere an vorab festgelegten
Haltestellen oder - je nach Ausgestaltung - der Haustiir abge-
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holt und wieder abgesetzt werden. Eine solche Bedienform
orientiert sich starker als bisher an dem tatsachlichen Bedarf
und den Wiinschen der Nutzer.

Wichtig ist, dass diese Systeme erginzend zum vertakteten,
liniengebundenen OPNV mit hoher Biindelungswirkung ein-
gesetzt werden und den OPNV insgesamt somit nicht ersetzen,
sondern weiterentwickeln.

Dieser bedarfsgesteuerte Verkehr stellt insbesondere fiir
lindliche Rdume eine grof3e Chance dar. Die Mobilitit in 1and-
lichen Rdumen kann durch neue, zusétzliche On-Demand-
Angebote erheblich verbessert werden.

Allerdings sind kommerzielle Unternehmen in landlichen
Rdumen im Unterschied zu urbanen Rdumen aus wirtschaft-
lichen Erwigungen nicht bzw. kaum aktiv. Diese Verkehre
missen in landlichen Réumen - wo erforderlich - ent-
sprechend o6ffentlich (ko-)finanziert werden. Gleichzeitig soll-
ten den neuen Anbietern in den ldndlichen Rdumen - wo notig
- Auflagen fiir eine Mindestversorgung im Sinne der Daseins-
vorsorge gemacht werden. Hierzu sollte gepriift werden, ggfs.
Mindest-Erreichbarkeiten fiir zentrale Einrichtungen der
Daseinsvorsorge bundesweit einheitlich festzulegen.

Es gilt, bedarfsorientierte On-Demand-Verkehre intelligent in
das bestehende OPNV-Gesamtsystem zu integrieren. Neben
den Chancen fiir die lindlichen Rdume und das Stadt-Um-
land miissen aber auch mogliche Risiken fiir urbane Riume
beriicksichtigt werden, die sich bei einer véllig unregulierten
Zulassung neuer Mobilitdtsanbieter ergeben konnten. Eine
~Rosinenpickerei“ der neuen Anbieter wiirde zu geringeren
Nutzerzahlen des OPNV in besonders verkehrsreichen Gegen-
den fithren. Dadurch kénnte das Gesamtsystem des OPNV, das
einer gesetzlichen Verpflichtung unterliegt, fir eine Mindest-
versorgung auch in Randzeiten und Randgebieten zu sorgen,
gefihrdet werden. Eine Einbindung dieser Mobilitdtsformen in
den OPNV erfordert geeignete Schnittstellen zwischen OPNV
und ergidnzenden Verkehren. Zu prifen ist eine Einbindung in
Tarifstrukturen, ggf. gegen Vergiitung der Zubringerfunktion
dieser Dienste zum OPNV/SPNV in stidtischen und lindlichen
Réumen.

Zum Durchbruch kénnten die nachfrageorientierten
Angebote gelangen, wenn die bedarfsgesteuerten Fahrzeuge
in Zukunft fahrerlos unterwegs sein konnen. Dann wiren
Kosteneinsparungen und rdumliche Ausweitungen der
Angebote gerade in den landlichen Rdumen moglich. Bis es
soweit ist, gilt es, das Angebot zu stirken und die Forschung
zum automatisierten Fahren weiter intensiv zu férdern - bspw.
in definierten Quartieren und lindlichen Gemeinden, in denen
die Auswirkungen neuer Mobilitdtsangebote auf stddtische und
landliche Rdume untersucht werden.

Um die Chancen innovativer, digitaler Mobilititskonzepte fiir
die lindlichen Riume nutzen zu kénnen, empfehlen wir:

+ die bestehenden Moglichkeiten des Personenbeférderungs-
gesetzes (PBefG) zu atypischen und experimentellen Mobi-
litdtsformen in vollem Umfang im Sinne moglichst vieler
und attraktiver Mobilitdtsangebote fir die Bevolkerung
einzusetzen,

+ den Nahverkehrsplan des Aufgabentrigers fiir die Geneh-
migungsentscheidung in den Mittelpunkt zu stellen,

+ eine Novellierung des PBefG,

« die etwaige Hiirden fir innovative Mobilitidtsformen
reduziert und die reguldre Genehmigungsfihigkeit
neuer Mobilititsangebote ermoglicht,

+ die eine Konkurrenz von On-Demand-Systemen zum
OPNV vermeidet und dessen Erginzung férdert,

+ die bei nachweislichem Erfolg von experimentellen
neuen Angebotsformen einen Weiterbetrieb {iber ein
vereinfachtes Genehmigungsverfahren ermdglicht,

- die den Aufgabentriagern explizit Gestaltungsspielraume
einrdumt, um neuen Anbietern ggf. Auflagen beziiglich
einer Mindestversorgung in lindlichen Riumen zu
machen,

« mehrere typische landliche Modellregionen auszuwahlen
und zu foérdern, um dort die Effekte neuer digital
unterstitzter On-Demand-Bedienformen grof}flachig zu
erproben.

Handlungsempfehlung D: Die Verstetigung
von Modellprojekten erleichtern und
Erkenntnisse kontinuierlich und bundesweit
transferieren

Innovative Ideen im Verkehrsbereich, die in Modellprojekten
und mit Ausnahmegenehmigungen realisiert und erprobt
werden, schaffen es nicht hiufig genug, den Status als
Modellprojekt zu verlassen und in einen flichendeckenden
Regelbetrieb Uberfithrt zu werden. Ein hdufiges Problem ist
dabei die nicht ausreichende Finanzierung. Es muss deshalb
erreicht werden, dass erfolgreiche Modellprojekte einfacher
in eine Regelfinanzierung gebracht werden. Auch far Modell-
vorhaben in der Raumordnung (sog. ,MOROs") wird diese
Problematik diskutiert. Die besondere Herausforderung
besteht auch hier darin, den Ubergang in den Regelbetrieb zu
ermoglichen bzw. zu erleichtern. Auch fiir Modellvorhaben
im Bereich ,,Mobilitat“ erscheint das sinnvoll. Wichtig dabei
ist, dass lediglich der Ubergang in den Regelbetrieb geférdert,
nicht aber die Regelfinanzierung iitbernommen wird. Ein ent-
sprechendes Forderprogramm sollte zuvor mit dem Bundes-
und ggf. den betroffenen Landesrechnungshofen abgestimmt
werden.



Gleichzeitig werden die aus den Modellprojekten gewonnenen
Erkenntnisse, z.B. auch aus der wissenschaftlichen Begleit-
forschung, oftmals nicht ver6ffentlicht und anderen inter-
essierten Kommunen und Gemeinden nicht zur Verfligung
gestellt. Zwar ist nicht jedes Projekt, das in einer bestimmten
Region funktioniert, eins zu eins auf eine andere Region tiber-
tragbar. Allerdings wire es sinnvoll, wenn eine interessierte
Kommune alle Informationen iiber ein durchgefiihrtes
Projekt einer anderen Kommune, z.B. iiber die Férder- und
Genehmigungsbedingungen etc., erhalten und zur eigenen
Uberpriifung hinsichtlich einer Ubertragbarkeit nutzen
konnte.

Genehmigungsbehorden sollten auf die Erfahrungen

anderer Behorden zuriickgreifen konnen und dadurch

z.B. eine Beschleunigung der Verfahrensdauer sowie eine
Vereinheitlichung der Genehmigungspraxis erreichen. Ein
solcher Informationsaustausch, d.h. eine Veroffentlichungs-
pflicht von Genehmigungen durch Behoérden, sollte fiir ganz
Deutschland systematisiert vorgenommen werden, so dass
Best Practice-Beispiele schneller bundesweit ausgerollt werden
konnen.

Zu diesem Zweck sollte eine von Bund, Lindern und Kommu-
nen gemeinsam betriebene Plattform geschaffen werden, die
iibergreifend Projekte typisiert und Informationen dariiber
auf einer zentralen Datenplattform zur Verfiigung stellt. Um
die Erkenntnisse aus Modellvorhaben in die Flache zu bringen
und praxisnah zu vermitteln, konnte diese Institution auch
Schulungen und Trainings zum kommunalen Mobilitdtsma-
nagement anbieten, insbesondere fir solche Regionen, fiir die
dies auf Landesebene (noch) nicht angeboten wird (wie oben).

Um Innovationen im Mobilititsbereich zu fordern und
schneller in den lindlichen Riumen zu verbreiten, empfehlen
wir:

+ eine bundesweit vergleichbare Veroffentlichungspflicht fiir
Genehmigungen durch die Genehmigungsbehoérden ein-
zuflihren; der Bund sollte diese Genehmigungen zentral
biindeln, systematisieren und verfiigbar machen,

+ einen leichteren Ubergang von erfolgreichen Modell-
projekten in einen Dauerbetrieb und eine Regelfinan-
zierung zu gewihrleisten,

+ einen besseren Informationstransfer von Best Practice-
Beispielen sicherzustellen; beispielsweise durch die Ein-
richtung einer Plattform, die Informationen zu Projekten
auswertet und kostenfrei zur Verfigung stellt.
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Zusammenfassung

Die Facharbeitsgruppe (FAG) 5 ,Soziale Daseinsvorsorge und
Arbeit” hat in ihrem gemeinsam von Bund, Laindern und
kommunalen Spitzenverbianden erarbeiteten Abschlussbericht
konkrete Vorschlage und Handlungsempfehlungen zu zentra-
len Aspekten der Daseinsvorsorge entwickelt. Hierdurch soll
ein Beitrag zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhiltnisse
in allen Regionen Deutschlands - unter Beachtung der ihnen
immanenten wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, demo-
grafischen, naturrdumlichen und finanziellen Unterschiede

- geleistet werden. Diese gesamtgesellschaftliche Heraus-
forderung kann nur gemeinsam von Bund, Landern und
Kommunen bewiltigt werden.

Die FAG 5 hat diskutiert, wie (1.) eine gute medizinische und
pflegerische Versorgung und Angebote der ortlichen Altenhilfe
far alle sichergestellt, (2.) Zugiange zu Bildung und Weiter-
bildung strukturell verbessert, (3.) Kultur fiir alle in urbanen
und landlichen Ridumen gestirkt, (4.) Barrieren abgebaut und
Barrierefreiheit verwirklicht sowie (5.) regionale Arbeitsmérkte
aktiv gestaltet werden konnen.

(1.) Zur Uberwindung von Sektorengrenzen und von rium-
lichen Entfernungen sollen digitale bzw. telemedizinische
Anwendungen ausgebaut werden. Einbezogen werden sollen
dabei auch Mobilititskonzepte oder erweiterte (digitale) Ver-
sorgungsangebote durch Apotheken. Besondere Bedeutung hat
auch die Verbesserung der Notfallversorgung. Zur Férderung
des medizinischen Nachwuchses in den Regionen muss die
Attraktivitit der vertragsirztlichen Versorgung fiir junge Arzte/
innen gesteigert werden. Uber die Mafinahmen des ,,Master-
plans Medizinstudium 2020 hinaus kénnen die Kommunen
hierzu mit attraktiven Arbeits- und Lebensbedingungen einen
wichtigen Beitrag leisten. Auch der Weg einer Landarztquote,
wie ihn einzelne Lander gehen, kann ein Beitrag zur Sicherung
des medizinischen Nachwuchses in lindlichen Regionen sein.
Um die Arzte/innen in unterversorgten Gebieten zu entlasten,
sollen die Voraussetzungen fiir die Delegation von drztlichen
Leistungen an medizinisches Fachpersonal erleichtert werden.
Um Pflegekrifte zu entlasten und Pflegestrukturen zu stirken,
sollen verschiedene Mafnahmen ergriffen werden: Dazu
gehoren eine stiarker am Sozialraum orientierte Pflegestruktur,
mehr aktive kommunale Mitgestaltungsmoglichkeiten bei
Versorgungsvertragen, die Einrichtung kommunaler und von
den Pflegekassen geforderter Netzwerke fiir die Versorgung
Pflegebediirftiger, der Abschluss von Vereinbarungen tber die
Zusammenarbeit der Sozialberatung in der Kommune mit der
ortlichen Pflegeberatung der Pflegekassen und die Einrich-
tung von Pflegestiitzpunkten. Bei Bedarf kdnnen die Lander
die Rolle der Kommunen durch Auflage von Investitionspro-
grammen mit dem Ziel stirken, ein ausreichendes Angebot an
Pflegeeinrichtungen zu schaffen. In der Pflegeversicherung
sollen die Pflegebedurftigen und ihre Angehorigen besser
unterstltzt werden und selbstbestimmt ihre Pflege- und Unter-
stlitzungsleistungen entsprechend ihrem individuellen Bedarf
wihlen kénnen, z. B. durch ein Entlastungsbudget fiir die héus-
liche Pflege.

(2.) Die Verbesserung der Zugénge zu Bildungs- und Weiter-
bildungsangeboten des lebensbegleitenden Lernens fiir alle
Biirger/innen leistet einen wichtigen Beitrag zur Herstellung
gleichwertiger Lebensverhiltnisse. Hieran arbeiten Bund,
Lander und Kommunen in ihren jeweiligen Zustédndigkeits-
bereichen gemeinsam. Mafnahmen in drei zentralen Hand-
lungsfeldern sind erforderlich. 1.) Bildungsinfrastruktur
sichern und verbessern: Die Bereitstellung von Bildungs- und
Betreuungsangeboten ist ein wesentlicher Standortfaktor.
Hierzu gehoren z. B. ein wohnortnah erreichbares Schul-
angebot sowie ein individueller Rechtsanspruch auf Ganz-
tagsbetreuung im Grundschulalter, der ab dem Jahr 2025
eingefiihrt werden soll. Mit dem ,,DigitalPakt Schule” werden
Investitionen in die digitale Infrastruktur von Schulen reali-
siert, um bundesweit eine gleichwertige digitale Ausstattung
in Schulen zu erméglichen. 2.) Vernetzung, Kooperation und
Koordinierung auf kommunaler Ebene verbessern: Um die
vielfdltigen Herausforderungen im Bildungsbereich zu bewal-
tigen, sollen moderne Bildungsmanagementstrukturen und
ubergreifende Kooperationsnetzwerke gestarkt werden. Bei-
spielsweise sollen die Ausbildungsmaoglichkeiten, der Zugang
zu weiterfiihrender Hochschulbildung sowie die Rahmen-
bedingungen der Weiterbildung in strukturschwachen
Regionen gezielt verbessert werden. 3.) Qualitit von Bildung
und Weiterbildung sichern: Die zielgerichtete Weiterentwick-
lung der Bildungsforschung ist notwendig, gleichzeitig miissen
aktuelle Ergebnisse aus Wissenschaft und Forschung verstiarkt
und systematisch in die Praxis gebracht werden. Die Digitali-
sierung der Bildung verlangt neue, einfach konstruierte und
individuelle Forderinstrumente fiir die Erwachsenen- und
Weiterbildung.

(3.) Kunst und Kultur bieten eine geistige Heimat, stiften
Identitdt und schaffen Gemeinschaft. Sie bereichern das Leben
unabhingig von Alter, Herkunft oder Wohnort und leisten
einen Beitrag zum gesellschaftlichen Zusammenhalt. Der
niederschwellige Zugang zu kulturellen Angeboten und ent-
sprechender Infrastruktur ist Teil der kommunalen Daseins-
vorsorge. Ziel ist es, Kultur und kulturelle Bildung in urbanen
und landlichen Raumen fir alle zugénglich zu machen, und

so die Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben zu ver-
bessern. Kultureinrichtungen sollten daher, neben konkreten
kulturellen Angeboten, auch als Institutionen gefordert und
gestirkt werden, weil sie 6ffentlichen Raum fiir Begegnung
bieten, Kontinuitét darstellen und daher im besten Sinne zur
Daseinsvorsorge gehoren. Daher sind eine kontinuierliche
Kulturférderung in landlichen und urbanen Raumen, die For-
derung von ortlichen Bildungs- und Kulturinfrastrukturen als
kulturelle und soziale Orte (sogenannte Dritte Orte), die Unter-
stitzung der Vereinsarbeit, Koordinierung und Vernetzung der
Aktivititen und Akteure sowie die Forderung fir die denkmal-
gerechte Sanierung von Kulturdenkmalen wesentliche Hand-
lungsempfehlungen fiir die Zukunft.

(4.) Die Verwirklichung von Barrierefreiheit in Deutschland
ist ein wichtiger Schritt zu einer inklusiven Gesellschaft

und der Anpassung an den demografischen Wandel. Damit
werden fiir die Menschen vor Ort (insbesondere Menschen
mit Behinderungen, Altere, junge Familien) zeitnah konkrete
Verbesserungen geschaffen und die Kommunen bei der Her-
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stellung gleichwertiger Lebensverhéltnisse unterstiitzt. Hierfiir
wird ein vom Bund finanziertes Forderprogramm aufgelegt,
das beispielsweise beim Umbau von nicht barrierefreien Arzt-
praxen und anderer Gesundheitsdienstleistungen in fiir alle
zugéngliche Raumlichkeiten ansetzt, barrierefreie Mobilitat
vorantreibt und digitale Zugénglichkeit fordert. Eine breit
angelegte Offentlichkeitskampagne soll dies begleiten, um
offentliches Bewusstsein fiir den Bedarf und die Chancen einer
barrierefreien Gesellschaft zu stiarken. Dartiber hinaus soll ein
Unterstitzungssystem fiir Linder und Kommunen, angesiedelt
bei der Bundesfachstelle Barrierefreiheit, aufgebaut und die
JlnitiativeSozialraumInklusiv® (ISI) fortgefiihrt werden, die
mehr Bewusstsein fiir die vielen Entwicklungspotenziale fiir
ein Leben ohne Barrieren verdeutlichen soll. Barrierefreiheit ist
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, weshalb alle gesellschaft-
lichen Akteure wie Bund, Linder, Kommunen, Unternehmen,
Vereine, Verbande und Private daran mitwirken miissen. Bei
der Verwirklichung von Barrierefreiheit werden die Zusténdig-
keiten im foderalen System beachtet, gleichwohl sollen
Synergien bei der Zusammenarbeit genutzt werden.

(5.) Teilhabe am Arbeitsleben und gute Arbeitsbedingungen
sind die Grundlage fir ein selbstbestimmtes Erwerbsleben in
allen Regionen. Damit die Mafinahmen der aktiven Arbeits-
marktpolitik in der jeweiligen Region zu einer nachhaltigen
Verbesserung der Situation beitragen konnen, ist eine Verzah-
nung personenbezogener arbeitsmarktpolitischer Mafinahmen
mit den Anforderungen lokaler Arbeitgeber und den lokalen
bzw. regionalen Gegebenheiten erforderlich. Seit 1. Januar 2019
kann die Anpassung und Fortentwicklung der beruflichen
Kompetenzen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
auch unabhingig von Qualifikation, Alter und Betriebsgrofie
gefordert werden, damit sie sich fiir Engpassberufe qualifi-
zieren oder neue Anforderungen infolge von Strukturwandel
oder Technologieeinsatz erfiillen. Mit dem Gesamtkonzept
~MitArbeit“ hat die Bundesregierung zudem eine Grundlage
geschaffen, um Menschen, die schon sehr lange arbeitslos sind,
wieder eine Perspektive auf dem Arbeitsmarkt zu ermoglichen.
Aufgabe wird sein, vor Ort dafiir Sorge zu tragen, dass diese
Moglichkeiten bekannt gemacht und genutzt werden.
Regionalen Netzwerken und Verbiinden kommt dabei eine
wichtige Rolle zu. Eine enge Kooperation von Jobcenter,
Agentur fiir Arbeit und Jugendamt sowie Schulen, ist not-
wendig, um Jugendliche aus sozial benachteiligten Familien
oder solchen, die von Langzeitleistungsbezug oder Langzeit-
arbeitslosigkeit betroffen sind, zu unterstiitzen und zu férdern.

0. Einleitung

Das Bundeskabinett hat mit Einsetzungsbeschluss vom 18. Juli
2018 vereinbart, gemafd dem Auftrag aus dem Koalitionsvertrag
(Zeilen 5473 ff.),im Rahmen der Kommission ,Gleichwertige
Lebensverhiltnisse“,insbesondere konkrete Vorschlige zu
allen wesentlichen Aspekten der Daseinsvorsorge, zu geziel-
ten Strukturverstarkungen in den Lindern und Kommunen
sowie zu Mafnahmen im Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe fiir
Kommunen [zu] entwickeln*

Ziel der Kommission ist die Erarbeitung von konkreten Hand-
lungsempfehlungen unter Berticksichtigung der unterschied-
lichen regionalen Entwicklungen und des demografischen
Wandels in Deutschland. Hierdurch soll ein konkreter Beitrag
zur nachhaltigen Herstellung gleichwertiger Lebensverhalt-
nisse in allen Regionen Deutschlands geleistet werden. In sechs
Facharbeitsgruppen (FAG) wurden Berichte erstellt, die als
Grundlage fiir den Gesamtkommissionsbericht dienen.

Eine der Facharbeitsgruppen ist die FAG 5 ,Soziale Daseins-
vorsorge und Arbeit®, in der das Bundesministerium fiir Arbeit
und Soziales den Vorsitz hat. Den Ko-Vorsitz fiir die Bundesre-
gierung hat das Bundesministerium fiir Gesundheit und fir die
Lander, gemaf! dem Beschluss der Jahreskonferenz der Chefin
und Chefs der Senats- und Staatskanzleien der Linder vom
13./14. September 2018, das Land Schleswig-Holstein.

Gemif dem Einsetzungsbeschluss konnten sich alle Bundes-
ressorts einschlief}lich der Beauftragten der Bundesregierung
fir Kultur und Medien sowie der Beauftragte der Bundes-
regierung fiir Mittelstand und fir die neuen Bundesldnder, alle
Lander sowie die kommunalen Spitzenverbénde an der Diskus-
sion und Erstellung des Abschlussberichtes der FAG 5 beteiligen.

Seitens des Bundes waren neben dem Vorsitzressort und dem
Ko-Vorsitzressort, das Bundesministerium des Innern, fiir

Bau und Heimat, das Bundesministerium fiir Erndhrung und
Landwirtschaft, das Bundesministerium fir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend, das Bundesministerium fir Bildung und
Forschung, die Beauftragte der Bundesregierung fiir Kultur
und Medien, der Beauftragte fiir Mittelstand und fiir die neuen
Bundeslédnder sowie das Bundeskanzleramt vertreten.

Von den Landern haben neben dem Ko-Vorsitzland, Baden-
Wiirttemberg, Bayern, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thiiringen sowie alle
drei kommunalen Spitzenverbiande teilgenommen.

Die Vertreter/innen von Bund, Lindern und den kommunalen
Spitzenverbdnden haben konstruktiv und ergebnisorientiert
zusammengearbeitet und einen konsentierten Abschlussbe-
richt der FAG 5 vorgelegt. Dabei wurden die unterschiedlichen
Perspektiven der Akteure/innen berticksichtigt.

Der Abschlussbericht beinhaltet u. a. Handlungsempfehlun-
gen zu neuen, konkreten Mafinahmen und Programmen, die
zukiinftig einen signifikanten Beitrag zur Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhdltnisse in den Stddten und auf dem Land
sowie im Norden, Osten, Siiden und Westen Deutschlands
leisten kénnen.

Neben der konstituierenden Sitzung am 16. Oktober 2018, in
der sich tber den organisatorischen Rahmen verstindigt wurde,
wurden vier thematische Sitzungen durchgefiihrt (29. Novem-
ber 2018, 10. Januar 2019, 21. Februar 2019 und 4. April 2019).

Der Abschlussbericht der FAG 5 wurde der Geschiftsstelle der
Kommission ,Gleichwertige Lebensverhéltnisse” gemif} dem
vereinbarten Zeitplan am 2. Mai 2019 {ibergeben.
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1. Allgemeine Ausgangslage

Demografische Entwicklungen, wie die Alterung der Bevol-
kerung, eine wachsende Heterogenitit hinsichtlich der Her-
kunft der in Deutschland lebenden Menschen, und das auch
durch Wanderungsbewegungen verursachte Nebeneinander
von wachsenden Regionen und Regionen mit Bevolkerungs-
verlusten, stellen die Gesellschaft und die deutsche Wirtschaft
vor grofle Herausforderungen. Diese wirken sich in unter-
schiedlicher Auspriagung und Stérke auf alle Regionen aus und
sind mitursichlich fiir die Uber- bzw. Unterauslastung von
Infrastrukturen und Dienstleistungen.

Die Gestaltung der Daseinsvorsorge in diesem Wandel ist daher
eine der grundlegenden Voraussetzungen fiir die Standort-
attraktivitiat und Entwicklungsfiahigkeit der Regionen. Die Her-
stellung bzw. Aufrechterhaltung gleichwertiger Lebensverhalt-
nisse innerhalb Deutschlands setzt voraus, dass Einrichtungen
und Leistungen der Daseinsvorsorge fiir die gesamte Bevolke-
rung ausreichend in Umfang und Qualitét, zu sozialvertrag-
lichen Preisen und in zumutbarer Entfernung (wohnortnahe
Versorgung) in allen Regionen Deutschlands vorhanden und
erreichbar sind.

Dabei miissen sich die Angebote im wirtschaftlichen,

sozialen und kulturellen Bereich, die fiir ein Dasein not-
wendig sind (Daseinsvorsorge), stetig an die gegenwirtigen
Entwicklungen (Digitalisierung, Migration, Entwicklung von
Qualitatsstandards u. a.), den demografisch bedingten Wandel
der Nachfrage und vor allem an die sich fortwidhrend wandeln-
den Bediirfnisse der Biirger/innen anpassen (z. B. in Bezug auf
Barrierefreiheit).

Weder die ldndlichen Rdume noch die urbanen Gebiete in
Deutschland stellen eine homogene Raumkategorie dar. Viel-
mehr zeigen sich bei differenzierter Betrachtung erhebliche
Unterschiede in wirtschaftlicher, sozialer, kultureller, demo-
grafischer, naturrdumlicher und finanzieller Hinsicht. Umfang
und Qualitdt der Angebote der Daseinsvorsorge belegen die
grundsitzlich bestehenden Unterschiede zwischen und inner-
halb der Regionen. Daran zeigt sich, dass das Ziel gleichwertiger
Lebensverhiltnisse gegenwértig noch nicht in jeder Region
bzw. an jedem Ort verwirklicht worden ist. Einige Regionen
entfernen sich eher von diesem Ziel.

Diese gesamtgesellschaftlichen Herausforderungen kénnen
nur gemeinsam von Bund, Lindern und Kommunen gel6st
werden.

2. Thematische Schwerpunkte der
Facharbeitsgruppe 5

Die Aufgabenbeschreibung des Einsetzungsbeschlusses des
Bundeskabinetts fiir die Facharbeitsgruppe ,,Soziale Daseins-
vorsorge und Arbeit“ sieht vor, ,Mafinahmen [zu] entwickeln,
die eine flichendeckende Infrastruktur zur Versorgung der
Bevolkerung mit Leistungen der sozialen Daseinsvorsorge
gewihrleisten und dabei unter anderem Aspekte der Gesund-

heitsversorgung, der Altenhilfe, der Bildung, der Kultur und der
Barrierefreiheit mit [zu] berticksichtigen sowie sich mit regiona-
len Aspekten der aktiven Arbeitsmarktpolitik [zu] befassen.

2.1 Eine gute medizinische und pflegerische
Versorgung und Angebote der 6rtlichen
Altenhilfe fiir alle sicherstellen

Ausgangslage

Die Gesundheits- und Pflegepolitik sowie die Politik fiir

altere Menschen stehen in den nichsten Jahren vor grofien
Herausforderungen. Es gilt eine wohnortnahe und qualitativ
hochwertige ambulante und stationire medizinische und
pflegerische Versorgung, gut ausgebaute und verléssliche
Angebote der Altenpflege sowie im Rahmen der kommunalen
Daseinsvorsorge Angebote der ortlichen Altenhilfe in allen
Teilen unseres Landes zu gewéhrleisten. Damit wird iberall
eine hohe Lebensqualitit gesichert. Besondere Herausforde-
rungen sind die demografischen Entwicklungen, wie die Alte-
rung der Bevolkerung und damit verbunden ein Anstieg der
Pflegebediirftigen, eine spiirbare Abwanderung aus manchen
Regionen, aber auch die Tatsache, dass in den nachsten Jahren
viele iltere Arzte/innen in den Ruhestand gehen werden. Eine
zunehmend iltere Bevolkerung stellt zudem auch héhere
Anspriiche an eine barrierefreie Infrastruktur.

Eine Politik, die dem Ziel der Gleichwertigkeit der Lebens-
verhiltnisse in allen Teilriumen Deutschlands verpflichtet ist,
muss deshalb verschiedene gesundheitspolitische Themen-
felder zu einer Strategie zusammenfiihren, die den spezifischen
Besonderheiten sowohl der landlichen Raume als auch der
urbanen Ballungsraume gerecht wird. Zudem miissen mehr
junge Menschen motiviert und gewonnen werden, einen Beruf
im Gesundheitswesen zu ergreifen und in ihrer Region zu
bleiben oder nach der Ausbildung dorthin zurtickzukehren, um
dem drohenden Fachkriftemangel zu begegnen.

Inhaltliche Schwerpunkte

Im Bereich der ambulanten medizinischen Versorgung muss
Versorgungsliicken sowohl bei den Haus- als auch bei den
Fachirzten/innen frithzeitig entgegengewirkt werden. Dies
betrifft vor allem lédndliche, aber auch Teile der stiddtischen
Riume (etwa bei Kinder- und Augenirzten/innen). Infolge
angebotsseitiger Unterversorgung kénnen Patienten/innen
Miihe haben, eine Hausarztpraxis zu finden, oder sie miissen
lange auf Termine bei Fachirzten/innen warten. Eine Reihe
gesetzlicher Maffnahmen setzt hier bereits an, z. B. durch Modi-
fizierung der Bedarfsplanung oder Weiterentwicklung von
Sicherstellungsinstrumenten einschlieflich finanzieller Anreize
fur die Niederlassung in landlichen und strukturschwachen
Gebieten. Die mit dem Terminservice- und Versorgungsgesetz
eingefiihrten Regelungen setzen den eingeschlagenen Weg
konsequent fort. Der ,Masterplan Medizinstudium 2020 ent-
hilt zudem Mafinahmen zur Gewinnung von mehr Nachwuchs
fur eine flichendeckende hausérztliche Versorgung.

Auch der Bereich der stationidren Versorgung steht angesichts
neuer Technologien und der Digitalisierung vor einem Struk-
turwandel. Erforderliche Spezialisierungen in diesem Bereich
konnen und sollen die Qualitit der stationiren Versorgung
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sichern und befoérdern. Gleichzeitig muss eine bedarfsgerechte
Grund- und Regelversorgung tiberall gewihrleistet werden.

Mit dem Fortschreiten des demografischen Wandels steigt die
Zahl der Menschen mit Unterstiitzungs-, Betreuungs- und
Pflegebedarf kontinuierlich. Altere und pflegebediirftige
Menschen mochten in ihrem gewohnten Umfeld bzw. in der
Néhe von Familie und Freunden versorgt werden. Gleichzei-
tig sind Angehorige und vergleichbar nahestehende Pflege-
personen auf professionelle Unterstiitzung bei der Pflege ange-
wiesen.

Die Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse setzt eine bedarfs-
gerechte Grundversorgung voraus. Die Unterstlitzungs-, Betreu-
ungs- und Pflegeinfrastruktur muss deshalb leistungsfahig,
qualitatsgesichert sowie bedarfsorientiert die pflegerische Ver-
sorgung der Bevolkerung sichern. Dazu muss die freie Wahl zwi-
schen den Versorgungsangeboten mit Wettbewerb und 6ffent-

lichen, freigemeinniitzigen sowie privaten Tragern gegeben sein.

Im demografischen Wandel besteht die besondere Heraus-
forderung darin, die pflegerische Infrastruktur bedarfs-
gerecht entsprechend der jeweiligen besonderen 6rtlichen
Bedarfe zu gestalten. Nach § 8 Sozialgesetzbuch (SGB) XI ist

die pflegerische Versorgung der Bevolkerung eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe. Die Linder, die Kommunen, die
Pflegeeinrichtungen und die Pflegekassen wirken eng zusam-
men, um eine leistungsfihige, regional gegliederte, ortsnahe
und aufeinander abgestimmte ambulante und stationire
pflegerische Versorgung der Bevolkerung zu gewihrleisten.
Die Lander sind gemaf § 9 SGB XI verantwortlich fiir die Vor-
haltung einer leistungsfahigen, zahlenméfig ausreichenden
und wirtschaftlichen pflegerischen Versorgungsstruktur. Nach
§ 12 SGB X1 sind die Pflegekassen fiir die Sicherstellung der
pflegerischen Versorgung ihrer Versicherten verantwortlich.
Die kommunale Pflegeplanung muss sich unmittelbar auf die
pflegerische Versorgung vor Ort auswirken kénnen. Eine effek-
tive Starkung der Rolle der Kommunen in der Pflege ist auch in
Zusammenhang mit ihren originiren Zustdndigkeiten fiir die
ortliche Altenbhilfe, die Hilfe zur Pflege, die Eingliederungshilfe,
den o6ffentlichen Gesundheitsdienst, das Wohnumfeld sowie
den Offentlichen Personennahverkehr und insbesondere auf-
grund ihrer besonderen Kenntnis der 6rtlichen Gegebenheiten
geboten.

Ziele

Gerade bei der Gesundheitsversorgung in ldndlichen und
strukturschwachen Gebieten wird es darauf ankommen,
die Gesundheitsversorgung stirker {iber Sektorengrenzen
hinweg zu organisieren und dabei Aspekte der regionalen
Entwicklung wie Mobilitdt und Erreichbarkeit, digitale
Vernetzung und die Stirkung ehrenamtlicher Angebote

in einem Gesamtzusammenhang zu betrachten. Die bis
2020 vorzulegenden Vorschliage der 2018 eingerichteten
Bund-Lander-Reformkommission ,Sektorentibergreifende
Versorgung“ haben daher gerade im Hinblick auf die Sicherung
einer flichendeckenden Versorgung grofie Bedeutung.

Auch zukiinftig muss eine wohnortnahe hausarztliche Versor-
gung und eine patientennahe Facharztversorgung gewdhrleis-

tet sein. Es ist u. a. Aufgabe der Kassenirztlichen Vereinigungen,
dies durch zusitzliche Steuerungsinstrumente, etwa mittels
einer kleinrdumigeren Planung, sicherzustellen, was aufgrund
der gesetzlichen Vorgaben bereits moglich ist.

Die medizinische Versorgung muss gemeinsam mit Pflege und
ortlicher Altenhilfe sozialriumlich ausgerichtet und besser
abgestimmt erbracht werden. Dies setzt voraus, an den Schnitt-
stellen der einschlégigen Sozialgesetzbiicher, wo erforderlich,
die Zusammenarbeit aller Beteiligten zu verbessern und die
Mitverantwortung der Kommunen bei der Steuerung der
Pflege zu stirken, insbesondere bei der Gestaltung der ort-
lichen pflegerischen Infrastruktur sowie der Versorgung und
Beratung in der Kommune. Die kommunale Pflegeplanung
muss Einfluss auf die Versorgungslandschaft nehmen kénnen
durch mehr Mitwirkungsmoglichkeiten bei der Ausgestaltung
von Versorgungsvertridgen mit Pflegeheimen und -diensten.
Auch die Forderung der Investitionen von Pflegeeinrich-
tungen tragt gemaf § 9 SGB XI zur Gestaltung der ortlichen
pflegerischen Infrastruktur bei.

Vorschlige und Handlungsempfehlungen
Gesundheitsversorgung sektoreniibergreifend gestalten
Aufbauend auf den bereits existierenden Initiativen zur
Starkung der lindlichen und strukturschwachen Raume
erarbeiten Bund und Lander unter Beteiligung der Regierungs-
fraktionen im Deutschen Bundestag im Rahmen der Reform-
kommission ,,Sektoreniibergreifende Versorgung“ Vorschlige,
wie die Zusammenarbeit und Vernetzung der Versorgungsan-
gebote im Gesundheitswesen ausgebaut und verstarkt werden
kann. Dabei sollen Spielrdume fiir eine stirker regionale Aus-
gestaltung ermoglicht werden.

Notfallversorgung besser koordinieren

Besondere Bedeutung hat insbesondere die Verbesserung der
Notfallversorgung. Hier ist eine enge Verzahnung der Akteure
erforderlich.

Telemedizin fordern und ausbauen

Telemedizinische Anwendungen sollen dabei helfen, sowohl
Grenzen zwischen Versorgungssektoren als auch rdumliche
Entfernungen zu Gberwinden. Deshalb soll der Einsatz dieser
Anwendungen ausgebaut und mit dem notwendigen recht-
lichen und finanziellen Rahmen ausgestattet werden. Einbe-
zogen werden sollen auch Mobilitdtskonzepte wie die ,,rollende
Praxis“ oder erweiterte (digitale) Versorgungsangebote durch
Apotheken (z. B. auch im Hinblick auf ein Medikamenten-
management). Dabei sollen Ergebnisse aus Projekten des Inno-
vationsfonds herangezogen werden, die bereits entsprechende
Formate mit Blick auf die Regelversorgung erproben.

Gesundheitliche Versorgung im ganzen Land sicherstellen
Krankenhéuser, Haus- und Fachirzte/innen, Apotheken,
Pflegeeinrichtungen, Heilmittelerbringer und Geburtshilfen
miissen weiterhin flichendeckend und wohnortnah zur Ver-
fligung stehen. Hierzu bedarf es insbesondere flexibler und
zielgenauer Versorgungsangebote, die eine regionsspezifische
Betrachtungsweise und individuelle Teilgebietslosungen
bertiicksichtigen. Im Sinne einer flexiblen Bedarfsplanung
kann etwaigen lokalen Sonderbedarfen auch bei angeordneten
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Zulassungsbeschrankungen bereits nach gegenwartiger Rechts-
lage, etwa mit dem Instrument der Sonderbedarfszulassung,
Rechnung getragen werden. Zur Weiterentwicklung der arzt-
lichen Bedarfsplanung wird der Gemeinsame Bundesausschuss
zeitnah die erforderlichen Anpassungen der Bedarfsplanungs-
richtlinie fiir eine bedarfsgerechte érztliche Versorgung nach
Priifung der Verhiltniszahlen und unter Bertiicksichtigung

der Moglichkeit einer kleinrdumigeren Planung treffen. Eine
Weiterentwicklung der gesetzlichen Steuerungsinstrumente ist
auch mit dem Terminservice- und Versorgungsgesetz erfolgt,
damit die vorhandenen Versorgungsbedarfe noch besser abge-
bildet werden kénnen. Insbesondere ist vorgesehen, ldndliche
oder strukturschwache Teilgebiete eines Planungsbereichs

fiir einzelne Arztgruppen von gegebenenfalls bestehenden
Zulassungssperren auszunehmen, wenn die zustindigen
Landesbehorden dies beantragen. Neben der klassischen
Tatigkeit als Niedergelassene/r in eigener Praxis stellen neue
Tatigkeitsmodelle wie Medizinische Versorgungszentren eine
gute Ergdnzung und Alternative zur Organisation der vertrags-
arztlichen Versorgung dar, da sie insbesondere den gednderten
Berufsvorstellungen vieler junger Arzte/innen (arbeiten im
Angestelltenverhiltnis und in Teams) stirker entgegenkom-
men. Sie konnen damit dazu beitragen, vertragsirztliche Ver-
sorgung moglichst wohnortnah zu erhalten.

Medizinischen Nachwuchs in den Regionen férdern

Dartiber hinaus mussen bei der ambulanten medizinischen
Versorgung mehr Anreize geschaffen werden, Angebote auch
in unterversorgten Regionen zu entwickeln. Die Attraktivitit
der vertragsirztlichen Versorgung fiir junge Arzte/innen, muss
gesteigert werden. Uber die MafRnahmen des ,Masterplans
Medizinstudium 2020“ hinaus kdnnen die Kommunen hierzu
mit attraktiven Arbeits- und Lebensbedingungen fiir Arzte/
innen und ihre Familien einen wichtigen Beitrag leisten. Auch
sollten Manahmen zur Gewinnung von medizinischem und
pflegerischem Personal aus der Region wie z. B. Informations-
mafinahmen an Schulen ergriffen werden. Auch der Weg
einer Landarztquote, wie ihn einzelne Lander gehen, kann

ein Beitrag zur Sicherung des medizinischen Nachwuchses in
landlichen Regionen sein. Ein weiteres Beispiel hierfiir kann
auch eine regionalisierte Mediziner/innenausbildung durch
Kooperationen von Medizinischen Fakultiten und interessier-
ten Krankenhdusern in der Region sein.

Regionale Stirken des Gesundheitswesens besser nutzen

Zur Starkung der Gesundheitsversorgung vor Ort soll das
Wissen von Experten/innen mit besonderen Erfahrungen in
landlichen Rdumen wie z. B. der Sozialversicherung fiir Land-
wirtschaft, Forsten und Gartenbau stirker genutzt und mit
den Leistungserbringern vernetzt werden. Auflerdem sollen
Angebote im Bereich der Gesundheitsférderung und Praven-
tion oder ehrenamtlichen Unterstiitzung (wie Fahrdienste)
oder Sport- und Bewegungsangebote ausgebaut werden. Dabei
sollen insbesondere auch die Erfahrungen mit den praventiven
Hausbesuchen bei dlteren Menschen aus den Modellprojek-
ten in den Landern genutzt werden. Wichtig ist zudem, die
Wirkung der Mafdnahmen vor Ort zustdndigkeits-, ebenen-
und sektorentiibergreifend intensiver zu kontrollieren und zu
steuern. Dabei gilt es, (vorhandene) Datengrundlagen besser zu
nutzen.

Arzte/innen entlasten - Medizinische Leistungen delegieren
Neben einer praxisnahen, an den Bediirfnissen der Patienten/
innen orientierten Ausbildung ist es sinnvoll, einen Teil der
arztlichen Leistungen an medizinisches Fachpersonal zu dele-
gieren, um Arzte/innen vor allem in unterversorgten Gebieten
zu entlasten. Entsprechende Modellprojekte sollen ausgebaut
werden. Die Voraussetzungen fiir die Assistenzleistungen
missen erleichtert werden.

Krankenhausplanung und -finanzierung patientengerecht
weiterentwickeln

Die Krankenhausplanung und die Rahmenbedingungen fiir die
Krankenhausfinanzierung miissen eine qualitativ hochwertige,
patienten- und bedarfsgerechte Versorgung der Bevolkerung
mit Krankenhausleistungen sicherstellen, die auch dem Wirt-
schaftlichkeitsgebot Rechnung tragt.

Pflegekrifte entlasten und Pflegestrukturen stirken

Es bedarf einer stirker am Sozialraum orientierten Pflege-
infrastruktur. Kommunen miissen mehr aktive Mitgestaltungs-
moglichkeiten bei der Ausrichtung der pflegerischen Ver-
sorgungsangebote vor Ort im Rahmen der Versorgungsvertrage
erhalten. Um die regionale Pflegeinfrastruktur bedarfsgerecht
weiterzuentwickeln, ist daneben eine integrierte Quartiers-
und Ortsentwicklung durch die Kommunen und eine stérkere
Nutzung der Méglichkeiten der Digitalisierung notwendig.
Hierzu bedarf es wirksamer kommunaler Steuerungs- und
Planungsinstrumente. Wichtiges Instrument ist zudem die
kommunale Pflegeplanung in Zusammenhang mit den regio-
nalen und sektorentiibergreifenden, nach Landesrecht einge-
richteten Ausschiissen und die Abgabe von Empfehlungen fiir
Versorgungs-, Rahmen- und Vergiitungsvertrage in der Pflege-
versicherung (§ 8a SGB XI).

Weitere Mafinahmen sind insbesondere die Einrichtung
kommunaler, von den Pflegekassen geforderter Netzwerke

fur die Versorgung Pflegebediirftiger (§ 45¢ Abs. 9 SGB XI), der
Abschluss von Vereinbarungen iiber die Zusammenarbeit der
Sozialberatung in der Kommune mit der ortlichen Pflege-
beratung der Pflegekassen (§ 7a Abs. 7 SGB XI) und die Einrich-
tung von Pflegestiitzpunkten (§ 7c Abs. 1a SGB XI). Bei Bedarf
konnen die Lander die Rolle der Kommunen durch Auflage von
Investitionsprogrammen mit dem Ziel stirken, ein ausreichen-
des Angebot an Pflegeeinrichtungen zu schaffen.

In der Pflegeversicherung sollen die Pflegebediirftigen und ihre
Angehorigen besser unterstiitzt werden und selbstbestimmt
ihre Pflege- und Unterstiitzungsleistungen entsprechend
ihrem individuellen Bedarf wihlen kénnen, z. B. durch

ein Entlastungsbudget fiir die hdusliche Pflege. Mit der
~Konzertierten Aktion Pflege” arbeitet die Bundesregierung
zudem an der Verbesserung der Arbeitsbedingungen fiir die
Pflegekrifte. Diese Mafinahmen sollen auch die Pflegesituation
in den strukturschwachen Rdumen verbessern und dem
steigenden Fachkriftebedarf Rechnung tragen.
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2.2 Zuginge zu Bildung und Weiterbildung
strukturell verbessern

Ausgangslage

Unterschiedliche Entwicklungsperspektiven von Bildungs-
regionen tragen zur Entstehung von regionalen Disparititen
bei. Dies ist u. a. ein Befund aus dem Nationalen Bildungs-
bericht 2018, der in seiner Gesamtschau auf das foderale
Bildungssystem auch tibergreifende Entwicklungstrends und
Problemlagen identifiziert. Neben wirtschaftlichen und inf-
rastrukturellen Rahmenbedingungen werden wohnortnah
erreichbare Bildungs- und Betreuungsangebote, attraktive
Aus- und Weiterbildungsmoglichkeiten, sowie deren Passge-
nauigkeit fiir die regionale Nachfrage oder auch der Zugang zu
weiterfithrender Hochschulbildung zunehmend zu relevanten
Standortfaktoren. Sie haben Folgeeffekte fir die Attraktivi-

tat von Regionen als Wohn- und Arbeitsort und kénnen zu

Zu- oder Abwanderung fithren. Kommunen, die ein aktives
Standortmarketing betreiben, verweisen daher auch auf die
Besonderheiten der kommunalen Bildungslandschaft wie bei-
spielsweise die digitale Ausstattung der Schulen, ortsanséssige
Fachhochschulen und Universitidten oder auch die gute Betreu-
ung in Kindertageseinrichtungen. Attraktive, vielfaltige und
wohnortnah erreichbare Bildungsangebote schaffen zuséatzli-
che Anreize fiir die Wohnortwahl, aber auch fiir die Ansiedlung
und Expansion von Unternehmen. Umgekehrt haben Bildungs-
stand der Bevolkerung und Wirtschaftskraft Einfluss beispiels-
weise auf das Weiterbildungsverhalten. Regionale Unterschiede
zeigen sich am weiterhin zu hohen Anteil der Schiiler/innen,
die ohne Abschluss die Schule verlassen, sowie bei den Chancen
der Ausbildungsbewerber/innen auf einen Ausbildungsplatz.

Inhaltliche Schwerpunkte

Kommunen und Lander stehen heute mehr denn je vor der
Herausforderung, ihren Biirgern/innen wohnortnah best-
mogliche Zuginge zu vielfiltigen und passgenauen Angeboten
des lebensbegleitenden Lernens zu ermdglichen, die im Ein-
klang stehen mit den individuellen (Weiter-)Bildungswiinschen
und den (Aus-)Bildungsbedarfen. Die 6ffentlichen Bildungsaus-
gaben der Linder, einschliefilich der Gemeinden und Zweck-
verbande, betrugen im Jahr 2017 122 Milliarden Euro und
damit rund 92 Prozent der gesamten 6ffentlichen Bildungs-
ausgaben. Auf die Lander entfielen davon 94,3 Milliarden

Euro, auf die Gemeinden und Zweckverbénde 28,5 Milliarden
Euro. Der Bund hat im gleichen Zeitraum 10,6 Milliarden

Euro fiir Bildung ausgegeben. Trotz eines Schilerriickgangs

um ca. 2 Millionen vom Jahr 2010 bis zum Jahr 2017 sind die
Bildungsausgaben der Lander, einschliefilich der Gemein-

den und Zweckverbinde, um insgesamt 24 Milliarden Euro
gestiegen.

Die Umsetzung ganzheitlicher Bildungskonzepte - das Lernen
im Lebenslauf mit allen Stationen der Bildungsbiografie

und dem Zusammenspiel von formalen, non-formalen und
informellen Bildungsanlédssen - geht einher mit komplexen
Steuerungsprozessen. In den Kommunen ist eine vielfiltige
und heterogene Akteurslandschaft daran beteiligt. Neben
Investitionen in die Infrastruktur miissen tibergreifende
Kooperationsnetzwerke und Bildungsmanagementstrukturen

aufgebaut und etabliert werden, damit Bildungsinstitutionen
und -akteure koordiniert und abgestimmt zusammenwirken
konnen: fachbereichsiibergreifend innerhalb der Kommunal-
verwaltung, sektorentiibergreifend im Zusammenspiel mit den
lokalen zivilgesellschaftlichen und nicht-staatlichen Bildungs-
und Weiterbildungsakteuren sowie ebeneniibergreifend in der
Verzahnung der Bundes- und Landesinitiativen.

Ziele

Chancengerechtigkeit ist nicht mehr ausschliefilich eine Frage
gleicher Aufstiegschancen und der Reduzierung des Zusam-
menhangs von Bildungserfolg und sozialer Herkunft. Chancen-
gerechtigkeit in der Bildung ist zunehmend auch eine Frage
gleichwertiger, wohnortnaher und flichendeckender Zugénge
zu attraktiven und vielseitigen Bildungs- und Weiterbildungs-
angeboten. Dies schliefit selbstverstindlich den Abbau von
Barrieren und die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen
mit Behinderungen ein. Die Digitalisierung der Bildung bietet
perspektivisch neue Méglichkeiten: orts- und zeitunabhén-
giger Zugang, die bessere Vernetzung des Lernens inner- und
auferhalb von Schule und Hochschule oder die individuellere
Gestaltung von Lernprozessen angesichts steigernder sozialer
und kultureller Diversitit und Disparitat.

Die besondere Teilhabeproblematik von Kindern aus bildungs-
fernen Elternhéusern sollte in allen Regionen, d. h. in 1and-
lichen wie auch in stddtischen Rdumen, insbesondere durch
spezielle Unterstlitzungsangebote in den Regelsystemen
gelost werden. Vor allem fir Kinder aus sozial benachteiligten
Familien und fiir Kinder mit Behinderungen muss der Zugang
zu Forderangeboten wie z. B. Sprachférderung in Kita, Schule
und auferschulischen Bildungseinrichtungen niedrigschwellig
sein, damit die Teilhabechancen erh6ht werden.

Vorschlige und Handlungsempfehlungen

Die Verbesserung der Zugénge zu Bildungs- und
Weiterbildungsangeboten des lebensbegleitenden Lernens

fir alle Biirger/innen leistet einen wichtigen Beitrag zur
Herstellung gleichwertiger Lebensverhiltnisse in Deutschland.
Hieran arbeiten Bund, Linder und Kommunen in ihren
jeweiligen Zustdndigkeitsbereichen gemeinsam. Die
Bildungshoheit der Lander bleibt dabei gewahrt.

Dafiir sind Mafdnahmen in drei zentralen Handlungsfeldern
erforderlich:

+ die Sicherung und Verbesserung der Bildungsinfrastruktur,

+ die Weiterentwicklung kommunaler Kooperations-
netzwerke und Bildungsmanagementstrukturen sowie

+ die Sicherung der Qualitit von Bildung und Weiterbildung.
Bildungsinfrastruktur sichern und verbessern

« Die Bereitstellung von Bildungs- und Betreuungsan-
geboten vor allem im Bereich Kita und Grundschule ist ein
wesentlicher Standortfaktor und schafft einen demografie-
festen Rahmen fiir die Daseinsvorsorge. Ein wohnortnah
erreichbares Schulangebot ist im Interesse der Schiiler/
innen sowie der Kommunen. Die Linder und Kommunen
stehen weiterhin vor der Herausforderung, den Erhalt der
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schulischen Angebote in Wohnortnihe zu sichern. Die
Lander und Kommunen haben bereits in den letzten Jahren
Anstrengungen zum Fortbestand kleiner Systeme in ldnd-
lichen Rdumen unternommen.

« Abdem Jahr 2025 soll ein individueller Rechtsanspruch auf
Ganztagsbetreuung im Grundschulalter eingefiihrt werden.
Dies verbessert die Chancen auf eine umfassende Bildungs-
teilhabe aller Kinder und trigt zu einer besseren Vereinbar-
keit von Familie und Beruf bei. Die Rahmenbedingungen
miissen noch zwischen Bund und Landern unter Einbe-
ziehung der Kommunen ausgehandelt werden.

« Die Sicherstellung der Mobilitit von Lehrkréften ist ein
zentrales Anliegen der Lander. Voraussetzung hierfiir ist
der gleichberechtigte Zugang zum Vorbereitungsdienst
sowie die verbindliche Gestaltung der Anerkennung von
Lehramtsabsolventen/innen tiber Lindergrenzen hinweg.
Um den ortlichen Besonderheiten Rechnung zu tragen und
der Abwanderung von Lehrkréften aus strukturschwachen
Regionen vorzubeugen, haben einzelne Linder Mafinah-
men zur Attraktivitatssteigerung der Lehramter ergriffen
(z. B. Erh6hung der Besoldung).

+ Mit dem ,DigitalPakt Schule” stellt der Bund 5 Milliarden
Euro fiir Investitionen in die digitale Infrastruktur von
Schulen zur Verfiigung, um bundesweit eine gleichwertige
digitale Ausstattung in Schulen zu ermoglichen. Zusétzlich
erfolgt eine Ko-Finanzierung von 10 Prozent durch die
Lander. Insbesondere seit der Verabschiedung der Strategie
»Bildung in der digitalen Welt“ im Jahr 2016 wurden in
den Landern zahlreiche Mafinahmen angestof3en. So
wurden unter anderem online-basierte Lernplattformen
in verschiedenen Lindern etabliert und weiterentwickelt,
die Kommunen bei der Ausstattung der Schulen mit IT-
Infrastrukturen durch Landesprogramme unterstiitzt
und in zahlreichen Lindern schulische Medienkonzepte
bzw. Unterrichtskonzepte zur Vermittlung von digitalen
Kompetenzen entwickelt. Damit einher gehen die
Ausgestaltung der curricularen Rahmenbedingen und
weitere Qualifizierungsmafnahmen des Lehrpersonals.

+ Die {iberbetrieblichen Berufsbildungsstitten (UBS) und
ihre Kompetenzzentren werden bei der Modernisierung
von Gebéduden und Ausstattung unterstiitzt. Dies sichert
die hochwertige und moderne Ausbildung im dualen
System sowie die Ausbildungsfahigkeit von kleinen und
mittleren Unternehmen (KMU). Mit dem Sonderprogramm
,UBS-Digitalisierung” férdert der Bund gezielt die digitale
Ausstattung und die Erarbeitung innovativer berufspida-
gogischer Konzepte.

Vernetzung, Kooperation und Koordinierung auf kommuna-
ler Ebene verbessern

«  Bundesweit werden rund 200 Kreise und kreisfreie Stadte
dabei unterstiitzt, moderne Bildungsmanagementstruk-
turen und tibergreifende Kooperationsnetzwerke auf
kommunaler Ebene aufzubauen und zu etablieren. Die
sIransferinitiative Kommunales Bildungsmanagement*

wurde Anfang 2018 um eine zweite Forderphase bis Ende
2022 verldngert und fiir weitere Kommunen gedffnet.
Zusitzlich werden Unterstiitzungsangebote fiir den Aufbau
und die Professionalisierung des Bildungsmonitorings in
den teilnehmenden Kommunen mafdgeblich verstarkt.
Denn eine empirisch valide Wissensbasis tiber die
kommunale Bildungssituation ist ausschlaggebend, um

die Passgenauigkeit kommunaler Bildungsangebote und
-bedarfe zu verbessern.

+  Bis zum Jahr 2022 werden mit dem Bundesprogramm
»Kultur macht stark. Bindnisse fiir Bildung*“ bis zu
480 Millionen Euro fiir auflerschulische Mafnahmen der
kulturellen Bildung fiir bildungsbenachteiligte Kinder und
Jugendliche bereitgestellt. Besonders in strukturschwachen
Regionen werden lokale Bildungsbiindnisse geférdert und
damit auch Ehrenamt und zivilgesellschaftliches Engage-
ment gestirkt.

« Mit der Initiative ,Bildungsketten® unterstiitzt der Bund
ubergreifende Konzepte der Lander zur beruflichen
Orientierung sowie zum Ubergangsbereich Schule-Beruf.
Grundlage sind Bildungskettenvereinbarungen, die die
besonderen Strukturen und ihre Herausforderungen in
den jeweiligen Lindern berticksichtigen. Sie laufen aktuell
bis Ende 2020. Der Bund strebt eine nahtlose Fortsetzung
ab 2021 an. Ziel ist die Verzahnung verschiedener Forder-
instrumente und -angebote fiir Jugendliche von der Schule
uber die Berufsausbildung bis in den Beruf. Die Umsetzung
erfolgt unter enger Einbindung und Vernetzung aller
relevanten Akteure vor Ort.

« Die Ausbildungsmoglichkeiten und der Zugang zu weiter-
fihrender Hochschulbildung in strukturschwachen
Regionen sollen gezielt verbessert werden, z. B. durch Mittel
fir den Ubergang Schule-Beruf mit dem Ziel der Stirkung
der dualen Ausbildung, sowie durch Mittel fiir die Starkung
des dualen Studiums mit Partnern aus strukturschwachen
Regionen.

- Die Rahmenbedingungen der (allgemeinen) Weiter-
bildung in den Regionen sollen mit Blick auf Teilhabe und
Zugang verbessert werden. Die Angebote der kommunalen
Volkshochschulen sowie der gemeinwohlorientierten
Weiterbildungseinrichtungen in anderer Trigerschaft
sind in lokale bzw. regionale Kooperationsnetzwerke
einzubeziehen.

Qualitit von Bildung und Weiterbildung sichern

« Um Angebote fiir die heterogenen Bedarfe im Bildungs-
bereich zu entwickeln, ist eine kontinuierliche Erweiterung
und Verbesserung der Wissensbasis notwendig. Mit dem
neuen ,,Rahmenprogramm empirische Bildungsforschung”
hat das Bundesministerium fiir Bildung und Forschung die
Weichen fiir eine strategische und zielgerichtete Weiter-
entwicklung der Bildungsforschung in Deutschland
gestellt. Dieses berticksichtigt die verschiedenen Anforde-
rungen auf Grund regionaler Disparitdten. So werden z. B.
mit der Forderrichtlinie zur kulturellen Bildung in ldnd-
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lichen Rdumen deren zukiinftige Ausgestaltung erforscht
sowie die Wechselwirkungen zwischen Teilhabemoglich-
keiten an kultureller Bildung, regionaler Identitatsstiftung
und gesellschaftlichem Zusammenbhalt untersucht. Im Jahr
2019 wird eine neue Forderrichtlinie zur Untersuchung der
Zusammenhinge zwischen Bildungserfolg, Lernumwelten
und sozialrdumlichen Kontexten verdffentlicht, um darauf
aufbauend Konzepte zur individuellen Férderung von Kin-
dern und Jugendlichen in strukturschwachen urbanen und
landlichen Regionen abzuleiten.

Ziel ist es, dass aktuelle Ergebnisse aus Wissenschaft und
Forschung verstarkt und systematisch in die Anwendungs-
praxis gebracht werden. Dabei ist sicherzustellen, dass dies
auch in der Flache gelingt. Dies kann nur im kontinuier-
lichen Kontakt mit den Landern und im Dialog mit ihnen
geschehen und durch ihre Kompetenzen fiir Bildung umge-
setzt werden. Mit dem ,Rahmenprogramm empirische Bil-
dungsforschung® und der bundesweiten ,Transferinitiative
Kommunales Bildungsmanagement®“ wurde hier bereits
eine gute Grundlage gelegt, die es weiter auszubauen gilt.

Zur Qualitdtsentwicklung in Schulen und fiir externe und
interne Evaluationen haben die Lander in der Kultus-
ministerkonferenz seit 2003 gemeinsame Bildungsstan-
dards in zentralen Fichern beschlossen, die landeriiber-
greifend die Kompetenzen beschreiben, tiber die Schiiler/
innen an wichtigen Schnittstellen ihrer Schullaufbahn
verfligen sollen. Das von den Lindern eigens als wissen-
schaftliche Einrichtung an der Humboldt-Universitat zu
Berlin gegriindete Institut zur Qualititsentwicklung im
Bildungswesen (IQB) hat die Hauptaufgabe, die Bildungs-
standards weiterzuentwickeln und auf ihrer Basis Auf-
gaben zu entwickeln, mit denen die Erreichung der in den
Bildungsstandards formulierten Kompetenzerwartungen
festgestellt werden kann. Die Einhaltung der Bildungs-
standards wird sowohl landesweit als auch landeriiber-
greifend im Rahmen einer Gesamtstrategie der Kultus-
ministerkonferenz zum Bildungsmonitoring tiberpriift.
Zur Implementation der Bildungsstandards fiir die All-
gemeine Hochschulreife wurde ein gemeinsamer Abitur-
aufgabenpool entwickelt, der den Lindern seit 2017 zur
Verfiigung steht und eine weitere Stufe der iiberregionalen
Qualitatssicherung darstellt.

Die Fort- und Weiterbildung des pddagogischen Personals
und der vor Ort handelnden Akteure und Multiplikato-
ren wird ein zunehmend entscheidender Faktor fiir die
Professionalisierung und Qualititssicherung von Bildung
und Weiterbildung. Deshalb wird die ,Weiterbildungs-
initiative Frihpadagogische Fachkrifte” (WiFF) weiter-
hin forschungsbasierte Erkenntnisse zur frithen Bildung
generieren, die ebenso wie das ,,Fachkriftebarometer
frihe Bildung® als wissenschaftlich fundierte Basis fiir
Aus- und Weiterbildner/innen, Planungs- und Entschei-
dungstriager/innen zur Verfiigung stehen. Zudem wird die
»Qualititsoffensive Lehrerbildung” mit einer zweiten For-
derphase bis 2023 fortgesetzt - erweitert um die Schwer-
punkte ,Digitale Bildung” und , Lehramtsausbildung an
beruflichen Schulen®

+ Begleitende Qualifizierungsmafinahmen sind fiir die pida-
gogischen Fachkrifte an Weiterbildungseinrichtungen
insbesondere zur Starkung der digitalen Kompetenzen not-
wendig.

- Die Digitalisierung der Bildung verlangt neue, einfach
konstruierte und individuelle Férderinstrumente fiir die
Erwachsenen- und Weiterbildung.

+ Um Schiiler/innen die bestmoglichen Zukunftschancen
zu er6ffnen, haben die Linder Mafdnahmen ergriffen,
die auf deren besondere Bediirfnisse, Begabungen und
Moglichkeiten eingehen. Zur Férderung leistungsstarker
und potenziell besonders leistungsfihiger Schiiler/innen
haben Bund und Linder die Initiative ,Leistung macht
Schule“ aufgelegt. Dariiber hinaus haben der Bund und die
Lander im Januar 2019 Gespréche zur Gestaltung der neuen
gemeinsamen Initiative fiir Schulen in benachteiligten
sozialen Lagen aufgenommen.

«  Durchlissigkeit des Bildungssystems darf nicht mehr nur als
Frage des Zugangs beruflich Qualifizierter in das Hochschul-
system verstanden werden. Einerseits miissen dazu gemein-
sam mit den Partnern der beruflichen/dualen Ausbildung
auch Moglichkeiten einer systematischen Anrechnung
beruflich erworbener Kompetenzen auf die Studien-dauer
geschaffen werden. Andererseits miissen verstiarkt Wege
aufgezeigt werden, die aus einem nicht zu Ende gefiihrten
Studium in attraktive berufliche Ausbildungen fithren.

+  Mit Blick auf einen Anteil von ca. 14 Prozent bzw.
7,5 Millionen funktionalen Analphabeten der erwerbs-
fahigen Bevolkerung (18 - 64 Jahre) in Deutschland fordern
Bund und Lander mit der Dekade fir Alphabetisierung
Projekte, die es mehr Erwachsenen ermoglichen, Lese- und
Schreibfihigkeiten zu verbessern. Dieses gilt es weiter aus-
zubauen. Dabei diirfen diese Fordermoglichkeiten den Blick
auf den Lernort Schule und dessen originiren Auftrag,
jene Grundkompetenzen und Fihigkeiten in allen Fichern
nachhaltig zu vermitteln, nicht verstellen. Im Rahmen der
Dekade werden auch Forschungsprojekte gefordert, um
Ursachen des funktionalen Analphabetismus zu erkennen
sowie um Programme und Angebote zu evaluieren und
entsprechend zu verbessern. So sollen u. a. Erkenntnisse
gewonnen werden, wie Lernangebote beschaffen sein
miissen, um eine moglichst grofle Zahl von Betroffenen zu
erreichen und zum Erfolg zu fiihren.

2.3 Kultur fiir alle in urbanen und landlichen
Riumen starken

Ausgangslage und inhaltliche Schwerpunkte

Kunst und Kultur bieten eine geistige Heimat, stiften Identitat
und schaffen Gemeinschaft. Sie bereichern das Leben unab-
héngig von Alter, Herkunft oder Wohnort und leisten einen
Beitrag zum gesellschaftlichen Zusammenhalt. Kunst und
Kultur bieten Orte der Begegnung und des Austauschs zwi-
schen den Generationen ebenso wie zwischen verschiedenen
gesellschaftlichen Gruppen (vgl. ausfiihrlich Abschlussbericht
der FAG 6 ,Teilhabe und Zusammenhalt der Gesellschaft®).
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Der niederschwellige Zugang zu kulturellen Angeboten

und entsprechender Infrastruktur ist Teil der kommunalen
Daseinsvorsorge. Fur die Attraktivitit der landlichen Rdume
und ihrer Kommunen insbesondere als Wohnort sind auch

ein attraktives Kulturleben sowie vielfaltige Moglichkeiten zur
Teilnahme an Kunst- und Kulturangeboten von Bedeutung.
Dabei profitieren nicht nur diejenigen, die aktiv oder passivam
Kulturgeschehen teilnehmen, sondern die Kommunen und die
landlichen Rdume in ihrer Gesamtheit.

Ziele

Ziel ist es, Kultur und kulturelle Bildung in urbanen und lénd-
lichen Riumen fir alle zugénglich zu machen, und so die
Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben zu verbessern.
Kultureinrichtungen sollten daher, neben konkreten kulturel-
len Angeboten, auch als Institutionen geférdert und gestarkt
werden, weil sie 6ffentlichen Raum fiir Begegnung bieten,
Kontinuitét darstellen und daher im besten Sinne zur Daseins-
vorsorge gehoren.

Vorschlige und Handlungsempfehlungen

Angesichts gesellschaftlicher Herausforderungen wie Integ-
ration und Inklusion, Demografie und Digitalisierung, aber
auch Fragen nach der Zukunft von Arbeit und Kommunikation
bekennen sich der Bund, die Linder und die kommunalen
Gebietskdrperschaften zur Kulturférderung als wichtiger
gesellschaftspolitischer Zukunftsaufgabe.

Die FAG 5 schligt vor:

+ Kontinuierliche Kulturférderung in ldndlichen sowie in
urbanen Rdumen.

« Forderung von ortlichen Bildungs- und Kulturinfrastruk-
turen als kulturelle und soziale Orte (sogenannte Dritte
Orte).

+ Unterstiitzung der Vereinsarbeit, Koordinierung und
Vernetzung der Aktivititen und Akteure.

« Forderung von Bibliotheken und Museen auch in
landlichen Rdumen.

+  Fordermoglichkeiten fiir die denkmalgerechte Sanierung
von Kulturdenkmalen.

« Forderung des Bundes fir Kultur in der Fliche einschlief3-
lich strukturschwacher Regionen durch Mafnahmen,
die auch aufsuchende Kulturarbeit und digitale Wege der
Vermittlung umfasst.

Zahlreiche Mafnahmen und Programme des Bundes leisten
hierzu bereits Beitrige, beispielhaft seien genannt:

+ Die Kulturstiftung des Bundes (KSB) fordert das Programm
,TRAFO - Modelle fir Kultur im Wandel“ von 2015 bis 2024,
um Veridnderungsprozesse der kulturellen Infrastruktur in
landlichen Regionen zu unterstiitzen, die stark vom demo-
grafischen Wandel geprégt sind.

« Die KSB fordert zudem das Programm ,hochdrei - Stadt-
bibliotheken verdndern“ in den Jahren 2018 bis 2022.

« Die Beauftragte der Bundesregierung fir Kultur und
Medien fordert ab 2019 mit einem neuen Programm die
,Kultur in ldndlichen Raumen“ aus Mitteln des Bundes-
programms ,Landliche Entwicklung“ (BULE) des Bundes-
ministeriums fir Ernahrung und Landwirtschaft.

«  Der Kulturort Kino soll aufierhalb von Ballungsgebieten
durch ein kofinanziertes ,,Zukunftsprogramm Kino“ der
Beauftragten der Bundesregierung fiir Kultur und Medien
gestarkt werden.

« Im Rahmen des Programms , Investitionen fiir nationale
Kultureinrichtungen in Ostdeutschland* stellt die Beauf-
tragte der Bundesregierung fiir Kultur und Medien jahrlich
4 Millionen Euro fiir den Substanzerhalt und die Erneue-
rung von bedeutenden Kultureinrichtungen in den struk-
turschwachen ostdeutschen Lindern zur Verfiigung. Dieses
Programm soll aufgestockt und auf alle Lainder ausgeweitet
werden.

« Die Beauftragte der Bundesregierung fir Kultur und
Medien férdert mit dem Denkmalpflegeprogramm
,National wertvolle Kulturdenkmaler®, den Denkmal-
schutzsonderprogrammen sowie weiteren Sonder-
investitionsmafinahmen Kulturdenkmidiler allein seit 2014
mit rund 306 Millionen Euro.

«  Bis zum Jahr 2022 stellt das Bundesministerium fiir
Bildung und Forschung im Programm ,Kultur macht
stark. Biindnisse fiir Bildung* bis zu 480 Millionen Euro
fiir auflerschulische Mafinahmen der kulturellen Bildung
fur bildungsbenachteiligte Kinder und Jugendliche bereit.
Besonders in strukturschwachen Regionen werden lokale
Bildungsbiindnisse gefordert und damit auch Ehrenamt
und zivilgesellschaftliches Engagement gestérkt.

+ Im Rahmen des Bundesprogramms , Lindliche Entwick-
lung“ (BULE) férdert das Bundesministerium fiir Ernah-
rung und Landwirtschaft in den Jahren 2018 bis 2022 mit
ca. 20 Millionen Euro beispiel- und modellhafte Vorhaben,
die kulturelle Aktivititen und Teilhabe in lindlichen Rau-
men erhalten und weiterentwickeln (LandKULTUR).

2.4 Barrieren abbauen - Barrierefreiheit
verwirklichen

Ausgangslage

Barrierefreiheit ist eine wesentliche Zukunftsaufgabe, denn sie

kommt nicht nur Menschen mit Behinderungen, sondern allen
Menschen, insbesondere auch élteren Menschen und Familien,
zugute. Somit ist die Umsetzung der Barrierefreiheit eine Quer-
schnittsaufgabe, die alle Lebensbereiche umfasst.

Mit der Weiterentwicklung des Behindertengleichstellungs-
rechts im Bund und in den Lindern sowie dem Bundesteil-
habegesetz wurden Instrumente geschaffen, die sich auf die
alltagliche Lebensfiihrung von Menschen mit Behinderun-
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gen positiv auswirken. Weitere Gesetze greifen Aspekte der
Barrierefreiheit auf, wie zum Beispiel das Personenbefor-
derungsgesetz des Bundes, das Baurecht in den Lindern oder
die Starkung der Kommunen in der Pflege. Die Aktionspline
zur UN-Behindertenrechtskonvention von Bund, Landern
und Kommunen enthalten dariiber hinaus zahlreiche Einzel-
mafinahmen, die das selbstbestimmte Leben in der Mitte einer

inklusiven Gesellschaft ohne Diskriminierung beférdern sollen.

Europdische Regelungen wie der European Accessibility Act
uber die Barrierefreiheit von Produkten und Dienstleistungen,
der Vertrag von Marrakesch iiber den barrierefreien Zugang zu
kulturellen Giitern und die EU-Richtlinie tiber den barriere-
freien Zugang zu den Webseiten und mobilen Anwendungen
offentlicher Stellen helfen zudem dabei, Standards der Barrie-
refreiheit zu etablieren und stérken zugleich den Européischen
Binnenmarkt.

Bis zu einem inklusiven barrierefreien Leben fiir alle ist es
jedoch noch ein langer Weg. Auch in strukturschwachen
Regionen und dem Bereich der Privatwirtschaft miissen
weitere Fortschritte erzielt werden, um auch dort im Sinne
einer inklusiven Gesellschaft voranzukommen. Die Themen
Mobilitit, Wohnen und Gesundheit sind hierbei wesentlich.
Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD fir die
19. Legislaturperiode des Deutschen Bundestags identifiziert
neben weiteren Mafnahmen insbesondere fiinf Handlungs-
felder zur Verbesserung von Barrierefreiheit.

Inhaltliche Schwerpunkte
Um alle Lebenslagen inklusiv gestalten zu konnen, bedarf es
eines nachhaltigen und lebenslageniibergreifenden Ansatzes.

Ziele

Ubergeordnetes Ziel ist eine Gesellschaft, die fiir alle Platz hat
und an deren sozialer und wirtschaftlicher Entwicklung sowie
Gestaltung alle teilhaben konnen; eine Gesellschaft, die jeden
Menschen wertschitzt und die alle braucht. Dieses Ziel ist eine
grofle Herausforderung und kann daher nur schrittweise und
gemeinsam mit allen relevanten gesellschaftlichen Akteuren
erreicht werden. Wichtige Etappenziele sind mehr Teilhabe und
Selbstbestimmung, aber auch die Starkung des gesellschaft-
lichen Bewusstseins fir Inklusion und Barrierefreiheit in allen
Bereichen des tdglichen Lebens.

Vorschlige und Handlungsempfehlungen

« Aufbau eines Unterstiitzungssystems fiir Linder und
Kommunen bei der Bundesfachstelle Barrierefreiheit:
Mit der Bundesfachstelle Barrierefreiheit wurde 2016
eine zentrale Institution zur Beratung und Unterstiitzung
insbesondere von Bundesbehdrden in Fragen der
Barrierefreiheit eingerichtet. Zukiinftig konnte sie
auch Linder und Kommunen bei der Herstellung von
Barrierefreiheit im Sinne gleichwertiger Lebensverhaltnisse
unterstiitzen, ohne dabei einen strukturellen
Kompetenzaufbau in den Landern und Kommunen
ersetzen zu kénnen. Die bereits von den Landern
geschaffenen Strukturen bleiben dabei unverandert
erhalten und leisten einen Beitrag. Zur Unterstiitzung
der Arbeit vor Ort sollte bei der Bundesfachstelle

Barrierefreiheit ein zentrales, mehrstufiges und modular
aufgebautes System installiert werden, welches die guten
Praxisbeispiele aus Lindern und Kommunen aufbereitet
und fir alle besser nutzbar macht. Die Basis wiirde

eine Online-Plattform bilden, die wie ein Leitfaden
zusammenfassend und allgemeinverstindlich Prozesse,
Instrumente, Mafnahmentypen und Umsetzungsstrategien
beschreibt sowie die wesentlichen Handlungsfelder im
Hinblick auf Barrierefreiheit benennt und erlautert:
offentlicher Raum, 6ffentliche Gebdude, Wohnen, Mobilitit,
wohnortnahe Versorgung und Dienstleistungen sowie
digitale Angebote. Darauf aufbauend sollen die Linder

und Kommunen anhand weiterer Module bei Bedarf
Beratung und Unterstiitzung bei der Herstellung von
Barrierefreiheit erhalten konnen. Auch beim Aufbau dieser
Angebote bedarf es einer engen Verzahnung mit bereits

in den Landern bestehenden Aktivitiaten. Dartiber hinaus
ist eine Einbeziehung der Organisationen von Menschen
mit Behinderungen und Vertretungen von Senioren/innen
sowie Familien essenziell.

,InitiativeSozialraumInklusiv (ISI)*“: Diese Initiative

will mehr Bewusstsein dafiir schaffen, dass es noch viele
Entwicklungspotenziale fiir ein Leben ohne Barrieren gibt.
Die Bedeutung der Landkreise, Stddte und Gemeinden fiir
die Gestaltung eines inklusiven Gemeinwesens soll hierbei
besonders betont werden. Es kommen deswegen vor allem
kommunale und zivilgesellschaftliche Akteure auf jahrlich
zwei Regionalkonferenzen zusammen, um gemeinsam

mit Menschen mit Behinderungen als ,Experten/innen

in eigener Sache“ Informationen und Anregungen
auszutauschen, aber auch um Initiativen fiir einen
barrierefreien Sozialraum zu diskutieren und zu entwickeln.
Die in den Landern existierenden Strukturen werden bei
den Regionalkonferenzen jeweils berticksichtigt. Dabei
geht es um Themen wie barrierefreie Mobilitit, Bauen

und Wohnen, aber auch um barrierefreie Gesundheits-,
Pflege- und Rehabilitationsleistungen, Kultur, Freizeit und
Tourismus sowie ambulante Wohnformen. Mit ISI wird ein
Vorhaben aus dem Koalitionsvertrag umgesetzt.

Forderprogramm des Bundes: Dariiber hinaus ist zum
Thema ,Barrierefreiheit” im Koalitionsvertrag vereinbart,
LAnreize auch durch Férderprogramme zur Verbesserung
der Barrierefreiheit in den Kommunen” zu setzen. Dies
gilt insbesondere in ldndlichen Regionen, in denen die
Infrastruktur auf Grund demografischer Entwicklungen
nur noch eingeschrinkt vorhanden oder zuganglich ist.
Beispielhaft sind dies die Forderung des Umbaus von
nicht barrierefreien Arztpraxen und anderer Gesundheits-
dienstleistungen in fiir alle zugingliche Raumlichkeiten.
Um Maf!nahmen im gesamten Bundesgebiet umsetzen zu
konnen, die zu mehr Barrierefreiheit fiihren, ist die Schaf-
fung eines entsprechenden Bundesprogramms notwendig.
Bei dessen Erarbeitung wird sich der Bund eng mit den
Lindern abstimmen. Die Kriterien der Férderung miissen
der Definition von Barrierefreiheit nach § 4 Behinderten-
gleichstellungsgesetz entsprechen. Eine Kampagne zur
Bewusstseinsstarkung sollte das Bundesprogramm beglei-
tend unterstiitzen.
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Barrierefreiheit ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.
Deswegen missen alle gesellschaftlichen Akteure wie Bund,
Liander, Kommunen, Unternehmen, Vereine, Verbande und
Private daran mitwirken. Es ist dabei besonders wichtig, ein
gemeinsames Verstdndnis von Barrierefreiheit zu etablieren.
Nur so kann Klarheit iber die notwendigen Angebote fiir
Anbietende und Nutzende hergestellt werden.

Bei der Umsetzung der Barrierefreiheit spielen auch die Linder
eine wichtige Rolle. Hier ist es unabdingbar, auf die Zusténdig-
keiten der jeweiligen politischen Ebene zu achten, um Uber-
schneidungen zu vermeiden. Dies gilt auch fiir den Ausbau
bundesweiter Strukturen.

In den Bundeslédndern bestehen zum Teil bereits bewihrte
Strukturen, wie beispielsweise Fachstellen fiir Barrierefrei-
heit, die beim Ausbau bundesweiter Strukturen berticksichtigt
werden miissen, um Doppelstrukturen zu vermeiden. In die-
sem Zusammenhang sollte der Vernetzungsgedanke sowie die
Unterstiitzung des Auf- und Ausbaus von Strukturen in den
Landern, dort wo Bedarf ist, im Vordergrund stehen.

Es gibt bereits viele gute Beispiele fiir mehr Barrierefreiheit im
Bund, in den Lindern und in den Kommunen, deren Ansétze
Ubertragbar sein konnen und die konkrete Hilfestellungen
bieten (z. B. Einrichtung von Beratungsstellen fiir
Barrierefreiheit, Leitfiden zur Umsetzung von Barrierefreiheit,
z. B. flir Kommunen oder zur barrierefreien Software, mehr
barrierefreie 6ffentliche Toiletten bzw. mehr ,Toiletten far alle®).

Unter Einbeziehung der Ergebnisse eines Fachgesprachs mit
Sozialverbanden und den Verbidnden von Menschen mit
Behinderungen kénnen weitere mogliche Mafinahmen, um die
Barrierefreiheit voranzubringen, unter anderem sein:

- Barrierefreie Mobilitit
Barrierefreie Mobilitit ist in Ballungszentren wie auch
in lindlichen Rdumen ein entscheidender Faktor einer
hohen Lebensqualitit. Gerade flexible Bedienformen
und digitale Moglichkeiten zur Verbesserung vorhan-
dener offentlicher Verkehrsangebote auf der Strale
konnen - barrierefreie Fahrzeuge vorausgesetzt - dazu
beitragen, die barrierefreie Mobilitdt entscheidend
voranzubringen, da sie sich stdrker als klassische Linien-
verkehre am aktuellen Bedarf orientieren und indivi-
duelle Losungen bieten.

+ Vorantreiben des barrierefreien Ausbaus von
Arztpraxen
Es besteht insgesamt Bedarf an barrierefreien Arzt-
praxen. Der Abbau von Barrieren kénnte zum Beispiel
durch die Einfiihrung eines Zertifizierungsverfahrens
und durch Bundesmittel unterstiitzt werden. In diesem
Rahmen kénnten auch Zuschlédge zur Vergiitung gezahlt
werden, wenn Arzte/innen barrierefreie Angebote vor-
halten, z. B. eine barrierefreie Kommunikation.

« IT-Leitfaden zu barrierefreier Software
Angesichts der steigenden Digitalisierung insbesondere
auch in der 6ffentlichen Verwaltung (E-Government)

bendtigen die IT-Verantwortlichen Unterstiitzung

bei der Umsetzung der digitalen Barrierefreiheit. Dies
konnte ein bundeseinheitlicher Leitfaden der Bundes-
fachstelle Barrierefreiheit fiir barrierefreie Webseiten
und mobile Anwendungen mit praxistauglichen Hin-
weisen und Informationen leisten, der insbesondere
auch Kommunen zur Verfligung gestellt werden kann,
die damit gerade vor dem Hintergrund der aktuell
erfolgten Umsetzung der EU-Richtlinie iiber den bar-
rierefreien Zugang zu den Webseiten und mobilen
Anwendungen 6ffentlicher Stellen unterstiitzt werden.
Dabei muss ein Bundesleitfaden Riicksicht auf die in
den Landern bereits erfolgten Anstrengungen in diesem
Bereich nehmen.

- Offentlichkeitskampagne
Um das 6ffentliche Bewusstsein fiir den Bedarf und die
Chancen einer barrierefreien Gesellschaft zu starken
und alle Akteure zur Mitarbeit zu bewegen, ist eine breit
angelegte Offentlichkeitskampagne mithilfe von Plaka-
ten, Online-Bannern, Social Media, Informationsmate-
rialien und umfangreicher Messeprasenzen hilfreich.

2.5 Regionale Arbeitsmarkte aktiv gestalten

Ausgangslage

Teilhabe am Arbeitsleben und gute Arbeitsbedingungen sind
die Grundlage fiir ein selbstbestimmtes Erwerbsleben. Zwar
entwickelt sich der Arbeitsmarkt in Deutschland seit Jahren
positiv, aber nicht in allen Regionen gleich stark. Die Chancen
auf nachhaltige Integration in das Arbeitsleben mit einem exis-
tenzsichernden Einkommen, aber auch die Arbeitsbedingun-
gen lassen sich der Grundstruktur nach zwischen Regionen mit
schon weitgehend bewiltigten und noch nicht abgeschlosse-
nen wirtschaftsstrukturellen Umbriichen, zwischen Ost und
West einerseits und Nord und Siid andererseits, und schliefilich
zwischen Stadt und Land im gesamten Bundesgebiet diffe-
renzieren. Regional weichen Arbeitslosen- und Beschéftigten-
quoten - auch hinsichtlich Geschlecht, Qualifikation und
Herkunft der Arbeitnehmer/innen - zum Teil erheblich von-
einander ab.

Die Heterogenitit regionaler Arbeitsmarkte ist vor allem auf
die regionale Wirtschaftsstruktur, wie beispielsweise Anzahl,
Struktur und Grofe der ansédssigen Wirtschaftsbetriebe,
zuriickzufiihren. Dariiber hinaus beeinflussen aber auch andere
regionalspezifische Konditionen wie Bildungsabschliisse der
Wohnbevolkerung und Betreuungsmoglichkeiten fiir Kinder
und andere betreuungs- oder pflegebediirftige Angehorige,

die Lage im ortlichen Arbeitsmarkt mafgeblich. Vor allem

in einigen ostdeutschen Regionen, aber auch in manchen
landlichen Regionen im Westen, sind Pendlerbewegungen,
Abwanderung und der demografisch bedingte Riickgang

der Erwerbsbevolkerung von Bedeutung. In stidtischen
Ballungsgebieten wirkt sich die Verdichtung sozialer Probleme
auf die Situation am Arbeitsmarkt aus.

Diese ortlichen Gegebenheiten wirken sich auf die Ergebnisse
des Einsatzes arbeitsmarktpolitischer Instrumente aus und
konnen nicht allein mit den Mitteln der Arbeitsmarktpolitik
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ausgeglichen werden. Gleichwohl tragen der Einsatz von
Leistungen der Arbeitsférderung sowie die Arbeitsmarkt-
programme der Lander zur Stabilisierung der regionalen
Beschiftigung und des Einkommens bei und erweitern die
regionalen Entwicklungspotenziale. Dies kann zur Verbes-
serung der Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse in den
Regionen beitragen. Allerdings fordert der zunehmende
Mangel an Fach- und Nachwuchskréften, der sich durch den
demografischen Wandel in der Zukunft noch verstarken
wird, die Politik heraus. Es zeigt sich, dass die Deckung des
Fachkriftebedarfs nicht nur fiir die Fortentwicklung vieler
Regionen, sondern bereits zur Verhinderung eines Abstiegs
einzelner Regionen von eminenter Bedeutung ist.

Inhaltliche Schwerpunkte

Beschiftigungs- sowie Aus- und Weiterbildungsmoglich-
keiten in den Regionen

Die wirtschaftliche Ausrichtung der einzelnen Regionen in
Deutschland ist entsprechend der historischen Entwicklung
vielfaltig. Gleichwertige Lebensverhiltnisse sind mit Blick auf
den Arbeitsmarkt nur dann gewihrleistet, wenn es vor Ort ein
solches Angebot an Ausbildungs- und Qualifizierungsmaoglich-
keiten gibt, das den Fachkriftebedarf der Wirtschaft sichert.
Dazu gehoren Moglichkeiten fiir lebensbegleitendes Lernen zur
Aufrechterhaltung und Verbesserung der Beschaftigungsfahig-
keit - sowohl vor Ort als auch online. Die Regionen missen

flir die lokal und regional verankerte Wirtschaft ebenso wie
flir Beschiftigte attraktiv sein, um einerseits Abwanderung,
andererseits Betriebsschliefungen infolge Fachkriftemangels
vorzubeugen und so Wettbewerbsfiahigkeit und Wohlstand zu
sichern.

Teilnahme am Arbeitsleben

Die Ausschopfung von Beschiftigungspotentialen ist von
zentraler Bedeutung, um Fachkrifteengpasse zu bewalti-

gen und Langzeitarbeitslosigkeit mit entsprechendem
Leistungsbezug zu beenden. Dazu gehort die Mobilisierung
nicht-erwerbstitiger Personen fiir den Arbeitsmarkt, die
Inklusion von Menschen mit Behinderungen, Mafinahmen,
die dltere Arbeitnehmer/innen motivieren, moglichst lang im
Erwerbsleben zu bleiben, die Steigerung des Arbeitszeitanteils
Teilzeitbeschaftigter und schliefdlich die nachhaltige Integra-
tion von Ausliandern/innen - insbesondere junger Gefliichteter
- in den Arbeitsmarkt (vgl. Linderintegrationsmonitoring).

Die Mafinahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik kntipfen
grundsitzlich am Individuum an und verfolgen das Ziel,
Arbeitslose in Beschiftigung zu bringen bzw. Arbeitslosigkeit
vorbeugend zu vermeiden. Die jeweiligen Instrumente setzen
mithin an den individuellen Stirken und Schwichen der/des
Einzelnen an. Um auch far die Jobcenter die finanzielle Basis
einer erfolgreichen Eingliederungsarbeit in den ndchsten
Jahren zu verbessern, hat der Bund die Mittel fiir Verwaltungs-
kosten und Eingliederungsleistungen aufgestockt. Bei der Ver-
teilung der Eingliederungsmittel findet sowohl die regionale
Arbeitsmarktlage als auch der Anteil von Langzeitleistungs-
beziehern/innen im jeweiligen Jobcenter Berticksichtigung.

Damit die Instrumente zur Eingliederung in Arbeit in der
jeweiligen Region zu einer nachhaltigen Verbesserung der

Situation vor Ort beitragen konnen, ist eine Verzahnung perso-
nenbezogener arbeitsmarktpolitischer MaRnahmen mit den
Anforderungen lokaler Arbeitgeber und den lokalen/regiona-
len Gegebenheiten erforderlich. Regionalen Netzwerken und
Verblinden kommt dabei eine wichtige Rolle zu, weil nur

dort das Wissen zu Bedarfen und Besonderheiten der Region
gesammelt und aktuell vorhanden ist.

Vorschlige und Handlungsempfehlungen

Regionale Vernetzung

Verbiinde aus Vertretern/innen der Wirtschaft, der Sozial-
partner, des jeweiligen Landes und der Kommunen, der
Bildungsinstitutionen sowie der Agenturen fiir Arbeit und

der Jobcenter konnen die konkreten Bedarfe in der jeweili-

gen Region identifizieren und veranlassen, dass diejenigen
abgestimmt zusammenwirken, die Einfluss auf die mafigeb-
lichen Faktoren zur Verbesserung der regionalen Arbeitsmarkt-
und Ausbildungssituation nehmen kénnen.

Sofern nicht schon ein geeigneter Verbund besteht, wird je
nach den Gegebenheiten vor Ort zu entscheiden sein, ob ein
solcher Verbund kommunal, Gberértlich auf eine Region
bezogen oder eng verzahnt auf beiden Ebenen gebildet wird.
Bereits bestehende Netzwerke sollten eingebunden werden.
Ein solcher Verbund bietet die Kommunikationsstruktur dafiir,
dass Angebote der 6ffentlichen Hand (Wirtschaftsférderung,
Schulen, Jugendhilfe, arbeitsmarktpolitische MaRnahmen)
mit den Bediirfnissen der Unternehmen bzw. Ansiedlungs-
interessenten in Einklang gebracht werden kénnen und die
handelnden Akteure miteinander vernetzt sind.

Weiterbildungs- und Qualifizierungsberatung

Das neue Qualifizierungschancengesetz stirkt die Weiter-
bildungs- und Qualifizierungsberatung durch die Bundes-
agentur flr Arbeit. Es ermdglicht Arbeitnehmern/innen
unabhingig von Qualifikation, Alter und Betriebsgrofie, eine
Anpassung und Fortentwicklung ihrer beruflichen Kompe-
tenzen, um sich fiir Engpassberufe zu qualifizieren oder neuen
Anforderungen infolge von Strukturwandel oder Technologie-
einsatz gerecht zu werden. Damit kann die Beschéftigungs-
fahigkeit auch angesichts des digitalen Strukturwandels und
der fortschreitenden Automatisierung erhalten und angepasst
werden. Zur Realisierung dieser Chancen wird es auch darauf
ankommen, dass die arbeitsmarktpolitischen Akteure in den
Verbtinden vor Ort dafiir werben, die verbesserten Qualifi-
zierungsmoglichkeiten betrieblich - insbesondere auch fiir
Risikogruppen unter den Beschiftigten - zu nutzen. Vor dem
Hintergrund des Ziels, vor allem den Zugang Langzeitarbeits-
loser beziehungsweise Geringqualifizierter zur beruflichen
Weiterbildung weiter zu férdern, ist die Bundesregierung
bereit, im Rahmen der nationalen Weiterbildungsstrategie die
geltende Regelung zur Verkiirzung der Umschulungsdauer zu
uberprifen.

Wiedereingliederung Langzeitarbeitsloser

Mit dem Gesamtkonzept ,MitArbeit“ hat die Bundesregierung
die Grundlage geschaffen, um Menschen, die schon sehr lange
arbeitslos sind, wieder eine Perspektive auf dem Arbeitsmarkt
zu ermoglichen. Um dieses Ziel zu erreichen, wird mit einem
ganzheitlichen Ansatz die Qualifizierung, Vermittlung und
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Reintegration von Langzeitarbeitslosen vorangetrieben. Den
Kern bildet das Teilhabechancengesetz, mit dem zwei neue
Instrumente zur Eingliederung Langzeitarbeitsloser geschaf-
fen wurden. Es ermoglicht einerseits sehr arbeitsmarktfernen
Personen soziale Teilhabe durch ldngerfristige, sozialversiche-
rungspflichtige Beschéftigung (§ 16i SGB II) und ebnet anderer-
seits nicht arbeitsmarktfernen Langzeitarbeitslosen, die aber
dennoch zu ihrer Wiedereingliederung in den allgemeinen
Arbeitsmarkt besonderer Hilfe bediirfen, den Weg in den allge-
meinen Arbeitsmarkt (§ 16e neu SGB II). Damit ist eine - wenn
auch in Bezug auf § 16i SGB II zunichst befristete - Grundlage
flr einen sozialen Arbeitsmarkt geschaffen. Es wird auch Auf-
gabe der oben genannten Verbiinde sein, dafiir Sorge zu tragen,
dass diese Moglichkeiten vor Ort, insbesondere auch den regio-
nalen KMU, bekannt gemacht und genutzt werden.

Forderung des Ubergangs von Schule in Berufsausbildung
Zur Unterstiitzung und Férderung von Jugendlichen sollte eine
enge Kooperation von ¢rtlichem Jobcenter, Agentur fiir Arbeit
und Jugendamt sowie Schulen konsequent realisiert werden
(Jugendberufsagentur, Netzwerk SCHULEWIRTSCHAFT,
Initiative ,.Bildungsketten®). Ziel muss sein, die vielfiltigen
Fordermoglichkeiten noch besser aufeinander abzustimmen
und zu systematisieren, damit Jugendliche beim Schulab-
schluss unterstitzt werden und ihnen der Weg in eine Berufs-
ausbildung geebnet wird. Hierzu ist der Datenaustausch
zwischen den beteiligten Akteuren verlasslich und rechtssicher
zu gestalten. Die bestehenden Moglichkeiten der Fahrkosten-
forderung gemaf? § 63 SGB III bediirfen einer verstirkten
Kommunikation.

Zur Aufrechterhaltung und Ausweitung der Berufsausbildungs-
angebote in der Flache sollte die Griindung weiterer tiber-
betrieblicher Berufsbildungsstatten gepriift werden. Es ist
sicherzustellen, dass qualitativ gut ausgestattete Berufs-
schulen zur Verfiigung stehen. Online-basierte Lernangebote
bzw. ,Blended Learning” kdnnen das Angebot erweitern.
Ausbildungs- und Lehrpersonal soll im Bereich Digitalisierung
fortgebildet werden, so dass sie die Fachkréfte von morgen

in den Stand setzen kénnen, Transformationsprozesse durch
Digitalisierung in Arbeits- und Geschéftsprozessen zu gestalten
und zu bewiltigen.

Sicherung des regionalen Fachkriftepotenzials

Durch Verbesserung der Arbeitsbedingungen in den Betrieben,
z. B.im Hinblick auf Fihrung, Chancengleichheit, Gesund-
heit, digitale Angebote (Tele-Arbeit, Co-Working-Spaces und
Cloud-Working) sowie Wissen und Kompetenz der Beschéf-
tigten, kann die Attraktivitat als Arbeitgeber in der Region
erhoht werden. Ein solcher Prozess kann zudem Fachkrifte
dafiir gewinnen, bis zum Erreichen der reguldren Altersgrenze
zu arbeiten und Teilzeitkréfte - sofern entsprechende Kinder-
betreuungsmoglichkeiten gegeben sind - zur Aufstockung
ihrer Arbeitszeit veranlassen. Die Bekanntmachung z. B. der
Initiative ,Neue Qualitit der Arbeit“ (INQA) und anderer Bera-
tungsangebote in der Region konnte eine solche Entwicklung
beférdern. Schliefilich konnen die Regionen durch gezielte
Anwerbung von Erwerbstétigen aus der Europdischen Union
und Drittstaaten die Fachkréftebasis verstarken.
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Teilhabe und Zusammenhalt
der Gesellschaft

I. Ausgangslage

Die gesellschaftliche Entwicklung in Deutschland ist insgesamt
gekennzeichnet durch eine Zunahme an Individualisierung
und Pluralisierung der Lebenswelten, an Heterogenitat

und mehr sozialen Unterschieden. Parallel dazu wirken
demografische Prozesse wie Wanderungen, Geburten und
Alterung regional sehr unterschiedlich. Dies hat Einfluss

auf die Nachfrage nach und auf die Funktionsfahigkeit von
Systemen der Daseinsvorsorge - von Kitas, Schulen, Kultur-
und Sporteinrichtungen bis hin zur Nahversorgung und
Betreuungs- und Pflegeeinrichtungen. Wo Angebote der
Daseinsvorsorge nicht mehr ausreichend vorgehalten oder
sogar abgebaut werden, fiihlen sich nicht wenige Menschen
von der gesellschaftlichen Entwicklung abgeschnitten. Das
beglinstigt Unzufriedenheit und damit auch das Potenzial fir
demokratiefeindliche Krifte.

Gesellschaftlicher Zusammenhalt als Qualitdtsmerkmal

ist abhidngig von den sozialen Beziehungen zwischen
Individuen und sozialen Gruppen, d.h. von der Stirke und
dem Vertrauen innerhalb sozialer Netze sowie der Akzeptanz
von Vielféltigkeit. Ferner ist die Identifikation des Einzelnen
mit dem Gemeinwesen, dessen Vertrauen in gesellschaftliche
und politische Institutionen sowie das Empfinden, Mitglied
einer gerechten Gesellschaft zu sein, zentrale Merkmale des
Zusammenbhalts. Auch ein solidarisches und hilfsbereites
Miteinander, die Achtung sozialer Regeln sowie die Teilhabe
am gesellschaftlichen und politischen Leben sind Indikatoren
flir eine starke Gemeinwohlorientierung und somit auch
entscheidend fiir den gesellschaftlichen Zusammenhalt.!

Gleichwertige Lebensverhéltnisse schaffen und erhalten faire
Entwicklungschancen und Teilhabeméglichkeiten fiir die
Menschen in ihren Heimatorten, den unterschiedlichen Wohn-
orten und Regionen Deutschlands, dort wo sie leben und zuge-
horig sein wollen. Gleichwertige Lebensverhiltnisse bedeuten
nicht einheitliche Lebensverhéltnisse und sind nicht statisch
zu verstehen. Die Vielfalt unserer Stiddte und Regionen ist eine
Stirke, aufgebaut von einer integrativen und aufgeschlossenen
Gesellschaft, die sich gegentiber Verdnderungen offen zeigt und
dynamisch agiert. Diese Vielfalt bietet den Menschen unter-
schiedliche Lebensmodelle und Arbeitsmarktsituationen sowie
sehr unterschiedliche Angebote und Gestaltungsspielraume
flir ein breites Spektrum an Interessen.

Lebens- und Arbeitswirklichkeiten der Menschen verandern
sich. Dies gilt beispielsweise fiir die Erwerbstatigkeit

insbesondere von Frauen und die Ubernahme von Pflege-,
Erziehungs- und Hausarbeit von Frauen und Mannern,
die trotz gewtiinschter starkerer partnerschaftlicher
Aufgabenteilung weiterhin sehr ungleich verteilt ist.2 Die
meisten Miitter und Vater wollen heute unabhingig vom
Wohnort beides: Familie und Beruf.

Die Formen des Zusammenlebens werden vielfiltiger, von
traditionellen Formen der Familie?, gleichgeschlechtlichen
Lebensgemeinschaften mit Kindern iber sonstige Partner-
schaftsformen bis hin zu einer steigenden Zahl von Singlehaus-
halten, die in manchen Stiddten bereits die Mehrzahl stellen.
Das gilt fiir alle kulturellen und sozialen Milieus.

Die zunehmende Komplexitit des Verbraucheralltags erfor-
dert vielfach Beratungs- und Unterstiitzungsangebote, um
sichere Alltagsentscheidungen treffen, am Wirtschaftsleben
teilnehmen und die Chancen der Digitalisierung nutzen zu
konnen.

Zeit ist ein wichtiger Einflussfaktor fiir die Lebensqualitit und
das Wohlergehen von Familien. Die meisten der fiir Familien
relevanten Zeitstrukturen werden auf lokaler Ebene gestaltet,
so dass den Kommunen hier eine besondere Verantwortung
zukommt.* Wo junge Menschen und Familien keine attrakti-
ven Arbeits- und Zukunftsperspektiven finden und deshalb
wegziehen, reduzieren sich 6ffentliche Angebote von Kinder-
tageseinrichtungen iber Schulen bis hin zu Angeboten fiir
Kultur, Sport und zur Freizeitgestaltung. Wo éltere Menschen
keine Angebote und Unterstiitzungsmoglichkeiten finden, ihr
Leben so lange wie moglich selbststindig zu gestalten, wéchst
der Druck auf familidre Unterstiitzung und zugleich auf die
Systeme staatlicher Daseinsvorsorge.

Fiir eine dynamische, chancengerechte und teilhabeorientierte
Gesellschaft ist der Zugang zu Bildung in allen Lebensphasen
eine zentrale Voraussetzung. Dies gilt fiir alle Bevolkerungs-
gruppen, unabhingig von ihrer sozialen und kulturellen
Herkunft und von ihren individuellen Einschrankungen.
Zudem gilt es in einer alternden Gesellschaft mit zugleich lang-
fristig abnehmender Erwerbsbevolkerung mehr denn je, jede
Einzelne und jeden Einzelnen bestmoglich zu fordern. Daftir
braucht es gute Bildungsverlaufe. Zudem braucht Bildung viele
Akteure, die Kinder und Jugendliche in ihrer individuellen Ent-
wicklung begleiten und Hand in Hand agieren missen. Bildung
setzt die Entwicklung von Kompetenzen voraus und ist zudem
auch die Reflexion der Lebenserfahrungen, die sich ein Leben
lang fortsetzt. Deshalb sind insbesondere auch interkulturelle
Offnung und die Kompetenz im Umgang mit Vielfalt, frei-
williges Engagement, Sport sowie kulturelle und politische
Bildung zentrale Themen fiir die Entwicklung der Gesellschaft.
Es liegt in der gemeinsamen, verfassungskonformen Ver-
antwortung von Bund, Lindern und Kommunen, hierfiir die
notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen. Zugleich gilt

!vgl. Bertelsmann Stiftung. Radar gesellschaftlicher Zusammenhalt - messen was verbindet. Gesellschaftlicher Zusammenbhalt in Deutschland,

(Verfasst von Dragolov, G./ Ingnacz, Z./ Lorenz, J./ Delhey, J./ Boehnke, K.), Glitersloh 2014.

2 siehe Zweiter Gleichstellungsbericht der Bundesregierung: Frauen wenden im Durchschnitt taglich 52% mehr Zeit fiir unbezahlte Arbeiten wie Kinderbetreuung, Haushalt, Reparieren auf als

Minner - ,,Gender Care Gap“ (BT-Drucksache 18/2840, S.95f).

3 Im Folgenden gilt ein breites Familienverstdndnis, wonach Menschen verschiedener Generationen dauerhaft fiireinander Verantwortung tibernehmen, fiireinander einstehen und gegenseitig
Firsorge leisten. Das schlief’t verheiratete und unverheiratete Paare mit Kindern ebenso ein wie Alleinerziehende, getrennt Erziehende, Stief- und Patchworkfamilien, Regenbogenfamilien sowie

Familien, die sich um pflege- und hilfsbedurftige Angehorige kiitmmern.

“ https://www.bmfsfj.de/blob/94184/ffe5d2567fc015bb8eff6c2cf9ab41fa/kosten-nutzen-analyse-einer-kommunalen-familienzeitpolitik-data.pdf.
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es Segregationsprozessen entgegenzuwirken, die sich insbeson-
dere auch in den Grofistidten beobachten lassen und die dazu
fiihren kénnen, dass Kinder und Jugendliche - trotz eines brei-
ten lokalen Angebots an Bildungs-, Sport-, Kultur- und Freizeit-
einrichtungen -nicht mit gleichwertigen Chancen aufwachsen.

Die Lebensphase Jugend ist einerseits von vielen Optionen in
Bildung, Ausbildung und Beruf und andererseits von Unsicher-
heit gepragt. Nicht zuletzt entscheiden auch regionale und
soziale sowie kulturelle Gegebenheiten dartiiber, ob und wie
diese Moglichkeiten der Entfaltung genutzt werden kénnen.
Gerade junge Menschen wandern aus strukturschwachen
Kommunen oder Regionen zu Ausbildungs-, Studien- und
Erwerbszwecken vorwiegend ab und nur seltener zuriick oder
zu. Jugendliche in Stddten mit einer Ballung sozialer Problem-
lagen und mit einem hohen Anteil junger Menschen im Trans-
ferleistungsbezug benotigen ebenfalls Unterstiitzung. Ehemals
deutlich ausgepragte Unterschiede in den Lebenslagen und
Lebensstilen junger Menschen in lindlichen Raumen und
(GrofR)Stadten nihern sich hingegen zum Beispiel durch
Mobilitit, Medien und digitale Kommunikation erheblich an.

Die Potenziale dlterer Menschen fiir die Gesellschaft kommen
nicht immer ausreichend zur Entfaltung und Wirksamkeit.
Das gilt fiir das ehrenamtliche Engagement ebenso wie bei
der Weitergabe von Erfahrungswissen und Moéglichkeiten

der Weiterbildung. Mit der wachsenden Zahl hochaltriger
Menschen steigt der Unterstiitzungsbedarf, wobei zielgerich-
tete Hilfe im Vorfeld und Umfeld den Pflegebedarf vermeidet
bzw. hinauszégern und verringern kann, gerade bei der Ver-
sorgung im eigenen Zuhause.

Auch wenn es inzwischen viele Integrationserfolge gibt,
erleben Menschen mit Migrationshintergrund, die in Deutsch-
land aufgewachsen oder zugezogen sind, hiaufig Ausgrenzun-
gen im Alltag, die sich beispielsweise durch geringere Teilhabe-
chancen im Wohnungs- und Arbeitsmarkt auswirken. Es gilt
also, Diskriminierungen entgegenzuwirken und Potenziale
stirker zu nutzen.

Hinsichtlich der aufgenommenen Gefliichteten ist davon aus-
zugehen, dass der grofiere Teil langerfristig oder dauerhaft in
Deutschland bleiben wird. Die Integration in die Gesellschaft ist
eine langerfristige Aufgabe. Die Identifikation mit dem neuen
Lebensumfeld - ob in der Stadt oder auf dem Land - ist ein
wichtiger Baustein bei der Integration. Notwendig ist, die zahl-
reichen Integrationsangebote von Bund, Lindern und Kommu-
nen noch besser bekannt zu machen, zu koordinieren und sie
im jeweiligen Zustandigkeitsbereich finanziell abzusichern.

Kultur bietet eine geistige Heimat, stiftet Identitat und schafft
Gemeinschaft. Wo Vereinsamung und Vereinzelung drohen,
bietet Kultur Schnittstellen des Dialogs und der Zusammen-
arbeit. Teilhabe an Kultur bedeutet gleichzeitig gesellschaftliche
Teilhabe. Kultur leistet einen Beitrag zum gesellschaftlichen
Zusammenhalt, bietet Orte der Begegnung und des Austauschs
zwischen den Generationen ebenso wie zwischen verschie-
denen gesellschaftlichen Gruppen. Dies gilt analog auch fiir
den Sportbereich.

5 Erhebung des letzten Freiwilligensurveys (BMFSFJ) von 2014.
8 Strategie der Bundesregierung zur Extremismuspravention und Demokratieférderung, S. 21.

¢ Erhebungen aus ZiviZ 2017.

Die Zivilgesellschaft ist ein wichtiger Impulsgeber fiir die
Gestaltung unseres Landes. Es ist oft die Zivilgesellschaft, die
auf gesellschaftliche Herausforderungen in besonderer Weise
aufmerksam macht und wirksame Losungen zur Bewiltigung
dieser Herausforderungen entwickelt. Dabei ist die grund-
legende Pramisse, dass das Engagement immer selbstbestimmt,
freiwillig, gemeinwohlorientiert und unentgeltlich ist.

In Deutschland engagieren sich tiber 30 Millionen Menschen.®
Allein 2,5 bis 3 Millionen Menschen unterstiitzen die Freie
Wohlfahrtspflege; 1,8 Millionen freiwillige Helferinnen und
Helfer engagieren sich im Katastrophenschutz und in den
Freiwilligen Feuerwehren. 8,8 Millionen Freiwillige leisten

in 91.000 deutschen Sportvereinen mehr als 500 Millionen
Stunden freiwillige Arbeit pro Jahr. Rund 16 Mio. Menschen
engagieren sich ehrenamtlich fiir Kunst und Kultureinrich-
tungen. Uber 300.000 ehrenamtliche Kommunalpolitikerinnen
und Kommunalpolitiker starken durch ihre Arbeit die Demo-
kratie vor Ort. Rund 100.000 Freiwillige aller Altersgruppen
engagieren sich in den Freiwilligendiensten. In den Mitglieds-
jugendverbanden und Jugendringen des Deutschen Bundes-
jugendrings engagieren sich etwa 6 Millionen Jugendliche und
junge Erwachsene. GeméifR Zivilgesellschaft in Zahlen (ZiviZ)
findet das Engagement in Deutschland in iber 600.000 Ver-
einen, fast 21.800 Stiftungen, 11.000 gemeinniitzigen GmbHs,
8.700 Genossenschaften, tiber 2 Millionen in Kirchen und Reli-
gionsgemeinschaften, in Netzwerken und Nachbarschaftsini-
tiativen statt.®* Zudem haben sich in den letzten Jahren dartiber
hinaus neue Formen des Engagements in jungen, sozialen, digi-
talen oder migrantisch gepriagten Organisationen gebildet, die
die bisherige Engagementlandschaft durch innovative Ansitze
weiter vitalisieren.

Bund, Lander und Kommunen férdern Rahmenbedingungen
(z.B. Férderung der Infrastruktur, der Anerkennungskul-

tur und der Schaffung eines Bewusstseins fiir den Wert des
blirgerschaftlichen Engagements in der Gesellschaft). Sie ver-
folgen in der Gestaltung der Engagement- und Demokratie-
politik einen dialogorientierten Ansatz und beteiligen

die Akteure der Zivilgesellschaft an der Entwicklung und
Umsetzung von engagement- und demokratiepolitischen
Vorhaben.

Angriffe auf Demokratie, Freiheit und Rechtsstaatlichkeit
stellen den Staat und die Gesellschaft in ihrer Gesamtheit

vor Herausforderungen. Skepsis gegeniiber demokratischen
Prozessen und Institutionen bis hin zu offener Feindseligkeit
und Ablehnung einer freiheitlichen, friedlichen Gesellschafts-
ordnung sind keine blof}en Randerscheinungen. Radikali-
sierungstendenzen und die Verhartung politischer Fronten
sind bis in die Mitte der Gesellschaft sichtbar und fordern alle
gesellschaftlichen und politischen Akteurinnen und Akteure
heraus.” Eine aktive Zivilgesellschaft, das Engagement von
Biirgerinnen und Biirgern und ein gemeinsames Wirken von
Staat und Zivilgesellschaft sind daher elementare Bestand-
teile einer effektiven Bekdmpfung von Extremismus und der
Starkung demokratischer Grundwerte.® Sie brauchen insbe-
sondere auf der Ebene der Lokal- und Kommunalpolitik ver-
lassliche Rahmenbedingungen und eine stirkere Anerkennung.

7 Strategie der Bundesregierung zur Extremismuspravention und Demokratieférderung, S. 7.
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Die Forderung von politischer Teilhabe an demokratischen
Prozessen ist von jeher Aufgabe der politischen Bildung.

In Deutschland existieren daher auf Bundes-, Landes- und
kommunaler Ebene vielfiltige Institutionen. Es gibt dariiber
hinaus eine breite Landschaft anerkannter und qualifizierter
Trager.

In den letzten Jahrzehnten wurden im Bereich der politischen
Bildung und Demokratieférderung Angebote, Strukturen und
Verfahren weiterentwickelt, die demokratisches Denken und
Handeln stirken, eine demokratische politische Kultur auf
Grundlage der wertegebundenen Verfassung weiterhin férdern
und zusatzliche Bildungsprozesse und Formen des Engage-
ments anregen.

In den letzten Jahren haben insbesondere die Bundes- und
Landeszentralen fiir politische Bildung, sowie die Programme
,Demokratie leben!“ und ,Zusammenhalt durch Teilhabe“ auch
Mafdnahmen geférdert, die demokratieférderliche Rahmen-
bedingungen und Strukturen aufrechterhalten und verbessern,
beispielsweise in Form des Ausbaus von Beteiligungskulturen
und -verfahren sowie die Starkung von Personen in ihrer
Urteilskraft und Teilhabe in demokratischen Prozessen und in
ihrer Handlungskompetenz gegeniiber demokratiefeindlichen
Haltungen.

Engagement fiir das Gemeinwesen und Demokratieférderung
sind als Einladung zu verstehen, unser demokratisches
Gemeinwesen aktiv mitzugestalten. Zur Stirkung der gleich-
wertigen Lebensverhiltnisse gehort deshalb auch, vor Ort die
Rahmenbedingungen fiir die lokale Demokratie zu stirken
und das Vertrauen in die Demokratie zu férdern. Beteiligungs-
moglichkeiten konnen einen Beitrag leisten, politisches Enga-
gement auf kommunaler und lokaler Ebene zu férdern.

II. Inhaltliche Schwerpunkte

Menschen fiihlen sich zugehorig, wenn sie in einer lebens-
werten Kommune wohnen, in der sie am gesellschaftlichen
und kulturellen Leben teilhaben und sich mit ihren Belangen
gut aufgehoben sehen. Dies umzusetzen féllt vorrangig in den
Aufgabenbereich der kommunalen Daseinsvorsorge. Gute
Lebensbedingungen vor Ort herzustellen und zu gewéhrleis-
ten, ist gleichwohl eine gemeinsame Aufgabe von 6ffentlicher
Hand, Zivilgesellschaft; Wohlfahrtsverbianden und Wirtschaft
(z.B. Nahversorgung, Wohnungswirtschaft, Gesundheitsdienst-
leistungen). Kommunen, die dies nicht aus eigener Kraft schaf-
fen, sollen unterstitzt und hierzu in die Lage versetzt werden.

Die Lebensqualitit in Deutschland hingt vielfach nicht

nur davon ab, wie man lebt, in welcher Lebensphase und
-konstellation man sich befindet, sondern auch wo man
lebt.® Unterstiitzungsbedarfe sind je nach Lebensphase und
Region, Ort bzw. Quartier sehr unterschiedlich. Mit Blick auf
die Schaffung gleichwertiger Lebensverhéltnisse haben die

Regionen einen besonderen Unterstiitzungsbedarf, die eine
geringe Bevolkerungsdichte, hohe Abwanderungszahlen sowie
einen hohen Altenquotienten und niedrigen Jugendquotienten
aufweisen. Diese befinden sich - verallgemeinernd formuliert

- hiufig in ldndlichen Regionen sowie in den neuen Landern.
Eine aktuelle Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft
LAltes Land, junge Stadte“ (Marz 2019) verweist darauf, dass im
Vergleich zu 1995 die Grof3stddte zunichst nicht mehr altern,
aber ,der landliche Raum schneller schrumpft und altert“ und
die zehn dltesten Regionen mit Altersdurchschnitten von 49,1
bis 50,3 Jahren alle in den neuen Landern liegen.!® Auch inner-
halb von (Grof-)Stadten und Gemeinden bestehen unabhingig
von ihrer Grofle und Lage oft erhebliche sozio-6konomische
und rdumliche Unterschiede mit Auswirkungen fiir die Lebens-
qualitit. Hier gilt es, insbesondere Quartiere mit einer hohen
Konzentration sozial benachteiligter Gruppen sowie ver-
gleichsweise schlechter Wohnsubstanz im Blick zu behalten
und zu starken.

1. Wohn- und Lebensumfeld in einer
lebenswerten Kommune

Die Vielfalt der Lebensformen und die Vielfaltigkeit in der
Gesellschaft erfordern zunehmend differenzierte und zugleich
passgenaue, barriere- und diskriminierungsfreie Angebote der
Daseinsvorsorge fiir jede Lebenslage. Der Begriff Lebensumfeld
bezieht sich auf die Nachbarschaft und die ndhere Umgebung.
Das kann auch ein Quartier, Stadtteil oder ein Dorf sein.

Ein gutes Zusammenleben aller Generationen erstreckt sich
auf verschiedene Bereiche und Handlungsfelder wie Wohnen
und Wohnumfeld, Soziale- und Gesundheitsdienste, Unter-
stitzung bei Erziehung und hiuslicher Pflege!!, Vereinbarkeit
von Familie, Pflege und Beruf (Erwerbs- und Privatleben),
familienbewusste Lebens- und Arbeitszeitbedingungen, aufler-
schulische Jugendarbeit, Nahversorgung, Mobilitét, Bildung,
Kultur, Sport, Freizeit, Religionsaustibung, Orte der Begegnung,
Hilfe in Notsituationen, aufsuchende, unabhingige und neu-
trale Verbraucherinformation und Verbraucherberatung (z.B.
durch Verbraucherzentralen), Informationen und Beratung zu
vorhandenen Angeboten, Zugang zu (Familien-) Leistungen
sowie die Integration von Zugewanderten. Alle Angebote sind
barrierefrei und inklusiv auszurichten. Ein gutes Zusammen-
leben aller Generationen bedeutet auch, dass Menschen alle
ihre Lebensphasen in ihrem Heimatort verbringen kénnen,
wenn sie es wlinschen.

Als Grundlage fiir die Bereitstellung passgenauer und auf die
langfristigen Bedarfe ausgerichteter Angebote der Daseins-
vorsorge bedarf es einer integrierten, sozialraumorientierten
Planung, die den Lebensraum der Menschen vor Ort und ihre
jeweilige Lebenslage als Bezugspunkt unterschiedlicher Akti-
vititen nimmt und die Ressourcen in ihrer Umgebung auch
institutionen- und rechtskreisiibergreifend nutzt. Sie mobili-
siert, fordert und fordert Eigeninitiative und Selbsthilfekrafte.
Hierbei sind biografische Uberginge besonders zu beriicksich-

2 OECD. (2014). How's life in your region? Measuring regional and local well-being for policy making. Paris: OECD, p. 146; OECD (2019). Regional well-being in OECD countries: Germany. http://

www.oecd.org/cfe/regional-policy/hows-life-country-facts-germany.pdf OECD (2019).

Hoffmann, C., & Schupp, J. (2018). Lebenszufriedenheit und Sorgen. In Statistisches Bundesamt & Wissenschaftszentrum Berlin fiir Sozialforschung (Eds.), Datenreport 2018 (pp. 383-392). Bonn:

Bundeszentrale fiir politische Bildung.

Bundesregierung. (2016). Siebter Bericht zur Lage der alteren Generation in der Bundesrepublik Deutschland: Sorge und Mitverantwortung in der Kommune - Aufbau und Sicherung
zukunftsfihiger Gemeinschaften. Berlin: Deutscher Bundestag (BT-Drucksache 18/10210). (insb. Kap. 5).

10 https://www.iwkoeln.de/presse/pressemitteilungen/beitrag/christian-oberst-ralph-henger-altes-land-junge-staedte. html

11 Pflege i.S. der SGBs werden in der FAG 5 behandelt.



Bericht der Facharbeitsgruppe 6 ,Teilhabe und Zusammenhalt der Gesellschaft* 121

tigen, um Unterstiitzung moglichst passgenau auszurichten. In
die Bedarfsermittlung sollen alle Beteiligten gleichberechtigt
und diskriminierungsfrei einbezogen werden. Eine integrierte,
sozialraumorientierte Planung in diesem Sinne hat einen
hohen Stellenwert in der Betrachtung und Bereitstellung der
Systeme der Daseinsvorsorge und verlangt von allen staat-
lichen und zivilgesellschaftlichen Akteure neue Formen der
Kooperation.

Teilhabe setzt den Willen, die Fihigkeit und ebenso die
Moéglichkeit zur Partizipation voraus. Diese sind sehr unter-
schiedlich vorhanden und verteilt. Daher kommt der Gestal-
tung des Teilhabeprozesses grofite Bedeutung zu, ebenso der
Verstindigung auf das anzustrebende Gemeinwohl.

In vielen Kommunen und Regionen gibt es bereits sozial und
raumlich ausgerichtete, integrierte Konzepte und Strategien
mit erprobten Instrumenten, beispielsweise in der integrierten
Stadtteilentwicklung im Rahmen der Stidtebauférderung
sowie in der Integrierten Lindlichen Entwicklung. Quartiers-
konzepte miissen orts- und bedarfsspezifisch angewandt
werden und ggfs. Best-Practice-Beispiele in weiteren Regionen
auf den jeweiligen Bedarf zugeschnitten Anwendung finden.

Ausgehend von den jeweils spezifischen Gegebenheiten sollen
die vorhandene Infrastruktur funktional {ibergreifend genutzt
und weiterentwickelt, Regelsysteme gestirkt und passgenaue
Biindel von Mafinahmen aus unterschiedlichen Handlungs-
feldern (Wohnen, Mobilitit, Kultur, formelle und informelle
Bildung, Gesundheit, Engagement, Sport, Freizeit, Pflege,
Altenhilfe, Nahversorgung) und auf verschiedenen Ebenen

so aufeinander abgestimmt werden, dass allen Menschen ein
Zugang zu sozialer Infrastruktur und Bildung sowie Teilhabe
ermoglicht wird. Auch Formen der institutionen- und rechts-
kreisiibergreifenden Finanzierung und Weiterentwicklung der
sozialen Infrastruktur sind zu erproben bzw. auszubauen.

2. Bildung, Erziehung und Betreuung'*

Zur Starkung gleichwertiger Lebensverhéltnisse miissen
Angebote im frithkindlichen Bereich, in der Grundschule, in
der Jugendarbeit, in der und Jugendsozialarbeit, insbesondere
Schulsozialarbeit bedarfsgerecht ausgebaut und qualitativ
weiterentwickelt werden. Mafistab ist hierbei das Wohlergehen
von Kindern und Jugendlichen. Es liegt in der gemeinsamen
verfassungskonformen Verantwortung von Bund, Landern
und Kommunen, die Rahmenbedingungen hierfiir zu schaffen
und Einigkeit iber die rechtlichen und finanziellen Voraus-
setzungen herzustellen.

In der frithkindlichen Bildung miissen Zugangshiirden abge-
baut werden, wie z.B. durch Abbau kulturell oder sozial beding-
ter Vorbehalte. Die zwischen den Lindern aber auch innerhalb
der Lander zum Teil stark voneinander abweichenden Kosten-
beitrage und quantitative, wie auch qualitative Standards
konnen ebenfalls zu ungleichen Lebensverhéltnissen fiihren.
Niedrigschwellige Familienberatungsangebote, wie z.B. an
Kindertageseinrichtungen angegliederte Familienzentren kén-
nen helfen, Vorbehalte abzubauen.

Der Ausbau ganztégiger, wohnortnaher Bildungs-, Erziehungs-
und Betreuungsangebote fiir Kinder im Grundschulalter soll
bedarfsdeckend erfolgen. Jedes Kind hat ein Recht auf Forde-
rung. Die Angebotsvielfalt spiegelt die sehr unterschiedlichen
Bedarfe und Traditionen nicht nur einzelner Linder, sondern
auch einzelner Regionen und Kommunen wider. Diese Vielfalt
darf jedoch nicht beliebig sein, vielmehr gilt es Elternwiinsche
und Bedurfnisse der Kinder einerseits und Steuerungsfihigkeit
der Kommunen sowie zur Verfigung stehenden Fachkriften
und Kostenbelastung andererseits in Einklang zu bringen.

Die Perspektive der Kinder ist zentral fr die Attraktivitét

und Akzeptanz bestehender und entstehender Angebote. Es
zeigt sich, dass die Attraktivitét eines Angebots zentral fiir
deren Nutzung, aber auch fiir die Bereitschaft ist, neuen Lern-
erfahrungen motiviert und offen zu begegnen. Neueste Studien
belegen, dass sich dies positiv auf die Kompetenzentwicklung
auswirkt.

Positive Entwicklungsperspektiven fiir Orte und Regionen
sind nur dann realistisch, wenn auch die Belange von Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen angemessen bertiicksichtigt
werden. Um eine jugendgerechte Infrastruktur in allen Orten
und Regionen zu férdern, besteht aus Sicht von jungen Men-
schen Handlungsbedarf in folgenden Bereichen: Zusammen-
halt (Familie und Generationendialog férdern), Strukturen
(Daseinsvorsorge und Angebote der Jugendarbeit starken),
Sportangebote sowie Angebote der kulturellen und politi-
schen Bildung, Erreichbarkeit (Mobilitit, Breitband-Internet
und Mobilfunknetz ausbauen), Jugendbilder (Darstellung

und Wahrnehmung der Vielfalt junger Menschen férdern),
Mitwirkung (Jugendpartizipation und Engagement unter-
stiitzen), Bildung (Kompetenzen vermitteln, Chancen er6ffnen),
Arbeitswelt (Ausbildungs- und Berufsmoglichkeiten schaffen),
Integration (Teilhabe nach Zuwanderung ermdglichen), Viel-
falt und gesellschaftlicher Zusammenhalt (Wertschitzung

und Kompetenz im Umgang mit Vielfalt erh6hen). Neben der
Infrastruktur bedarf es - nicht nur in landlichen Gebieten - der
Beteiligung von Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die
ihre Perspektive bei Vorhaben, die sie betreffen, mit einbringen
und ihre Umgebung mitgestalten wollen. Ernstgemeinte, wirk-
same und nachhaltige Formen der Jugendbeteiligung haben
vielféltige positive Wirkungen im gesamten Gemeinwesen.
Angebote der Jugendarbeit, Jugend- und Schulsozialarbeit, der
Kultur, des Sports, Mafinahmen der Berufsorientierung und die
Jugendmigrationsdienste miissen bedarfsorientiert vorhanden
sein.

Um auf die sich zunehmenden verdndernden Lebenslagen von
Kindern und Jugendlichen frithzeitig und vorausschauend zu
reagieren, miissen strukturell-priaventive Angebote weiter-
entwickelt werden. Dabei sollten Teilhabe erméglicht, soziale
Benachteiligungen und beeintrichtigende individuelle Lebens-
lagen konzeptionell aufgegriffen und junge Menschen in ihrer
sozialen und beruflichen Integration unterstiitzt werden. Um
Armut in allen Lebensphasen entgegenzuwirken und Teilhabe
trotz prekdrer Lebensverhiltnisse sicherzustellen, bedarf es
auflerdem einer starkeren Forderung der Jugend- und Schul-
sozialarbeit sowie berufsorientierender oder -integrierender
Mafnahmen sowie der Schaffung bezahlbaren Wohnraums.

12 Beztiglich Aussagen zu finanzwirksamen MafRnahmen sind die Beratungen innerhalb der Bundesregierung noch nicht abgeschlossen.
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Weitere quantitative und qualitative Fortschritte in der Kinder-
tagesbetreuung, der Ganztagsbildung und -betreuung von
Grundschulkindern und der Jugendarbeit sind nur moglich,
wenn gleichzeitig qualifiziertes pddagogisches Personal in
ausreichendem Umfang zur Verfigung steht. Die Fachkrifte-
sicherung ist deshalb eine wichtige Grundlage fiir den weiteren
Ausbau der Kindertagesbetreuung, die geplanten Qualititsver-
besserungen sowie fiir die Weiterentwicklung der Ganztagsan-
gebote an Grundschulen und der Jugendarbeit. Diesem Bedarf
gerecht zu werden und dabei das Fachkriftegebot zu beachten,
ist die zentrale Herausforderung. Neben den zustidndigen Lan-
dern und Kommunen kann auch der Bund hier unterstiitzend
titig werden.

3. Engagement, Ehrenamt und
Demokratieférderung

3.1 Engagement- und Ehrenamtsférderung
Zivilgesellschaftliches Engagement und Ehrenamt brauchen
verlassliche Rahmenbedingungen, Professionalisierung vor
allem auch im digitalen Bereich, Vernetzung, Begleitung und
Qualifizierung auf allen Ebenen. Hier ist ein besonderer Fokus
auf den Aufbau von wohnortnahen (hauptamtlichen) Begleit-
strukturen zu legen, um insbesondere in strukturschwachen
urbanen und lindlichen Gebieten Anlaufstellen fiir die Arbeits-
erleichterung Ehrenamtlicher durch Beratung, Qualifizierung
und Vernetzung zu schaffen bzw. zu stirken. Nachwuchsgewin-
nung in Vereinen, die Ubernahme von Verantwortung im Rah-
men auch von Vereinsfunktionen, die Schaffung von Rdéumen
fiir Engagement, die Erreichbarkeit ehrenamtlicher Angebote
(Stichwort Mobilitdt) und die Starkung digitaler Ansitze zur
Vernetzung im Ehrenamt spielen fiir lindliche und urbane
Rédume eine besondere Rolle.

In den letzten Jahren haben sich wertvolle Kooperationen, bei-
spielsweise auch im Rahmen von Kofinanzierungen zwischen
Bund, Lander und /oder Kommunen gebildet, die die struktu-
rellen Bedingungen fiir die Engagementférderung bereits ver-
bessert haben. Die Moglichkeiten fiir eine ebenentibergreifende
Zusammenarbeit und die rechtlichen Rahmenbedingungen
sollen gepriift werden.

Besonderes Augenmerk in der Schaffung gleichwertiger
Lebensverhiltnisse sollte im Engagement- und Demokratie-
bereich auf die neuen Lander und strukturschwache Regionen
gelegt werden. Die Zivilgesellschaft in den neuen Landern
musste sich nach 1990 neu formieren. Inzwischen reagiert die
sie auf vielfiltige lokale Problemlagen und wird oft von beson-
ders engagierten (Einzel-) Akteuren und Akteurinnen getragen.
Die Engagementquote liegt in den neuen Landern bei durch-
schnittlich 39 Prozent, in den alten Landern liegt sie bei durch-
schnittlich 45 Prozent.®

In der Engagementfoérderung gibt es Ansétze, die speziell fir die
neuen Liandern adressiert werden miissen: Die personelle und
strukturelle Basis der Zivilgesellschaft ist in den neuen Landern
inklusive notwendiger Unterstiitzungsstrukturen weniger

3 Erhebung des letzten Freiwilligensurveys (BMFSFJ) von 2014.
14 Klie und Marzluff 2012.

gesichert als in den alten Landern. Auch die Kooperationsbezie-
hungen zwischen Zivilgesellschaft, Politik und Wirtschaft sind
in vielen Regionen fragiler. Neben der Forderung des weiteren
Ausbaus einer fiir die Zivilgesellschaft geeigneten Engagement-
infrastruktur sollte die lokale Expertise und das hohe persén-
liche Engagement von Menschen vor Ort, das sich hdufig auch
aufierhalb von etablierten Strukturen zeigt, gestirkt werden.

Gerade in landlichen Rdumen hat ehrenamtliches Engage-
ment eine lange Tradition und trigt wesentlich zur Sicherung
der Daseinsvorsorge und der allgemeinen Lebensqualitit bei.
Angebote beispielsweise fiir Bildung, Kultur und Freizeit sind
in strukturschwachen und peripheren lindlichen Réumen
meist weniger ausgebaut und vernetzt als in urbanen Riumen.
Im Vergleich zu den meisten Ballungsrdumen haben struk-
turschwache und periphere lindliche Regionen in Gesamt-
deutschland hiufiger mit fehlenden finanziellen Gestaltungs-
spielrdumen, der Abwanderung junger, gut ausgebildeter
Menschen, Uberalterungsprozessen, fehlenden Bildungs- und
Freizeitangeboten in Wohnortnihe, sozialer Benachteili-
gung (hohere Anteile Alleinerziehender, Langzeitarbeitsloser,
Geringqualifizierter etc.), z. T. hoherer Arbeitslosigkeit sowie
politischen Vertrauensverlusten und Demokratieverdruss zu
kampfen.*

Der Zweite Bericht tiber die Entwicklung des biirgerschaft-
lichen Engagements?® zeigt, dass sich Frauen anders engagieren
als Mdnner. Zudem bilden sich traditionelle Geschlechterrollen
der Gesellschaft auch in den Engagementbereichen ab.!® Daher
ist es wichtig, Frauen und Méadchen im Engagement zu stéirken,
zielgruppengerechte Maffnahmen und Zugénge zu erweitern
und das Potential noch stirker zu nutzen.

Die Digitalisierung als Querschnittsaufgabe im Bereich der
Engagement- und Demokratieférderung ist fiir Engagierte
Chance und Herausforderung zugleich. Eine starke, zukunfts-
fahige Engagementlandschaft braucht daher Ressourcen,

die Digitalisierung bewusst und kompetent fiir ihren Ein-
satz zu nutzen, ihre gesellschaftlichen Auswirkungen kritisch
zu begleiten und den Einfluss neuer Technologie auf unser
Zusammenleben aktiv mit zu gestalten.

3.2 Demokratieférderung

Bund, Lander und Kommunen unterstiitzen seit iiber 70 Jahren
in ihren Zustdndigkeiten das Engagement fir Demokratie

und gegen gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit. Dieser
Einsatz muss dauerhaft und nachhaltig sein. Darum sollen

in gemeinsamer Verantwortung des Bundes, der Linder und
Kommunen Angebote, Strukturen und Verfahren, die demo-
kratisches Denken und Handeln unterstiitzen, weiter gestarkt,
eine demokratische Kultur auf Grundlage der Verfassung gefor-
dert und entsprechende Bildungsprozesse und Formen des
Engagements angeregt werden.

Die bisherigen Bundesprogramme ,,Demokratie leben!“ und
»~Zusammenhalt durch Teilhabe“ sollen, dort wo erforderlich,
ihre Aufgabenbereiche noch besser miteinander abstimmen

15 Zweiter Bericht tber die Entwicklung des biirgerschaftlichen Engagements in der Bundesrepublik Deutschland Schwerpunktthema: ,Demografischer Wandel und biirgerschaftliches

Engagement: Der Beitrag des Engagements zur lokalen Entwicklung®.

16 Freiwilliges Engagement in Deutschland - Der Deutsche Freiwilligensurvey 2014, Hrsg: BMFSF], S. 621
https://www.bmfsfj.de/blob/93916/527470e383da76416d6fd1c17f720a7c/freiwilligensurvey-2014-langfassung-data.pdf
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und dort, wo es moglich und sinnvoll ist, ihre lokalen Hand-
lungsansitze mit den anderen Bundesressorts, den Landern
oder auch der EU vernetzen. Zugleich miissen eine dauerhafte
Starkung und eine enge Abstimmung mit weiteren MafRnah-
men der politischen Bildung und bestehenden Strukturen auf
Landerebene erfolgen, z.B. bei den jeweiligen Landeszentralen
fir politische Bildung und den bestehenden Strukturen freier
Trager politischer Bildung.

Der Ausbau der Bundesprogramme zur Extremismuspraven-
tion und Demokratieférderung sollte einhergehen mit einer
angemessenen Anpassung der Férderung bestehender Trager-
strukturen auf kommunaler, Landes- und Bundesebene.

Politische Bildung muss angesichts der demographischen und
gesellschaftlichen Verdnderungen als lebenslange Bildungs-
aufgabe begriffen werden und deutlich mehr Menschen als
bisher erreichen. Politische Bildung kann zwar priventiv gegen
Radikalisierung wirken, darf jedoch nicht ausschlieflich als
Radikalisierungspravention verstanden werden. Von beson-
derer Bedeutung sind Angebote der historisch-politischen
Bildung und der Auseinandersetzung mit aktuellen politischen
und sozialen Themen.?” Historisch-politische Bildungsarbeit
zielt dabei auch auf eine kritische Auseinandersetzung mit der
Zeit des Nationalsozialismus und der SED-Diktatur ab, um ins-
besondere auch junge Menschen fiir die Gefahren menschen-
verachtender und demokratiefeindlicher Ideologien zu sensi-
bilisieren. Dabei soll der Blick nicht nur auf Deutschland,
sondern auch auf die Européische Union gerichtet werden.

Teil und Aufgabe der Demokratieférderung bleibt es dariiber
hinaus, zunehmenden Angriffen und Gewalt gegen die demo-
kratische Ordnung konsequent entgegenzuwirken, die sich u.a.
gegen Polizeibeamtinnen und -beamte, Rettungskréfte, Feuer-
wehrleute und anderen Reprisentantinnen und Repréasentan-
ten des Staates, aber auch gegen ehrenamtlich Engagierte und
kommunale Mandatstrager richten.

Von Diskriminierung oder Gewalt betroffene Personen bediir-
fen des Schutzes, der Solidaritdt und Beratung: Sie sind durch
den Staat und gesellschaftlichen Organisationen zu stirken
und bei der Erarbeitung von Losungen einzubeziehen.®® Dies
muss eine dauerhafte und ibergreifende Zielsetzung sein.

I11. Ziele

- Integrierte sozialrdumliche Planung zur Gestaltung und
Fortentwicklung der kommunalen Daseinsvorsorge

+ Erprobung neuer Formen der institutionen- und rechts-
ibergreifenden Kooperation im Rahmen der integrierten
Sozialraumplanung

- Starkung lebendiger lokaler Gemeinschaften in urbanen
Quartieren und ldndlichen Orten durch Schaffung von
verlésslichen Orten der Begegnung sowie des nachbar-
schaftlichen Austausches, die Schaffung hauptamtlicher
Begleit- und Unterstiitzungsstrukturen zur Beratung, Ver-
netzung und Qualifizierung Ehrenamtlicher, den Erhalt

7 Strategie der Bundesregierung zur Extremismuspravention und Demokratieférderung, S. 20

eines vielféltigen Vereinslebens sowie von Kultur-, Sport
und Freizeitmoglichkeiten Grofiere Anerkennung ehren-
amtlichen kommunalpolitischen Engagements

+  Begleitung und Koordinierung sozialer und raumlicher
Entwicklungsprozesse durch Orts- bzw. Quartiers-
kiimmerer

+ Sicherstellung qualitativ hochwertiger Kindertages-
betreuung und von Angeboten der Bildung, Erziehung und
Betreuung fiir Kinder im Grundschulalter

+ Stdrkung der elterlichen Kompetenz im Rahmen ihres
Erziehungsauftrages

« Vereinfachung rechtlicher Rahmenbedingungen zur
Starkung des Ehrenamtes und der zivilgesellschaftlichen
Organisationen

- Starkung digitaler Kompetenzen und konkrete Hilfe-
stellungen fiir eine entsprechende Organisationsent-
wicklung der Verbédnde, Vereine und Stiftungen. Dies sollte
organisatorisch abgesichert werden.

Mafinahmen zur Erreichung gleichwertiger Lebensverhiltnisse
konnen sich an folgenden Leitlinien orientieren:

+ Teilhabe fiir alle, unabhédngig von Wohnort, einer Behinde-
rung, Alter, Geschlecht, Herkunft, Religion, sexueller Orien-
tierung, Einkommen etc. (Inklusion, Diversitit)

+ Chancen fiir alle von Anfang an und Erméglichung von
gelingenden biografischen Ubergingen in allen Lebens-
phasen

+ Flexible Unterstiitzungsangebote mit moglichst wenig
Sonderregelungen

+ Rechtskreistibergreifende Zusammenarbeit der beteiligten
Institutionen vor Ort

+ Bedarfsorientierte Entwicklung von dauerhaften und fle-
xiblen Strukturen zur Stirkung des ehrenamtlichen und
biirgerschaftlichen Engagements sowie der trisektoralen
Zusammenarbeit (Verwaltung, Wirtschaft, Zivilgesellschaft)
sowie zur Starkung der Demokratie

- Starkung der Hilfe zur Selbsthilfe.

1. Integrierte sozialriumliche Planung und
wohnortnahe Unterstiitzungsangebote

Alle Menschen sollen sich, unabhingig von ihrem Wohnort, auf
eine gute Daseinsvorsorge verlassen konnen und erleben, dass
sihre“ Kommune ihnen nachhaltig ein teilhabeorientiertes,
lebenswertes und attraktives Umfeld erméglicht. Uberall muss
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf (Erwerbs- und
Privatleben) moglich sein, und tiberall muss man bei Bedarf
vor allem im Alter Unterstiitzung und Pflege bekommen. Gute
und bedarfsgerechte sowie wohnortnahe Angebote der frithen

18 Nationalen Aktionsplans gegen Rassismus - Positionen und Maffnahmen zum Umgang mit Ideologien der Ungleichwertigkeit und den darauf bezogenen Diskriminierungen, S. 6
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Bildung, Betreuung und Erziehung sowie der Jugendarbeit
missen allen Kindern und Familien offenstehen.

Es gilt, im sozialen Umfeld, in der Nachbarschaft, in urbanen
Zentren und lindlichen Rdumen, im Quartier und im

Dorf gute Lebensbedingungen zu férdern, vor allem in

Bezug auf die Versorgungsinfrastruktur, Wohnen im Alter,
Barrierefreiheit, Mobilitét, Verbraucherberatung, Moglichkeiten
zur sportlichen Betitigung, kulturelle und Bildungsangebote,
Angebote zur Stirkung und Erhaltung der Gesundheit

und zur Verringerung des Unterstlitzungsbedarfs sowie
ehrenamtliches und biirgerschaftliches Engagement. Hierzu
bedarf es interdisziplinirer, zielgruppentbergreifender und
sozialraumbezogener Losungsansétze.

Mit einer integrierten sozialriumlichen Planung sollen Betei-
ligungsprozesse angestoflen und alle relevanten Politikfelder -
auch institutionen- und rechtskreisiibergreifend - zusammen-
gefiihrt werden Hierbei sollten folgende Strukturprinzipien
berticksichtigt werden:

+ sozialrdumlich: Nicht von der Einzelversorgung, sondern
vom sozialen Nahraum her denken;

- ganzheitlich: nicht einzelne Hilfen und Dienstleistungen,
sondern das gesamte Lebensumfeld optimieren
(Verkniipfung von individuellen Leistungen mit der
sozialen Infrastruktur);

- partizipativ: alle ortlichen Akteure sowie alle Generationen,
Kulturen und Milieus aktiv beteiligen, lokale Ressourcen
erschlieffen und Angebote vernetzen;

« kooperativ: die gesamten Angebote der Kommune an
einem integrierten amteriibergreifenden und ggf. auch
institutionentibergreifenden und sozialraumlichen Ansatz
ausrichten, um die Folgen des demografischen Wandels
nachhaltig zu gestalten;

- effizient: in der interkommunalen Zusammenarbeit
Synergien entwickeln und zukunftsorientierte Formen
der Verteilung von Aufgaben, Angeboten und Vernetzung
generieren.

Bildungs-, Kultur-, Sport- und Freizeitangebote sind

inklusiv und fir alle zuganglich auszurichten, um zu einem
lebendigen, generationentibergreifenden Miteinander
beizutragen. Kultur und kulturelle Bildung miissen fiir alle in
zumutbarer Ndhe zugénglich sein, in urbanen und landlichen
Gebieten, unabhingig von Einkommen und Herkunft. Der
Bund, die Linder und die Kommunen verstiandigen sich

uber die grundlegenden Anforderungen und Strukturen

der Kulturférderung, die einen strukturellen Beitrag zur
Sicherung der Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse
leisten. Ziel muss es sein, durch ergénzende Instrumente

die jeweilige Kulturentwicklung vor Ort zu fordern und
zeitgemaf! auszubauen. Dies gilt auch flr die Férderung des
Ausbaus der digitalen Infrastruktur zur Entwicklung digitaler
Kulturangebote.

Je nach Zusammensetzung der Bevolkerung im Stadt- oder
Ortsteil, Quartier oder im Dorf miissen nicht nur Angebote

der offentlichen Daseinsvorsorge, sondern alle Aspekte der
Kommunalpolitik bedarfsorientiert ausgerichtet und gleich-
zeitig bedacht werden. Wo immer mehr iltere und mobili-
tatseingeschrankte Menschen leben, werden gut erreichbare
Versorgungsangebote (z. B. Nahversorgung) zunehmend
wichtig. Familienfreundliche Rahmenbedingungen begiins-
tigen die Griindung einer Familie, erleichtern die Vereinbarkeit
von Erziehung, Pflege, Privatleben und Beruf, erh6hen die
Lebensqualitit von Familien sowie die Chancen, die eigenen
Lebensvorstellungen zu realisieren. In Zeiten des Fachkréfte-
mangels sind familienfreundliche Rahmenbedingungen sowie
gute Beschiftigungsperspektiven fiir junge Menschen immer
stirker ein Wirtschaftsfaktor, der die Wettbewerbsfahigkeit der
ansdssigen Unternehmen und der Kommune insgesamt starkt.

Regionale Wirtschaftsférderung und integrierte Sozialraum-
planung sind zwei Seiten derselben Medaille. Ohne eine
flankierende, gezielte und nach den lokalen Besonderheiten
ausgerichtete Gestaltung der sozialen Infrastruktur und
Daseinsvorsorge greift wirtschaftliche Strukturférderung
gerade in strukturschwachen Gebieten zu kurz. Wirtschaftliche
Strukturférderung ohne soziale Infrastruktur wird keine nach-
haltigen Erfolge erzielen.

Die Kommunen miissen - unter Wahrung der jeweiligen
Zustandigkeiten - bei der Umsetzung der genannten Ziele vom
Bund und den Landern unterstiitzt werden. In vielen Bereichen
sind Kommunen bei der Ausgestaltung der Daseinsvorsorge

an liberregionale und nationale Vorgaben gebunden Dies ist
bei den Unterstiitzungsmanahmen durch den Bund und die
Lander zu bertiicksichtigen. Ziel muss deshalb sein, den Kom-
munen eigene Gestaltungsraume und -moglichkeiten zu eroff-
nen. Das muss innerhalb der (rechtlichen und féderalen) Rah-
menbedingungen erfolgen; der Rahmen muss den Kommunen
moglichst viel eigenen Spielraum zugestehen. Um regionale
Disparitiaten aufzulésen, benétigen Kommunen Angebote und
Optionen, die diese auf der Basis von eigenen strategischen
Planungen weiter entwickeln konnen.

Einer Umfrage des GdW Bundesverband deutscher Wohnungs-
und Immobilienunternehmen e.V. zufolge nehmen die Heraus-
forderungen in den Quartieren zu, die bisherigen Instrumente
der Quartiersarbeit reichen nicht mehr aus, und es bedarf einer
viel stiarkeren systematischen Arbeit.”® Es gilt, die Bewohnerin-
nen und Bewohner zu mobilisieren, zu aktivieren und zu betei-
ligen, beginnend bei der Bedarfsermittlung Giber die Planung
bis hin zur Umsetzung sie betreffender Projekte und Maf2-
nahmen. Denn die Bewohner/innen verfiigen tiber detaillierte
Kenntnisse zu den Defiziten und Problemen, aber ebenso iiber
die Potentiale im Quartier. Hierbei bedarf es der Begleitung,
Vermittlung und Unterstiitzung durch Kiimmerer, Modera-
toren, Lotsen und Quartiersentwicklern.

Kiimmerern, Quartiersmanagern und Moderatoren von Ent-
wicklungsprozessen kann eine zentrale Rolle bei der rium-
lich-strukturellen und der personellen Vernetzung an der
Schnittstelle zwischen Zivilgesellschaft und Verwaltung sowie
ggfs. der Wirtschaft zukommen.

19 GAW Studie , Herausforderung: Zusammenleben im Quartier* Minor-Wissenschaft Gesellschaft mbH, Dr. Anne von Oswald; Dr. Christian Pfeffer-Hoffmann; Marz 2019.
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Sie

- sind Ansprechpartner fiir die Menschen im Ort/Quartier
bei der Losung ihrer Probleme;

- informieren, beraten und vernetzen die verschiedenen
Akteure im Ort/Quartier;

+ sind Vermittler von Verdnderungsprozessen und Motoren
fir Entwicklungen;

- initileren und unterstitzen Aktivitaten der Selbsthilfe und
des Engagements. Sie bevormunden nicht, sondern ermun-
tern und bringen Potenziale zur Entfaltung;

« sollen bei der integrierten Sozialraumplanung beteiligt
werden.

Je nach Grofie, Struktur und sozialer Zusammensetzung des
Quartiers haben sie unterschiedliche Rollen und einen unter-
schiedlichen Status. Davon hingen auch Umfang und Tiefe der
Informations-, Vermittlungs-, Beratungs- und Koordinierungs-
tatigkeit ab. Sie konnen haupt- oder ehrenamtlich tétige Perso-
nen, ggfs. in einer Anlaufstelle im Ort/Quartier/ Viertel oder
im Dorf sein. Dabei kann auf die Erfahrungen aus der inte-
grierten Stadtentwicklung im Rahmen der Stidtebauférderung
sowie der Integrierten Lindlichen Entwicklung im Rahmen
der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Kiistenschutz
(GAK) zuriickgegriffen werden. Im GAK Rahmenplan 2019-
2022 Forderbereich 1 - Integrierte ldndliche Entwicklung (ILE)
- werden Dorfmoderatoren eingesetzt mit dem Ziel, soziale
und rdumliche Entwicklungsprozesse auf ortlicher Ebene
durch den Einsatz von spezialisiertem Personal anzustofien, zu
begleiten und zu koordinieren. Zu ihren Aufgaben zdhlen u.a.
die Unterstiitzung des Ehrenamtes, die Vernetzung der Bevol-
kerung untereinander, die Ansprache der Probleme bei den
zustdndigen Behorden und die Erarbeitung von Lésungsan-
sitzen in der dorflichen Entwicklung. In grofieren stidtischen
Quartieren mit einer altersmafiig sowie kulturell-sozial sehr
heterogenen Bevolkerung tibernehmen Kiimmerer eher
Lotsenfunktionen, d.h. die Vermittlung zu den entsprechenden
Verwaltungsbehorden oder anderen Organisationen. Auch hier
gibt es bereits gute Beispiele aus der kommunalen Praxis.

Neben der klassischen Quartiersentwicklung/
Sozialraumentwicklung sind andere Formen der Beratung,
Vernetzung der Akteure im Sozialraum und Aktivierung von
Partizipationsprozessen denkbar und unterstiitzenswert.
Diese Rolle kann beispielsweise eine Gemeindeschwester
iibernehmen oder hauptamtliche Beraterinnen und

Berater in Freiwilligenagenturen der anderen sozialen
Infrastruktureinrichtungen.

2. Bildung, Erziehung und Betreuung

Die Sicherstellung einer quantitativ ausreichenden und qua-
litativ hochwertigen und niedrigschwellig zuginglichen frith-
kindlichen Bildung ist einer der zentralen Schlissel fiir eine
Gesellschaft, die gleichwertige Lebensverhiltnisse herstellt.

Im Zuge des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualitat

und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung wurden unter
anderem Familien mit geringem Einkommen bundesweit von
Elternbeitridgen befreit und Handlungsfelder fiir Qualitit defi-
niert, die weiter verbessert werden sollen, um mehr Chancen-
gerechtigkeit fiir Kinder und Eltern zu erreichen.

« Dafiir missen die Qualitit der Kindertagesbetreuung wei-
ter verbessert und Qualitatsunterschiede verringert werden
in Richtung verbindlicher Standards.

+  Um den Zugang zur Kindertagesbetreuung weiter zu ver-
bessern, ohne das System jedoch finanziell und personell zu
uberfordern, sollten die Eltern bei den Gebiihren bis hin zur
Gebiihrenfreiheit entlastet werden.

+ Kulturelle und soziale Vorbehalte miissen abgebaut, und
ausreichende Offnungszeiten sowie vertretbare Personal-
schliissel geschaffen werden. Zugleich sollen Familien-
zentren als niedrigschwellige Familienbildungsangebote
gestarkt werden.

« Auch kleinere, in ihrer Existenz bedrohte Einrichtungen,
insbesondere in lindlichen Regionen sollen auf der Basis
der Bevolkerungsprognose und einer darauf aufbauenden
Bedarfsanalyse qualitativ und langfristig gestarkt werden.

+ Kinder sollen bereits in der Kindertageseinrichtung alters-
gerecht an Demokratiebildung, Kultur und Engagement
herangefithrt werden.

Der Ausbau ganztigiger Bildungs- und Betreuungsangebote,
insbesondere fiir Kinder im Grundschulalter, ist in den ver-
gangenen Jahren quantitativ rasant vorangeschritten. Bei der
Umsetzung eines entsprechenden Rechtsanspruchs auf einen
Ganztagsbildungs- und -betreuungsangebot fir alle Kinder im
Grundschulalter sind folgende Aspekte zentral:

+ Jedes Grundschulkind soll einen Anspruch auf eine ganz-
tagige Bildung und Betreuung haben.

+ Der quantitative und qualitative Ausbau ist zu férdern.

+ Dafiir miissen Linder und Kommunen den Ausbau bedarfs-
gerecht vorantreiben. Der Bund wird sicherstellen, dass ins-
besondere der laufenden Kostenbelastung der Kommunen
Rechnung getragen wird.

Um eine jugendgerechte Infrastruktur zu schaffen und die
Beteiligung von Jugendlichen zu gewéhrleisten, bedarf es
folgender Mafdnahmen:

+ Der Verbleib, der Zuzug und/oder die Riickkehr von
Jugendlichen und jungen Erwachsenen in ldndlichen
Regionen soll gefordert werden.

- Daseinsvorsorge und Angebote der Jugendarbeit stér-
ken, Sportangebote sowie An-gebote der kulturellen und
politischen Bildung, Erreichbarkeit (Mobilitit, Breit-
band-Internet und Mobilfunknetz ausbauen), Mitwirkung
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(Jugendpartizipation und Engagement unterstiitzen),
Bildung (Kompetenzen vermitteln, Chancen eréffnen),
Arbeitsmarkt (Uberginge von Schule in Ausbildung und
Beruf unterstiitzen), Integration (Teilhabe nach Zuwande-
rung ermoglichen), Vielfalt (Wertschitzung und Kompetenz
im Umgang mit Vielfalt erhohen).

» Jugendliche und junge Erwachsene sollen wirksam beteiligt
werden und

+ Chancen zur Verwirklichung personlicher Lebensziele
erdffnet werden.

Fiir Angebote der Kindertagesbetreuung, Ganztagsangebote fir
Grundschulkinder und die weiteren Angebote der Kinder- und
Jugendhilfe, insbes. Jugendarbeit und die Jugend- und Schul-
sozialarbeit und der Familienhilfe ist es unerlésslich, dass eine
bedarfsgerechte Zahl an Fachkréften fiir diese Einsatzbereiche
gewonnen wird und dem Berufsfeld erhalten bleibt.

+ Dafiir bedarf es einer Aufwertung sozialer Berufe und
attraktiver Ausbildungs- und Arbeitsbedingungen.

+ Bei schulischen Ausbildungen (Erzieherin/Erzieher, Heil-
erziehungspflegerinnen und -Pfleger, Kinderpflegerin/
Kinderpfleger) bedarf es insbesondere Verbesserungen bei
der Frage einer Ausbildungsvergititung und der Einfithrung
von Schulgeldfreiheit, wo diese noch nicht besteht.

«  Gleichzeitig gilt es, Entwicklungsmoglichkeiten fiir erfah-
rene Fachkrifte zu schaffen, um die Tétigkeit in den Hand-
lungsfeldern auf Dauer attraktiv zu gestalten und insbe-
sondere sozialpddagogische Fachkrifte fiir den Verbleib im
Berufsfeld zu motivieren.

«  Weiterhin muss es ein bedarfsgerechtes Angebot an
Studienplatzen fiir Soziale Arbeit und Kindheitspadagogik
an den Hochschulen fiir angewandte Wissenschaften
geben.

Fiir alle Bildungsetappen gilt: Bildung als Kompetenzentwick-
lung fiir die eigene Lebensfithrung bedarf einer integrierten
Sozialraumplanung. Kindertageseinrichtungen und Kinder-
tagespflege, Schule, Familienbildungs- und -beratungsangebote
sowie non-formale und informeller Bildungsangebote missen
noch besser miteinander verzahnt werden. Praventive Regel-
angebote und sozialrdumliche Hilfen miissen gestirkt werden.
Flachen fiir freies Spiel miissen zur Verfligung stehen.

3. Engagement-, Ehrenamts- und Demokratie-
forderung

Menschen, die sich ehrenamtlich engagieren, sollen sich auf
eine stabile, dauerhafte Engagementinfrastruktur und auf
Anerkennung und Férderung verlassen konnen. Sie brauchen
rechtliche Rahmenbedingungen, die ihre spezifischen Bedarfe
ausreichend anerkennen und bertiicksichtigen. Notwendig
sind auflerdem wohnortnahe bzw. mobile hauptamtliche
Anlaufstellen fiir Beratung, Vernetzung und Qualifizierung.
Engagementangebote, Angebote der politischen Bildung und

die Unterstiitzung der Arbeit fiir Demokratie und Vielfalt, die
allen interessierten Menschen zur Verfiigung stehen, sollen
mit ihren inhaltlichen, methodischen und raumlichen Zugin-
gen inklusiv und intergenerativ gestaltet werden, um fir alle
Menschen zugénglich zu sein. Digitale Angebote kénnen die
Infrastrukturangebote vor Ort ergidnzen.

Aufbauend auf den guten Erfahrungen bei der Verbesserung
der Voraussetzungen flir Engagement- und Demokratie-
forderung wurde im Rahmen des Facharbeitsgruppenprozesses
deutlich, dass die Moglichkeiten fiir eine ebenentibergreifende
Zusammenarbeit fiir abgestimmte Strategien und zur Ver-
besserung rechtlicher Rahmenbedingungen gepriift werden
sollten.

+ Folgende Manahmen und Instrumente wurden hierzu in
der Facharbeitsgruppe zum Thema ,Engagement, Ehren-
amt und Demokratieférderung® diskutiert:

Ebeneniibergreifende Aufgaben:

« Schaffung bzw. Bereitstellung von Ressourcen, z. B. von
Riumen, regionaler Ausbau von Gemeinschaftshiusern mit
Arbeits- und Veranstaltungsraumen (z.B. Engagierte Stadt,
Mehrgenerationenhiuser/MGH, House of Ressources), die
kostengtiinstig und unbiirokratisch von zivilgesellschaftlich
engagierten Akteuren genutzt werden kénnen. Auch hier ist
im Sinne der integrierten Sozialraumplanung vorhandene
soziale Infrastruktur multifunktional zu nutzen.

« Essollte gepriift werden, ob und wie das Zuwendungsrecht
vereinfacht werden kann, um beispielsweise kleinere Ver-
eine und Initiativen unbiirokratisch und schnell férdern zu
konnen. Dabei sollte auch gepriift werden, ob blirgerschaft-
liches Engagement als Eigenleistung der Zuwendungs-
empfanger verstirkt anerkannt werden kann.

« Essollte gepriift werden, inwieweit die Gemeinniitzigkeits-
zwecke im Steuerrecht erweitert werden kénnen
(z.B. Integrationsarbeit).

« Die Stiarkung der politischen und kulturellen Bildungs- und
Praventionsarbeit muss tber alle Generationen hinweg
erfolgen und konkrete gesellschaftspolitische und partizi-
patorische Ansatzpunkte die Lebenswelten, Interessenlagen
und Erfahrungshorizonte der Lernenden berticksichtigen.
Zudem muss der Theorie-Praxis-Austausch gestarkt und
die Forschung sowie Lehre im Bereich der nicht-schuli-
schen politischen Jugend- und Erwachsenenbildung inten-
siviert werden.

+  Gleichzeitig ist die Entwicklung von Strategien zur
Starkung der Medienkompetenz und gegen Hassreden und
die noch intensivere Beriicksichtigung von Chancen und
Herausforderungen der Digitalisierung fiir die Demokratie-
forderung notwendig.

« Digitale Zivilcourage, digitale Teilhabe und Demokratie-
féorderung miissen verstarkt in den Fokus gertickt werden,
um diese Potentiale besser nutzen zu kénnen.
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Zur Erinnerungskultur gehort es auch, sich mit der
Geschichte auseinanderzusetzen und historische Ent-
wicklungen zu betrachten. Aus diesem Grund soll eine
Initiative ,,Baustelle Deutsche Einheit 1990-2000 ent-
stehen, durch welche die Transformationsprozesse nach der
Wiedervereinigung beleuchtet werden sollen.

Die Gestaltung von Vielfalt ist eine wichtige Aufgabe von
Demokratie- und Engagementforderung.

Die Zusammenarbeit zwischen Bund, Lindern und
Kommunen soll in einem geeigneten Format ausgebaut
werden.

Mafnahmen und Instrumente des Bundes:

Die Griindung einer Bundesstiftung fiir Engagement und
Ehrenamt oder einer Service-Agentur entsprechend des
Koalitionsvertrages 2018.

Bemiihungen seitens der betroffenen Ressorts, gesetzliche
Rahmenbedingungen fiir Ehrenamt und biirgerschaft-
liches Engagement nachhaltig zu verbessern, u.a. im
Zuwendungsrecht, Vereinsrecht, Stiftungsrecht, Gemein-
niitzigkeits- und Steuerrecht, sowie eine stirkere Aner-
kennung und Férderung von Engagement und Ehrenamt

Ausbau und Stiarkung des Bundesfreiwilligendienstes (BFD)
und der Jugendfreiwilligendienste (JFD) u.a. durch Bertick-
sichtigung im Hinblick auf eine dem Dienst folgende
Ausbildung.

Neuregelung und Flexibilisierung der gesetzlich geregelten
Freiwilligendienste mit Teilzeitlosungen mit dem Ziel, auch
das Interesse von Zielgruppen zu wecken, die bislang ange-
nommen haben, nicht zu den Adressaten der Freiwilligen-
dienste zu gehoren.

Starkung, Ausbau und Weiterentwicklung der Qualifi-
zierungs- und Fortbildungsangebote fir freiwillig Enga-
gierte: Erweiterung der Moglichkeiten vor Ort und gleich-
zeitig Ausbau tiberregionaler Informationsplattformen zur
starkeren bildungsbezogenen Vernetzung.

Die Arbeit der Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS)
wird fortgesetzt. Entsprechende Aktionsplane werden fort-
gefiihrt und weiterentwickelt.

Die interkulturelle Offnung von Organisationen und Insti-
tutionen soll weiter gestaltet werden. Migrantenorganisa-
tionen und Migrantenselbstorganisationen sollen in diesen
Prozess partnerschaftlich eingebunden und in ihrer weite-
ren Strukturentwicklung unterstiitzt werden.

Die Bundesprogramme zur Demokratieférderung und
Extremismusprévention sollten noch besser verzahnt
werden. Zugleich muss eine enge Verzahnung mit wei-
teren Mafinahmen der politischen Bildung erfolgen. Die
Zusammenarbeit der Bundeszentrale fiir politische Bildung
mit den Landeszentralen fiir politische Bildung bietet fiir
die Bund-Linder-Zusammenarbeit bereits Ankniipfungs-

punkte. Um das Engagement fiir ein demokratisches und
vielféltiges Miteinander nachhaltig zu starken, ist zudem
die Verbesserung rechtlicher Rahmenbedingungen not-
wendig.

Die Forschung - u.a. im Bereich der interkulturellen
Offnung und Teilhabe und des Ehrenamts - soll intensiviert
werden. So kann durch sinnvolle Verkniipfung vorliegender
Daten und das Schliefien von Forschungsliicken zu einer
kontinuierlichen Verbesserung der Datenbasis beigetragen
werden.

Dem kommunalen Ehrenamt kommt eine besondere
Bedeutung zu. Um dieses attraktiv zu halten, miissen
bestehende biirokratische Hiirden beseitigt werden.

Mafdnahmen und Instrumente der Linder:

Einfiihrung bzw. Weiterentwicklung landeseigener
Engagementstrategien und Mafinahmen zur Demokratie-
forderung.

Kinder und Jugendliche sollten in Kindertagesein-
richtungen und den Schulen Demokratie erlernen und
erleben und frithzeitig Moglichkeiten fiir Ehrenamt und
Engagement aufgezeigt bekommen). Neben der Starkung
der politischen Bildung (Schule und Jugend- und Sozial-
arbeit) muss daher auch die demokratische Bildung an den
Schulen auch in Zusammenarbeit mit freien Trigern wei-
ter ausgebaut werden. Dies umfasst Unterrichtsangebote,
Aktivitidten im aufierschulischen Bereich, aber auch die
Mitwirkungs- und Mitbestimmungsméglichkeiten von
Schiilerinnen und Schiilern. Dabei ist immer auch der
Lebensweltbezug mit zu berticksichtigen.

Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir die Arbeit
ehrenamtlicher Biirgermeisterinnen und Biirgermeister
und fiir Stadt- und Gemeinderdte, um lokale Demokratie zu
stirken.

Starkung von Ortsbeiréten.

Mafinahmen und Instrumente der Kommunen:

Zentrale Ansprechpartner fiir Ehrenamt und Biirgerschaft-
liches Engagement in kommunalen und regionalen Behorden.

Ausbau hauptamtlicher Begleitstrukturen fiir das Ehrenamt
in strukturschwachen und landlichen Regionen z. B. auf
kommunaler Ebene, unter Einbeziehung bereits bestehen-
der lokaler und regionaler Ansétze und Institutionen.

Durch mobile Beratungen der Kommunalverwaltungen, fiir
Vereine, Initiativen, Schulen, Jugendeinrichtungen, Kirchen
und Religionsgemeinschaften sowie Parteien sollen diese
gestarkt werden.

Starkung von kommunalen Dialog- und Beteiligungsfor-
maten.

Bereitstellung von Raumlichkeiten fiir Vereine und Initia-
tiven.
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IV. Vorschliage und
Handlungsempfehlungen an die
Kommission Gleichwertige
Lebensverhaltnisse

Die von der FAG im Folgenden vorgeschlagenen Maf3-
nahmen und Empfehlungen fokussieren sich auf gute frithe
Startchancen (Angebote der frithen Bildung, Erziehung und
Betreuung), auf eine gesicherte Daseinsversorgung auf Grund-
lage einer integrierten sozialraumorientierte Planung sowie
Starkung von Ehrenamt, biirgerschaftlichem Engagement und
Demokratieférderung.

Eine erfolgreiche Gestaltung des demografischen Wandels
ist besonders von wirksamen Teilhabenmoglichkeiten der
Menschen und einem starken gesellschaftlichen Zusammen-
halt abhéngig. Handlungserfordernisse bestehen sowohl auf
der strukturellen als auch der persénlichen Ebene.

1. Mitgestaltung des Wohn- und
Lebensumfeldes in einer lebenswerten
Kommune

Zur Gewébhrleistung einer umfassenden und gleichberechtigten
Teilhabe der Bevolkerung, zur Aktivierung der Potenziale zur
eigenverantwortlichen (Mit-)Gestaltung des Lebensumfeldes,
zur Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf sowie zur Stir-
kung der generationentiibergreifenden Zusammenarbeit vor
Ort sollen die Kommunen - sofern nicht bereits vorhanden

- aktiv eigenstidndige und auf sie zugeschnittene Strategien

und Werkzeuge entwickeln. Damit sollen die Folgen des demo-
grafischen Wandels gestaltet und eine nachhaltige Attraktivitit
gesichert werden. Dazu sollen sie u.a.

+ eine integrierte, insbesondere sozialraumliche Bedarfs-
planung durchfihren,

- verlassliche Orte der Begegnung und des Austausches
schaffen bzw. unterstiitzen,

- generationentbergreifendes Wohnen férdern und
unterstiitzen,

- passgenaue Formen der Zusammenarbeit innerhalb der
Verwaltung und zwischen Verwaltungen, Wirtschaft und
Zivilgesellschaft entwickeln,

- Kammererstrukturen, ggfs. mit Beratungs- und Service-
stellen einrichten bzw. dauerhaft unterstiitzen und lokale
sowie ibergreifende Netzwerke fordern,

« einvielfiltiges Engagementangebot und Vereinslebens
sowie Kultur-, Sport und Freizeitmoglichkeiten unter-
stlitzen,

- erforderlichenfalls auch mit externer Hilfe langfris-
tig tragende Strategien und entsprechende Strukturen
entwickeln.
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Lander und Kommunen erarbeiten hierzu entsprechende,
regional- und quartiersdifferenzierte Konzepte.

Der Bund kann beim Austausch und Transfer von Erfahrungen
auf iiberregionaler Ebene unterstiitzend tatig werden.

1.1 Integrierte, sozialriumliche Planung

Auf kommunaler Ebene soll unter Beteiligung aller Akteure
vor Ort und unter Beriicksichtigung der Vielfalt der Lebens-
formen und der sich abzeichnenden Entwicklungen des demo-
grafischen Wandels eine integrierte Sozialraumplanung - auch
rechtskreistibergreifend - durchgefithrt werden.

Diese beinhaltet u.a. die Klarung folgender Fragen:

«  Wo bestehen strategische Defizite und Liicken, etwa
bezogen auf Bedarfsermittlung, Information, Planung und
Vernetzung?

+  Welche finanziellen Ressourcen sind verfiigbar? Kénnen
vorhandene Mittel anders aufgeteilt, Férderprogramme
miteinander verkniipft und Finanzplanungen besser
aufeinander abgestimmt werden?

+  Wo ist mehr Flexibilitit erforderlich, etwa bei der
Umsetzung von Vorgaben?

+ Wo ist eine rechtskreisiibergreifende Zusammenarbeit
angebracht und wo sind Verkniipfungen von Ressourcen
moglich, die auf unterschiedlichen Ebenen verfiigbar sind
(Bundes-, Lainder-, kommunale Ebene, Wirtschaft)?

Hier sollten bereits existierende Erfahrungen tiber
entsprechende Methoden bundesweit zusammengetragen
und weiterentwickelt werden. Die jeweilige Ausgestaltung
soll flexibel sein, d.h. sowohl den ortlichen Gegebenheiten
angepasst als auch mit Potential fiir den Abgleich innerhalb
eines Landkreises oder einer Region. Damit sollen
Synergien fiir grofiere Verwaltungseinheiten generiert und
Doppelungen vermieden werden. Fiir diesen Prozess sollen
Qualifizierungsangebote sowohl fiir die Verwaltung als auch
fir die Zivilgesellschaft angeboten werden.

Einen zunehmenden Stellenwert haben Abstimmungsprozesse
zur besseren zeitlichen Koordination von Erwerbs-,
Betreuungs-, Offnungszeiten von Einrichtungen,

Behorden etc. und dem 6ffentlichen Nahverkehr sowie der
Nahversorgungsangebote.

Zur Unterstitzung des Sozialraummanagements soll, wie von
der 7. Altenberichtskommission vorgeschlagen, die Datenbasis
fir kleine rdumliche Einheiten in Stadten und ldndlichen
Regionen verbessert werden. ,Bund und Lander ... sollen die
Entwicklung eines Indikatoren-System vorantreiben, das

das langfristige Monitoring auf kleinrdumiger Ebene von
Gemeinden (bzw. Gemeindeteilen) ermoglicht %

207 Altenbericht; Deutscher Bundestag 18. Wahlperiode; Drucksache 18/10210; S. 288; Erste Ansétze liefert das Monitoring ldndlicher Rdume durch das Thinen-Institut fir landliche Rdume(TI)

im Auftrag des BMEL https://www.thuenen.de/de/lr/projekte/monitoring-laendliche-raeume/.
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1.2 Kiimmererstrukturen, Beratungs- und Service-
stellen sowie lokale Netzwerke

In mehreren Férderprogrammen, insbesondere in der Inte-
grierten Landlichen Entwicklung, gibt es auf der lokalen Ebene
Personen, die Informations-, Beratungs-, Koordinierungs- und
sonstige Unterstiitzungsfunktionen wahrnehmen. Solche
K@mmerer, Lotsen und Quartiersmanager haben sich bewihrt.
Kimmererstrukturen sollen méglichst in allen Regionen und
Orten/Quartieren mit besonderem Unterstiitzungsbedarf
eingefihrt, ggfs. ausgeweitet und, wo sich dieses anbietet, mit-
einander verkniipft werden.

Die Linder sollen dazu regionale Qualifizierungs- und
Vernetzungsmafnahmen anbieten. Die Kommunen sollen

die Beteiligung der Kimmerer in die integrierte Sozialraum-
planung und die lokale Vernetzung sicherstellen. Der Bund soll
diese Prozesse im Rahmen seiner Zustdndigkeiten begleiten.

Der Bund prift den Einsatz von Bundesfreiwilligendienst-
leistenden (BUFDis) zur Unterstiitzung von Kommunen in
Netzwerken auf kommunaler Ebene. Die Linder priifen eine
flankierende Unterstiitzung, etwa durch ,Netzwerk-Pauscha-
len“2

Eine wichtige Schnittstellenfunktion haben integrierte bzw.
integrierende Beratungs- und Servicestellen sowie lokale Netz-
werke, die in unterschiedlichen Bereichen tétig sein konnen,
z.B. zu Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf, Mobilitat
und Barrierefreiheit, Jugend-, Familien- und Seniorenarbeit,
Gleichstellungs- und Genderfragen, Verbraucherrechte,
kulturelles sowie ehrenamtliches und biirgerschaftliches
Engagement.

In den meisten Kommunen kann auf vorhandene Struktu-

ren zuriickgegriffen werden. Gute Erfahrungen aus Forder-
programmen (Stidtebauférderung/Soziale Stadt; Jugend
starken im Quartier, Verbraucher stirken im Quartier, Bildung,
Wirtschaft, Arbeit im Quartier - BIWAQ, Mehrgenerationen-
héuser, Maflnahmen der Integrierten Lindlichen Entwicklung
(GAK Forderbereich 1), Programm LEADER, Lokale Allianzen
fiir Menschen mit Demenz; Lokale Biindnisse fiir Familien,
Investitionspakt Soziale Integration im Quartier etc. sowie wei-
tere Bundes- und zahlreiche Landesprogramme) sollten besser
ausgetauscht und genutzt werden. Die Koordination der unter-
schiedlichen Akteure ist sicherzustellen.

Die Kommunen kénnen im Hinblick auf einen strategischen
integrierten Ansatz u.a. auf Erfahrungen aus dem Programm
Demografiewerkstatt Kommune (DWK) zurtickgreifen.

Zur Umsetzung der vorgenannten Empfehlungen wird die
Priifung insbesondere gesetzgeberischer Mafinahmen vorge-
schlagen, damit Kommunen méglichst flichendeckend - Giber
die bestehenden Ansitze in der GAK (Integrierte Landliche Ent-
wicklung) und der Stiadtebauférderung hinaus - eine fundierte
und regelméfige Bedarfsermittlung als Planungsgrundlage
einer integrierten Sozialraumplanung durchfithren. Fiir den
landlichen Raum kénnte eine um die Landliche Entwicklung
erweiterte GAK hilfreich sein.

Der Bund, die Lander und die Kommunen verstidndigen sich
uber die grundlegenden Strukturen und Bedarfe der Kultur-
forderung, die einen strukturellen Beitrag zur Sicherung der
Gleichwertigkeit der Lebensverhiltnisse leistet sowie iber
zusitzliche Mafinahmen. Ziel muss es sein, durch erginzende
Instrumente und Forderstrukturen die jeweilige Kultur-
entwicklung vor Ort zu férdern und zeitgeméf} auszubauen.
Dies gilt auch fiir die Forderung des Ausbaus der digitalen
Infrastruktur sowie der Entwicklung digitaler Kulturangebote.

1.3 Generationeniibergreifendes Wohnen und
verlissliche Orte der Begegnung sowie des
nachbarschaftlichen Austausches

Eine moglichst flichendeckende Forderung neuer Wohn- und
Versorgungsformen im Quartier/Ort sollte umfassen:

« Beratung, Begleitung und Unterstlitzung neuer Wohn- und
Versorgungsformen (von der Planung bis zur Realisierung);

+ Sicherstellung von Angeboten der Nahversorgung
(z.B. Dorfladen)

+ Forderung von Gemeinschaftsriumen und -flichen, die

« ein Miteinander der Bewohnerinnen und Bewohner
sowie multifunktionale Nutzungen ermoglichen und

+ nachbarschaftliche Kontakte unterstiitzen
(Begegnungsstitten mit Teilhabe- und Teilnahme-
angeboten auch fiir das Quartier, z.B. Nachbarschafts-
und Dorfcafés, Kultureinrichtungen, Rdume fiir Ver-
anstaltungen und Vereine, Vortrége etc.)

« Angebote der Pflege und Gesundheitsdienstleistungen
integrieren konnen (z.B. ambulante Pflegedienste,
Tagespflegeeinrichtung, ambulant betreute WG, Pflege-
wohnungen fiir temporares Wohnen nach Kranken-
hausaufenthalt, Gistewohnungen).

Weiterhin wird empfohlen, verlassliche Orte der Begegnung
und des nachbarschaftlichen Austausches zu schaffen bzw.
auszuweiten.

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels sollen
die Verwaltungen in strukturschwécheren Regionen auch mit
externer Beratung darin unterstiitzt werden, die jeweiligen
demografischen Entwicklungen zu analysieren und tragfihige
Loésungen zu entwickeln. Tragfahig heif’t, dass sowohl inner-
halb der Verwaltung als auch zwischen Verwaltungen unter-
schiedlicher Gebietskdrperschaften und unter Einbeziehung
von Wirtschaft und Zivilgesellschaft sowohl in der sozialen
Daseinsvorsorge als auch in anderen strukturverbessernden
Politikfeldern Prozesse und Strategien fiir die Zukunftsfihig-
keit einer Region entwickelt werden.

Nicht nur Erfahrungen aus dem Projekt ,,Demografiewerkstatt
Kommunen“ belegen, dass bestehende best practices und die
verschiedenen Férderprogramme von der Landesebene bis zur
EU-Ebene nicht in jeder Kommune bekannt sind. Durch einen
externen Beratungspool kénnen diese Kommunen darin unter-

! Nicht alle Einsatzstellen konnen die Kosten tragen, die tiber die Bundesférderung hinausgehen. Hier wire eine ergdnzende, moglichst pauschale Férderung durch die Liander zu priifen.
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stiitzt werden, auf der Basis eines strategischen Konzepts als
Vorleistung und durchaus mit Wettbewerbscharakter befristet
Unterstiitzung durch externe Beratung zu bekommen bei den
ersten Umsetzungsschritten ihrer Strategie zur Gestaltung der
Folgen des demografischen Wandels vor Ort.

Durch den Ausbau des Projekts ,Demografiewerkstatt Kommu-
nen“bzw. der Ubernahme seiner Projektstruktur in der Fliche
konnen unterschiedlich grofRe Verwaltungseinheiten (von
Quartieren bis zu Landkreisen/Regionen) eigene passgenaue
Ideen entwickeln und als ,Werkzeuge*“ standardisieren und
anderen zur Verfiigung stellen. Eine entsprechende Datenbank
wiirde diese Anstrengungen flankieren.

2. Bildung, Erziehung und Betreuung

Derzeit ist die finanzielle Ausgestaltung des Gesetzes zur Wei-
terentwicklung der Qualitat und zur Teilhabe in der Kinderta-
gesbetreuung bis 2022 geregelt:

- Erforderlich ist eine Verstetigung der Mittel tiber 2022
hinaus. Fur die Verstetigung sollen bis dahin vorliegende
Erkenntnisse aus dem Monitoring berticksichtigt werden.

Der Rechtsanspruch auf qualitativ hochwertige Ganztagsbil-
dung bzw. -betreuung von Kindern im Grundschulalter wird
zeitnah realisiert:

»  Abdem Jahr 2025 wird, wie im Koalitionsvertrag vereinbart,
ein individueller Rechtsanspruch auf ein Ganztagsangebot
im Grundschulalter gelten. Dies tragt zu einer gezielteren
Forderung aller Kinder sowie zu einer besseren Vereinbar-
keit von Familie und Beruf bei. Die Rahmenbedingungen
miissen noch zwischen Bund und Lindern ausgehandelt
werden. Dabei wird der Bund sicherstellen, dass insbe-
sondere der laufenden Kostenbelastung der Kommunen
Rechnung getragen wird.

- Die Liander unterstiitzen dieses Bemiihen ebenso wie die
beteiligungsorientierte qualitative Weiterentwicklung der
Ganztagsangebote. Die Kommunen entwickeln gemein-
sam mit Kindern, Eltern, Tragern und padagogisch Titigen
Konzepte zur Steigerung der Qualitit ganztigiger Bildungs-
und Betreuungsangebote.

Mit und fir Jugendliche und junge Erwachsene sind struktur-
schwache Gebiete in ldndlichen Regionen und in benach-
teiligten stadtischen Rdumen zu starken:

+ Angebote der Jugendarbeit als soziale Infrastruktur miissen
auch in strukturschwachen Gebieten ausreichend abge-
sichert sein. Angebote der offenen Jugendarbeit und des
erzieherischen Jugendschutzes zielen auf die Starkung der
individuellen, sozialen und kulturellen Kompetenz von
Kindern und Jugendlichen und somit der Erweiterung ihrer
Handlungsfihigkeit und Handlungsermachtigung. Als Ort
der auflerschulischen Bildung wird ein Raum far positive
soziale Beziehungen, aktive Mitgestaltung und Partizi-
pation sowie eigenstindiges Handeln und Wirken eréffnet.

Angebote der Jugendarbeit, des erzieherischen Jugend-
schutzes, der Jugendsozialarbeit, insbesondere Schulsozial-
arbeit tragen auch im stiddtischen Raum dazu bei, jungen
Menschen aus Armutslebenslagen Zukunftschancen zu
offnen, die ihnen aufgrund struktureller, gesundheitlicher,
sozialer oder 6konomischer Benachteiligungen sonst ver-
schlossen blieben. In integrativen und praventiven Arbeits-
ansitzen der Jugendforderung wirkt die Jugendfdrderung
gezielt auf die die Starken und das Selbstbewusstsein von
Kindern und Jugendlichen um Defizite und Risiken ihrer
Lebenslagen tiberwinden zu helfen.

Die Angebote der Familienhilfe stirken die Eltern in der
erzieherischen Kompetenz.

Durch das Starke-Familien-Gesetz (StaFamG) werden
Familien mit niedrigen Ein-kommen kinftig durch den
Kinderzuschlag besser unterstiitzt. Die Entwicklungen gilt
es weiter zu begleiten und gegebenenfalls nach-zusteuern.
Kinder und Jugendliche miissen ganzheitlich geférdert
werden. Dies gilt insbesondere auch fiir Kinder und Jugend-
liche aus Einelternfamilien. Perspektivisch notwendig

ist eine einheitliche Leistung, die Kinderarmut wirklich
bekdmpft und die soziale und kulturelle Teilhabe von
Kindern und Jugendlichen verbessert.

Stiarkung junger Menschen beim Ubergang von der Schule
in Ausbildung und Beruf: Jugendliche sollen sich frithzeitig
orientieren konnen, welche Moglichkeiten ihnen vor Ort
auf dem Ausbildungsmarkt zur Verfiigung stehen. Es bedarf
eines besonderen Engagements von Unternehmen, um
berufliche Perspektiven insbesondere in strukturschwa-
chen und landlichen Orten aufzuzeigen.

Starkung der Ausbildungschancen fiir sozial und
individuell benachteiligter Jugendlicher.

Durch jugendgerechte Beteiligungsformate in den
kommunalpolitischen Strukturen soll die Teilhabe junger
Menschen spiirbar verbessert werden.

Ausbau bzw. Erhalt dezentraler Schulstandorte sowie guter,
auf die Schulzeiten ab-gestimmte Mobilitidtsangebote, aber
auch Online-Lernangebote an Schulen und Hochschulen.

Gemeinsam werden besondere Angebote des internatio-
nalen Jugendaustauschs von Jugendwerken und Koordi-
nierungsstellen fiir junge Menschen aus Stadt und Land
angeboten und Projekte fiir grenziiberschreitende Jugend-
mobilitdt auch in landlichen Regionen entwickelt.

Die Nutzung der Leistungen und Angebote der Kinder- und
Jugendhilfe soll allen Kinder und Jugendlichen wohn-
ortnah erméglicht werden. Dazu soll insbesondere auch
die Digitalisierung in der Kinder- und Jugendhilfe aus-
gebaut werden, um den Zugang zu diesen Angeboten zu
verbessern.
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Fiir eine gute Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur fiir Kin-
der und Jugendliche und weitere Angebote fir junge Menschen
miissen die notwendigen Fachkrifte gewonnen und durch
attraktive Arbeitsbedingungen gehalten werden:

+ Die Liander tragen entsprechend ihrem im Mai 2018 auf
der Jugend- und Familienministerkonferenz formulierten
Ziel bis 2025 dafiir Sorge, die schulgeldfreie und vergiitete
praxisintegrierte Erzieherinnen- und Erzieherausbildung
auszuweiten und tarifvertraglich zu regeln.

+ Sie prifen auflerdem, wie Kapazititen bei Lehrkréften,
Sozialpddagoginnen und Sozialpddagogen und Fachschulen
flir Sozialpadagogik erweitert und die Griindung von
Fachschulen erleichtert werden kann, damit insb. in
Regionen, in denen diese Lernorte bisher unterreprisentiert
sind, mehr Moglichkeiten geboten werden kdnnen, um
Erzieherinnen und Erzieher auszubilden.

+ Sie prifen auferdem Notwendigkeiten und Moglichkei-
ten fiir fachliche Weiterbildungen und Entwicklung, um
Erzieherinnen und Erzieher fiir die Arbeit mit Kindern im
Grundschulalter vorzubereiten und so die Umsetzung des
geplanten Rechtsanspruchs bestmdoglich zu flankieren.

« Sie prifen Moglichkeiten zur Attraktivitdtssteigerung der
Arbeitsbedingungen und des beruflichen Status im Bereich
der Kindertagesbetreuung, um den Verbleib qualifizierter
Fachkrifte im Beruf zu fordern.

3. Engagement, Ehrenamt und
Demokratieférderung

Die Facharbeitsgruppe 6 empfiehlt

- entsprechend der Empfehlung der
Sachverstindigenkommission fiir den Zweiten
Engagementbericht die verfassungsrechtlichen
Grundlagen und Méglichkeiten einer Finanzierung der
Infrastrukturférderung von Engagement zu analysieren;

« den Auf- und Ausbau wohnortnaher hauptamtlicher
Begleitstrukturen sowie digitale Angebote zur
Erleichterung des biirgerschaftlichen Engagements und des
Ehrenamtes;

- ankniipfend an bestehende Instrumente der lindlichen
Entwicklung weitergehende Moglichkeiten der Férderung
von Mafinahmen zur Stiarkung des blirgerschaftlichen
Engagements und des Ehrenamtes zu priifen;

« Engagement-, Ehrenamts- und Demokratieférderung
durch abgestimmte Strategien und gemeinsame
Maf nahmen von Bund, Lindern und Kommunen unter
Berticksichtigung foderaler Zustindigkeiten zu verfolgen
und dazu gemeinsame Vereinbarungen abzuschliefien;

+ die Verbesserung von rechtlichen und finanziellen
Rahmenbedingungen im Bereich der Engagement-,
Ehrenamts- und Demokratieférderung insbesondere in
strukturschwachen Regionen, um das Engagement von
Menschen sowie dessen Anerkennung weiter zu stirken;

+ die Vereinfachung des Zuwendungs- und des Gemein-
niitzigkeitsrechts.

Der Bericht wurde in der Sitzung am 26.04.2019 angenommen und
als Empfehlung an die Kommission Gleichwertige Lebensverhéltnisse
verabschiedet. Abweichende Voten und Stellungnahmen sind in der
Anlage aufgeftihrt bzw. im Protokoll der Sitzung aufgenommen.

131



«

132 Bericht der Facharbeitsgruppe 6 , Teilhabe und Zusammenhalt der Gesellschaft

Anlagen

Die FAG , Teilhabe und Zusammenbhalt der Gesellschaft“ wurde
geleitet von Herrn MD Prof. Dr. Matthias von Schwanenfliigel;
Abteilungsleiter im BMFSFJ (Vorsitz) und Frau Petra Lotzkat,
Staatsritin, Behorde fiir Arbeit, Soziales, Familie und Inte-
gration, Hamburg sowie Herrn Uwe Liibking, Beigeordneter
Deutscher Stiadte- und Gemeindebund (Co-Vorsitzende).

Die FAG tagte am 26.09.2018 in Berlin; am 30.10.2018 in

Berlin; am 19.11.2018 in Dresden unter Beteiligung der Staats-
sekretdrin im Sachsischen Staatsministerium fiir Soziales und
Verbraucherschutz, Frau Regina Kraushaar; am 17.01.2019

in Potsdam unter Teilnahme von Frau Bundesministerin Dr.
Franziska Giffey und Herrn Oberbiirgermeister Mike Schubert;
am 27.02.2019 in Berlin; am 02.04.2019 in Berlin und am
26.04.2019 in Berlin.

Die Zivilgesellschaft wurde einbezogen in Sitzungen von eigens
gegriindeten Unterarbeitsgruppen mit Mitgliedern aus der FAG
und aus der Zivilgesellschaft. Diese tagten am 05.11.2018 und
11.01.2019. Am 14.03.2019 fand in gleicher Zusammensetzung
ein ,Forum Zivilgesellschaft” statt.

In der FAG waren vertreten:

Bundesministerien: BMFSFJ (Federfiihrung), BMI, BMEL,
BMWi (Beauftragter der Bundesregierung fiir die neuen
Lander), BMJV, BMG, BMAS, BMVg, Beauftragte der
Bundesregierung fiir Kultur und Medien (BKM);

Das Bundeskanzleramt nahm als Gast an den Sitzungen teil.

Linderressorts: Baden-Wirttemberg - Ministerium fiir Soziales
und Integration; Bayern - Bayerisches Staatsministerium

ftir Familie, Arbeit und Soziales; Bremen - Senat fiir Soziales,
Jugend, Frauen, Integration und Sport; Mecklenburg-
Vorpommern - Ministerium fiir Soziales, Integration und
Gleichstellung; Niedersachsen - Ministerium fir Wissenschaft
u. Kultur; Nordrhein-Westfalen - Ministerium fiir Kinder,
Familie, Flichtlinge und Integration; Rheinland-Pfalz -
Ministerium fiir Familie, Frauen, Jugend, Integration und
Verbraucherschutz; Sachsen - Staatsministerium fiir Soziales
und Verbraucherschutz; Sachsen-Anhalt - Staatskanzlei u.
Ministerium fiir Kultur; Schleswig-Holstein - Ministerium fiir
Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren; Thiiringen
- Thiiringer Staatskanzlei (TSK), Vertretung des Freistaats
Thiiringen beim Bund

Kommunen: Deutscher Stidtetag; Deutscher Stidte- und
Gemeindebund; Deutscher Landkreistag
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Protokollerklirungen:

Der Freistaat Sachsen gibt folgende Protokollerkliarung fir den
Bereich ,Bildung, Erziehung und Betreuung*® ab:

Fir den Freistaat Sachsen bildet im Bereich frithkindliche
Bildung, Erziehung und Betreuung die an Qualititskriterien
orientierte und bedarfsgerechte Weiterentwicklung den
politischen Schwerpunkt. Vor dem Hintergrund der foderalen
Kompetenzzuordnung werden Aussagen des Papiers zu
sozialpolitischen Mafinahmen wie z.B. der flichendeckenden
Betragsfreiheit so nicht mitgetragen.

Aus Sicht des Freistaates Sachsen enthilt der vorliegende
Entwurf zudem fir den Bereich ,,Bildung, Erziehung und
Betreuung“ Aussagen und Empfehlungen mit weitreichenden,
langfristigen finanziellen Auswirkungen fiir Linder und
Kommunen, die nicht tiberblickbar sind und fiir die keine
Haushaltsvorsorge getroffen ist bzw. mit denen dem
Landesgesetzgeber u. U. vorgegriffen wird.

Abgelehnt wird zudem, dass fir den Bereich ,,Umsetzung des
Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter”
Aussagen und Empfehlungen formuliert werden, die den
aktuellen Verhandlungsstand nicht abbilden und moglichen
Ergebnissen der derzeit laufenden Verhandlungen zwischen
den Liandern (JFMK/KMK) und dem Bund vorgreifen.

Das Land Baden-Wiirttemberg lehnt folgende Aussage im
Bericht ab.

Far den landlichen Raum kénnte eine um die Landliche
Entwicklung erweiterte GAK hilfreich sein.
(Zeilen 822 - 823)

Das Bayerische Staatsministerium fiir Familie, Arbeit und
Soziales hat in der Abschlusssitzung der Facharbeitsgruppe 6
am 26.04.2019 dem Bericht der Facharbeitsgruppe ,Teilhabe
und Zusammenhalt der Gesellschaft ausschlieflich unter der
Mafdgabe zugestimmt, dass folgende Protokollnotizen diesem
Bericht beigefiigt und insgesamt an die KomGL tibersandt
werden:

Protokollnotiz 1;

Zeilennummern 300 - 301

Bayern fordert die Streichung des Satzes ,Neben den
zustdndigen Lindern und Kommunen kann auch der Bund
hier unterstitzend téitig werden, da der bundespolitische
Hintergrund dieser Formulierung nicht eindeutig und deren
Tragweite nicht abschitzbar ist.

Protokollnotiz 2;

Zeilennummer 545

Bayern lehnt die Forderung nach einheitlichen Standards
und damit auch die aktuelle Formulierung im Text ab.
Deshalb fordert Bayern die Streichung der Worte ,,in Richtung
verbindlicher Standards.”

Protokollnotiz 3;

Zeilennummern 547 - 548

Bayern lehnt die aktuelle Formulierung im Text ab und fordert
die Worte ,bis hin zur Gebiihrenfreiheit” zu streichen, da diese
Formulierung suggeriert, dass die Gebtihrenfreiheit letztlich
am Ende des Prozesses stehen muss. Dies wird von Bayern in
dieser Pauschalitit abgelehnt.

Protokollnotiz 4;

Zeilennummern 911 - 913

Bayern lehnt die aktuelle Formulierung im Text ab und hilt
eine Umformulierung im Kontext des Starke-Familien-Gesetz
fiir erforderlich, da sie eine Forderung nach Einfiihrung einer
Kindergrundsicherung nach sich ziehen kann, die von Bayern
abgelehnt wird.
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Facharbeitsgruppe ,, Teilhabe und Zusammenhalt der Gesellschaft®

Zentrale Aussagen und Empfehlungen

Die Bundesregierung hat in ihrem Einsetzungsbeschluss fiir die Bildung der Kommission ,,Gleichwertige Lebensverhaltnisse”
festgehalten, dass das Zusammenleben und der gesellschaftliche sowie kulturelle Zusammenhalt in Deutschland einer guten und
soliden Grundlage und fairen Chancen auf Teilhabe fiir alle Biirgerinnen und Biirger im gesamten Bundesgebiet bediirfen. Die
Facharbeitsgruppe (FAG) 6 ,Teilhabe und Zusammenhalt der Gesellschaft“ der Kommission ,,Gleichwertige Lebensverhéltnisse“ hat
sich daher mit den Rahmenbedingungen ,fiir eine teilhabeorientierte solidarische Gesellschaft beschéftigt und Vorschlage fiir das
Zusammenleben von Jung und Alt in den Kommunen in ganz Deutschland sowie die Forderung des ehrenamtlichen Engagements
vor Ort“vorgelegt.

Neben den beteiligten Bundesressorts, den Vertreterinnen und Vertretern der Linder und der Kommunalen Spitzenverbande war
es deshalb sehr wichtig, Vertreterinnern und Vertreter der Zivilgesellschaft in den Diskussionsprozess einzubinden. In die von der
FAG vorgeschlagenen Mafnahmen und Empfehlungen sind daher auch Ideen aus der Zivilgesellschaft eingeflossen.

Die FAG 6 hat sich in ihrer Arbeit mit den Themenschwerpunkten
- Wohn- und Lebensumfeld in einer lebenswerten Kommune

- Bildung, Erziehung und Betreuung

+ Engagement, Ehrenamt und Demokratieférderung
beschiftigt.

Im Ergebnis ihrer Arbeit legt die FAG folgende Handlungsempfehlungen vor:
Wohn- und Lebensumfeld in einer lebenswerten Kommune

Ein gutes Zusammenleben aller Generationen erstreckt sich auf verschiedene Bereiche und Handlungsfelder wie Wohnen und
Wohnumfeld, Soziale- und Gesundheitsdienste, Unterstiitzung bei Erziehung und héuslicher Pflege, Vereinbarkeit von Familie,
Pflege und Beruf (Erwerbs- und Privatleben), familienbewusste Lebens- und Arbeitszeitbedingungen, auferschulische Jugend-
arbeit, Nahversorgung, Mobilitit, Bildung, Kultur, Sport, Freizeit, Religionsausiibung, Orte der Begegnung, Hilfe in Notsituationen,
Verbraucherschutz und Verbraucherberatung, Informationen und Beratung zu sonstigen vorhandenen Angeboten, Zugang zu
(Familien-) Leistungen sowie die Integration von Zugewanderten.

Kimmerern, Quartiersmanagern und Moderatoren von Entwicklungsprozessen kann eine zentrale Rolle bei der raumlich-struk-
turellen und der personellen Vernetzung an der Schnittstelle zwischen Zivilgesellschaft und Verwaltung sowie ggfs. der Wirtschaft
zukommen.

Auf kommunaler Ebene soll unter Beteiligung aller Akteure vor Ort und unter Berticksichtigung der Vielfalt der Lebensformen
und der sich abzeichnenden Entwicklungen des demografischen Wandels eine integrierte Sozialraumplanung - auch rechtskreis-
ubergreifend - durchgefiihrt werden. Kimmererstrukturen sollen méglichst in allen Regionen und Orten/Quartieren eingeftihrt,
ggfs. ausgeweitet und, wo sich dieses anbietet, miteinander verkniipft werden.

Es wird die Priifung insbesondere gesetzgeberischer Maffnahmen vorgeschlagen, damit Kommunen méglichst flichendeckend

- Uiber die bestehenden Ansitze in der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Kiistenschutz GAK (Integrierte Landliche Ent-
wicklung) und der Stadtebauférderung hinaus - eine fundierte und regelmafige Bedarfsermittlung als Planungsgrundlage einer
integrierten Sozialraumplanung durchfihren. Fir die landlichen Raume kénnte eine um die ldndliche Entwicklung erweiterte
GAK hilfreich sein.

Generationeniibergreifendes Wohnen und verléssliche Orte der Begegnung sowie des nachbarschaftlichen Austausches sollen
unterstitzt und geférdert werden. Bildungs-, Kultur-, Sport- und Freizeitangebote sind inklusiv und fr alle zugénglich auszu-
richten, um zu einem lebendigen, generationeniibergreifenden Miteinander beizutragen. Durch ergidnzende Instrumente soll die
jeweilige Kulturentwicklung vor Ort geférdert und zeitgemif ausgebaut werden.
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Bildung, Erziehung und Betreuung

Fiir eine dynamische, chancengerechte und teilhabeorientierte Gesellschaft sowie fir die Gewihrleistung gleichwertiger
Lebensverhiltnisse ist der Zugang zu Bildung in allen Lebensphasen eine zentrale Voraussetzung. Derzeit ist die finanzielle
Ausgestaltung des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualitdt und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung bis 2022 geregelt.
Erforderlich ist eine Verstetigung der Mittel tiber 2022 hinaus. Fiir die Verstetigung sollen bis dahin vorliegende Erkenntnisse aus
dem Monitoring beriicksichtigt werden.

Der Rechtsanspruch auf gute Ganztagsbildung bzw. -betreuung von Kindern im Grund-schulalter wird zeitnah realisiert.

Ab dem Jahr 2025 wird, wie im Koalitionsvertrag vereinbart, ein individueller Rechtsanspruch auf ein Ganztagsangebot im
Grundschulalter gelten. Die Rahmenbedingungen miissen noch zwischen Bund und Lindern ausgehandelt werden. Dabei wird
der Bund sicherstellen, dass insbesondere der laufenden Kostenbelastung der Kommunen Rechnung getragen wird.

Die Lander unterstiitzen dieses Bemiihen ebenso wie die beteiligungsorientierte qualitative Weiterentwicklung der
Ganztagsangebote. Die Kommunen entwickeln gemeinsam mit Kindern, Eltern, Tragern und padagogisch Tatigen Konzepte zur
Steigerung der Qualitit ganztégiger Bildungs- und Betreuungsangebote.

Mit und fiir Jugendliche und junge Erwachsene sind strukturschwache Gebiete in ldndlichen Regionen und in benachteiligten
stddtischen Rdumen zu stirken.

Fiir eine gute Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur fiir Kinder und Jugendliche und weitere Angebote fiir junge Menschen
miissen die notwendigen Fachkrifte gewonnen und durch attraktive Arbeitsbedingungen gehalten werden.

Die Lander tragen entsprechend ihrem im Mai 2018 auf der Jugend- und Familienministerkonferenz formulierten Ziel bis
2025 dafiir Sorge, die schulgeldfreie und vergiitete praxisintegrierte Erzieherinnen- und Erzieherausbildung auszuweiten und
tarifvertraglich zu regeln.

Engagement, Ehrenamt und Demokratieférderung

Biirgerschaftliches und ehrenamtliches Engagement fiir das Gemeinwesen und Demokratieférderung sind als Einladung zu
verstehen, unser demokratisches Gemeinwesen aktiv mitzugestalten. Zur Starkung der gleichwertigen Lebensverhéltnisse gehort
deshalb auch, vor Ort die Rahmenbedingungen fiir die lokale Demokratie zu stirken und das Vertrauen in die Demokratie zu
fordern.

Die verfassungsrechtlichen Grundlagen und Moglichkeiten einer Finanzierung der Infrastrukturférderung von biirgerschaftliches
Engagement und Ehrenamt sollen analysiert werden.

Wohnortnahe hauptamtliche Begleitstrukturen sowie digitale Angebote des blirgerschaftlichen Engagements und des Ehrenamtes
sollen auf- und ausgebaut werden.

Ankniipfend an bestehende Instrumente der lindlichen Entwicklung sollen weitergehende Moglichkeiten der Férderung von
Mafdnahmen zur Stirkung des biirgerschaftlichen Engagements und des Ehrenamtes gepriift werden.

Die rechtlichen und finanziellen Rahmenbedingungen im Bereich der Engagement- und Demokratieférderung sollen
insbesondere in strukturschwachen Regionen verbessert werden, um das Engagement von Menschen sowie dessen Anerkennung
weiter zu stirken.

Die Vereinfachung des Zuwendungs- und des Gemeinniitzigkeitsrechts soll gepriift werden.
Durch abgestimmte Strategien und gemeinsame Mafinahmen von Bund, Lindern und Kommunen sollen unter Beriicksichtigung

foderaler Zustindigkeiten Engagement-, Ehrenamts- und Demokratiefdrderung erfolgen und dazu gemeinsame Vereinbarungen
abgeschlossen werden.
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